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1

Einleitung

Das Bild des Staatsanwalts1 und der Umfang seines Aufgabengebiets werden in 
Deutschland vorwiegend durch sein Auftreten in der Hauptverhandlung ge-
prägt.2 Im Strafprozess agiert nach der Vorstellung vieler Bürger eine mit Ho-
heitsbefugnissen ausgestattete Person, deren primäres Ziel es zu sein scheint, 
den Angeklagten einer Straftat zu überführen und dessen Verurteilung zu errei-
chen. Dieser Eindruck wird durch eine undifferenzierte und effektvolle Medien-
landschaft verstärkt.3 In zahlreichen Ausstrahlungen, den sogenannten „Richter-
sendungen“, treten „Staatsanwälte“ auf, die von der Schuld des Täters derart ü-
berzeugt sind, dass ihnen erst in der Hauptverhandlung durch das spektakulär 
inszenierte Auftreten eines Entlastungszeugen die vermeintliche Wahrheit of-
fenbar wird. Dem Staatsanwalt bleibt in diesen Fällen nur die unbefriedigende 
Beantragung eines Freispruchs übrig. Der Zuschauer hat das Gefühl, dass sich 
die Staatsanwaltschaft eine Niederlage eingestehen müsse.4 Diese Darstellung 
wirft die Frage auf, warum der Staatsanwalt bei seinen eigenen Ermittlungen 
nicht auf den Entlastungsbeweis, den sich schuldig bekennenden Zeugen oder 
das vermeintliche Alibi gestoßen ist, und warum es zu einer unnötigen Haupt-
verhandlung kommen musste, wenn die Täterschaft des Angeklagten im Ergeb-
nis eindeutig verneint werden konnte.  

Die Beispiele aus dem Alltag der deutschen Unterhaltungsmedien sind regelmä-
ßig übertrieben. Dennoch spiegeln sie ein vorhandenes Bild der Staatsanwalt-
schaft in der Bevölkerung wieder, zu dem auch reale Begebenheiten ihren Bei-
trag geleistet haben, um ein verzerrtes Abbild der staatsanwaltlichen Tätigkeit 
zu schaffen. Nicht nur der in der Öffentlichkeit stehende Politiker in der Partei-
spendenaffäre und der prominente Fußballtrainer bzw. Talkmaster in einem Ver-
fahren wegen Drogenmissbrauchs leiden unter dem zuweilen voreiligen Verhal-
ten einer „pflichtbewussten“ Staatsanwaltschaft. Auch der einzelne Bürger oder 
Journalist gerät von Zeit zu Zeit ungerechtfertigt in die Mühlen eines Ermitt-

                                           
1 Im Folgenden wird der Begriff „Staatsanwalt“ aus sprachlichem Opportunismus synonym sowohl für 

die weiblichen als auch für die männlichen Vertreter der Behörde „Staatsanwaltschaft“ gebraucht. 
2 Zum öffentlichen Ansehen der Justiz allgemein Glauben, in: DRiZ 1996, 217ff. 
3 Zum Bild der Justiz in den „Gerichtsshows“ vgl. Gerhardt, in: ZRP 2003, 68; Huff, in: ZRP 2003, 

68; Steiner, in: ZRP 2003, 245ff.; Pletter, in: Süddeutsche Zeitung vom 19.08.2003, S. 19. 
4 Schünemann, in: StV 2000, 159 (163) konstatiert, dass „der Staatsanwalt häufig selbst dann noch 

Verurteilung zu beantragen pflegt, wenn er bereits nach allgemeiner Einschätzung auf verlorenem 
Posten steht“. 
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lungsverfahrens, in dem er sich mal einem extrem forschen und dann wieder ei-
nem zögerlichen Beamten der Strafverfolgungsbehörde gegenüber sieht.5

Es prägt sich das Bild des „schneidigen, forschen, scharfen“6 und „erbarmungs-
losen Jägers“7 des Staates in den Köpfen der Betroffenen ein. Bei Gericht fällt 
immer wieder die Metapher der „Kavallerie der Justiz – schneidig aber dumm“8.
Dadurch generiert sich ein Bild in der Bevölkerung, das Angst und Voreinge-
nommenheit gegenüber einer Behörde schafft, die eingeführt wurde, um diese 
Angst vor einseitiger staatlicher Strafverfolgung zu mindern und dem Betroffe-
nen eine obrigkeitliche Hilfe im Strafverfahren zur Seite zu stellen, die auf die 
Berücksichtigung seiner Rechte und die Rechtmäßigkeit des gesamten Verfah-
rens zu achten hat. Die Aufmerksamkeit der Staatsanwaltschaft konzentriert sich 
jedoch häufig auf die beim Beschuldigten sichtbar werdenden belastenden Ver-
dachtsmomente, so dass dieser den Staatsanwalt als seinen Gegner ansieht und 
demzufolge zurückhaltend und unkooperativ agiert.9 Sofern der Erfolg oder 
Misserfolg des staatsanwaltlich geführten Ermittlungsverfahrens ausschließlich 
an der späteren Verurteilung des Angeklagten gemessen wird, kommt der ei-
gentlichen Aufgabe dieser Institution nicht die notwendige Beachtung zu.10 Der 
Zweck ihres Bestehens und ihres Handelns werden verkannt. 

Die Darstellung und Wahrnehmung der staatsanwaltlichen Ermittlungsarbeit in 
der Öffentlichkeit entsteht nicht allein aus Ignoranz oder einseitiger Medienprä-
senz. Die Staatsanwaltschaften tragen selbst ihren Teil dazu bei, dass sie in der 
Bevölkerung mit gemischten Gefühlen betrachtet werden.11 Eine Erhebung der 
Anklage kann für den Beschuldigten einen irreparablen, existenziellen Schaden 
bedeuten, selbst wenn er in einer späteren Hauptverhandlung freigesprochen 

                                           
5 Biener, Beiträge, S. 142f.; von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 25; Süddeutsche 

Zeitung vom 12.08.2003, S. 4, „Kavallerie am kurzen Zügel“; Heghmanns, in: GA 2003, 433 (442). 
6 Nach den Worten des Strafverteidigers Hans Dahs, in: DRiZ 1960, 106; vgl. auch Heghmanns, in: 

GA 2003, 433; Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 23.06.2003, S. 4, spricht von der „Verfolgungs-
geilheit“ als „Berufskrankheit“ bei manchen Staatsanwälten, die „den großen Auftritt auf fremde 
Kosten“ lieben. 

7 Roxin, in: Festschrift für Schmidt-Leichner, S. 145 (149). 
8 Vgl. zuletzt Hannich, in: DRiZ 2003, 249. 
9 Dahs, in: NJW 1974, 1538 (1539) spricht von der staatsanwaltlichen Praxis „in dubio pro Anklage“; 

Bemmann, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 39. 
10 Dabei wird dieser „Erfolg“ nicht nur innerhalb der Staatsanwaltschaft, sondern auch in großen Tei-

len der Bevölkerung als einzig adäquates Ergebnis für eine sichere Gesellschaft angesehen. 
11 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2877), wonach „staatsanwaltliche Fehlinterpretationen zu Deforma-

tionen geführt (haben), die nicht von heute auf morgen korrigiert werden können“. 
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wird.12 Das gesellschaftliche Ansehen wird regelmäßig schon bei Bekanntwer-
den des Ermittlungsverfahrens zerstört, spätestens jedoch mit der Anklageerhe-
bung, und kann einen unabsehbaren Schaden für das soziale Prestige einer Per-
son bedeuten.13 Ein positiver Ausgang des Strafverfahrens vermag diese Vor-
eingenommenheit in der Regel nicht mehr zu korrigieren.14 Der Staatsanwalt hat 
allein durch die Möglichkeit der Verfahrenseröffnung ein Instrument in Händen, 
dessen Auswirkungen für den Betroffenen nicht abschätzbar sind und welches 
daher mit größter Sorgfalt eingesetzt werden muss. Dem kann auch nicht die 
großzügige Einstellungsstatistik der Staatsanwaltschaften entgegengehalten 
werden, weil sie u.a. Ausdruck der zunehmenden Arbeitsbelastung und dem 
daraus folgenden Bestreben nach einer raschen Verfahrenserledigung ist.15

Die Entscheidungsfindung beeinflussende Faktoren, die sich einer normativen 
Regelung grundsätzlich entziehen, sind jedem System immanent, das sich aus 
einem Zusammenspiel aus Abwägungen und subjektiven Elementen generiert.16

                                           
12 Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1114); vgl. dazu in jüngster Zeit das Verfahren der Berliner Staatsan-

waltschaft gegen den Vizepräsidenten des Zentralrates der Juden in Deutschland, Michel Friedman,
bei dem aufgrund des Verdachtes geringen Kokainkonsums eine Spezialeinheit des BGS die Woh-
nung und Büroräume Friedmans durchsuchte sowie eine Haarprobe nahm. Gegen Friedman wurde 
ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, durch welches sein gesellschaftliches Ansehen erheblichen 
Schaden genommen hat, Süddeutsche Zeitung vom 20.06.2003, S. 12; Financial Times Deutschland 
vom 24.06.2003, S. 11. Dass es sich dabei nicht um ein rein deutsches Problem handelt, zeigen ver-
gleichbare Fälle aus den Niederlanden, Süddeutsche Zeitung vom 08.12.2005, S. 12 und Frankreich, 
Süddeutsche Zeitung vom 16.02.2006, S. 8 sowie Russland, Süddeutsche Zeitung vom 14.09.2005, 
S. 15. Zur Kritik am fehlenden Rehabilitierungsanspruch eines aus Mangel an Beweisen freigespro-
chenen Angeklagten siehe Krack, Die Rehabilitierung des Beschuldigten, S. 21ff. 

13 Das BVerfG hat entsprechend bereits das Einleiten eines Ermittlungsverfahrens aufgrund der erheb-
lichen Beeinträchtigungen als selbständigen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Be-
troffenen angesehen, BVerfG NJW 1984, 1451 (1452); BVerfGE 90, 145, 212 und 225; Krack, Die 
Rehabilitierung des Beschuldigten, S. 1; Herdegen, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 
133; diesen Umstand insoweit verkennend Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 
64.

14 Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 25.06.2003, wonach auch ein juristischer Sieg sowie eine 
komplette und ehrenvolle Rehabilitierung zu spät kommen können, weil verbreitete Gerüchte schon 
Fakten geschaffen haben, die nicht mehr zu korrigieren sind. So etwa im Fall des Vorwurfs der Ver-
gewaltigung gegen den TV-Moderator Andreas Türck, der zwar mit einem Freispruch endete, der 
Reputation Türcks jedoch irreparablen Schaden zufügte, Süddeutsche Zeitung vom 09.09.2005, S. 
12.

15 Im Jahr 2005 wurden von insgesamt 4,97 Millionen bearbeiteten Ermittlungsverfahren 3,78 Millio-
nen Verfahren (76,1 %) von der Staatsanwaltschaft aus Opportunitätsgründen (§§ 153ff. StPO) oder 
gem. § 170 Abs. 2 StPO eingestellt (Statistik Rechtspflege/Staatsanwaltschaften des Statistischen 
Bundesamtes, Fachserie 10, Reihe 2.6 für das Jahr 2005; abrufbar unter www.destatis.de). 

16 Bemmann, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 39, spricht von den „natürlichen Grenzen, die der 
Objektivität der Staatsanwaltschaft gezogen sind“; nach Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverstän-
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Entscheidend ist, dass man diesen Umstand nicht unverändert akzeptiert, son-
dern nach Lösungen in jenen Bereichen sucht, die einer Normierung zugänglich 
sind. Alltägliche Routine und ein hohes Arbeitspensum können nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass es das Ziel der Rechtspflege sein muss, sich uneinge-
schränkt um Gerechtigkeit und objektive Wahrheitsfindung zu bemühen.17

Um Schäden der gesellschaftlichen Reputation für den Beschuldigten zu redu-
zieren und die Justizorgane im Allgemeinen zu entlasten, gehen die Bestrebun-
gen von Lehre und Gesetzgebung verstärkt in die Richtung, unnötige Hauptver-
handlungen zu vermeiden. Dabei wird davon ausgegangen, dass solche Haupt-
verhandlungen bereits durch Fehler im Ermittlungsverfahren entstehen, die bis 
zur Eröffnung des Hauptverfahrens nicht mehr korrigiert werden.18 Zentraler 
Gegenstand der Reformbemühungen sind deshalb die Rechte des Beschuldigten 
im Ermittlungsverfahren. Ihm selbst bzw. seinem Verteidiger sollen weiterrei-
chende Handlungsmodalitäten eingeräumt werden, um das Strafverfahren als 
Ganzes zu einem effektiveren Abschluss zu führen.19 Unnötige Hauptverhand-
lungen sollen durch eine frühzeitige Einbeziehung des Beschuldigten in die Er-
mittlungen der Staatsanwaltschaft vermieden werden. Entlastende Umstände 
sollen durch den Beschuldigten und seinen Verteidiger in einem frühen Zeit-
punkt eingebracht werden können. 

Die Reformbemühungen wurzeln in dem Gedanken, die Rechte des Beschuldig-
ten umfassend zu gewährleisten, insbesondere dann, wenn durch massive 
Zwangsmaßnahmen der staatlichen Ermittlungsorgane erheblich in seine verfas-
sungsrechtlich garantierten Rechtspositionen eingegriffen wird.20 Diese Tendenz 
ist europaweit zu beobachten und resultiert aus einer gestärkten Sensibilität für 
die Fairness des Verfahrens und der Anerkennung und Absicherung der Men-

                                                                                                                               
digen, S. 275, handelt es sich bei der Voreingenommenheit nicht um „ein strukturelles Problem, 
sondern um ein Problem menschlicher Unzulänglichkeit“. 

17 Weigend, in: ZStW 1992, 486 (503), der den Tendenzen, eine friedvolle Beilegung des Rechtsstreits 
durch konsensuale Elemente im Strafverfahren insofern eine Absage erteilt, als die Suche nach der 
justizförmig verhandelbaren Wahrheit stets im Vordergrund stehen müsse. 

18 Umfassend dazu Lange, Fehlerquellen im Ermittlungsverfahren, S. 17ff.; Peters, Fehlerquellen im 
Strafprozeß, 2. Band, S. 195ff.; Dokumentation: Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens, in: 
StV 2001, 314 (315); Nelles, in: StV 1986, 74; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 118. 

19 Anders Dedy, Ansätze einer Reform, S. 68, die von einer Ausweitung der Verteidiger- und Beschul-
digtenrechte auf eine längere Verfahrensdauer und eine erschwerte Verurteilung des Angeklagten 
schließt.

20 Eisenberg/Zötsch, in: NJW 2003, 3676 sehen insgesamt eine „Tendenz zur Schlechterstellung des 
Beschuldigten durch Vernachlässigung prozessualer Rechte“. 
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schenrechte, insbesondere der Rechte des Beschuldigten in der konfliktgelade-
nen Situation des Strafverfahrens.21 Es ist dem Ermittlungsverfahren eigen, dass 
es einen Balanceakt zwischen möglichst effektiver Aufklärung der erforderli-
chen Tatsachen und der Gewähr erbringen muss, dass nur insoweit in die Rechte 
des Beschuldigten eingegriffen wird, wie es für eben diese Aufklärung notwen-
dig ist.

Um diesen Balanceakt zu gewährleisten, ist die Staatsanwaltschaft gem. § 160 
Abs. 2, 1. HS StPO zur Objektivität verpflichtet. Sie hat sowohl die belastenden 
als auch die entlastenden Umstände gleichermaßen zu ermitteln. Dieser An-
spruch wird teilweise als „normatives Postulat“ angesehen, an dessen Umset-
zung es in der Realität mangele, sie sei aber grundsätzlich unverzichtbar, um die 
rechtsfriedensichernde Funktion des Strafverfahrens in seiner momentanen Aus-
gestaltung zu gewährleisten.22 Selbst wenn man sie nur als in der Realität nicht 
zu erreichendes Idealziel ansieht, stellt sich die Frage, wie man diesem Ideal am 
nächsten kommen kann. 

Die Staatsanwaltschaft ist nach dem geltenden Strafverfahrensrecht die „Herrin 
des Ermittlungsverfahrens“23 und daher wie keine andere Institution in diesem 
Verfahrensabschnitt dafür verantwortlich, dass bei Anklageerhebung alle ermit-
telten relevanten Umstände dem Richter zur Kenntnis gelangen. Der urteilende 
Richter verlässt sich regelmäßig auf die unparteiische Ermittlungsarbeit der 
Staatsanwaltschaft. Das Gesetz schreibt in § 160 Abs. 2 StPO unmissverständ-
lich vor, dass die Staatsanwaltschaft mit gleichem Aufwand belastende wie ent-
lastende Umstände von sich aus ermitteln muss, jedoch erweckt die Realität 
mitunter den Anschein, als sei für den ermittelnden Staatsanwalt nur ein solcher 
Prozess ein erfolgreicher, der mit der Verurteilung des Angeklagten endet.24

                                           
21 Weigend, in: ZStW 1992, 486 (487). 
22 Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (195); enger Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (13), der von der 

Staatsanwaltschaft in ihrer gesamten Amtsführung eine „strikte Objektivität“ fordert. 
23 Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (119); Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 260; Götz,

Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 536; Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1039); einschrän-
kend LR-Rieß, vor § 158, Rn. 22; den Begriff ablehnend Schöch, Tagungsbericht über das Kolloqu-
ium Staatsanwaltschaft, zitiert nach Steffen, in: ZStW 1975, 1063 (1067). 

24 Graßberger, Psychologie des Strafverfahrens, S. 286; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 138, der aus 
seiner Erfahrung als Richter und Strafverteidiger den Schluss zieht, dass es der einzelne Staatsan-
walt teilweise mit seiner Pflicht zur Objektivität nicht sehr genau nehme, sondern es lieber dem Be-
schuldigten und seinem Verteidiger überlasse, entlastendes Material in die Hauptverhandlung ein-
zubringen. Erschwerend komme hierbei hinzu, dass die Hauptverhandlung ein sehr später Verfah-
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Bereits 1887 konstatiert Kronecker entsprechend:

„Es ist irrig, anzunehmen, daß der Staatsanwalt, um unbegründete An-
klagen zu vermeiden, den Entlastungsbeweis in ausreichender Weise be-
rücksichtigen werde; die Natur der Sache führt dazu, daß der Staatsan-
walt als Anklagebehörde auch das Interesse der Anklage besonders wahr-
nimmt und Verteidigungsbeweise dann beiseite läßt, wenn ihm die Sache 
bereits aufgeklärt erscheint.“25

Dass diese Gewichtung mit der Funktion und Aufgabe der Staatsanwaltschaft im 
System des geltenden Strafverfahrens nicht übereinstimmt, soll die Untersu-
chung zeigen. Die Setzung des Schwerpunktes auf die Stärkung der Beschuldig-
tenrechte bei den vorangegangenen Reformüberlegungen lässt den Schluss zu, 
dass auch der Gesetzgeber die rechtsstaatlichen Garantien des geltenden Straf-
verfahrensrechts nicht mehr allein durch die Staatsanwaltschaft gesichert sieht.26

Diese Garantie soll bis dato durch den Richtervorbehalt sichergestellt werden. 27

Es ist zu untersuchen, inwieweit dem momentan geltenden Objektivitätsgebot 
durch die Staatsanwaltschaft im Strafverfahren Rechnung getragen wird.28 Die 
Betrachtung wird  auf das Ermittlungsverfahren29 beschränkt, weil dieser Ab-
schnitt des Strafverfahrens aufgrund seiner „verfahrensprägende Kraft“ den 
Schwerpunkt dessen bestimmt, was den Gegenstand der Hauptverhandlung dar-

                                                                                                                               
rensabschnitt für die Berücksichtigung entlastender Tatsachen ist. AG Hamburg StV 2004, 11 (12) 
spricht sogar von einem „staatlichen Verfolgungsapparat“. 

25 Kronecker, in: ZStW 1887, 395 (416). 
26 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2877); ähnliche Tendenzen bestehen in vielen europäischen Nach-

barländern, vgl. nur Weigend, in: ZStW 1992, 486 (490ff.). 
27 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (438); Krehl, in: NStZ 2003, 461 fragt im Zusammenhang mit inten-

siven grundrechtsrelevanten Eingriffen, ob das „Konzept des präventiven Grundrechtsschutzes 
durch die vorbeugende Kontrolle einer unabhängigen und neutralen Instanz insgesamt auf den Prüf-
stand“ zu stellen sei. Als neutrale Instanz meint Krehl, seines Zeichens Oberstaatsanwalt, explizit 
den Ermittlungsrichter und lässt dadurch den Schluss zu, dass er eine neutrale und objektive Beur-
teilung durch die Staatsanwaltschaft selbst nicht ausreichend gewährleistet sieht. 

28 Die zunehmende Haftung von Staatsanwälten wegen Amtspflichtverletzungen in der Rechtspre-
chung des BGH für Zivilsachen lässt berechtigte Zweifel aufkommen. So wurde in Fällen der ver-
späteten Einstellung des Ermittlungsverfahrens sowie der pflichtwidrigen Anklageerhebung Scha-
densersatz zugesprochen, BGH NJW 1989, 96; BGH NJW 2000, 2672. 

29 Die Aufgaben der Staatsanwaltschaft gehen über das Ermittlungsverfahren weit hinaus, so dass 
Hegmanns, in: GA 2003, 433 angesichts dieser Aufgabenvielfalt von der „Quadratur des Kreises“ 
spricht, aufgrund dessen sie einzelne Aspekte ihres Auftrags nur noch unvollkommen erfüllen kön-
ne.
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stellt.30 Fehler, die in diesem Abschnitt des Strafverfahrens gemacht werden, 
sind nur schwer zu beheben.31

Um nachvollziehen zu können, welche Auswirkungen eine mangelnde Objekti-
vität der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren hat, wird zunächst kurz der 
historische Kontext der Entstehung der Behörde dargestellt und auf die relevan-
ten Umstände begrenzt. Zentraler Erörterungspunkt ist sodann die Funktion und 
rechtliche bzw. funktionelle Stellung der Staatsanwaltschaft, insbesondere die 
Frage, ob sich ihr Selbstverständnis und ihre Arbeitsweise von ihrem gesetzli-
chen Auftrag entfernt haben. Hierbei spielt das in weiten Bereichen konkurrie-
rende Verhältnis der Staatsanwaltschaft zur Polizei sowie ihre Weisungsabhän-
gigkeit zur Exekutive eine zentrale Rolle. Es soll plakativ die Frage beantwortet 
werden, ob die Staatsanwaltschaft „Jagdhund des Staates“ oder „Leitwolf des 
Verfahrens“ im Sinne der objektiven Herrin des Ermittlungsverfahrens ist. 

Im Anschluss daran wird ein Überblick über aktuelle Reformvorschläge darge-
stellt. Dabei wird untersucht, inwieweit die geplante Ausweitung der Beschul-
digtenrechte im Ermittlungsverfahren eine Kompensation für eine unzureichend 
objektive Verfahrensführung der Staatsanwaltschaft sein kann. Schließlich wird 
der Versuch unternommen, aus der Gesamtschau der dargestellten Problematik 
eine Alternative zu skizzieren, um die Suche nach der Wahrheit im Strafverfah-
ren auf eine objektive(re) Grundlage zu stellen. 

                                           
30 SK-Wolter, vor § 151, Rn. 60; Schünemann, in: DRiZ 1999, 146 (148); derselbe, in: ZStW 2002, 1 

(22); Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (426); Krekeler, in: AnwBl 1986, 62; Schreiber, in: Fest-
schrift für Baumann, S. 383 (384); Jung, in: JuS 1998, 1136 (1137); Meyer-Goßner, § 163, Rn. 3; 
KK-Wache, § 163, Rn. 2; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 304; Groh, in: 
DRiZ 1985, 52; Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359 (360); Weigend, in: ZStW 1992, 486 (504); 
Dedy, Ansätze einer Reform, S. 114; Schlothauer, in: StV 2001, 192; Baumann, Eigene Ermittlun-
gen des Verteidigers, S. 31; Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17; Landau, in: ZRP 2004, 
146 (148); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504; demgegenüber spricht das BVerfG von einem 
Verfahrensabschnitt von „untergeordneter Bedeutung“, BVerfGE 39, 156 (157f.). 

31 Vgl. dazu die Untersuchungen von Peters, Fehlerquellen im Strafprozeß, Band 2, S. 195, 299; Lan-
ge, Fehlerquellen im Ermittlungsverfahren, S. 17ff.; Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504; Meier,
in: GA 2004, 441 (443). 
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1. Kapitel: 

Historische Entwicklung der Staatsanwaltschaft in Deutschland

Die Institution „Staatsanwaltschaft“ besteht in Deutschland seit Mitte des 19. 
Jahrhunderts. Es hat mit der Entwicklung des reformierten Strafprozesses Ein-
gang in die partikulare Gesetzgebung der zum Deutschen Bund gehörenden 
Staaten gefunden und wurde durch die Reichsjustizgesetzgebung 1877 und 1879 
übernommen.32 Zuvor war die prozessrechtliche Landschaft bezüglich eines 
„obrigkeitlichen“ Anklägers und Ermittlers in Deutschland geprägt durch den 
Inquisitionsprozess und das Fiskalat. 

A. Die Zeit vor der Einführung der Staatsanwaltschaft in 
Deutschland

I. Der Inquisitionsprozess im strafrechtlichen Verfahren 

1. Geschichtliche Entwicklung 

Dem Inquisitionsprozess lag der Gedanke zugrunde, dass der Beweis der Schuld 
oder Unschuld nicht mit formalen Beweismitteln, sondern mit rationalen Er-
kenntnismethoden zu erbringen sei und an einen festen Sachverhalt in der Ver-
gangenheit geknüpft werden müsse. Es wurde nach der objektiven Wahrheit ge-
sucht und anhand der Ermittlungen überprüft, ob dieses Handeln strafrechtlich 
relevant ist.33 Ebenso war der Inquisitionsprozess von der Erkenntnis geprägt, 
dass der Schutz der Gesellschaft vor der Verletzung sozialer Normen nicht mehr 
Gegenstand zivilparteilicher Verfahren zwecks Friedenssicherung, sondern Auf-
gabe staatlicher Strafverfolgungsbehörden sei.34

Obwohl der Inquisitionsprozess faktisch eine rasche Verbreitung in den deut-
schen Partikularrechten gefunden hatte, war in der ersten deutschen Reichsstraf-
prozessordnung Carolina (CCC)35 von 1532 der Privatklageprozess herr-

                                           
32 Eb. Schmidt, Lehrkommentar I zur StPO, Rn. 92; Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 1. 
33 Eb. Schmidt, Einführung, S. 86. 
34 Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 109.  
35 Constitutio Criminalis Carolina, die allgemein als Grundlage der Strafrechtspflege in Deutschland 

angesehen wird. So bezeichnet Kleinheyer die CCC als „vielleicht bedeutendste(s) Gesetzeswerk 
des Heiligen Römischen Reiches“, in: Strafrecht, Strafprozeß und Rezeption, S. 7; Brunnenmeister,
Die Quellen der Bambergensis, S. 76; einschränkend Schaffstein, in: Strafrecht, Strafprozeß und Re-
zeption, S. 145 (158). 
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schend.36 Dies war Ausdruck des uralten Grundsatzes: „Wo kein Kläger, da kein 
Richter“.37 Die Einleitung des Verfahrens geschah daher grundsätzlich nur, so-
fern ein Privater die Klage erhob.38 Das Verfahren von Amts wegen stellte die 
Ausnahme dar.39

Allerdings schloss auch die Erhebung der Privatklage ein eigenständiges Ermit-
teln der Obrigkeit nicht generell aus. Von Bedeutung war in diesem Sinne die 
Tatsache, dass das Verfahren auch nach Klageerhebung in den Inquisitionspro-
zess übergehen konnte, nämlich dann, wenn kein Geständnis vorlag und der 
Kläger nur Indizien und keine für die Verurteilung ausreichenden Beweise vor-
bringen konnte.40 In diesen Fällen wurde die Wahrheit von Amts wegen unter 
Androhung von Folter ermittelt.41 An die Stelle der Gleichordnung von Beklag-
tem und Kläger trat dann die Unterordnung unter die öffentliche Gewalt, so dass 
die Parteifunktion sowohl des privaten Klägers als auch des Angeklagten verlo-
ren ging.42 Diese Verfahrensweise macht deutlich, dass es sich in Wahrheit auch 
bei der Privatklage um einen verkappten Inquisitionsprozess handelte, weil es 
nach einmaliger Anklagerhebung auf eine Mitwirkung des privaten Klägers im 
Wesentlichen nicht mehr ankam.43 Die Untersuchungen wurden im Ergebnis 
von Amts wegen durchgeführt.44 Daher ist mit der Carolina „in Wahrheit die 
Herrschaft der amtlichen Verbrechensermittlung begründet“ worden.45

Die Entwicklung des Inquisitionsprozesses über die Carolina hinaus war ge-
kennzeichnet durch eine straffere Verfahrensstruktur, in der die Tätigkeit des 
Richters immer stärker gebundener wurde. So wurde der Prozess zerlegt in die 
General -  und die Spezialinquisition. Als Generalinquisition bezeichnete man 
die Untersuchungshandlungen zur Ermittlung eines Verdachtes, des corpus de-
                                           
36 Biener, Beiträge, S. 142f.; von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 25; Elling,

Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 14. 
37 Kleinheyer, in: Strafrecht, Strafprozeß und Rezeption, S. 7 (22). 
38 Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 228 (Quelle 20.a); Eb. Schmidt, in: FS der Leipziger 

Juristenfakultät, S. 98 (100); Kleinheyer, in: Strafrecht, Strafprozeß und Rezeption, S. 7 (11) . 
39 Sundelin, Die Staats-Anwaltschaft in Deutschland, S. 5. 
40 Eb. Schmidt, in: FS der Leipziger Juristenfakultät, S. 98 (101); Conrad, Deutsche Rechtsgeschichte, 

S. 414. 
41 Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 206, 229 (Quelle 21). 
42 Kleinheyer, in: Strafrecht, Strafprozeß und Rezeption, S. 7 (22). 
43 Brunnenmeister, Die Quellen der Bambergensis, S. 221; Eb. Schmidt, in: FS der Leipziger Juristen-

fakultät, S. 98 (166). 
44 Eb. Schmidt, Einführung, S. 126; derselbe, FS der Leipziger Juristenfakultät, S. 98 (101). 
45 Von Hippel, Deutsches Strafrecht, Bd. 1, S. 209. 
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licti, wohingegen die Spezialinquisition mit der Verhaftung des Verdächtigen 
begann.46 Der Richter sollte sich zum Schutz des Inquirenten gegen die grund-
sätzlich unbeschränkte Untersuchungstätigkeit des Inquisitors Gewissheit dar-
über verschaffen, ob der Beschuldigte eine bestimmte Übeltat begangen hatte, 
bevor er mit prozessualen Maßnahmen gegen eine bestimmte Person vorging.47

2. Gang des Verfahrens 

Die Grundzüge des Verfahrens waren in allen Partikularstaaten übereinstim-
mend geregelt. Ihnen war gemeinsam, dass ein obrigkeitliches Organ mit um-
fangreichen Befugnissen aufgrund eines Verdachts von Amts wegen die objek-
tive Wahrheit ermittelte, um aufgrund der Ermittlungsergebnisse selbst ein Ur-
teil zu fällen oder sie an ein Spruchkollegium weiterzureichen.48

Das Ermittlungsorgan leitete das Verfahren bereits aufgrund einer einfachen 
Anzeige ein, wobei seiner ermittelnden Tätigkeit in der heimlichen Inquisition 
weder formell noch materiell Grenzen gesetzt waren.49 Der Inquisitor war nicht 
auf die in der Anzeige benannte Straftat beschränkt. Es oblag ihm allein, wel-
chen Umfang und welches Ausmaß seine Ermittlungen annehmen sollten.50 Alle 
Untersuchungsergebnisse wurden schriftlich dokumentiert.51 Wenn er der An-
sicht war, genug „Material“ ermittelt zu haben, übergab er die Akten dem er-
kennenden Gericht.52 War ein Einzelrichter als ermittelndes Organ zuständig, so 
war er selbst zugleich erkennendes Gericht. In allen übrigen Fällen entschied ein 
Kollegialspruchkörper über den Schuldspruch. Der Beweis in der Hauptver-
handlung konnte nur durch Geständnis oder zwei klassische Zeugen geführt 
werden.53 Die Verkündung des Urteils erfolgte am „endlichen Rechtstag“ und 

                                           
46 Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 266; Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsan-

waltschaft, S. 53. 
47 Eb. Schmidt, Einführung, S. 196; Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 20. 
48 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 50; Eb. Schmidt, Einführung, S. 86; 

Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 109f. 
49 Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 109; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, 

S. 16; Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 53. 
50 Von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 52; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutsch-

land, S. 16. 
51 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 53; Eb. Schmidt, Einführung, S. 197. 
52 Börker, in: JR 1953, 237. 
53 Eb. Schmidt, in: FS der Leipziger Juristenfakultät, S. 98 (176); Sellert/Rüping, Studien- und Quel-

lenbuch, S. 268; Kleinheyer, in: Strafrecht, Strafprozeß und Rezeption, S. 7 (11). 
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war öffentlich.54 Eine Möglichkeit zur Verteidigung des Verdächtigen gab es 
erst, wenn der Inquisitor seine Untersuchungen abgeschlossen und die Akten an 
den Spruchkörper übersandt hatte.55

Zusammenfassend setzte sich der deutsche Inquisitionsprozess aus dem Inquisi-
tionsprinzip, dem Offizialprinzip, der gesetzlichen Beweistheorie sowie der Mit-
telbarkeit und Heimlichkeit des Verfahrens zusammen. 56

3. Unzulänglichkeit des Inquisitionsprozesses 

Allein die gesetzliche Einführung der Folter in Deutschland ist ein hinlänglicher 
Kritikpunkt, den Inquisitionsprozess abzulehnen. Die Folter gehörte jedoch in 
jener Zeit, in der brutalste Leibes- und Lebensstrafen selbstverständlich und all-
täglich waren und keinen sittlichen Anstoß nahmen, zur gesetzlichen Beweis-
theorie dazu.57 Gegen diese Verfahrensart stritten auch ganz pragmatische 
Gründe. Zum einen zogen sich die Verfahren teilweise erheblich in die Länge, 
weil dem untersuchenden Richter weder formell noch materiell Grenzen bezüg-
lich des Umfangs des Prozessstoffes gesetzt waren und er daher nicht selten das 
gesamte Vorleben des Verdächtigen zum Gegenstand seiner Nachforschungen 
machte. Zum anderen herrschte eine tiefe Missstimmung gegenüber den Strafge-
richten im Allgemeinen und den Einzelrichtern im Besonderen vor. Insbesonde-
re die Heimlichkeit des Verfahrens führte zu einem Misstrauen gegenüber der 
Rechtsprechung, so dass man den Spruchkörpern Unfleiß, Parteilichkeit und 
Überheblichkeit vorwarf.58

Die gesetzliche Beweistheorie bewirkte, dass der Inquisitor darauf bedacht war, 
möglichst ein Geständnis des Beschuldigten zu erhalten, aufgrund dessen das 
Urteil ergehen konnte.59 Dafür standen dem Inquisitor nahezu unbeschränkte 
Zwangsmittel zur Verfügung, derer er sich redlich bediente, weil es eine persön-

                                           
54 Schild, in: Strafrecht, Strafprozeß und Rezeption, S. 119 (121); Küper, Die Richteridee der Strafpro-

zeßordnung, S. 110. 
55 Eb. Schmidt, Einführung, S. 197; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 17. 
56 Zum Ganzen siehe: Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 16f.; von Kries, Lehrbuch des 

deutschen Strafprozeßrechts, S. 49ff.; Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 109f.; Kurzrock,
Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 17ff. 

57 Von Hippel, Deutsches Strafrecht, Band 1, S. 210. 
58 Otto, Preußische Staatsanwaltschaft, S. 8; von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 

52; Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378. 
59 Sellert/Rüping, Studien- und Quellenbuch, S. 268; Kleinheyer, in: Strafrecht, Strafprozeß und Re-

zeption, S. 7 (11); Zimmermann, Freiheit und Gebundenheit der Staatsanwaltschaft, S. 6. 
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liche Niederlage bedeutete, wenn der Prozess aufgrund eines mangelnden Be-
weises (praktisch gleichbedeutend mit einem fehlenden Geständnis) nicht zu-
stande kam.60 Um den Beschuldigten zu einer belastenden Einlassung zu veran-
lassen, entwickelte sich in der Praxis eine spezifische Verhörkunst, indem man 
versuchte, den Verdächtigen in Widersprüche zu verwickeln oder ihn immer 
wieder zur selben Sache verhörte und durch Überraschungen, Lügen und Kon-
frontationen versuchte, neue Tatsachen für fortgesetzte Verhöre zu ermitteln.61

Letztlich war aufgrund der Heimlichkeit der Inquisition auch der Weg für unge-
setzliche Zwangsmittel und rechtswidrige Folter offen, dies umso mehr, als dem 
Inquisitor allein die unumschränkte Gewalt für das Wohlergehen des Beschul-
digten oblag.62 Man vergaß dabei völlig, dass der Inquisit zunächst nur ein Ver-
dächtiger war, dessen Schuld es erst nachzuweisen galt, und man beanspruchte 
für den Staat und seine Vertreter zugleich ein Recht auf das Geständnis und die 
entsprechenden Methoden zu seiner Erlangung.63 Zwar gab es vermeintlich 
schützende Vorschriften wie die Anwesenheit eines Protokollanten bei den Un-
tersuchungshandlungen, Tabellen und Tagebücher, die der Inquisitor zu führen 
hatte und gelegentliche Visiten des Gerichts, doch erwiesen sich diese Sicher-
heitsmaßnahmen praktisch als nicht wirkungsvoll.64

Durch die weitgehende Unvollkommenheit der gesetzlichen Normen war man 
zur Urteilsfindung auf das Ermessen des Richters angewiesen. Dies war ein in-
sofern bedenklicher Zustand, als dieses Ermessen ausschließlich auf die Akten-
lage gestützt werden konnte und somit eine erhebliche Trübung und Abschwä-

                                           
60 Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 19; von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeß-

rechts, S. 53; Zachariä, Gebrechen und Reform, S. 91. 
61 Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 20; von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeß-

rechts, S. 50; Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 55. 
62 Eb. Schmidt, Einführung, S. 328; von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 53. 
63 So der Inquisitor Mejer:“ Wenn die höchsten Justizbehörden große Dinge durch Inquirenten getan 

wissen wollen, so müssen sie dem Inquirenten auch große Gewalt geben, und ihm das Mittel der 
Züchtigung verstatten, ohne dass er deshalb vorher Anfrage zu tun braucht. Ein Feldherr, si parva 
magnis componere licet, der keine bataille, wenn er auch noch so sehr samt seinem Kriegsrat von 
deren Notwendigkeit überzeugt ist, liefern darf, ohne vorher dem Kriegsdepartement die ausdrück-
liche Erlaubnis dazu erhalten zu haben, wird, wie die Geschichte in vielen Beispielen gelehrt hat, 
nicht viel großes ausrichten können“, Mejer, Praktische Bemerkungen über das Inquirieren, § 79, S. 
54; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 20. 

64 Puchta, Der Inquisitionsprozeß, S. 70ff.; Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 111; 
Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 54. 
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chung des vorgelegten Materials unvermeidbar war.65 Die Akten enthielten stets 
spezifische Eindrücke und Überzeugungen des Inquisitors und spiegelten seine 
subjektive Auffassung wieder, die ein anderer Inquisitor eventuell divergierend 
bewertet hätte.66 Bei dieser Eigenart des schriftlichen Verfahrens war es unver-
meidbar, dass die Untersuchungen des Inquisitors erheblichen Einfluss auf die 
Sachentscheidung des Spruchkollegiums nahmen und bis zur ihrer Vorwegnah-
me hin reichten.67 Wenngleich der Inquisitor der Ansicht war, objektiv zu ermit-
teln, so war das Ergebnis seiner Tätigkeit doch von subjektivem Charakter, was 
sich für den Beschuldigten fatal auswirkte, weil das Gesetz diesem Einfluss kei-
nen Einhalt bot.68 Das erkennende Gericht hatte keine Möglichkeit, Einseitigkei-
ten und Fehler des Untersuchungsverfahrens zu korrigieren, sondern musste sei-
ner Entscheidung das Ermittlungsergebnis des Inquisitors zugrunde legen.69

So kann man „von dem Inquisitionsprozeß in seiner größten Vollendung sagen, 
daß er hervorragend geeignet war, über unschuldige aber verdächtige Personen 
während der langen Dauer des Verfahrens die schwersten Uebel zu verhängen, 
und weit entfernt, ihnen wenigstens bei dem Urteil eine Ehrenerklärung und Re-
habilitation zu gewähren, sie auch hier noch mit Nachteilen aller Art belastete; 
daß er aber völlig ungeeignet war, den wirklich Schuldigen schnell der verdien-
ten Strafe zu überliefern“.70 Er machte den normativ legitimierten absoluten 
Vorrang staatlicher Macht vor den Rechten des Individuums offenkundig und 
stellte die absolutistisch – polizeistaatlichen Vorstellungen von Zusammenhän-
gen in den Vordergrund.71

Diese Missstände führten zu stetig lauter werdenden Forderungen nach einer 
Reform des Strafverfahrens. Öffentlichkeit, Mündlichkeit, Unmittelbarkeit, freie 

                                           
65 Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 112; von Kries, Lehrbuch des deutschen 

Strafprozeßrechts, S. 52f.; Zimmermann, Freiheit und Gebundenheit der Staatsanwaltschaft, S. 119; 
Gössel, in: GA 1980, 325 (327). 

66 Zachariä, Gebrechen und Reform, S. 157ff.; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 19. 
67 Gössel, in: GA 1980, 325 (327); Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 114, Zachariä,

Gebrechen und Reform, S. 157ff. 
68 Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 113; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, 

S. 19. 
69 Küper, Die Richteridee der Strafprozeßordnung, S. 115, der davon spricht, dass das Spruchkollegi-

um den Sachverhalt „mit den Augen des Inquirenten“ sehe; von Kries, Lehrbuch des deutschen 
Strafprozeßrechts, S. 53.

70 Von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 54. 
71 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 51; Gössel, in: GA 1980, 325 (329); 

Eb. Schmidt, Einführung, S. 194. 
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Beweiswürdigung, Geschworenengerichte, Anklageprozess und Staatsanwalt-
schaft waren die Schlagworte der Reformbewegung.72

II. Das Fiskalat 

Unabhängig vom Inquisitionsverfahren bestand in einigen Partikularstaaten die 
Institution des Fiskalats. Insbesondere in Brandenburg – Preußen und Hessen 
hatte diese Einrichtung erhebliche Bedeutung. Innerhalb des deutschen Verfah-
rensrechts kommt ausschließlich diese Einrichtung als Vorbild für die Staatsan-
waltschaft in Betracht.73 In Brandenburg – Preußen wurde Mitte des 15. Jahr-
hunderts zum ersten Mal ein Fiskal (lat.: procurator fiscal) eingerichtet, dessen 
Aufgabe es war, die finanziellen Interessen des Fürsten wahrzunehmen. Mit der 
Zeit wurden dem Fiskal weitergehende Rechte und Pflichten übertragen, so dass 
er bald allgemein für die Wahrung von Ordnung und Gerechtigkeit zu sorgen 
hatte.74 Dabei war er nicht darauf angewiesen, dass ein Gericht die Entscheidung 
treffen musste, ob ein Interesse des Landesherrn beeinträchtigt war, sondern 
konnte jederzeit von sich aus die Initiative ergreifen und die Sache selbst zu ge-
richtlicher Erledigung bringen.75

Im Strafverfahren trat der Fiskal erst in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts 
auf, also gleichzeitig mit der Einführung des Inquisitionsprozesses durch die Ca-
rolina.76 Um 1580 begann der Fiskal als Ausführungsorgan des herrschenden 
Fürsten die Aufgaben des Inquisitors wahrzunehmen. Schon damals regte sich 
Widerstand gegen diesen Beamten, weil derjenige, der einseitig die Interessen 
des Landesherrn verfolge, nicht zugleich die materielle Wahrheit erforschen 
könne.77 Im Laufe des 17. Jahrhunderts wurden die Rechte des Fiskals noch wei-
ter ausgedehnt. Diese Entwicklung resultierte insbesondere aus dem Sieg der 
Monarchie über die Ständegesellschaft, denn der Fiskal war schon bisher ein 
Organ, durch das der Monarch Einfluss auf die Justiz genommen hatte. Nun ob-
lag dem Fiskal die Rolle des Ermittlers im Strafverfahren sowie im Zivilverfah-

                                           
72 Börker, in: JR 1953, 237; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 26; von Kries, Lehrbuch des 

deutschen Strafprozeßrechts, S. 54. 
73 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 66; anders Sundelin, Die Staats-

Anwaltschaft in Deutschland, S. 5, 7, wonach es kein Vorbild für die Staatsanwaltschaft im deut-
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74 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 2; Eb. Schmidt, Fiskalat und Strafprozeß, S. 6. 
75 Eb. Schmidt, Fiskalat und Strafprozeß, S. 7. 
76 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 2. 
77 Eb. Schmidt, Fiskalat und Strafprozeß, S. 39. 
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ren als Vertreter des Fiskus und weiterhin die Eintreibung aller Geldstrafen. 
Damit wurde er „Hüter der gerichtlichen Ordnung und Behördenaufsichtsor-
gan“.78 In Hessen kam dem Fiskal die Rolle des öffentlichen Anklägers zu. Nach 
Abschluss der Voruntersuchungen, an denen er selbst nicht beteiligt war, hatte 
er auf Grundlage der Akten gegebenenfalls eine Anklage zu erheben und vor 
dem erkennenden Gericht zu vertreten.79

Anfang des 18. Jahrhunderts führte seine ausgedehnte Kompetenz zu Streitigkei-
ten mit den Gerichten, weil der Fiskal wiederholt eigenmächtig die General-  
und Spezialinquisition im Strafverfahren vollzog, was nach Meinung der Ge-
richte allein ihnen oblag oder zumindest von deren Weisung abhängig war. Pa-
rallel zur Erweiterung seiner Befugnisse entwickelte sich innerhalb des Fiskalats 
eine geordnete Rangstruktur, die in einer zentralistischen Leitung in Form des 
Generalfiskals in Berlin ihren Höhepunkt erreichte. Aufgrund der verschiede-
nenartigen Abhängigkeiten des Fiskals von Herrschaft, Gericht und Vorgesetz-
ten kam es zu Spannungen und Differenzen innerhalb der einzelnen Fiskalabtei-
lungen, die zusammen mit der verhältnismäßig schlechten Bezahlung letztlich 
zum Untergang des Fiskalats führten.80 Die Zuständigkeit in Strafsachen wurde 
den Fiskalen wieder abgesprochen, weshalb sie als Institution letztlich überflüs-
sig wurde.81 Im Jahre 1809 wurde in Preußen beschlossen, dass erledigte Fiskal-
stellen nicht mehr besetzt werden, in Hessen trat das Fiskalat ebenfalls Anfang 
des 19. Jahrhunderts außer Kraft.82 Daher verschwand diese Einrichtung in ei-
nem schleichenden Prozess aus dem deutschen Verfahrensrecht. 

B. Die Einführung der Staatsanwaltschaft in Deutschland 

Die Argumente für die Einführung der Staatsanwaltschaft in Deutschland in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts sind zahlreich und reichen von der Weiterentwick-
lung des Strafverfahrens im Sinne der Aufklärung durch die Rechtsgelehrten 
über den maßgeblichen Einfluss des Liberalismus bis hin zur faktischen Not-
wendigkeit aufgrund der Polenprozesse 1846. 

                                           
78 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 3. 
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82 Bopp, in: ZfStrVerf 1842, Bd.2, S. 316 (323f.); Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwalt-

schaft, S. 66. 



1. Kapitel: Historische Entwicklung der Staatsanwaltschaft in Deutschland 

17

I. Gründe für die Einführung der Staatsanwaltschaft in Deutschland 

Im Rahmen des Inquisitionsprozesses wurde zum ersten Mal in der strafrechtli-
chen Geschichte Deutschlands die Haftung an ein in der Vergangenheit liegen-
des, strafrechtlich relevantes Verhalten angeknüpft, das mit rationalen Aufklä-
rungsmitteln durch ein obrigkeitliches Organ erforscht werden sollte, wobei die 
Rationalität der zur Wahrheitsfindung eingesetzten Zwangsmittel, insbesondere 
die Folter, bezweifelt werden muss. Zusätzlich wurden im Wege dieses Verfah-
rens Prozessgrundsätze zum Schutze des Beschuldigten eingeführt, wenngleich 
ihr praktischer Nutzen unterentwickelt war.83

Dieser positiven Entwicklung stand der grundlegende Mangel der allumfassen-
den Zuständigkeit des Inquisitors entgegen. Das Verfahren krankte vornehmlich 
daran, dass alle Prozessfunktionen in der Hand eines einzigen Organs lagen. 
Von der Aufnahme der Ermittlungen über die Erforschung des Sachverhalts zu-
gunsten wie zuungunsten des Beschuldigten bis zur entscheidenden Einfluss-
nahme auf das richterliche Urteil durch Vorlage der Akten war der Inquisitor 
„Herr des gesamten Verfahrens“. 84 In dieser dreifachen Rolle sah man eine psy-
chologische Überforderung, die es dem Inquisitor unmöglich machte, die mate-
rielle Wahrheit zu ermitteln. „Der Richter, der die Untersuchung geführt hat, 
kann in der Regel nicht ausreichend Distanz zum Ergebnis seiner Ermittlungen 
erlangen, um als Richtender diesen Ermittlungen objektiv gegenüber zu stehen 
und auch ihre Schwächen zu erkennen“.85

Erschwerend wirkte sich die Abhängigkeit des ermittelnden Inquisitors von sei-
nem Landesherrn und dem urteilenden Spruchkörper aus, die stets eine lücken-
lose und schlüssige Aufklärung verlangten und im jeweiligen Ermittler „fal-
schen Amtseifer“ hervorriefen. Dieser Amtseifer begründete oftmals unverhält-
nismäßige Ermittlungsmaßnahmen des Inquisitors, die über das notwendige 
Maß hinaus in die Rechte des Beschuldigten eingriffen.86 Ferner musste der Be-
schuldigte an seiner eigenen Überführung mitwirken während ihm keine effekti-

                                           
83 Eb. Schmidt, Einführung, S. 86; Gössel, in: GA 1980, 325 (326). 
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ve Verteidigung als Korrelat zur Verfügung stand.87 Insoweit bestand zwischen 
den beteiligten Lagern der Reformbewegung ein Grundkonsens über die Not-
wendigkeit einer Ersetzung des Inquisitionsprozesses und Neuausrichtung des 
Strafverfahrens. Der jeweilige reformpolitische Antrieb wird in der wissen-
schaftlichen Diskussion jedoch unterschiedlich bewertet. 

1. Folge des Liberalismus und Gedanke des Parteiprozesses 

Eine Ansicht geht davon aus, dass sich aus dem Verfahrensgedanken des Frühli-
beralismus vor allem der Parteigedanke etabliert habe und demgemäß als Leit-
motiv für die Einführung der Staatsanwaltschaft galt.88 Staatsanwalt und Delin-
quent sollten sich in Form der  „Waffengleichheit“ als gleichberechtigte Parteien 
gegenüberstehen. Die Strafgewalt sollte in zwei Behörden aufgegliedert werden, 
um sie gegeneinander auszuspielen und wechselseitigen Kontrollen zu unterwer-
fen und so die beste Freiheitsgarantie für den einzelnen Staatsbürger zu gewähr-
leisten.89 Dem Richter als Organ der Rechtsgemeinschaft sollte der Staatsanwalt 
als Machtwesen des Staates gegenübertreten und als Kläger den Strafanspruch 
des Staates geltend machen.90 Dabei sollte es durchaus seine Aufgabe sein, dem 
Willen der politischen Führung innerhalb der durch die Rechtsordnung gezoge-
nen Grenzen Geltung zu verleihen, indem er dem Richter diejenige Auslegung 
des Gesetzes nahe brachte, die der Linie der Staatsführung entsprach.91 Beide 
Parteien begehrten „vom gegenüber dem Staat unabhängigen Richter als Organ 
des Gesetzes“ eine Entscheidung.92

2. Folge der rechtswissenschaftlichen Bewegung 

Dieser Ansicht widerspricht Eberhardt Schmidt, der die Einführung der Staats-
anwaltschaft in Deutschland als Folge von Einsichten „transpolitischer“ Natur 
                                           
87 Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 18; Wohlers, Entstehung und Funktion der 
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sieht, die man aus „prozesspsychologischen Erfahrungen“ gezogen habe. Es sei 
nicht darum gegangen, einer politischen Tendenz nachzueifern, sondern zum 
einen dem Gericht eine unbefangene Prüfung der Tat- und Schuldfrage zu er-
möglichen und zum anderen die Tätigkeit der Kriminalpolizei rechtlich zu kon-
trollieren.93 Die Reform sei Ausdruck des Wunsches führender, sicher zum gro-
ßen Teil liberaler Juristen gewesen, die wissenschaftlichen Erkenntnisse für das 
kommende Strafverfahren zu nutzen, um als „Fachmann ein Gesetz zu schaf-
fen“.94 Triebfeder der Reformbewegung sei nicht das „politisch – doktrinäre“ 
Ziel der Verbesserung der Beschuldigtenstellung gewesen, sondern es sei inner-
halb der wissenschaftlichen Diskussion vielmehr um „unpolitische Grundfra-
gen“ der Strafprozessreform gegangen.95 Im Kern habe man versucht, auf pro-
zessualem Weg mit justizförmigen Erkenntnismitteln die Wahrheit zu finden, 
um sie zur Grundlage eines gerechten Urteils zu machen und so die Gebrechen 
des deutschen Strafverfahrens infolge des Inquisitionsprozesses zu beseitigen.96

Zu diesem Zweck sei es nötig gewesen, eine Behörde zu schaffen, die in dem 
Verfahren gegen den Beschuldigten von Beginn an dahin wirken musste, dass 
dem Gesetz überall Genüge getan wird und die nur in diesem Sinne das „Amt 
des Gesetzeswächters“ übernehmen sollte.97

Diesen Grundgedanken fassten nach Eberhardt Schmidts Ansicht später die Jus-
tizminister v. Savigny und Uhden in ihrem Promemoria von 1846 auf, indem sie 
den Staatsanwalt „eben so sehr zum Schutze des Angeklagten als zu einem Auf-
treten wider denselben“ verpflichteten. Die Wächterfunktion des Gesetzes trete 
dabei nicht erst mit der Überstellung des Angeklagten an das Gericht, sondern 
bereits während der vorhergehenden polizeilichen Operationen ein.98 Damit sei 
belegt, dass es nicht der Parteigedanke gewesen sei, der zur Einführung der 
Staatsanwaltschaft geführt habe, sondern der Wunsch nach einer Institution, die 
neben dem Richter eine die Gesetzmäßigkeit und Rechtsstaatlichkeit bewachen-

                                           
93 Eb. Schmidt, in: MDR 1951, 1 (2). 
94 Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 263 (274). 
95 Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 263 (276, 278). 
96 Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 263 (278). 
97 Eb. Schmidt, in: MDR 1951, 1 (2). 
98 Vgl. Otto, Preußische Staatsanwaltschaft, S. 40ff.; Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 

263 (282). 



1. Kapitel: Historische Entwicklung der Staatsanwaltschaft in Deutschland 

20

de Funktion haben sollte.99 Diese Ansicht habe auch der allgemeinen Anschau-
ung der Rechtswissenschaft entsprochen.100

3. Folge der politischen Umstände 

Gegen die These der Einführung der Staatsanwaltschaft in Deutschland auf-
grund wissenschaftlicher Reformbemühungen beziehen in neuerer Zeit insbe-
sondere Blankenburg und Treiber Stellung.

Die Bedeutung von ökonomischen Strukturen und herrschaftlichen Mustern als 
innovationsfördernde wie innovationshemmende Faktoren seien bei dieser Be-
trachtungsweise nicht genügend berücksichtigt worden.101 Nach Blankenburg
und Treiber hülle sich die „objektivste Behörde der Welt“ zwar in den „Nebel-
schleier der bürgerlichen Rechtsstaatsideen“, jedoch sei sie faktisch von der Art 
und Weise ihrer Einführung bestimmt worden.102 Das Grundgerüst der Reform 
und damit die Einführung der Staatsanwaltschaft sei zwar auf der Forderung der 
bürgerlich-liberalen Bestrebungen nach rechtsstaatlichen Garantien begründet, 
die faktische Einführung der Institution Staatsanwaltschaft aber habe die Regie-
rung an sich gezogen, um dabei völlig andere Ziele als die liberalen Strafrechts-
reformer zu verfolgen.103 Die Regierung habe den Auf- und Ausbau der Staats-
anwaltschaft genutzt, um ihre Machtstellung gegenüber den Gerichten durchzu-
setzen und damit eine Abhängigkeit der Staatsanwälte von den jeweiligen politi-
schen Verhältnissen sichergestellt.104 Die Wirkung von Gesetzen gehe generell 
weniger von ihrem Regelungsgehalt als vielmehr von der Art und Weise ihrer 
Implementierung und Durchsetzung aus.105 Die Regenten zur Zeit der Einfüh-
rung der Staatsanwaltschaft seien nicht an einer Sicherung rechtsstaatlicher Ga-
rantien für die Rechte des Beschuldigten durch die Abschaffung des Inquisiti-
onsprozesses interessiert gewesen, vielmehr hätten sie den Aufbau einer hierar-

                                           
99 Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 263 (282); derselbe, in: MDR 1951, 1 (2). 
100 Eb. Schmidt, in: DRiZ 1957, 273 (276). 
101 Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (165). 
102 Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (162). 
103 Kintzi, in: DRiZ 1988, 86 (87); Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (163). 
104 Hoberg, in: DRiZ 1953, 136 (138); Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (163). 
105 Mayntz, in: Die Verwaltung 1977, S. 51ff. 



1. Kapitel: Historische Entwicklung der Staatsanwaltschaft in Deutschland 

21

chisch lenkbaren Behörde betrieben, die sie gegenüber den Richtern und den 
Gerichten als „Kontrollstruktur“ einsetzen konnten.106

Begründet wird diese Ansicht zum einen mit dem Umstand, dass die französi-
sche Staatsanwaltschaft als Vorbild eingeführt wurde, obwohl es in den deut-
schen Partikularstaaten grundsätzlich ein entsprechendes Behördenwesen in 
Gestalt des Fiskalats gegeben habe.107 Dennoch habe man sich für die französi-
sche Lösung entschieden, in dem Bewusstsein, dass sie eine überragende Stel-
lung innerhalb des Staates inne hatte; sie war „Aufsichtsorgan des Staates, der 
Regierung und über den gesamten geordneten Gang der Rechtspflege“.108 Ihre 
Macht korrelierte mit der Macht und Ohnmacht des Königtums in Frankreich.109

Zum anderen sei es der Obrigkeit gelungen, unter dem Deckmantel der „Siche-
rung der Funktionsfähigkeit des Justizapparates“ ihren Einfluss auf das Strafver-
fahren durch die Staatsanwaltschaft stetig zu steigern und auszubauen.110 Die 
Umstände der großen Polenaufstände von 1846111 hätten eine Situation geschaf-
fen, welche die Überforderung der Sanktionsmacht deutlich gemacht habe, so 
dass die „Zweckentfremdung“ der Staatsanwaltschaft gegenüber der Reformidee 
eine willkommene Entlastung bedeutet habe.112

                                           
106 Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (166); vgl. auch Prantl, in: DRiZ 1988, 349 wonach 

die Staatsanwaltschaft ihr Leben dem Bedürfnis der Regierung, „sich einen Einfluß auf die Straf-
rechtspflege zu sichern“, verdankt. 

107 Vgl. Eb. Schmidt, in: DRiZ 1957, 273 (275), wonach v. Savigny und v. Mühler bei ihren Vorschlä-
gen an das „höchst bedeutsame Institut des Fiskalats“ anknüpften. 

108 Vgl. Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 15; Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 
159 (168). 

109 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 33; Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 
(167).

110 Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (169f.). 
111 Die Beteiligten hatten sich im März 1846 an einem Aufstand in der Republik Krakau gegen Öster-

reich beteiligt. Die Verbindungsmänner der Revolte wurden durch das preußische Großherzogtum 
verraten und verhaftet. Es handelte sich dabei um 254 Angeklagte, gegen die acht (nicht vollstreck-
te) Todesurteile, 112 Gefängnisstrafen und 134 Freisprüche ergingen. Der Justizapparat wurde al-
lein durch die große Zahl der Angeklagten vor erhebliche praktische Probleme bei der ordnungs-
gemäßen Durchführung der Prozesse gestellt. Die Ressourcen der Justiz waren zur damaligen Zeit 
für eine gleichzeitige Bearbeitung einer solchen Zahl von Prozessen nicht ausgestattet. Die Urteile 
wurden von der Bevölkerung mit großem Unmut wegen der hohen Zahl der Verurteilungen aufge-
nommen. Der Prinz von Preußen hingegen war verärgert über die seiner Ansicht nach zu milden 
Urteile.

112 Rüping, in: GA 1992, 147 (152); Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (170); Kurzrock,
Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 28. 
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Im Ergebnis sei es den für die Reform zuständigen Administratoren gelungen, 
die ideellen Reformer zu täuschen, indem sie, unterteilt in drei nennenswerte 
Verfahrensschritte, eine straff gegliederte Implementierungsstruktur errichteten. 
Durch eine Umschichtung des Justizpersonals seien Generationen von älteren 
Richtern ausgetauscht und durch einen auf das „schärfste politisch gesiebten“ 
Nachwuchs ersetzt worden.113 Auf höhere Posten seien nur solche Staatsanwälte 
gelangt, die als Offiziere zu gehorchen gelernt hatten und an die Weisungen der 
vorgesetzten Behörde gebunden gewesen seien.114 Die an einer Prozessreform 
inhaltlich objektiv interessierten Juristen seien dagegen so sehr mit den Vortei-
len der französischen Staatsanwaltschaft beschäftigt gewesen, dass ihnen dessen 
gleichfalls innewohnende herrschaftssichernde Funktion entging.115 Die damali-
ge Regierung habe somit die Einführung der Staatsanwaltschaft dazu benutzt, 
eine vertikal streng hierarchische Behördenstruktur zur Sicherung ihres Einflus-
ses auf die Justiz zu installieren und damit gleichzeitig die ideelle Reformpolitik 
nur symbolisch gebraucht.116

4. Würdigung der Erklärungsansätze 

Einigkeit besteht zwischen den verschiedenen Lagern insoweit, als der Anstoß 
zur strafverfahrensrechtlichen Reform aus dem allgemeinen Gedankengut des 
Liberalismus und der damit einhergehenden Forderung nach der Abschaffung 
des Inquisitionsprozesses entstanden ist. Der Beschuldigte sollte nicht mehr als 
passives Objekt, sondern als gestaltendes Subjekt am Verlauf des Prozesses 
mitwirken. Der Schutz seiner Rechtsstellung stand allgemein im Vordergrund. 
Zu dieser Qualifizierung des Beschuldigten als Subjekt des Verfahrens und der 
damit verbundenen Sicherstellung seiner Rechte hat die Aufklärung im 18. Jahr-
hundert maßgeblich beigetragen.117

Den Ausführungen von Blankenburg und Treiber ist insoweit zuzustimmen, als 
das Ergebnis der Reformbemühungen in der Mitte des 19. Jahrhunderts nicht 
unabhängig von der damaligen wirtschaftlichen und insbesondere politischen 

                                           
113 Kehr, Der Primat der Innenpolitik, S. 75f.; Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (169, 

172).
114 Kehr, Der Primat der Innenpolitik, S. 53ff.; Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (173). 
115 Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (173). 
116 Döhring, in: DRiZ 1958, 282 (283); Blankenburg/Treiber, in: Leviathan 1978, 159 (172). 
117 Einer der wichtigsten Grundsätze der Aufklärung lautet, dass allein die Vernunft im Stande sei, die 

Wahrheit ans Licht zu bringen. 
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Lage in Deutschland zu beurteilen ist.118 Auch Eberhard Schmidt leugnet nicht, 
dass die Verfahrensreform durch politische Umstände begünstigt worden sei, er 
stellt jedoch deutlich heraus, dass die Reform letztlich von der wissenschaftli-
chen Bewegung getragen worden sei.119

Die Entscheidung zur Einführung der Staatsanwaltschaft als Institution ist den 
reformbemühten Juristen der Epoche zuzuschreiben. Die Ausgestaltung dersel-
ben wurde hingegen maßgeblich von den politischen Umständen beeinflusst. 
Die Denkanstöße der Reformer allein hätten einen solch tief greifenden Wandel 
nicht bewirkt. Es bedurfte des Zusammenspiels mit den zeitgenössischen politi-
schen Ereignissen, welche die Entwicklung des kommenden Strafprozessmo-
dells prägten. Die Entstehung der Staatsanwaltschaft kann daher weder „pau-
schal als Frucht liberalen Denkens in der Revolutionszeit noch als bloßer 
Schachzug der Regierungen gesehen werden, unter dem Deckmantel von Re-
formen ein Organ zur Beeinflussung und Beaufsichtigung der Justiz zu schaf-
fen“120. Die Regierung, die den Staatsanwalt als „Wächter des Gesetzes“ zu-
gunsten des Beschuldigten hinnehmen musste, machte aus der „Not eine Tu-
gend“ und beeinflusste die Behörde zu ihren Gunsten.121 Die Entstehung und 
Wandlung der Staatsanwaltschaft ist daher als ein Zusammenspiel von ideellen 
Vorstellungen der Gesellschaft als Folge von Aufklärung und Liberalisierung, 
insbesondere der Rechtsgelehrten, und machtpolitischen Faktoren der Obrigkeit 
zu begreifen. Pragmatische Umstände, wie die aufwendigen Polenprozesse, wel-
che die justiziellen Ressourcen über Jahre hinweg überobligatorisch beanspruch-
ten, spielten eine einflussreiche Rolle.122 Da solche Umstände auch heute wei-
terhin Bedeutung haben, scheint die Entwicklung der Staatsanwaltschaft, wie 
Rüping zutreffend darlegt, auch nach 150 Jahren noch nicht abgeschlossen zu 
sein. 123

                                           
118 Ebenso: Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 48. 
119 Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 263 (273). 
120 Rüping, in: GA 1992, 147 (150); Müller, Rechtsstaat und Strafverfahren, S. 176, wonach politische 

und wissenschaftliche Motive bei der Entstehung der Staatsanwaltschaft nicht getrennt werden 
können; Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 23f.; a.A: Günther, Staatsanwalt-
schaft – Kind der Revolution, S. 51; Börker, in: JR 1953, 237. 

121 Kintzi, in: DRiZ 1988, 86 (87); Schumacher, Staatsanwaltschaft und Gericht im Dritten Reich, S. 7; 
Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 20; Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einfluss-
nahme, S. 27. 

122 Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (111); Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 27. 
123 Rüping, in: GA 1992, 147 (158). 
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II. Umsetzung der Institution „Staatsanwaltschaft“ in den Partikularstaa-
ten

Die Ablösung des Inquisitionsverfahrens durch einen reformierten Strafprozess 
lässt sich in drei grundlegende Abschnitte unterteilen. Maßgeblichen Einfluss 
auf die Ausgestaltung des reformierten Verfahrens, insbesondere auf die Stel-
lung und Funktion der Staatsanwaltschaft, hatte die Zeit vor der revolutionären 
Bewegung 1848. Es folgte eine Periode der Gesetzgebung in den einzelnen 
deutschen Ländern zwischen 1848 und 1870, an die sich die Schaffung der 
Reichsjustizgesetze 1871 und der Reichstrafprozessordnung 1877 anschloss.124

Den Wunsch nach einer umfassenden Reform des Strafprozesses teilten nicht 
alle Beteiligten in den Ländern gleichermaßen. Während insbesondere die libe-
rale Bewegung in der Rechtswissenschaft einen einschneidenden Wandel im 
Strafverfahren forderte125, lehnten die Regierungen der deutschen Länder einen 
solchen Schritt weitgehend ab, weil sie dadurch die reaktionären Strömungen, 
die seit ca. 1815 herrschten, weiter gestärkt sahen.126 Der stetig wachsende 
Druck der öffentlichen Meinung und der liberalen Bewegung zwangen den Re-
gierungen jedoch Zugeständnisse ab.

1. Umsetzung in den Partikularstaaten bis 1848 

Aufgrund des Zusammenwirkens gesellschaftspolitischer liberaler Forderungen 
der Bevölkerung und der rechtswissenschaftlichen Lehre infolge der Aufklärung 
sowie dem faktischen Zwang einer Beschleunigung des Verfahrens war es den 
einzelnen Staaten versagt, einen eigenen grundlegenden Entwurf zu erarbeiten. 
Die Zeit reichte in diesem Sinne nur für die Rezeption eines bereits bestehenden 
Systems.127

Für die Einführung der Institution „Staatsanwaltschaft“ standen verschiedene 
Vorbilder zur Verfügung. Neben dem bereits erwähnten Fiskalat konnte man 
Anlehnung an das anglo-amerikanische Parteiverfahren sowie die französische 
Staatsanwaltschaft nehmen. Der amerikanische Staatsanwalt war damals noch 

                                           
124 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 67f.; Carsten, Geschichte der Staats-

anwaltschaft, S. 20ff. 
125 Zachariae, S. 228, 262ff.  
126 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 68; Carsten, Geschichte der Staats-

anwaltschaft, S. 20. 
127 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 134. 
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nicht in das Blickfeld der europäischen Wissenschaft und Politik gerückt. Ein 
englischer Staatsanwalt existierte nicht. Das Institut des französischen Prokura-
tors setzte sich daher letztlich durch. Dies lag zum einen – neben der unterge-
ordneten Rolle des amerikanischen Modells in der Wissenschaft – auch daran, 
dass die freiheitlich Gesinnten in Deutschland stets nach Frankreich als dem ge-
lobten Land der Demokratie blickten und zum anderen, weil sie seit ihrer Ein-
führung 1810 im Rheinland im Zuge der Übernahme des französischen Rechts-
systems einen angesehenen Ruf sowohl in der Rechtswissenschaft als auch in 
der Bevölkerung des Rheinlandes erlangt hatte. Darüber hinaus war das franzö-
sische Recht bereits kodifiziert und damit leichter zu übernehmen.128 Im franzö-
sischen Strafverfahren lag die materielle Strafverfolgung in den Händen der Ge-
richte, während der Staatsanwalt diese zur Verfahrensdurchführung anregte und 
das weitere Verfahren kontrollierend und gegebenenfalls beanstandend begleite-
te. Auch im deutschen Inquisitionsprozess lag die Wahrheitsfindung bei den Ge-
richten, so dass man in Deutschland lediglich den Anklagegrundsatz durch die 
Staatsanwaltschaft übernehmen musste.129 Ziel sollte daher die Übernahme des 
französischen Modells mit unterschiedlichen Abänderungen in den jeweiligen 
Ländern sein. 

a. Der Staatsanwalt im französischen Recht  

Die Grundzüge der französischen Staatsanwaltschaft reichen bis ins 13. Jahr-
hundert zurück. Parallel zur Verfestigung der monarchischen Gewalt beauftragte 
der König Prokuratoren (procureurs du roi) zur Wahrnehmung seiner Interessen 
sowohl im Zivil- als auch im Strafverfahren.130 Für den Zivilprozess standen da-
bei die fiskalischen Interessen des Monarchen im Vordergrund.131 Obwohl die 
Prokuratoren dem König zu Loyalität und Ehrerbietung verpflichtet waren, war 
es ihnen möglich, ihre Bedenken gegen königliche Weisungen und Verordnun-
gen vorzubringen, weil es ihre höchste Pflicht war, auf die Einhaltung der Ge-
setze zu achten.132

                                           
128 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 17; Glaser, in: v. Holtzendorff, Handbuch des deut-

schen Strafprozeßrechts, Bd. 1, S. 47; Birkmeyer, Deutsches Strafprozeßrecht, S. 822. 
129 Ullmann, Lehrbuch des deutschen Strafprocessrechts, S. 223; Wohlers, Entstehung und Funktion 

der Staatsanwaltschaft, S. 136. 
130 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 8; Goldschmidt, in: GA 1919, Bd. 67, 179 (180); 

Schweichel, in: Recht und Rechtspflege in den Rheinlanden, S. 265. 
131 Schweichel, in: Recht und Rechtspflege in den Rheinlanden, S. 265; Carsten, Geschichte der 

Staatsanwaltschaft, S. 8. 
132 Schweichel, in: Recht und Rechtspflege in den Rheinlanden, S. 265 (266). 
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Nachdem den Prokuratoren zunächst das Strafverfolgungsrecht noch versagt 
blieb, wurden sie ab 1670 verstärkt in den Strafprozess miteinbezogen. Sie 
konnten allen Sitzungen der Gerichte beiwohnen, um die Rechte der Krone 
wahrzunehmen, sowie jederzeit die Befehle des Königs an die Gerichte übermit-
teln, wodurch sich ihre Machtstellung stetig ausweitete.133 1790 wurde die Stel-
lung der Prokuratoren schließlich gesetzlich festgelegt. Sie beinhaltete nun das 
Amt eines objektiven  Gesetzeswächters anstelle eines parteiischen Anklä-
gers.134

Unter der Herrschaft Kaiser Napoleons anfang des 19. Jahrhunderts erfuhr das 
die Prokuratoren umfassende „ministère public“ tief greifende Änderungen. Na-
poleon glich die Stellung des Prokurators der des Gerichts an und unterwarf das 
„ministère public“ mit seiner eigenen Hierarchie dem Justizminister.  

Unabhängig von Regierung und Gerichtsbarkeit hatte der französische Staats-
anwalt dafür zu sorgen, dass „jedem unparteiisch Recht widerfuhr, daß die Un-
schuldigen geschützt und die Schuldigen gestraft und dass überall da, wo die 
richterliche Gewalt einzugreifen hatte, die gesetzlichen Vorschriften beachtet 
wurden“.135 Im Strafverfahren hatte der Staatsanwalt die Ermittlungen zu führen, 
um dann die Klage zu erheben, entweder durch Anhängigmachung vor dem Un-
tersuchungsrichter oder vor dem erkennenden Gericht.136 Bis zur Versetzung des 
Beschuldigten in den Anklagestand oblag die Voruntersuchung zwar der Polizei 
(Art. 8 – 136 c.i.c.137), diese wurde aber in jeder Phase vom Staatsanwalt über-
wacht, um seiner Pflicht, stets im Sinne des Gesetzes zu handeln, gerecht zu 
werden. Er allein hatte die Möglichkeit, aufgrund mangelnden Verdachts oder 
Geringfügigkeit die Strafverfolgung einzustellen. Das Opportunitätsprinzip138

                                           
133 Goldschmidt, in: GA 1919, Bd. 67, 179 (183); Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 9. 
134 Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 9; Schweichel, in: Recht und Rechtspflege in den 

Rheinlanden, S. 265 (266). 
135 Schweichel, in: Recht und Rechtspflege in den Rheinlanden, S. 265 (266f.). 
136 Goldschmidt, in: GA 1919, Bd. 67, 179 (194); Carsten, Geschichte der Staatsanwaltschaft, S. 13. 
137 Code d`instruction criminelle, das Strafprozessrecht unter Kaiser Napoléon Bonaparte. 
138 Das Opportunitätsprinzip schränkt das Legalitätsprinzip, d.h. die Pflicht der Strafverfolgungsbe-

hörden, bei Vorliegen zureichender Anhaltspunkte wegen aller strafbaren und gerichtlich verfolg-
baren Handlungen einzuschreiten und ggfs. Anklage zu erheben, ein. Dem Legalitätsprinzip ent-
spricht die Vergeltungsidee, wonach zwecks Herstellung absoluter Gerechtigkeit jede Übertretung 
des Gesetzes geahndet werden muss. Mit dem Vordringen der relativen Strafrechtsheorien, welche 
die Bestrafung an ihre gesellschaftliche Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit knüpft, ist eine diffe-
renziertere Betrachtung geboten, die die Strafverfolgungspraxis mit den Erfordernissen moderner 
Kriminalpolitik in Einklang bringt. Dieser differenzierenden Betrachtung entspricht das Opportuni-
tätsprinzip, indem es Abweichungen von der zwingenden Anklageerhebung vorsieht. 
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war die herrschende Maxime. 139 Nach Ende der Voruntersuchung hatte die 
Staatsanwaltschaft die Einstellung der Ermittlungen oder die Eröffnung der 
Hauptuntersuchungen zu beantragen. Während des Ermittlungsverfahrens hatte 
der Staatsanwalt die Verfügungen des Untersuchungsrichters durchzuführen 
(Art. 28 c.i.c.) und die Ermittlungen der Kriminalpolizei zu leiten.  

Sofern die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wurde, standen der Staats-
anwaltschaft Rechtsmittel zu. Im Hauptverfahren selbst nahm der Staatsanwalt 
die Stellung des öffentlichen Anklägers ein, wobei auch hier seine objektive und 
gegebenenfalls zugunsten des Angeklagten auszuübende Pflicht zur Wahrung 
des Gesetzes im Vordergrund stand. Nach der rechtskräftigen Verurteilung be-
aufsichtigte der Staatsanwalt schließlich die Vollstreckung der Strafe.140

Um die Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes als oberstes Ziel zu gewähr-
leisten, hatte der französische Staatsanwalt zusätzlich zu seiner prozessualen 
Aufgabe zahlreiche Aufsichtskompetenzen über verschiedene Bereiche der 
Rechtspflege. Der Untersuchungsrichter wurde, solange er nur ermittelte und 
nicht entschied, vom Generalprokurator beaufsichtigt (Art. 57, 279, 280 c.i.c.), 
der ihn zu seiner Tätigkeit anhalten und disziplinarisch rügen konnte.141 Eine 
solche Aufsichtsfunktion hatte der Staatsanwalt auch in der Justizverwaltung, 
indem er den gesamten Geschäftsgang in seinem Bereich überwachte und dem 
Justizminister darüber Bericht erstattete. Dazu zählte auch die Kontrolle über die 
Gerichtspolizei sowie sämtliche Gerichtspersonen, Richter und Notare im ver-
waltungstechnischen Bereich.142 Der Staatsanwalt war demnach unabhängig von 
den Gerichten, während dies umgekehrt nicht der Fall war. Insbesondere der 
Umstand, dass der Prokurator bei Beförderungsfragen der Richterschaft dem 
Justizminister berichtete, schadete spürbar der Unabhängigkeit der Gerichte.143

Der Prokurator seinerseits war eingegliedert in eine hierarchische Struktur, in 
welcher der „procureur général“ am Kassationshof eine leitende Funktion aus-

                                           
139 Schweichel, in: Recht und Rechtspflege in den Rheinlanden, S. 265 (269f.); Carsten, Geschichte 
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füllte. Ihm waren alle untergeordneten Prokuratoren zu Gehorsam verpflichtet. 
Dem „procureur général“ mussten alle wichtigen Vorgänge vorgelegt werden. 
Er besaß das Devolutions- und Substitutionsrecht.144 Das französische „mi-
nistère public“ war überdies gekennzeichnet durch seine Einheit und Unteilbar-
keit: Erste drückte sich in der einheitlichen Spitze und Führung aus, letzte be-
deutete, dass jede Handlung eines Mitglieds des „ministère public“ für alle ande-
ren Mitglieder verbindlich war und jeder Prokurator als Vertreter seines Vorge-
setzten dessen Befugnisse ausüben konnte.145

Carsten beschreibt die Stellung des Staatsanwalts in Frankreich prägnant als 
„Aufsichtsorgan des Staates, der Regierung, über den geordneten Gang der ge-
samten Rechtspflege; seine Tätigkeit als öffentlicher Ankläger spielt demgegen-
über nur eine untergeordnete Rolle, und auch hier wird stets die objektive und 
unparteiliche Stellung betont, die Pflicht zur Durchführung des Gesetzes, zur 
Wiederherstellung der öffentlichen Ordnung, die durch das Verbrechen gestört 
worden ist. Nur zu leicht wird dabei übersehen, daß durch seine Abhängigkeit 
von Anweisungen des Justizministers diesem und damit der Regierung ein gro-
ßer Einfluß auf die Strafverfolgung gewährt wird; insbesondere ist die Möglich-
keit nicht ausgeschlossen, bei Ausübung der Anklagetätigkeit nach politischen 
Gesichtspunkten vorzugehen, ein Zustand, der die Objektivität des Staatsanwalts 
sehr erschwert, wenn nicht sogar ganz unmöglich macht“.146

Zwar hatte man in Frankreich dem Staatsanwalt ein Anklagemonopol zugespro-
chen und eine Unterscheidung zwischen richterlicher und polizeilicher Tätigkeit 
vorgenommen, jedoch wurde diese Grenze zum Vorteil des Verwaltungsorgans
verschoben. Elling sieht darin den maßgeblichen Fehler dieser Konstruktion, der 
wieder zu einer Annäherung an den Inquisitionsprozess führte.147 Der französi-
sche Staatsanwalt hatte eine doppelte Rolle inne: Zum einen war er verantwort-
lich für die Einhaltung und Wahrung rechtsstaatlicher Prinzipien, zum anderen 
konnte der Staat durch ihn wirksam auf die gesamte Rechtspflege in seinem 
Sinne einwirken. Napoléon Bonaparte ermöglichte zwar die Schaffung des fort-
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schrittlichen Instituts der Staatsanwaltschaft in Frankreich. Dabei darf jedoch 
nicht vergessen werden, dass auch seine Herrschaft eine Militärdiktatur war.148

b. Übernahme des französischen Vorbildes in den Partikularstaaten 

Bereits im Jahre 1798 wurde das „ministère public“ im von Frankreich einge-
nommenen linken Rheinufer in der Form, die es unter Napoléon Bonaparte er-
halten hatte, eingeführt. Die Bevölkerung trauerte dem alten deutschen System 
nicht nach und war erleichtert, nun eine klare und gefestigte Ordnung zu ha-
ben.149

Das Königreich Preußen nahm in den Jahren 1814 / 15 erneut Besitz vom 
Rheinland. Jedoch wurde das französische System nicht verworfen und durch 
preußisches Recht ersetzt, sondern auf nachdrückliches Verlangen der Bevölke-
rung zunächst beibehalten.150 Das französische Recht sollte solange gelten, bis 
eine umfassende Revision der gesamten preußischen Rechts- und Gerichtsver-
fassung durchgeführt worden war, was auch in der damaligen Zeit ein langwie-
riges und schwieriges Unterfangen darstellte. Erst durch den Druck der Revolu-
tion im Dezember 1848 wurde eine einheitliche Regelung für die Staatsanwalt-
schaft in ganz Preußen gefunden.151

In der Zwischenzeit hatten auch andere deutsche Länder Reformbemühungen im 
Strafverfahren umgesetzt, jedoch mit unterschiedlichen Bemühungen und Er-
gebnissen.152 So führte Baden als erster Staat rechts des Rheins im Jahre 1832 
die Staatsanwaltschaft ein. Sie war allerdings nur für die Vorbereitung, Erhe-
bung und Vertretung der Anklage bei Pressevergehen und Beamtenbeleidigung 
zuständig. Darüber hinaus nahm sie eine allgemeine Aufsichtsfunktion gegen-
über der Behandlung von Strafsachen an den Hofgerichten wahr, während ihr 
eine aktive Teilnahme an der Ermittlung der Tat und der Überführung des Täters 
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versagt blieb.153 Es folgte Württemberg am 22. Juni 1843, wo der Staatsanwalt 
bei größeren Vergehen an der Schlussverhandlung teilnahm. Den Forderungen 
nach einem objektiven Wächter des Gesetzes folgend, enthielt die Gerichtsver-
fassung Württembergs keine Vorschriften über Weisungen des Justizministers 
gegenüber den Staatsanwälten. Andere als strafprozessuale Befugnisse wollte 
man dem Staatsanwalt in Württemberg nicht zugestehen.154

Als nächstes setzte Preußen eine Teilreform durch und führte 1846 für das 
Kammergericht und das Kriminalgericht in Berlin die Staatsanwaltschaft in 
Strafsachen ein. Ihr wurden das Anklagemonopol und ein umfassendes Strafver-
folgungsrecht eingeräumt.155 1849 wurde die Staatsanwaltschaft dort durch Ver-
ordnung als bürokratisch organisierte Behörde eingerichtet.156

Am 1. Januar 1849 übernahm Bayern durch Gesetz die Einführung der Staats-
anwaltschaft in Strafsachen nach französischem Muster. Jedoch hatte der Staats-
anwalt nicht das ausschließliche Strafverfolgungsmonopol, und der Untersu-
chungsrichter blieb gestaltende Person des Ermittlungsverfahrens.157 1850 folgte 
Hannover und übernahm ohne Ausnahme die Staatsanwaltschaft nach französi-
schem Vorbild. Zuvor bestand seit 1841 nur ein öffentlicher Anwalt, der den 
Auftrag erhielt, gegen Klageablehnung, Freisprechung und zu milde Strafen 
Rechtsmittel einzulegen. Nun hatte die Staatsanwaltschaft auch das Anklagemo-
nopol, konnte Nichtigkeitsbeschwerde einlegen und übte die umfassende Auf-
sicht über die Justiz und den Strafvollzug aus. Andererseits war sie den Weisun-
gen des Justizministers unterworfen.158

Erst 1855 erhielt Sachsen eine Staatsanwaltschaft, die ebenfalls das französische 
Muster umfassend übernahm, obwohl man sich der Fehler und Gefahren dieses 
Systems bewusst war. Einzig das Herzogtum Braunschweig verlieh dem Staats-
anwalt eine unabhängige, fast richterliche Stellung und verwirklichte zugleich 
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erstmals das Klageerzwingungsverfahren. Dort wollte man die Fehler, die dem 
französischen System eigen waren, nicht wiederholen, weil man jede Möglich-
keit der Handhabe gegen missliebige Personen und jeden Einfluss der Exekutive 
auf den Gebieten der Rechtspflege und Rechtsverwaltung auszuschließen such-
te.159

Die beiden mecklenburgischen Länder sowie Schaumburg-Lippe und Bremen 
hielten bis 1879 an ihrem alten Strafverfahren fest, das keinen Staatsanwalt 
kannte.160

2. Einführung der Staatsanwaltschaft in Preußen 

Die meisten Partikularstaaten gestatteten der neu eingeführten Staatsanwalt-
schaft entweder sehr umfassende oder nur sehr eingeschränkte Kompetenzen. 
Insbesondere die Teilnahme am Ermittlungsverfahren war unterschiedlich aus-
geprägt.161 Die preußische Staatsanwaltschaft stellte im Vergleich zu den ande-
ren Staaten die erste moderne Institution dieses Typs dar162, weshalb auf ihre 
Entstehung im Folgenden detaillierter eingegangen wird. 

Der Anstoß zur Reform ging in Preußen im Gegensatz zu den meisten anderen 
Ländern auch von der herrschenden Monarchie aus. Es missfiel Friedrich Wil-
helm IV, dass die Justiz zu großzügig mit Staatsschutzsachen an den preußischen 
Strafgerichten verfuhr. Darüber hinaus war auch die preußische Bevölkerung 
unzufrieden über die Heimlichkeit und Schriftlichkeit des herrschenden Verfah-
rens.163 Der Monarch sah sich daher gezwungen, seine beiden Minister v. Savig-
ny (Gesetzgebungsminister) und v. Mühler (Justizverwaltungsminister) mit der 
Unterbreitung von Vorschlägen für eine Institution zu beauftragen, die noch vor 
der umfassenden Gesamtreform des Strafprozesses geschaffen werden sollte, um 
die aufgezeigten Missstände zu beseitigen. 

In einem ersten Entwurf vom 15. Juli 1843 schlug v. Savigny eine Institution 
vor, der man die Rechtspflege im Allgemeinen und die Rechtsmittelbefugnis im 
Interesse des öffentlichen Wohls im Besonderen übertragen sollte. In diesem 
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Stadium dominierten die Disziplinierung der Gerichte und die Durchsetzung des 
staatlichen Strafanspruchs als Ausdruck des Offizialprinzips.164 Die Vorweg-
nahme der Schaffung einer Staatsanwaltschaft vor der Gesamtreform erschien v.
Savigny aber als nachteilig, so dass er entgegen einer königlichen Kabinettsorder 
vom 12. August 1843 von der Schaffung der Staatsanwaltschaft zunächst Ab-
stand nehmen wollte. Er sah es als ein Übel an, ein neues, mit dem bestehenden 
System nicht im Geringsten zu vereinbarendes Institut einzuführen, ohne den 
Rest des Verfahrens darauf abzustimmen.165 Minister v. Mühler hingegen dräng-
te in seinen Anmerkungen zu v. Savignys Voten daraufhin, schon jetzt ein Amt 
für Staatsanwälte zu schaffen, welche „die ehrenvolle Bestimmung haben, 
Wächter der Gesetze zu sein, die Übertreter zu verfolgen, die Bedrängten zu 
schützen“.166 1845 trat Justizminister Uhden die Nachfolge von Minister v. Müh-
ler an und vertrat im Justizministerium durchgreifende liberale Ideen, denen 
auch v. Savigny zugeneigt war.167 Zusammen kamen sie überein, dass der 
Staatsanwalt nicht nur im Interesse des Staates, sondern in gleichem Maße auch 
für den Angeklagten einstehen sollte. Davon versprachen sie sich, auch die Öf-
fentlichkeit für die Einführung der Staatsanwaltschaft zu gewinnen. In diesem 
Vorschlag wurde zum ersten Mal die uneingeschränkte Unparteilichkeit des 
Staatsanwalts gefordert und die Bedeutung dieses Umstandes bezüglich der Ak-
zeptanz in der Bevölkerung deutlich herausgehoben.168 Über die Gesetzeswäch-
terfunktion zugunsten des Angeklagten hinaus sollte der Staatsanwalt auch die 
Kontrolle über die Polizei übernehmen, denn gerade bei den „Operationen der 
Polizeibehörden liege die Gefahr einer Rechtsverletzung nahe“.169 Die beiden 
Minister wurden mit diesen fortschrittlichen Ideen bei der Regierung jedoch 
nicht gehört. Die Reformansätze wurden am 23. Dezember 1845 durch das Par-
lament einstimmig abgelehnt, worauf v. Savigny und Uhden ihr Promemoria 
vom 23. März 1846 verfassten.170
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Darin traten sie der These ihrer Gegner entgegen, dass die Aufsicht der Staats-
anwaltschaft über die Kriminalpolizei deren Integrität und Wirksamkeit verrin-
gere und hoben erneut hervor, dass eine einseitige Ausrichtung des Staatsan-
walts zugunsten der Interessen des Staates bei der Bevölkerung ein neues Feind-
bild heraufbeschwören würde.171 Den rechtspolitischen Argumenten der beiden 
Minister standen Anfang 1846 die Polenprozesse zur Seite. Im Laufe der Auf-
stände in den besetzten polnischen Gebieten kam es zu zahlreichen Verhaftun-
gen und anschließenden Prozessen. Die hohe Zahl dieser „Polenprozesse“ führte 
zu der Erkenntnis, dass es im Wege des herrschenden Inquisitionsprozesses Jah-
re dauern würde, bis alle Angeklagten abgeurteilt würden, so dass nun auch die 
Regierung nach einer Möglichkeit suchte, das Verfahren neu zu organisieren.172

Uhden ließ deshalb in aller Eile ein Gesetz verfassen, das wesentliche Impulse 
des Justizministeriums übernahm, teils aufgrund der gebotenen Eile und teils 
wegen der erhofften höheren Akzeptanz in der Bevölkerung.173

Teilweise wird das „Gesetz, betreffend das Verfahren in den bei dem Kammer-
gericht und dem Kriminalgericht zu Berlin zu führenden Untersuchungen“174 als 
„schüchtern hingeworfenes Versuchsobjekt“175 oder „staatspolitische Notwen-
digkeit“ der Aburteilung der Polenprozesse176 angesehen. Diese Sichtweise ver-
kennt jedoch, dass das Berliner Gesetz die erste Regelung war, die den Staats-
anwalt an den Ermittlungen teilhaben ließ, ihn auch zum Schutze des Angeklag-
ten berief und eine rechtsstaatliche Kontrolle der Polizei ermöglichte. Sie ent-
hielt somit all jene Grundprinzipien, die der rechtlichen Stellung und Funktion 
der Staatsanwaltschaft auch heute noch eigen und im herrschenden System der 
Strafverfolgung unlösbar mit ihr verbunden sind.177 Der preußische Staatsanwalt 
war der erste seiner Art, der den Weisungen des Justizministers unterworfen 
war, auch dem Unschuldigen Beistand zu leisten hatte, Ermittlungen mit Hilfe 
der Polizei einleitete, um nach Abschluss der Ermittlungen das Untersuchungs-
verfahren zu beantragen, im Hauptverfahren die Anklage vertrat und gegebenen-
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falls Rechtsmittel einlegen konnte.178 Den Anstrengungen des Justizministeri-
ums unter v. Savigny und Uhden würde es daher nicht gerecht, die Einführung 
der Staatsanwaltschaft in Preußen lediglich als durch die Regierung initiierte 
politische Notwendigkeit oder geschichtlichen Zufall anzusehen. Das Bestreben 
der Regierung, eine Institution zur Einflussnahme auf die Rechtspflege nach 
französischem Vorbild zu schaffen, verlief dank der Initiative der Minister v.
Savigny und Uhden, in der gebotenen Eile während der Polenprozesse ihre eige-
nen Reformvorstellungen zu verwirklichen, erfolglos. 

3. Entwicklung von 1848 bis 1877 

a. Die Reformgesetzgebung 

Die Märzaufstände des Jahres 1848179 sorgten in mehreren deutschen Ländern 
dafür, dass sich die Regierungen nun auch einer großen und umfassenden Re-
form auf dem Gebiet der Strafrechtspflege nicht mehr verschließen konnten. 
Deshalb machten sie die verbindliche Zusage, dass das Verfahren in Zukunft 
unter den Maximen der Öffentlichkeit, Mündlichkeit und des Anklageprozesses 
mit Staatsanwaltschaft und Geschworenengericht stattfinden würde. Diese Zu-
sagen wurden in den meisten deutschen Ländern noch in den Jahren 1848/49  
umgesetzt.180

b. Die Entwicklung der Staatsanwaltschaft in der Reformgesetzgebung 
1848 bis 1877 

aa. Die Beteiligung der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren 

Die Beteiligung der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren war in den ein-
zelnen Partikularstaaten unterschiedlich ausgestaltet. Während einige Länder 
den Staatsanwalt von den Ermittlungen vollkommen ausschlossen, ließen andere 
Länder eine gewisse Partizipation an diesem Verfahrensabschnitt zu. 
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Württemberg und Hessen schlossen die Staatsanwaltschaft von den Untersu-
chungen im Ermittlungsverfahren gänzlich aus.181 Identisch vollzog sich die La-
ge in Baden, wo der Staatsanwalt erst dann tätig werden konnte, wenn die Sach-
lage ermittelt war, um den Beschuldigten in den Anklagestand zu versetzen. 
Auch die Voraussetzungen für die Anklageerhebung waren nicht einheitlich ge-
regelt. In Bayern galt der Amtsermittlungsgrundsatz, so dass der Untersuchungs-
richter von sich aus tätig werden musste, während Kurhessen, Braunschweig 
und Hannover einen vorhergehenden Antrag der Staatsanwaltschaft voraussetz-
ten.182

Die Aufgabe der Staatsanwaltschaft vor der Anklageerhebung beschränkte sich 
zumeist darauf, Erkenntnisse über mögliche strafbare Handlungen zu sammeln, 
wobei sie sich dazu der Polizeibehörden bedienen konnte. Der Einsatz von 
Zwangsmitteln und das Verhör von Zeugen waren stets dem Untersuchungsrich-
ter vorbehalten, der seinerseits nur auf Antrag des Staatsanwalts tätig wurde. 
Um den Untersuchungsrichter zu kontrollieren und anregend zu begleiten, hatte 
die Staatsanwaltschaft ein Akteneinsichtsrecht und konnte bei Untersuchungs-
handlungen anwesend sein, jedoch waren bestimmte Untersuchungsmaßnahmen 
auch vom Staatsanwalt selbst durchführbar, sofern „Gefahr im Verzug“ oder die 
Voraussetzung „auf frischer Tat“ gegeben war.183

Die zurückhaltende Beteiligung des Staatsanwalts an den Untersuchungen war 
eng verbunden mit der allgemeinen Qualifizierung seiner Funktion. Eine An-
sicht wollte den Einfluss des Staatsanwalts restriktiv bemessen sehen, weil der 
Schutz des Beschuldigten während der Untersuchung nur durch einen unparteii-
schen Untersuchungsrichter zu gewährleisten gewesen sei. Dem Amt des Wäch-
ters der Gesetze habe sie nur nachkommen können, wenn die Staatsanwaltschaft 
nicht mit exekutiver Gewalt der Polizei ausgestattet gewesen sei, was bereits bei 
Napoléon zur „Despotie“ geführt habe.184 Die Gegenansicht wollte ebenfalls 
keine französischen Verhältnisse, jedoch sah sie den Staatsanwalt primär als 
Mittel, die Gesetze zur Anwendung zu bringen. Sollte er seine Aufgabe entspre-
chend erfüllen, so musste ihm auch die Möglichkeit der eigenständigen Untersu-
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chung bleiben, sofern kein Untersuchungsrichter erreichbar war. „Wer die 
Staatsanwaltschaft wolle, müsse ihr auch entsprechende Kompetenzen zuwei-
sen“, lautete das Argument.185

Bemerkenswert ist, dass keine der beiden Seiten die Staatsanwaltschaft als ori-
ginäres Untersuchungs- oder Ermittlungsorgan verstanden wissen wollte. Diese 
heute herrschende und im Allgemeinen anerkannte Kompetenz kam erst im Lau-
fe der Reformentwicklung zu den Aufgaben der Staatsanwaltschaft hinzu.186

bb. Die zeitgenössische Kritik an der Staatsanwaltschaft 

Allen Verfahrensordnungen der deutschen Partikularstaaten war die Möglichkeit 
der Beeinflussung durch die Regierungen gemein, die sie durch die Staatsan-
waltschaft auf die Rechtspflege nehmen konnten. Aus diesem Grund ließ die 
Kritik an der bestehenden Form der Staatsanwaltschaft nicht lange auf sich war-
ten. Eingeführt um den Angeklagten gegen Willkür im Strafverfahren zu schüt-
zen, bestand ihre Hauptaufgabe nun primär in der Ermittlung und Verfolgung 
von Verbrechen, wobei sie hauptsächlich öffentlicher Ankläger und obendrein 
von der Regierung abhängig war.187 Insbesondere die Machtfülle des Staatsan-
walts außerhalb der Gesetzeswächterfunktion wurde misstrauisch begutachtet. 
Die allgemeine Aufsichtsfunktion über die gesamte Rechtspflege, vor allem über 
das Richterkollegium, hielt man für zu weitgehend, weshalb die Forderung nach 
einer Beschränkung laut wurde. Anders als in Frankreich sei der Staatsanwalt in 
Deutschland „Vertreter des Gesetzes oder der verletzten bürgerlichen Ordnung 
vor dem Richter, aber nicht eine neben oder über dem Richter stehende Amts-
person“.188 Die politische Gebundenheit der staatsanwaltlichen Behörde wurde 
als Nachteil empfunden, weil sie die Unabhängigkeit und Würde der Gerichte 
nicht hinreichend zur Geltung kommen ließ.189 Der Staatsanwalt sollte voll-
kommen unabhängig von Weisungen des Justizministers sein, um so die Straf-

                                           
185 Verhandlungen des Gesetzgebungsausschusses der Kammer der Reichsräthe vom Jahre 1848, Ers-

ter Band, S. 349f., zitiert nach Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 124. 
186 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 125, 161. 
187 Kritische Bemerkungen über das Gesetz vom 17. Juli 1846 von einem praktischen Richter, S. 2f.; 
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verfolgung von politischer Einflussnahme freizuhalten.190 Die Gegenmeinung 
wollte die Abhängigkeit der Staatsanwälte von der Regierung noch erweitern 
und forderte einen „Kronanwalt“ bei jeder Verwaltungsbehörde, der ihre Inte-
ressen wahrzunehmen hätte.191

Die Kombination von Anklagemonopol und Weisungsgebundenheit durch die 
Regierung, die in Preußen besonders stark ausgeprägt war, wurde insbesondere 
von liberaler Seite angegriffen. Ein von der Regierung abhängiger Staatsanwalt, 
der dem Opportunitätsprinzip entsprechend agierte, sei von vornherein eine Ma-
rionette der Exekutive.192 Man befürchtete, dass die herrschende Partei derart 
Einfluss auf ein Strafverfahren nehmen könnte, dass sie die Strafgesetze gegen 
die politischen Gegner einsetzt, während sie dieselben Gesetze nicht auf sich 
anwendet.193 Aus diesem Grund forderten manche die Abschaffung des Oppor-
tunitäts- und die Einführung des Legalitätsprinzips194 mit Ausnahmen vom Ver-
folgungszwang. Einig war man sich hingegen in der Trennung von Untersu-
chungs- und Anklagebehörde, weil eine Zusammenlegung beider Institute in 
einem Organ gegen das Anklageprinzip verstoße. Der Untersuchungsrichter dür-
fe nicht wie in Frankreich Gerichtspolizeibeamter sein; vielmehr sollte die Ge-
richtspolizei dem Staatsanwalt unterstellt werden.195 Gerade dieses Manko aus 
dem Inquisitionsprozess galt es zu überwinden, um die überparteiliche Position 
des Richters zu gewährleisten. 

c. Die Reichsstrafprozessordnung 1877196

Der zwischenzeitlich entstandene „Norddeutsche Bund“ stellte am 30. März 
1868 auf dem Reichstag den Antrag, eine einheitliche Strafprozessordnung für 
alle Länder des Deutschen Bundes zu erarbeiten. Die Befürworter einer in allen 
Ländern gültigen Strafprozessordnung waren der Ansicht, dass eine Vereinheit-
lichung des Strafverfahrens leicht zu bewerkstelligen sei, weil der überwiegende 
Teil der partikularstaatlichen Verfahrensordnungen auf dem französisch-

                                           
190 Sundelin, Die Staats-Anwaltschaft in Deutschland, S. 61; Schubert, Die deutsche Gerichtsverfas-

sung, S. 125; Frey, Die Staatsanwaltschaft in Deutschland und Frankreich, S. 210ff. 
191 Von Tippelskirch, in: GA 1854, Bd. 2, S. 447 (458). 
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196 RStPO, verkündet am 1.2.1877 und in Kraft getreten am 1.10.1879, RGBl. I, S. 253. 
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rheinländischen Prinzip aufbaute.197 Die Ausarbeitungen eines konkreten Ent-
wurfes zogen sich dennoch bis Januar 1873 hin, nachdem bereits das „Deutsche 
Reich“ gegründet worden war. Der Entwurf sollte eine rechtseinheitliche Kodi-
fikation des Strafprozesses ermöglichen, ohne dabei die bereits bestehenden 
Verfahrensgrundsätze in den einzelnen Ländern grundlegend zu reformieren. 
Das Ergebnis sollte nicht die Schaffung etwas vollkommen Neues und damit 
zugleich eine Absage an die Grundlagen dessen sein, auf dem die Strafgesetzge-
bung der letzten Jahrzehnte beruhte.198 Vielmehr wollte man die Errungenschaf-
ten der Länderregelungen beibehalten und vereinheitlichen. 

Die landesspezifischen Verfahrensreformen wurden durch die RStPO abge-
schlossen. Während die landesspezifischen Reformen die „sachliche“ Reform 
betrieben und somit den Grundstein für eine einheitliche Verfahrensordnung ge-
schaffen hatten, stellte die RStPO die „formelle“ Vollendung dieser Bemühun-
gen dar.199 Nunmehr wurden auch jene Staaten mit einbezogen, die sich zuvor 
gegen die Einführung der Staatsanwaltschaft gewandt hatten, zum Beispiel die 
Fürstentümer Lippe und Mecklenburg.200

Die Einstellung gegenüber der Funktion der Staatsanwaltschaft im Verfahren 
hatte sich bereits in den Reformjahren bis 1871 weitgehend verschoben. Wurde 
ihre Funktion zu Beginn ihrer Einführung in den Partikularstaaten noch als Ver-
treter der Regierung und ihrer damit untrennbar verbundenen Parteistellung bei 
der Anklageerhebung beschrieben, so wandelte sich diese Sichtweise nun zu-
gunsten einer eigenständigen Stellung innerhalb des Strafverfahrens. Die Staats-
anwaltschaft war jetzt ein Organ des Staates, welches in objektiver Art und Wei-
se ebenso wie das Gericht zur materiellen Wahrheitsfindung verpflichtet war 
und die gerichtliche Untersuchung anregend begleitete und kontrollierte.201 Eine 
über diese initiierende und kontrollierende Aufgabe hinausgehende  Stellung 
kam ihr nicht zu.  

                                           
197 Dolchow, in: v. Holtzendorff, Handbuch des deutschen Strafprozeßrechts, Bd. 1, S. 106; Schu-

bert/Regge, S. 5. 
198 Vgl. Hahn, Motive, S. 70f.; Schubert/Regge, S. 8f., 113; Wohlers, Entstehung und Funktion der 

Staatsanwaltschaft, S. 182. 
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200 Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 180. 
201 Kelker, in: ZStW 2006, 389 (394); Wohlers, Entstehung und Funktion der Staatsanwaltschaft, S. 
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Für die Kompetenzen im Ermittlungsverfahren sah die RStPO eine differenzier-
te Lösung vor.202 Grundsätzlich oblag der Staatsanwaltschaft die Leitung des 
gesamten Ermittlungsverfahrens in der Weise, dass sie Art, Umfang und Ziel der 
Ermittlungen vorgab. Allerdings lagen alle Eingriffe in die Rechtssphäre des 
Beschuldigten in der Hand des Untersuchungsrichters.203 Zwar konnte bei Ge-
fahr im Verzug auch der Staatsanwalt Zwangsmaßnahmen bei dem Beschuldig-
ten durchführen, diese unterlagen aber einer Nachprüfung durch den Untersu-
chungsrichter. Man bezweckte damit eine Aufteilung der Macht zwischen 
Staatsanwaltschaft und Gericht im Ermittlungsverfahren, weil man befürchtete, 
dass die Staatsanwaltschaft aufgrund ihrer unvollkommenen Stellung zwischen 
objektiver Wächterposition und Abhängigkeit von der Exekutive nicht in der 
Lage sein würde, eine unparteiische Prüfung zu vollziehen. Man begründete dies 
mit der historischen Erfahrung und der Abhängigkeit und Weisungsgebunden-
heit dieser Institution.204 Eine unparteiische und streng gesetzmäßige Durchfüh-
rung des Ermittlungsverfahrens sah man nur durch einen unabhängigen Richter 
gewährleistet.205 Der Ermittlungsrichter sollte nicht nur Partner sondern auch 
Gegenspieler des Staatsanwalts sein.206 Die Kompetenz des Staatsanwalts wurde 
weiterhin dadurch eingeschränkt, dass nach der Anklageerhebung ein Untersu-
chungsrichter eingesetzt wurde, der nun seinerseits den Umfang und die Art und 
Weise der Ermittlungen bestimmte.207 In diesem Stadium standen sich Staats-
anwaltschaft und Angeklagter unter der Leitung des Untersuchungsrichters ge-
genüber.

Ein Grund für die abermals zurückhaltende Ausgestaltung der staatsanwalt-
schaftlichen Befugnisse war auch die Erkenntnis, dass „die Stellung der Staats-
anwaltschaft weder in der Wissenschaft zweifellos festgestellt, noch (...) in den 
Gesetzgebungen eine auch nur annähernde Übereinstimmung in dieser Frage 
erreicht“ worden war.208 Man war sich nicht sicher, ob man die notwendige Ob-
jektivität der Staatsanwaltschaft auch de facto verwirklichen konnte. Deshalb 
                                           
202 Welp, Zwangsbefugnisse für die Staatsanwaltschaft, S. 6. 
203 Von Kries, Lehrbuch des deutschen Strafprozeßrechts, S. 474. 
204 Schumacher, Staatsanwaltschaft und Gericht im Dritten Reich, S. 19, Fn. 103 wonach die Skepsis 
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ergänzte man auf Antrag der Abgeordneten Schwarze und Struckmann den Ent-
wurf dahin, dass die Staatsanwaltschaft neben den belastenden gleichsam auch 
die entlastenden Umstände der Tat zu ermitteln und zu sichern habe.209 Dieser 
Zusatz sei zwar „eigentlich selbstverständlich und habe nur deklaratorischen 
Charakter“, er sei aber ebenso brauchbar, „um die Aufgabe der Staatsanwalt-
schaft auch im Gesetz zum bestimmten Ausdruck zu bringen“.210 Auch die Re-
gierung erkannte den Antrag von Schwarze und Struckmann als selbstverständ-
lich an und nahm die konkrete Passage in ihren Entwurf auf.211

III. Entwicklung zwischen 1879 und 1933 

Die Zeit nach Einführung der Reichsstrafprozessordnung brachte keine Ände-
rungen für die Funktion und Stellung der Staatsanwaltschaft in Deutschland. Der 
Streit über ihre Kompetenzen und Aufgabengebiete hielt hingegen unvermindert 
an.212 Dabei reichten die Vorschläge von der generellen Abschaffung der Institu-
tion über die Wiederbelebung des Inquisitionsprozesses bis hin zur generellen, 
weitgreifenden Ausweitung der Befugnisse der Staatsanwaltschaft. 

Erneut war es die Abhängigkeit als Verwaltungsbehörde von der Exekutive, 
welche die Kritiker der Staatsanwaltschaft in ihrer Forderung nach ihrer Ab-
schaffung antrieb. Die Staatsanwaltschaft sei aufgrund dieser Abhängigkeit 
nicht in der Lage, nach Recht und Gesetz vorzugehen und beeinflusse die Ge-
richte, insbesondere den Untersuchungsrichter, weshalb die Strafrechtspflege 
allein in die Hände der Gerichte gehöre.213 Zwar sollte weiterhin ein Staatsan-
walt die Anklage im Hauptverfahren vertreten, dieser solle aber unter den Rich-
tern auf bestimmte Zeit gewählt werden und die ganze Zeit über den Status eines 
unabhängigen Richters beibehalten. Nur so könne man Unparteilichkeit und Ge-
rechtigkeit in der Strafrechtspflege sicherstellen.214 Die Staatsanwaltschaft sei 
eine „Ausländerei“, eine importierte Einrichtung, die dem deutschen Rechtsge-
fühl nicht entspreche, zuviel anklage und daher das Vertrauen der Bevölkerung 
in die Unparteilichkeit der Richter zerstöre.215 In die gleiche Richtung ging die 
                                           
209 Vgl. Hahn, Protokolle, S. 1323. 
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Auffassung, dass der Einfluss der Staatsanwaltschaft auf die Strafrechtspflege zu 
groß sei, da sie praktisch durch die Staatsanwälte ausgeübt werde und nur par-
tiell durch ein Vetorecht der Gerichte gegenüber extravaganten Ansprüchen der 
Staatsanwaltschaft hinsichtlich konkreter Ermittlungsmaßnahmen begrenzt wer-
den könne. 

Einen Schritt weiter gingen die Befürworter der Wiedereinführung des Inquisiti-
onsprozesses. Sie begründeten ihr Verlangen damit, dass die Strafrechtspflege 
durch das Nebeneinander zu vieler Behörden (Polizei, Staatsanwaltschaft, Un-
tersuchungsrichter und Gericht) nicht mehr ihre Funktion erfülle. Die teilweise 
widerstreitenden Interessen der beteiligten Behörden gefährdeten die Aufgabe 
der staatlichen Strafverfolgung. Nur die Übertragung der Strafverfolgung auf ein 
unabhängiges richterliches Organ könne die Gefahr ausschließen, dass das Straf-
recht zu politischen Zwecken missbraucht werde. 

Eine andere Ansicht forderte, die Strafverfolgung gänzlich der Polizei zu über-
lassen. Aufgrund ihrer Aufgabe, die Gesellschaft vor gefährlichen Handlungen 
zu schützen, sei sie die einzige Behörde, die ein Interesse am Ausgang des Pro-
zesses habe. Der öffentliche Ankläger hingegen lasse dieses Interesse vermissen, 
so dass er sich mit weniger Aufwand in der Ermittlung begnüge, was letztlich 
auch dem Angeklagten zum Nachteil gereiche.216

Dem widersprachen die Verfechter der Institution „Staatsanwaltschaft“, allen 
voran Otto. Danach sei es bisher eine reine Unterstellung, dass die Staatsanwalt-
schaft durch die Regierung beeinflusst würde. Beweise gäbe es dafür nicht. Zu-
dem seien Staatsanwälte der Beeinflussung durch die Exekutive nicht stärker 
ausgesetzt als die Richterschaft.217 Außerdem könne man die Aufgaben der 
Staatsanwaltschaft nicht auf ein Richterorgan übertragen, weil die Richter einen 
völlig anders gearteten Beruf ausübten. Der Staatsanwalt solle keine richterliche 
Objektivität und der Richter keine staatsanwaltschaftliche Objektivität besit-
zen.218 Jedoch sah auch diese Auffassung ein, dass die Staatsanwaltschaft in ih-
rer bestehenden Form nicht belassen werden konnte. So forderten ihre Anhänger 
die völlige Unabhängigkeit von der Regierung und eine selbständige Institution 
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mit einem Oberstaatsanwalt an der Spitze, die jeglicher Einflussnahme durch die 
Exekutive entzogen wäre.219

Dieser letzten spezifischen Forderung widersprach Otto, der es als unumgäng-
lich ansah, dass die Regierung ihren Einfluss auf die Staatsanwaltschaft behalten 
müsse. Nur so könne sich der Staat unter Umständen rechtmäßig eines Staats-
anwalts entledigen.220 Ebenso befürchtete er, dass eine Unabhängigkeit von der 
Regierung zugleich die Einheitlichkeit der Staatsanwaltschaft gefährde. Ferner 
sah man in der Möglichkeit der Beschwerde des § 170 RStPO einen ausreichen-
den Schutz gegen eine Verletzung der Legalität durch die Staatsanwaltschaft.221

Die Diskussion über die Geltung des Legalitäts- bzw. Opportunitätsprinzips in 
Verbindung mit der Unabhängigkeit bzw. Weisungsgebundenheit der Staatsan-
waltschaft von der Exekutive wurde bis 1909 lebhaft geführt.222 In diesem Jahr 
legte die Regierung einen Entwurf für eine neue Strafprozessordnung vor. Der 
Entwurf sah zum ersten Mal Veränderungen an der Funktion der Staatsanwalt-
schaft vor. So sollte das bisher herrschende umfassende Legalitätsprinzip einge-
schränkt werden. Ziel dieser Entscheidung war es, die mitunter kleinliche Ver-
folgungssucht der Staatsanwälte einzugrenzen und die Institution als Ganzes zu 
entlasten. Hierfür konnte die Staatsanwaltschaft von der Verfolgung absehen, 
sofern „die Verfolgung des Verdächtigen wegen Geringfügigkeit der Verfehlung 
nicht geboten“ erschien. Der Maßstab der Geringfügigkeit wurde später ersetzt 
durch den Grad des „öffentlichen Interesses“.223 Dieser Reformentwurf war 
Ausdruck der Anhänger der sozialdemokratischen Partei, die es als wünschens-
wert ansahen, der Staatsanwaltschaft den Schein der Unparteilichkeit und Ob-
jektivität zu nehmen. Sofern nun klargestellt wäre, dass Anklage auch nach poli-
tischen Gesichtspunkten erhoben werde, könne man den „Nimbus der Staatsan-
waltschaft“ als objektive Behörde endlich fallen lassen. Aus dieser Zustimmung 
gegenüber dem Opportunitätsprinzip klang deutlich das Misstrauen der Sozialis-
ten gegenüber der Staatsanwaltschaft hervor, das Anklagerecht könnte durch die 
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herrschende Klasse gegen die Arbeiter missbraucht werden.224 Der Entwurf von 
1909 blieb jedoch unerledigt.

In der Folgezeit wurde es aufgrund des ersten Weltkrieges in der Diskussion um 
die Stellung der Staatsanwaltschaft ruhiger. Erst 1919 legte die Regierung erneut 
einen Entwurf vor, in dem die Befugnisse der Staatsanwaltschaft ausgedehnt 
werden sollten. Er sah vor, dass der Staatsanwalt zu selbständigen Ermittlungen 
verpflichtet werden sollte, während das Untersuchungsverfahren durch den Un-
tersuchungsrichter als überflüssig angesehen wurde. Zum Zwecke einer energi-
schen und zügigen Strafverfolgung sollten dem Staatsanwalt eigene Polizeikräf-
te zugeteilt werden, die in bestimmten Fällen unmittelbar mit Aufträgen verse-
hen werden konnten.225 Der Entwurf rief starken Widerspruch aus allen politi-
schen Lagern hervor und gelangte daher nicht einmal zur Abstimmung in den 
Reichstag. Auch dieser Entwurf blieb unerledigt. 

In der „Weimarer Republik“ war man bemüht, den Einfluss der Staatsanwalt-
schaft auf die Rechtspflege gemäß ihrer Aufgaben und ihrer Funktion zu be-
grenzen. So sahen Entwürfe der Regierung vor, die Befugnisse der Staatsanwalt-
schaft zwar auszudehnen, gleichzeitig aber auch die Rechte des Beschuldigten 
durch die Betonung seiner Parteistellung zu erweitern.226 Die gerichtliche Vor-
untersuchung sollte abgeschafft werden, so dass der Untersuchungsrichter nur 
noch als unabhängiges Rechtsschutzorgan fungierte und den Betroffenen gegen 
erhebliche Eingriffe in dessen Rechtsphäre schützen sollte.227 Diese Entwürfe 
blieben jedoch unerledigt, und in der Folgezeit des Dritten Reiches wurden die 
Bemühungen um Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaft und Stärkung der 
Rechte des Beschuldigten in ihr Gegenteil verkehrt.

IV. Die Staatsanwaltschaft im Dritten Reich 

Die Diktatur des Nationalsozialismus nimmt, ohne die richterliche Unabhängig-
keit formell aufzugeben, durch Weisungen an die Staatsanwaltschaft gravierend 
Einfluss auf die Strafrechtspflege.228 Die Funktion der Staatsanwaltschaft breitet 
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sich unter dem Gedanken eines strafrechtlichen Parteiprozesses von der Aufgabe 
als Anklagebehörde hin zu einer umfassenden Aufsicht der Exekutive über die 
gesamte Rechtspflege aus. Die Regierung strebt Reformen an, durch die der 
Staatsanwalt den beherrschenden Einfluss im Ermittlungsverfahren erlangt und 
er der gerichtlichen Kontrolle entzogen wird. Ihm wird zudem die Wahlmög-
lichkeit gegeben, an welchem Gericht er Anklage erhebt, um so Einfluss auf die 
Erledigung durch das erkennende Gericht zu nehmen.229 Gerade diese Kompe-
tenz führt dazu, dass das bisher bestehende Gleichgewicht zwischen Gericht, 
Staatsanwaltschaft und Beschuldigtem einseitig zugunsten der Staatsanwalt-
schaft verschoben wird. Das Recht auf den gesetzlichen Richter wird entwertet 
und beschert der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit, auf den weiteren Verlauf 
des Strafverfahrens erheblichen Einfluss zu nehmen.230 Der Ablauf des Prozes-
ses, insbesondere des Ermittlungsverfahrens, wird gestrafft. „Herrin des Vorver-
fahrens“ soll allein die Staatsanwaltschaft sein, „Herr des Hauptverfahrens“ al-
lein das Gericht.231 Dadurch will man die gegenseitige Kontrolle der beiden Or-
gane umgehen. Die richterliche Beteiligung am Vorverfahren soll zurückge-
drängt und die Macht der Staatsanwaltschaft erweitert werden, weil es sonst nur 
zu gegenseitiger Behinderung von Staatsanwaltschaft und Gericht komme.232

Die Stimmen, die das Untersuchungsverfahren zwischen Ermittlungs- und 
Hauptverfahren als Hemmungsmoment und zugleich als Barriere für Rechtsver-
letzungen gegenüber dem Beschuldigten ansehen, werden als Vertreter über-
kommener liberaler Gesinnung gescholten, die einer effektiven Strafverfolgung 
im Wege stünden.233 Man geht sogar so weit, den Untersuchungsrichter deshalb 
für überflüssig zu erachten, weil der Staatsanwalt nunmehr in die politische Füh-
rung eingegliedert sei und daher kein Raum mehr für eine Anrufung des Rich-
ters bestehe. Getreu dem „Führerprinzip“ sei es nicht mehr nötig, einen Appell 

                                           
229 Rüping, Staatsanwaltschaft und Provinizialverwaltung, S. 131; Riehle, Die rechtsstaatliche Bedeu-

tung der Staatsanwaltschaft, S. 40. 
230 Schumacher, Staatsanwaltschaft und Gericht im Dritten Reich, S. 52; Rüping, Staatsanwaltschaft 

und Provinizialverwaltung, S. 127. 
231 Exner, in: ZStW 1935, 1 (7); Henkel, in: ZStW 1935, 35 (37); Peters, in: ZStW 1937, 34 (40); 

Dahm, in: GA 1935, 257 (259); Deuschle, Stellung der Staatsanwaltschaft, S. 44. 
232 Dahm, in: GA 1935, 257 (264); Hübner, in: JW 1929, 982 (983); Rüping, Staatsanwaltschaft und 

Provinizialverwaltung, S. 130; Riehle, Die rechtsstaatliche Bedeutung der Staatsanwaltschaft, S. 
92.

233 Peters, in: ZStW 1937, 34 (40); Henkel, in: ZStW 1935, 35 (38). 
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an die Gerichte im Vorverfahren zu geben, weil die Staatsführung eine identi-
sche Gewähr für eine gerechte Entscheidung biete.234

Obwohl auch gegensätzliche Stimmen existieren235, setzt sich in der Praxis 
schließlich die Ansicht der Befürworter einer Abschaffung des Untersuchungs-
verfahrens durch. Zwar wird das Untersuchungsverfahren durch den Richter fak-
tisch nie vollkommen abgeschafft, ab 1935 steht seine Eröffnung aber aus-
schließlich im Ermessen der Staatsanwaltschaft. Der Beschuldigte hat seinerseits 
keine Möglichkeit, ein solches Verfahren zur Klärung der Schuldfrage anzu-
strengen.236

Die Argumentation für die Stärkung der Rechte der Staatsanwaltschaft gründete 
während der Herrschaft der Nationalsozialisten vor allem auf der Auffassung, 
dass diese Institution keine Partei sei.237 Der rigorosen Ablehnung des noch in 
der Weimarer Republik geltenden Parteigedankens lagen zwei Funktionen 
zugrunde: Zum einen versuchte man dadurch den massiven Abbau der Beschul-
digtenrechte, der mit der Ausweitung der staatsanwaltlichen Kompetenz korre-
lierte, vor der Bevölkerung zu legitimieren. Zum anderen konnte man durch die 
Ablehnung der Parteistellung die Gleichrangigkeit von Staatsanwaltschaft und 
Gericht argumentativ untermauern und auf die „Gleichrichtung der Verfahrens-
kräfte“ hinwirken.238 Man griff die Argumente auf, die bereits vor 1933 gegen 
den Parteigedanken vorgebracht wurden: Ein Organ, das kraft Gesetzes ver-
pflichtet sei, auch die entlastenden Umstände zu ermitteln und somit stets dem 
Objektivitätsgebot unterliege, könne niemals eine Parteistellung einnehmen.239

Durch die Abkehr des Parteiprozesses erfolgte eine neue Ausrichtung des Kräf-
teverhältnisses zwischen den Verfahrensbeteiligten zugunsten der Staatsanwalt-
schaft. Der Beschuldigte war nun nicht mehr Subjekt sondern lediglich Objekt 
des Strafverfahrens.240 Der Staatsanwaltschaft wurden immer mehr in die Rechte 
des Beschuldigten massiv eingreifende Kompetenzen zugewiesen, die auch die 
                                           
234 Dahm, in: GA 1935, 257 (263); Freisler, in: DStrR 1935, 228 (244); Deuschle, Stellung der Staats-

anwaltschaft, S. 46. 
235 Oetker, in: Jahrbuch der Akademie für Deutsches Recht, 1936, 80 (92); Anraths, Die richtige Ges-

taltung des Strafverfahrens, S. 72ff. 
236 Riehle, Die rechtsstaatliche Bedeutung der Staatsanwaltschaft, S. 96. 
237 Schumacher, Staatsanwaltschaft und Gericht im Dritten Reich, S. 62. 
238 Henkel, in: DJZ 1935, 530 (531); derselbe, in: DStR 1935, 277 (279); Peters, in: ZStW 1937, 34 

(39); Rüping, Staatsanwaltschaft und Provinzialverwaltung, S. 129. 
239 Henkel, in: DStrR 1935, 129 (135). 
240 Schumacher, Staatsanwaltschaft und Gericht im Dritten Reich, S. 65. 
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Zwangsmaßnahmen gegen den Beschuldigten betrafen. So konnten erkennungs-
dienstliche Maßnahmen, körperliche Eingriffe und Untersuchungen sowie der 
Erlass von Haftbefehlen unter bestimmten Umständen von der Staatsanwalt-
schaft und ihren Ermittlungsbeamten selbst vorgenommen werden, ohne eine 
richterliche Legitimation vorauszusetzen. Die bis dato herrschende ausschließli-
che Zuständigkeit des Richters wurde aufgehoben und mit einer kriegsbedingt 
notwendigen Vereinfachung des Strafverfahrens gerechtfertigt.241

C. Bestehender Einfluss der staatsanwaltschaftlichen Historie 

Die Staatsanwaltschaft als Institution wurde Mitte des 19. Jahrhunderts in den 
deutschen Partikularstaaten eingeführt.242 Damit verfolgte man hauptsächlich 
drei Ziele: Die Abschaffung des Inquisitionsprozesses durch Einführung des 
Akkusationsprinzips, d.h. Trennung von Anklage- und Urteilsfunktion, die Ein-
richtung einer objektiven Ermittlungsbehörde, die in der Rolle eines Gesetzes-
wächters fungieren sollte sowie in diesem Zusammenhang die rechtsstaatliche 
Kontrolle der Polizeiorgane. 

Die Aufklärung des 18. Jahrhunderts insbesondere unter Paul Johann Anselm 
Feuerbach (1755 – 1833) sowie die Verbreitung des Liberalismus im Anschluss 
an die Französische Revolution boten den Nährboden für eine veränderte Sicht-
weise auf die Beteiligten des Strafverfahrens. War der Beschuldigte als Objekt 
des Strafverfahrens im Inquisitionsprozess dem Inquisitor faktisch schutzlos 
ausgeliefert, setzte sich nunmehr zunehmend seine Subjektstellung im Prozess 
durch. Ziel einer Reform des Strafverfahrens sollte es sein, die Identität zwi-
schen Richter und Ermittlungsorgan aufzuheben, dadurch die Macht des Inquisi-
tors einzuschränken und eine Institution zu schaffen, die dem Recht des Bürgers 
Geltung verschaffte und ihn vor der Willkür des Inquisitors schützte. Aus dem 
Gedanken der Gewaltenteilung erwuchs die Forderung nach einem Anklagepro-
zess, aus der konsequenter Weise im Anschluss auch die Forderung nach einer 
entsprechenden institutionalisierten Behörde resultierte.243

Gleichzeitig beschwerte sich die Bevölkerung über die unhaltbaren Zustände der 
Inquisition. Man warf den inquirierenden Richtern Unfleiß und Parteilichkeit 

                                           
241 Rüping, Staatsanwaltschaft und Provinizialverwaltung, S. 128. 
242 Vgl. Kap. 1, A, I, 1. 
243 Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 52; Krey, in: JA 1985, 61; Ambos, in: Jura 2003, 674. 
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vor.244 Während man sich daher über die Reformierung des Inquisitionsprozes-
ses grundsätzlich einig war, beschleunigten verschiedene politische Umstände 
die Einführung der Staatsanwaltschaft.

Unabhängig von den verschiedenen Auffassungen zur funktionellen Stellung der 
Staatsanwaltschaft war man sich ferner einig, dass der Staatsanwalt als „Wäch-
ter der Gesetze“ agieren und daher stets der Objektivität verpflichtet sein sollte. 
Er musste mit gleichem Elan belastende wie entlastende Umstände ermitteln, 
obgleich er als Organ der Exekutive und Teil eines streng hierarchischen Behör-
denaufbaus weisungsgebunden und damit von der Regierung abhängig war.245

Diese Abhängigkeit konnte die Staatsanwaltschaft auch durch ihre Vereinheitli-
chung in der RStPO 1877 für das Deutsche Reich nicht beseitigen. Bereits in 
den einzelnen Partikularstaaten hatten die Regierungen die Einführung der 
Staatsanwaltschaft nur widerwillig akzeptiert, weil man sie als Stärkung der li-
beralen Revolution ansah. Deshalb entschloss man sich, die Implementierung 
dieser Institution möglichst zu Gunsten der Regierung auszugestalten. Im weite-
ren Verlauf wurde der politische Einfluss der Exekutive auf die Strafrechtspfle-
ge durch die Staatsanwaltschaft deshalb beständig ausgeweitet. Sie wurde da-
durch zum „verlängerten Arm der politischen Führung“.246 Dieser Missbrauch 
der Staatsanwaltschaft zur Einflussnahme auf die Justiz entsprach nicht mehr 
dem Zweck ihrer Einführung und den liberalen Zielen ihrer Befürworter. Des-
halb wuchs das Misstrauen der Bevölkerung gegenüber den Staatsanwälten, de-
nen ebenso wie den Richtern im Inquisitionsprozess Parteilichkeit und übertrie-
bener Aktionismus vorgeworfen wurde.  

Die Vorschläge zur Veränderung der Institution „Staatsanwaltschaft“ reichten 
von ihrer Abschaffung bis zur Gewährung einer „richterlichen“ Unabhängigkeit. 
Gleichzeitig schwankte die Rechtslehre stets zwischen der Bevorzugung des Le-
galitätsprinzips und des Opportunitätsprinzips. Ursprünglich sollte die Staatsan-
waltschaft strikt dem Legalitätsprinzip unterworfen sein. Dieses Prinzip wurde 
jedoch beständig durch immer zahlreichere Ausnahmen aufgeweicht. In der 
Weimarer Republik wurde dieser Umstand zum ersten Mal offenkundig zum 
Gegenstand der Kritik. Man schlug vor, den Staatsanwalt ausschließlich dem 
Opportunitätsprinzip zu unterstellen, um ihm so den Nimbus der Objektivität, 
der faktisch nicht vorhanden war, zu nehmen. Der Großteil der Reformentwürfe 
                                           
244 Vgl. Kap. 1, A, I, 3. 
245 Vgl. Kap. 1, B, I. 
246 Vgl. Kap. 1, B, I, 3; Schaefer, in: NJW 2001, 1396 (1397). 
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blieb unerledigt, so dass sich die normative Stellung der Staatsanwaltschaft in 
dieser Zeit nicht veränderte.247

Während der Herrschaft des Nationalsozialismus trat schließlich der Zustand 
ein, vor dem die liberalen Kritiker einer Kompetenzausweitung der Staatsan-
waltschaft stets gewarnt hatten. Die Staatsanwaltschaft wurde zur alleinigen 
„Herrscherin des Vorverfahrens“ gemacht und der richterlichen Kontrolle in 
weiten Teilen des Strafverfahrens entzogen. Die Eingliederung in das „Führer-
prinzip“ wurde als gleichwertiges Äquivalent angesehen und entsprechend um-
gesetzt. Durch die strikte Weisungsgebundenheit der Staatsanwälte besaß die 
diktatorische Regierung unter Adolf Hitler ein effektives Instrument, um auf die 
gesamte Justiz in ihrem Sinne Einfluss zu nehmen, ohne die gesetzlichen Be-
stimmungen grundlegend neu gestalten zu müssen. Die Aufgabe der Staatsan-
wälte, während des gesamten Strafverfahrens auf die Einhaltung des Rechts 
auch zugunsten des Beschuldigten hinzuwirken, wurde in dieser Zeit ad absur-
dum geführt. Ziel der staatsanwaltlichen Tätigkeit war nicht mehr das Wirken 
auf Gerechtigkeit unter Beachtung der Objektivitätspflicht, sondern der Wille 
des Führers, getarnt als „gerechter Wille“ im Sinne des Volkes.248

Die Entwicklung bis zum Beginn der Bundesrepublik zeigt, dass die Staatsan-
waltschaft von Beginn ihrer Einführung an der Gefahr der Vereinnahmung 
durch die Exekutive ausgesetzt war.249 Am stärksten hat sich diese Beeinflus-
sung im Dritten Reich herausgebildet, weil sie infolge der allgemeinen sozialpo-
litischen Lage fast unbemerkt vonstatten ging. Aber bereits die Staatsanwalt-
schaften in Preußen und anderen Partikularstaaten wurden dazu benutzt, die 
Kontrolle der Exekutive über die Rechtspflege aufrecht zu erhalten. Dazu diente 
vor allem die Eingliederung der Staatsanwälte in einen hierarchischen Behör-
denaufbau, der dem Justizminister unterstellt wurde.

Unabhängig davon stellte die psychische Situation der Staatsanwälte von Anbe-
ginn ihres Bestehens einen Kritikpunkt dar. Hatte man den Inquisitionsrichtern 
zu Recht Parteilichkeit aufgrund ihrer Doppelrolle als Ermittler und Richtender 
und der daraus resultierenden psychologischen Überlastung vorgeworfen, entwi-
ckelte die Staatsanwaltschaft im Laufe der Zeit vergleichbare Züge, die ihr fol-
gerichtig identische Vorwürfe einbrachten. 
                                           
247 Vgl. Kap. 1, B, III. 
248 Vgl. Kap. 1, B, IV. 
249 Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 55. 
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Eine massive Zweckentfremdung der Institution „Staatsanwaltschaft“ wie im 
Dritten Reich ist in der Bundesrepublik Deutschland kaum vorstellbar. Der Ein-
fluss von Seiten der Exekutive auf die Staatsanwaltschaft im Wege des Wei-
sungsrechts wird heute größtenteils als faktisch gering eingestuft.250 Dennoch 
besteht weiterhin die Gefahr, dass der einzelne Staatsanwalt aufgrund unter-
schiedlicher Einflüsse nicht dem Ideal des unparteiischen und objektiven Wäch-
ters des Gesetzes entspricht.251 Die Exekutive hat ihre Einflussnahme auf die 
Objektivität der Staatsanwaltschaft bisher hauptsächlich durch rechts- bzw. per-
sonalpolitische Umstände geltend gemacht. Regelmäßig versuchten die Regie-
rungen bis zur Gründung der Bundesrepublik Deutschland die Strafrechtspflege 
über das Instrument „Staatsanwaltschaft“ aus politischen Erwägungen heraus zu 
beeinflussen.252 Unstreitig trugen die Staatsanwälte selbst ihren Teil dazu bei, 
diesen Missbrauch durch politische Systeme zu erleichtern, indem sie sich teil-
weise der Rolle des Anwalts des Staates und der damit einhergehenden Staatsrä-
son unterwarfen, anstatt den Schutz des Einzelnen und die Rechtmäßigkeit und 
Fairness des Verfahrens als Leitlinie ihres Handelns anzuerkennen.253

                                           
250 Siehe dazu im Einzelnen Kap. 2, B. 
251 Vgl. Leß, in: JR 1951, 193 (195), der die objektive Staatsanwaltschaft als „Lebenslüge“ bezeichnet; 

Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 138, der die „Konzeption einer objektiven Staatsanwaltschaft“ in der 
Praxis als „weitgehend uneingelöst“ ansieht; Müller, Rechtsstaat und Strafverfahren, S. 202, Fn. 
192, hält die Unparteilichkeit der Staatsanwaltschaft für eine Ideologie; Neumann, Aspekte der 
Weisungsgebundenheit, S. 200, spricht von „faktischen Defiziten an Objektivität und Unvoreinge-
nommenheit“; SK-Wohlers, § 160 Rn. 40, der bei der Pflicht zur Objektivität von einer Unmög-
lichkeit und psychologischen Zumutung spricht; AK-Stern, Vorb. § 137, Rn. 14, wonach die StA 
den Anforderungen des § 160 Abs. 2 StPO in der Praxis nicht genüge und deshalb nicht rechtlich, 
wohl aber faktisch als Partei fungiere; Stade, Die Stellung des Verteidigers im Ermittlungsverfah-
ren, S. 227f.; Quedenfeld, in: Festgabe für Peters, S. 215 (219f.); Kausch, Der Staatsanwalt – Ein 
Richter vor dem Richter?, S. 230, der die Verpflichtung zur Objektivität als „regulative Idee“ an-
sieht und nicht als ernsthafte Erwartung des Gesetzgebers; Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 
(427), wonach die Staatsanwaltschaft die Objektivität nicht gepachtet habe; Schaefer, in: MDR 
1977, 980 (981) wonach die tägliche Praxis an der Objektivität der Staatsanwaltschaft Zweifel zu-
lasse; derselbe, in: NJW 1994, 2876 (2877), der die Staatsanwälte auch selbst für ihren von Fehlin-
terpretationen geprägten Ruf in der Öffentlichkeit verantwortlich macht; Beulke, Der Verteidiger 
im Strafverfahren, S. 35; zuletzt Beichel/Kieninger, in: NStZ 2003, 10 (12), wonach die StA „gera-
de nicht die unabhängige und neutrale“ Instanz sei, „die den Rechtsschutz garantiere“, sondern es 
sich dabei um einen „Mythos der objektivsten Behörde der Welt“ handele. Dagegen Hofmann, in: 
NStZ 2003, 230 (231), der von „Platitüden, Vorurteilen und unrichtigen Behauptungen über die 
Staatsanwaltschaft“ spricht. 

252 Ebenso Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 55. 
253 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2877), wonach die Staatsanwälte sich „kampflos“ damit abfanden, 

„in den totalitären Zeiten deutscher Geschichte auch ein verlängerter Arm der politischen Führung 
zu sein“; Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (119). 
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Die Integration der Staatsanwaltschaft in den Aufbau der Exekutivbehörde „Jus-
tizministerium“ stellt einen elementaren Faktor dar, der auf den einzelnen 
Staatsanwalt beeinflussend einwirken kann. Gleichbedeutend mit der verfas-
sungsrechtlichen Stellung der Staatsanwaltschaft sind psychologische und ver-
fahrenstechnisch begründete Umstände zu berücksichtigen. Der Großteil der die 
Objektivität beeinflussenden Faktoren ist nicht normativer sondern faktischer 
Natur. Sowohl Quantität als auch Qualität der Kriminalität haben zu einer Ent-
wicklung in der Strafverfolgung geführt, die das Leistungspensum der Staatsan-
waltschaften im Hinblick auf ihre technische und personelle Ausstattung regel-
mäßig überschreitet. Daraus resultiert eine Diskrepanz zwischen den normativen 
Vorgaben des Strafverfahrensrechts bezüglich der Rolle der Staatsanwaltschaft 
im Ermittlungsverfahren und ihrer realen Ermittlungstätigkeit. 
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2. Kapitel: 

Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren

Die Untersuchung der Gefährdung der Objektivität der Staatsanwaltschaft im 
Ermittlungsverfahren erfordert zunächst die Feststellung des Umfangs dieser 
Pflicht. Nur so lassen sich Auslöser und Konsequenzen ihrer Beeinträchtigung 
sachgerecht abbilden. 

A. Die Grundlagen der Objektivitätspflicht 

Allgemein versteht man unter „Objektivität“ eine strenge Sachlichkeit, das heißt 
eine Darstellung unter größtmöglicher Ausschaltung des Subjektiven und damit 
das Ideal wissenschaftlicher Arbeit.254

§ 160 Abs. 2, 1. HS StPO postuliert die Objektivitätspflicht der Staatsanwalt-
schaft eindeutig: 

„Die Staatsanwaltschaft hat nicht nur die zur Belastung, sondern auch die 
zur Entlastung dienenden Umstände zu ermitteln (...).“ 

Diese Vorschrift steht nach Meinung einiger Autoren „im Mittelpunkt des 
Selbstverständnisses der Staatsanwaltschaft“, durch die ihre Tätigkeit das 
„rechtsethische“ Fundament erhalte.255 Die Objektivitätspflicht gilt im Ermitt-
lungsverfahren unstreitig.256 § 160 Abs. 2, 1. HS StPO wiederholt damit einen 
Anspruch, der sich aus § 160 Abs. 1 StPO ergibt, wonach das Ziel der Ermitt-
lungen der Staatsanwaltschaft die objektive Beantwortung der Frage darstellt, ob 
ein hinreichender Tatverdacht vorliegt oder nicht.257 Das ist das primäre Ziel der 
staatsanwaltlichen Tätigkeit und ihr gesetzlicher Auftrag. Die Klarstellung des 

                                           
254 Duden, Fremdwörterbuch, Band 5, S. 686. 
255 Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (13); Bruns, in: Geburtstagsgabe für Grützner, S. 42 (48); Kelker, in: 

ZStW 2006, 389 (395). 
256 Einige Autoren wenden § 160 Abs. 2 StPO direkt auch auf Verfahrensabschnitte nach der Klager-

hebung an (so KMR-Plöd, § 160, Rn. 8; Meyer-Goßner, § 160, Rn. 14), während die Gegenansicht 
in späteren Verfahrensstadien die Pflicht zur Ermittlung auch der entlastenden Umstände aus der 
allgemeinen Stellung der Staatsanwaltschaft als Organ der Strafrechtspflege ableitet (so SK-
Wohlers, § 160 Rn. 37; LR-Rieß, § 160 Rn. 14, 49; Gössel, in: GA 1980, 325 (341f.); AK-Schöch,
§ 160, Rn. 20; Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 134; Kelker, in: ZStW 2006, 389 (396); Schairer,
Der befangene Staatsanwalt, S. 27). 

257 Meyer-Goßner, § 160, Rn. 11; KK-Wache, § 160, Rn. 19; LR-Rieß, § 160, Rn. 15. 
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Gesetzestextes dokumentiert die Vorstellung des Gesetzgebers, dass die Miss-
stände der Inquisition und die Kontrolle von Polizei und Gericht zur Verbesse-
rung der Stellung des Beschuldigten nur durch eine unparteiische und objektive 
Institution zu gewährleisten sei.258 Neben § 160 Abs. 2 StPO weist auch die Be-
fugnis der Staatsanwaltschaft nach § 296 Abs. 2 StPO Rechtsmittel zugunsten 
des Beschuldigten einzulegen auf ihre Stellung als unabhängige und unvorein-
genommene Untersuchungsbehörde hin. 

I. Legalitäts- und Offizialprinzip 

Die Pflicht der Staatsanwaltschaft zur objektiven Verfahrensführung ist ein Kor-
relat für das Anklagemonopol des Staates. Nach § 152 Abs. 1 StPO steht der 
Staatsanwaltschaft die alleinige Befugnis zur Erhebung der Anklage zu. Aus 
dem sich in dieser Vorschrift spiegelnden Offizialprinzip ergibt sich, dass die 
Strafverfolgung grundsätzlich den staatlichen Organen obliegt und nicht dem 
einzelnen Bürger überlassen bleibt. Die Staatsanwaltschaft ist zugleich gem. § 
159 GVG unabhängig von den Gerichten. Das Anklagemonopol der Staatsan-
waltschaft wird flankiert durch das Legalitätsprinzip, das in § 152 Abs. 2 StPO 
normiert ist. Danach ist die Staatsanwaltschaft grundsätzlich verpflichtet, An-
klage zu erheben, wenn entsprechende zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
gegeben sind.259 Die Staatsanwaltschaft erfüllt unter Zugrundelegung des Lega-
litätsprinzips gemeinsam mit dem Gericht die Justizgewährungsfunktion.260

II. Historische Entwicklung der Objektivitätspflicht 

1. Kontrolle von Polizei und Gericht 

Die gesetzliche Pflicht zur Objektivität ergibt sich zum einen aus der historisch 
begründeten Funktion der Staatsanwaltschaft als „Wächter des Gesetzes“ und 
dem Anspruch, durch ihre Tätigkeit der Wahrheit möglichst nahe zu kommen 

                                           
258 Vgl. dazu den Antrag der Abgeordneten Schwarze und Struckmann bei den Beratungen zur RStPO, 

wonach die Pflicht der Staatsanwaltschaft, auch entlastende Umstände zu ermitteln, aufgenommen 
werden müsse, auch wenn es sich dabei um eine „Selbstverständlichkeit“ handele, vgl. Hahn, Pro-
tokolle, S. 1323. 

259 Vgl. zum historischen Hintergrund der Einführung des Legalitäts- und Offizialprinzips oben, Kap. 
1, B, I. 

260 LG Kiel NStZ 2007, 169. 
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um ein sachgerechtes Ergebnis im Rahmen eines fairen Strafverfahrens zu erzie-
len.261

Leitlinie für die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft dürfen danach nur Recht 
und Gesetz sein, wodurch allgemein die „Bindung des Staates an das Recht 
sichtbar“ wird.262 Die Einführung der Staatsanwaltschaft sollte dazu beitragen, 
die Missstände der Inquisition zu überwinden263, die insbesondere in einer psy-
chologischen Überforderung des Inquisitors gesehen wurden.264 Durch die Er-
mittlung der Beweislage war der Inquisitor bereits derart subjektiv beeinflusst, 
dass eine objektive Wahrheitsfindung im Hauptverfahren nicht mehr möglich 
war.265 Damit dem Gesetz und den unverzichtbaren Rechten des Beschuldigten 
entsprochen werden konnte, musste der Staatsanwalt objektiv tätig sein. Dies 
war zudem erforderlich, um der Kontrollfunktion der Staatsanwaltschaft über 
Polizei und Gericht zu entsprechen. Die Aufsicht über die Polizei spiegelte sich 
beispielsweise in deren Verpflichtung wider, alle Ermittlungsergebnisse an die 
Staatsanwaltschaft, die „Herrin des Ermittlungsverfahrens“, weiterzuleiten, wäh-
rend die Kontrolle über die Gerichte seitens der Staatsanwaltschaft durch die 
Möglichkeit der Rechtsmittelbefugnis ausgeübt wurde.266

Der Sinn des Objektivitätszwangs der Staatsanwaltschaft erschöpft sich dem-
nach nicht nur in dem erforderlichen Schutz des Beschuldigten vor ungerechtfer-
tigter Anklageerhebung und Wahrung seiner Rechte. Er dient auch der Erfor-
schung der strafrechtlich relevanten Wahrheit, um sich „dem Ideal, daß der 
Schuldige bestraft, der Unschuldige freigesprochen wird“267, weitestgehend an-
zunähern und den machtvollen Polizeiapparat zu kontrollieren. Auch die funkti-

                                           
261 LR-Rieß, Einl. I, Rn. 49; Eb. Schmidt, Lehrkommentar I zur StPO, Rn. 95f.; KK-Pfeiffer, Einl., Rn. 

63; Meyer-Goßner, vor § 141 GVG, Rn. 8; Radtke, in: GA 2004, 1 (12) qualifiziert den Ausdruck 
„Wächter des Gesetzes“ als „etwas zu idealistisch“. 

262 Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 134; Eb. Schmidt, Lehrkommentar I zur StPO, Rn. 95, wonach der 
StA nicht die Macht des Staates, sondern seinen Rechtswillen zu repräsentieren habe. 

263 Vgl. Kap. 1, A, I, 3. 
264 Deutscher Richterbund, in: DRiZ 1968, 357; Eb. Schmidt, in: Festschrift für Kohlrausch, S. 263 

(276); Marx, in: GA 1978, 365 (368); Krey, in: JA 1985, 61. 
265 Kausch, Der Staatsanwalt – Ein Richter vor dem Richter?, S. 227f.; Küper, Die Richteridee der 

Strafprozeßordnung, S. 114; Elling, Staatsanwaltschaft in Deutschland, S. 19; Gössel, in: GA 1980, 
325 (327). 

266 Krey, in: JA 1985, 61 (62); Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (112f.). 
267 Kohlrausch, in: DJZ 1920, Sp. 409 (413). 
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onelle Stellung der Staatsanwaltschaft als Organ der Rechtspflege kommt in ih-
rer Pflicht zur Objektivität zum Ausdruck.268

2. Akzeptanz der Institution „Staatsanwaltschaft“ 

Der Gesetzgeber war sich schon bei den Verhandlungen zur RStPO 1877 be-
wusst, dass die Bevölkerung eine obrigkeitliche Einrichtung, die den Strafan-
spruch des Staates vertrat, nur dann akzeptieren würde, wenn diese auch zum 
Schutz und damit zur Entlastung eines Beschuldigten tätig wird. Diese Eigen-
schaft der Staatsanwaltschaft sollte „wesentlich dazu beitragen, die öffentliche 
Stimmung für die beabsichtigte neue Einrichtung zu gewinnen und der Ansicht 
zu begegnen, daß es nur darauf abgesehen sei, dem Staate, namentlich bei politi-
schen Verbrechen, neue Stützen zu gewähren“.269 Damit ist die Staatsanwalt-
schaft in ihrer objektiven Handlungsweise zugleich Garant für das Gebot eines 
fairen Verfahrens.270

III. Fehlender Parteistatus 

Die Staatsanwaltschaft stellt im Ermittlungsverfahren des geltenden Strafverfah-
rensrechts nach herrschender Meinung keine Partei dar, woraus der Schluss ge-
zogen wird, dass sie schon allein aus diesem Grund zu strikter Objektivität ver-
pflichtet sei.271 Dem wird mit durchaus überzeugenden Argumenten entgegen-
                                           
268 AK-Stern, § 160, Rn. 20; BGHSt 30, 131 (139); OLG Frankfurt NJW 1982, 1408 (1409); KMR-

Plöd, § 160, Rn. 8; Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381); Rieß, in: Festschrift für Schäfer, 
S. 155 (195), wonach die Objektivitätspflicht als am dringendsten sicherungsbedürftig sei, weil die 
verschiedenen Aufgabenzuweisungen der Staatsanwaltschaft eine Interessenkollision am wahr-
scheinlichsten erscheinen lassen. 

269 Vgl. Otto, Preußische Staatsanwaltschaft, S. 35; Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (111); Weidmann, in: 
Kriminalistik 2001, 378 (380). 

270 KK-Wache, § 160, Rn. 22; Meyer-Goßner, § 160, Rn. 14; KMR-Plöd, § 160, Rn. 8; einschränkend  
LR-Rieß, § 160, Rn. 47, wonach ein Verfahren auch dann noch grundsätzlich als fair angesehen 
werden könne, in dem der Staatsanwaltschaft eine reine Verfolgungsrolle zugedacht würde und das 
Belastungs- und Überführungsinteresse überwiegen würden. 

271 BVerfGE 63, 45 (63); BGHSt 15, 155 (159); Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 141 GVG, Rn. 5; 
LR-Rieß, Einl. I, Rn. 53; LR-Boll, vor § 141 GVG, Rn. 19; KK-Pfeiffer, Einl., Rn. 63; Roxin, Straf-
verfahrensrecht, § 10, Rn. 9; Kintzi, in: Festschrift für Wassermann, S. 899 (903); Heghmanns, Das 
Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 4; Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 134; derselbe, in: DJZ 
1935, 530 (532); Bader, in: NJW 1949, 737 (738); Eb. Schmidt, Lehrkommentar I zur StPO, Rn. 
107; Rüping, in: ZStW 1983, 894 (907); a.A.: Geyer, Lehrbuch des gemeinen deutschen Strafpro-
zeßrechts, S. 417; Blomeyer, in: GA 1970, 161 (172); Brangsch, in: NJW 1951, 59 (61), der davon 
ausgeht, dass es aufgrund der Regelung des § 146 GVG der Wille des Gesetzgebers gewesen sei, 
die Staatsanwaltschaft als Partei sowohl im Ermittlungs- als auch im Hauptverfahren anzusehen; 
AK-Stern, Vorb. § 137, Rn. 14, der die Staatsanwaltschaft in der Praxis faktisch als Partei begreift; 
Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 138, wonach sich die Staatsanwaltschaft „eher als Partei denn als 
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gehalten, dass „Partei“ nicht gleichbedeutend mit „parteiisch“ zu sein braucht.272

Im anglo-amerikanischen Recht ist der Staatsanwalt formal als Partei anzusehen, 
trotzdem hat auch er sich daran zu orientieren, dass Recht und Gesetz genüge 
getan wird. Es gilt dort als „verwerflich, Tatsachen zu unterdrücken oder die 
Namhaftmachung von Zeugen zu unterlassen, die die Unschuld des Angeklagten 
zu beweisen imstande wären“.273

Dieser Auffassung wird entgegengehalten, dass im Gegensatz zum anglo-
amerikanischen Recht der Richter im deutschen Strafprozess mehr als nur eine 
verfahrensordnende Funktion besitze. Tatsächlich übernimmt er die Rolle der 
Jury und hat daher ein anderes Interesse am Ausgang des Verfahrens, das nicht 
allein durch die Geschicke von Staatsanwaltschaft und Verteidigung geprägt 
werden darf.274 Die Objektivitätspflicht ergibt sich nach dieser Meinung aus dem 
Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG, dem auch und gerade die Staatsan-
waltschaft unterworfen sei.275

Im Ergebnis besteht weitgehend Übereinstimmung bezüglich der Pflicht zur ob-
jektiven Verfahrensführung, gleichgültig, ob die Staatsanwaltschaft formal als 
Partei angesehen wird oder nicht. Die bisweilen mangelnde Umsetzung dieser 
Pflicht hat hingegen auch die Rechtsprechung bei der Tätigkeit der Staatsan-
waltschaften festgestellt und bezeichnet sie daher in Widerspruch zu § 160 Abs. 
2 StPO als „nicht unparteiischen Gegenbeteiligten“ des Beschuldigten.276

                                                                                                                               
unabhängiges Organ der Strafrechtspflege“ geriere; Neumann, Aspekte der Weisungsgebundenheit, 
S. 204f., der den Strafprozess zwar nicht als „Parteienprozess“ ansieht, der die Staatsanwaltschaft 
aber als Partei begreift, weil sie sonst eine richterliche Stellung einnähme; Müller, Rechtsstaat und 
Strafverfahren, S. 202f., wonach die Staatsanwaltschaft „einseitige Vertreterin des Anklägers“ sei 
und die Pflicht nach § 160 Abs. 2 StPO vielmehr auf Gründen der Chancengleichheit beruhe. 

272 Blomeyer, in: GA 1970, 161 (173); Neumann, Aspekte der Weisungsgebundenheit, S. 205; 
Brangsch, in: NJW 1951, 59 (60); Pawlik, in: NStZ 1995, 309 (310); Toepel, Grundstrukturen des 
Sachverständigenbeweises, S. 301; vgl. auch Lee, in: DRiZ 1977, 50 (51), wonach der Staatsanwalt 
in Korea grundsätzlich einen Parteistatus inne habe, er aber de lege ferenda einer umfassenden Ob-
jektivitätspflicht unterliege. 

273 Brangsch, in: NJW 1951, 59 (60); Herrmann, Reform der deutschen Hauptverhandlung, S. 177; 
kritisch zum Verhalten amerikanischer Staatsanwälte in der Praxis: derselbe, S. 198. 

274 Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (187f.). 
275 Blomeyer, in: GA 1970, 161 (173). 
276 BGH NJW 1960, 253; OLG Bremen NStZ 1986, 120 (121), vgl. auch AG Hamburg StV 2004, 11 

(12), das von einem „staatlichen Verfolgungsapparat“ spricht; Müller, Rechtsstaat und Strafverfah-
ren, S. 203. 
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IV. Umfang der Objektivitätspflicht 

Die Aussage, der Staatsanwalt sei bei seinen Ermittlungen zur Objektivität ver-
pflichtet, stellt eine inhaltsleere Zielsetzung dar, solange der Umfang dieser 
Pflicht nicht benannt wird. Gerade bei der staatsanwaltlichen Objektivitäts-
pflicht nach § 160 Abs. 2, 1. HS StPO ist die Grenzziehung zu einer einseitigen 
Amtsführung zu Lasten des Beschuldigten unklar und umstritten, weil es eine 
eindeutige konstitutive Objektivität im Sinne der richterlichen Rolle für den 
Staatsanwalt nicht gibt.277

Aufgrund der Dynamik des Ermittlungsverfahrens und der damit verbundenen 
Ungewissheit über konkrete Sachverhaltsumstände sind dem Staatsanwalt vor-
läufige Zwischenfestlegungen gestattet, die es ihm erlauben, effizient und 
zugleich verhältnismäßig zu agieren.278 Dabei kommt es im Einzelfall vor, dass 
er aufgrund der Unwägbarkeiten der Ereignisse „über das Ziel hinausschießt“, 
ohne zugleich gegen seine Objektivitätspflicht zu verstoßen.279 Er muss sich 
deshalb stets der Möglichkeit bewusst sein, dass die den Beschuldigten belas-
tenden Angaben nicht der Wahrheit entsprechen könnten und es insoweit not-
wendig ist, auch entlastende Umstände zu ermitteln und einzubeziehen. 

Zur Klärung des Vorliegens eines hinreichenden Tatverdachts, auf den es für die 
Frage einer möglichen Anklageerhebung ausschließlich ankommt, bedarf es der 
Ermittlung aller objektiven und subjektiven Tatsachen und Vorgänge, die zur 
Bejahung der gesetzlichen Tatbestandsmerkmale maßgeblich sind sowie der all-
gemeinen Prozessvoraussetzungen.280 Die Ermittlung auch entlastender Um-
stände ist dabei nicht disponibel, weshalb selbst ein entgegenstehender Wille des 
Beschuldigten für die Staatsanwaltschaft unbeachtlich ist.281 Denn Zweck der 
Objektivitätspflicht ist nicht nur die Berücksichtigung der Rechte des Beschul-
digten, sondern auch das Recht der Gesellschaft an einer an der Wahrheit orien-
tierten objektiven Strafrechtspflege, über das der Beschuldigte nicht verfügen 
kann. Im Extremfall darf selbst ein Geständnis den ermittelnden Staatsanwalt 
nicht davon abhalten, bei entsprechenden Anhaltspunkten auch in entlastender 
Richtung zu ermitteln. Insbesondere für den Fall, dass während des Verfahrens 

                                           
277 Pawlik, in: NStZ 1995, 309 (310, 311); Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 43. 
278 Schairer, Der befangene Staatsanwalt, S. 107; Pawlik, in: NStZ 1995, 309 (311). 
279 Vgl. OLG Dresden OLGR Dresden 2001, 551; Pawlik, in: NStZ 1995, 309 (311). 
280 AK-Schöch, § 160, Rn. 19. 
281 LR-Rieß, § 160, Rn. 50. 
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weitere Tatverdächtige in Betracht kommen, muss diesen begründenden Um-
ständen unvoreingenommen nachgegangen werden.282 Auch oder gerade in sol-
chen Fällen, in denen die Täterschaft und die Schuld des Verdächtigen auf den 
ersten Blick offenkundig scheinen, muss die Staatsanwaltschaft sämtlichen Spu-
ren nachgehen, die einen günstigeren Ausgang des Verfahrens für den Beschul-
digten nach sich ziehen können.283 Es reicht auf der Grundlage der geltenden 
Strafprozessordnung nicht aus, nur dann entlastenden Hinweisen nachzugehen, 
wenn diese sich offenkundig und unübersehbar aufdrängen. Vielmehr muss der 
Staatsanwalt auch dann die Ermittlungsinitiative ergreifen, wenn bereits die va-
ge Möglichkeit der Aufklärung einer den Beschuldigten entlastenden Tatsache 
besteht. Im Vordergrund der staatsanwaltlichen Ermittlungen steht nicht die Ü-
berführung des Beschuldigten, sondern die Aufklärung des wahren Sachverhalts 
unter Berücksichtigung und Wahrung der Rechte des Beschuldigten. 

Die in § 160 Abs. 2, 2. HS StPO normierte Pflicht, insbesondere solche Beweise 
zu sichern, deren Verlust zu befürchten ist, gilt ebenso für entlastende Umstän-
de. In diesem Bereich wäre eine Verfehlung der Ermittlungsbehörden für den 
Beschuldigten freilich besonders schwerwiegend. Zu den Umständen, die im 
Verfahren entlastend wirken, zählen dabei nicht nur solche, welche die Täter-
schaft begründen oder ausschließen können, sondern auch Umstände, aus denen 
sich eine leichtere Straftat, eine günstigere Rechtsfolge (§ 160 Abs. 3 StPO), ein 
Verfahrenshindernis oder ein geringerer Schuldumfang ergeben.284

Der Umfang der Objektivitätspflicht ist demnach umfassend. Sie erfordert eine 
signifikante Eigeninitiative des Staatsanwalts dergestalt, dass er sich von einer 
scheinbar erdrückenden Beweislast zu ungunsten des Beschuldigten nicht beein-
flussen lassen darf sondern stets alle möglichen Varianten einer Fallgestaltung 
summarisch berücksichtigen muss, um kein entlastendes Moment zu übersehen. 
Es sei bereits an dieser Stelle erwähnt, dass diese Zielvorstellung ein Ideal ist, 
das mit steigender Kriminalität in immer weitere Ferne zu rücken droht.285

                                           
282 BVerfG NStZ 1982, 430; KK-Wache, § 160, Rn. 22; LR-Rieß, § 160, Rn. 50. 
283 KK-Wache, § 160, Rn. 22; Rn. 20; SK-Wohlers, § 160, Rn. 39. 
284 Meyer-Goßner, § 160, Rn. 14; LR-Rieß, § 160, Rn. 50; AK-Schöch, § 160, Rn. 29; KK-Wache, § 

160, Rn. 26, 29; KMR-Plöd, § 160, Rn. 8. 
285 Dahs, in: DRiZ 1960, 106 (107) spricht von der „nicht einfachen Aufgabe“ und „idealen Forderung 

an den Staatsanwalt, die den Angeklagten entlastenden Umstände ebenso auszuwerten wie die ihn 
belastenden Umstände“ und davon, dass diese Forderung „nicht immer einfach zu verwirklichen“ 
sei.
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B. Beeinträchtigung der Objektivitätspflicht durch Weisungsge-
bundenheit

I. Weisungsgebundenheit der Staatsanwaltschaft 

Bereits in den ersten Jahren nach Einführung der Staatsanwaltschaft in Deutsch-
land und besonders seit der Weimarer Republik und ihrer Folgezeit war die 
Weisungsgebundenheit der Staatsanwälte der Hauptpunkt der Kritik an dieser 
Institution.286 Sie entzündete sich vornehmlich an dem Umstand, dass bereits die 
Möglichkeit einer Einflussnahme von Seiten der Regierung auf die Strafrechts-
pflege über die Staatsanwaltschaft einen erheblichen Vertrauensverlust der Be-
völkerung zur Folge hat. Diese Befürchtung ist heute noch gegenwärtig und ak-
tuell.287

Man unterscheidet das interne und das externe Weisungsrecht. Insbesondere das 
externe Weisungsrecht erscheint bedenklich, weil der Einfluss des Justizminis-
ters als politisch und daher gleichbedeutend mit sachfremd eingestuft wird.288

Durch die Möglichkeit der Anweisung von Seiten der Regierung sah man schon 
von Beginn an die Staatsanwaltschaft vermehrt als Handlanger der Politik, statt 
als objektiven Wächter über Recht und Gesetz. Wer den Anordnungen eines Re-
gierungsmitgliedes Folge leisten müsse, könne nicht gleichzeitig denselben 
Sachverhalt objektiv beurteilen.289 So kann es vorkommen, dass ein ermittelnder 
Staatsanwalt eine Anklage erhebt, obwohl er vom Vorliegen der notwendigen 
Voraussetzungen nicht überzeugt ist, weil der Justizminister eine entsprechende 
Weisung erteilt.290 Das gleiche gilt für die Einstellung eines Verfahrens trotz 
Vorliegen eines hinreichenden Tatverdachts.291

                                           
286 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (565); vgl. Kap. 1, B, II, 3, b, bb. 
287 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen 

Richterbunds, August 2003, S. 8. 
288 Simgen, Die Bindung des Staatsanwalts an Weisungen, S. 11. 
289 Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (386); Lee, in: DRiZ 1977, 50 (51) zur gleichen Problematik in Korea. 
290 Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 66, zieht in bestimmten Konstellationen 

ein „Einstellungserzwingungsverfahren“ in Betracht. 
291 Nach Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 64 mangels zwingender gerichtli-

cher Überprüfbarkeit die bedenklichere Alternative; Wax, in: DRiZ 1972, 163 (164); Müller,
Rechtsstaat und Strafverfahren, S. 202; Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2877), wonach staatsan-
waltliches „Handeln zumindest gelegentlich auch das (landes-) politische Bild widerspiegelt und 
von daher Abhängigkeiten erkennen läßt“. 
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1. Rechtliche Grundlagen 

Das Weisungsrecht ist normiert in den §§ 146, 147 GVG. Ergänzende Vor-
schriften finden sich in den Bestimmungen des Beamtenrechts292 und den allge-
meinen verfassungsrechtlichen Grundsätzen aus Art. 33 Abs. 4, 5 GG.

§ 146 GVG enthält folgende Regelung: 

„Die Beamten der Staatsanwaltschaft haben den dienstlichen Anweisun-
gen ihres Vorgesetzten nachzukommen.“ 

Trotz dieser scheinbar eindeutigen Regelung sind Umfang und Grenzen dieser 
Norm eine der rechtspolitisch umstrittensten Fragen im Recht der Staatsanwalt-
schaft, deren Beantwortung noch immer nicht zufriedenstellend gelöst wurde.293

Im Folgenden soll ein Überblick über die Grundsätze des Weisungsrechts gege-
ben werden. 294

Unter „Anweisungen“ versteht man sowohl Anordnungen über den internen 
Dienstbetrieb durch Richtlinien (z.B. RiStBV), Verordnungen und Mitteilungs-
pflichten als auch konkrete Anweisungen für die Behandlung eines Einzelfalls, 
auch für die Erhebung oder Nichterhebung einer Anklage.295

2. Legitimation des Weisungsrechts aufgrund staatsrechtlicher Stellung

Die Legitimation des Weisungsrechts ergibt sich aus der staatsrechtlichen Stel-
lung der Institution Staatsanwaltschaft. Die Frage, zu welcher der drei Gewalten 

                                           
292 § 37 BRRG / § 55 BBG: Der Beamte hat seine Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Er ist 

verpflichtet, die von ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und ihre allgemeinen Richtlinien 
zu befolgen. Dies gilt nicht für Beamte, die nach besonderer gesetzlicher Vorschrift an Weisungen 
nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen sind. 

293 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145; Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 146, Rn. 1; LR-Boll, § 146 
GVG, Rn. 6; Wax, in: DRiZ 1972, 163 (164); vgl. zuletzt den Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richterbunds, August 2003, S. 8. 

294 Vgl. zur Weisungsgebundenheit der Staatsanwälte umfassend: Simgen, Die Bindung des Staatsan-
walts an Weisungen, S. 71ff.; Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts; Eb. Schmidt,
in: MDR 1964, 629ff.; Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 52ff. 

295 RGSt 44, 75 (77); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (567); Kissel, Gerichtsver-
fassungsgesetz, §146 GVG, Rn. 8; Simgen, Die Bindung des Staatsanwalts an Weisungen, S. 45f.; 
LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 3; Lüttger, in: GA 1957, 193 (216); anders die Situation in Korea, wo 
zwar ebenfalls ein Weisungsrecht durch den Justizminister gegeben ist, dieser aber dem einzelnen 
Staatsanwalt nur allgemeine Weisungen erteilen darf (§ 14 StAG Korea), Lee, in: DRiZ 1977, 50 
(51).
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die Staatsanwaltschaft zuzuordnen ist, war lange Zeit umstritten.296 Sie wird im 
System der Gewaltenteilung heute mehrheitlich zur Exekutive gezählt297, wenn-
gleich eine eindeutige Zuordnung aufgrund der zahlreichen Aufgaben, Funktio-
nen und Befugnisse der Staatsanwaltschaft nicht möglich ist. Der Bereich der 
Exekutive entspricht ihrem Charakter jedoch eher als dem der Judikative.298 In-
nerhalb der Exekutive nimmt sie eine besondere Stellung ein. 

a. Keine Institution der Judikative 

Der Staatsanwalt übt zunächst keine Rechtsprechung aus, insofern er nicht aus-
spricht, was Rechtens ist.299 Daher kann er auch nicht der rechtsprechenden Ge-
walt zugerechnet werden, die in Art. 92 GG verankert ist.300 Diese bleibt allein 
den Richtern vorbehalten. Eine Gleichstellung widerspricht dem eindeutigen 
Wortlaut des Art. 92 GG.301 Die Trennung von staatsanwaltlichem Ermittlungs-
                                           
296 Zusammenfassend Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 69ff. 
297 BVerfGE 31, 43 (46); BVerfG NJW 2002, 815; LR-Boll, vor § 141 GVG, Rn. 15; Meyer-Goßner,

vor § 141 GVG, Rn. 6; Maier, in: ZRP 2003, 387 (389); Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 141, 
Rn. 8; LR-Rieß, Einl. I, Rn. 56; Sarstedt, in: NJW 1964, 1752 (1754); Kurzrock, Die Zulässigkeit 
politischer Einflussnahme, S. 174; für eine Mittelstellung zwischen Exekutive und Judikative: Ro-
xin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 8; derselbe, in: DRiZ 1997, 109 (113); Katholnigg, Strafge-
richtsverfassungsrecht, vor § 141 GVG, Rn. 1; Gössel, in: GA 1980, 325 (336); Henkel, Strafver-
fahrensrecht, S.134; Röper, in: DRiZ 1998, 309 (312); Schmidt-Bleibtreu/Klein, Vorb. v. Art. 92, 
Rn. 1e; Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 (916); kritisch KK-Schoreit, § 141 GVG, 
Rn. 3a. 

298 Vermittelnd der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des 
Deutschen Richterbunds, August 2003, S. 6, „der die besondere Rolle der Staatsanwaltschaft als 
einer der Judikative zugeordneten Behörde berücksichtigt, ohne sie jedoch generell aus der parla-
mentarischen Verantwortung zu nehmen“. 

299 Schmidt-Bleibtreu/Klein, Vorb. v. Art. 92, Rn. 1e; Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 
(916); Neumann, Aspekte der Weisungsgebundenheit, S. 199; Eb. Schmidt, in: MDR 1946, 629 
(631), wonach „keine von der Staatsanwaltschaft getroffene Entscheidung (...) auch nur entfernt 
vergleichbar mit dem (ist), was die gerichtliche Sachentscheidung materiell charakterisiert“. 

300 LR-Rieß, Einl. I, Rn. 56 m.w.N.; Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (568); an-
ders hingegen Kohlhaas, Die Stellung der Staatsanwaltschaft, S. 46, der bei der These, dass die 
Nichtnennung der Staatsanwälte in Art. 92 GG bedeutet, dass ausschließlich Richter zur rechtspre-
chenden Gewalt zählen, von einem Fehlschluss spricht; Wagner, in: NJW 1963, 8 (9), der die 
Staatsanwaltschaft ebenfalls der rechtsprechenden Gewalt zurechnet und im externen Weisungs-
recht insofern einen Verstoß gegen den Gewaltenteilungsgrundsatz sieht; Göbel, in: NJW 1961, 
856 (858), der die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft im Ermittlungs- und Vollstreckungsverfahren 
der Exekutive, das Hauptverfahren aber der Judikative zurechnet; Görcke, in: ZStW 1961, 561 
(581ff.) leitet eine Zuordnung der Staatsanwaltschaft zur rechtsprechenden Gewalt aus ihrer Ver-
pflichtung zur Objektivität und Legalität her, wobei der Staatsanwalt nicht als Richter, aber wie ein 
Richter fungiere. Diese Art der „Richtergleichheit“ verlange eine ergänzende Interpretation des 
Art. 92 GG. 

301 Rautenberg, in: NJ 2003, 169 (174) geht von einer Zugehörigkeit der Staatsanwaltschaft zur Judi-
kative aus und plädiert daher für eine Ergänzung des Art. 92 GG in der Weise, dass im Bereich der 
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verfahren und dem durch den Richter geführten Hauptverfahren war gerade 
Grund und Errungenschaft der Einführung der Staatsanwaltschaft.302 Der Staats-
anwalt übt aber durch die Strafverfolgung eine Funktion der Justizgewährung 
gemeinsam mit dem Richter aus, so dass er als ein „selbständiges Organ der 
Rechtspflege“ zu beschreiben ist.303 Er ist ein Organ, welches aus der Verwal-
tung herausgelöst und mit der Aufgabe errichtet ist, sich an gerichtlichen Ver-
fahren zu beteiligen und diese zu fördern. Diese Verknüpfungsfunktion wird 
insbesondere dadurch deutlich, dass sowohl die Staatsanwaltschaft als auch der 
Richter das Recht auf den konkreten Fall anwenden. Sie unterscheiden sich hin-
gegen im Bereich der Initiative, sich eines konkreten Falles annehmen zu kön-
nen.304

b. Sonderstellung innerhalb der Exekutive 

Innerhalb der Exekutive nimmt die Staatsanwaltschaft eine Sonderstellung 
ein.305 Diese wird deutlich, wenn man die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft be-
trachtet. Sie übt keine typische Verwaltungstätigkeit aus, sondern arbeitet weit-
gehend auf die Rechtsprechung hin.306 Ferner ist ihr Verhalten nicht an der rei-
nen Zweckmäßigkeit, sondern an Rechtsverwirklichung und Rechtsdurchset-
zung ausgerichtet. Das Recht bildet für die Staatsanwaltschaft nicht die Grenze 
ihrer Tätigkeit, sondern ist primärer Inhalt sowie Sinn und Zweck ihres Wir-
kens.307 Und schließlich ist sie als Behörde dem Justizministerium untergeordnet 

                                                                                                                               
Strafrechtspflege die Staatsanwälte an der Rechtspflege mitwirken. Nur so könne eine politische 
Beeinflussung der Staatsanwaltschaften vermieden werden. 

302 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (569). 
303 BVerfGE 32, 199 (216); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (569); LR-Rieß,

Einl. I, Rn. 15; Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 141 GVG, Rn. 9; Katholnigg, Strafgerichtsver-
fassungsrecht, vor § 141 GVG, Rn. 2; Meyer-Goßner, vor § 141 GVG, Rn. 7; KK-Schoreit, § 141 
GVG, Rn. 3; LR-Boll, vor § 141 GVG, Rn. 14; Eb. Schmidt, in: MDR 1964, 713; vgl. auch 
RiStBV, Nr. 1. 

304 Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 173, wonach die Judikative aufgrund ihrer 
schwächeren demokratischen Legitimation auf ein Initiativrecht verzichten muss. 

305 Ablehnend Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254, der die Staatsanwaltschaft mit allen Konsequenzen und 
ohne Sonderstellung der Exekutive zurechnet und sie damit als einen „Faktor bei der Ausübung der 
Regierungsgewalt, also (als) ein Machtinstrument“ ansieht. 

306 Meyer-Goßner, vor § 141 GVG, Rn. 6; LR-Rieß, Einl. I, Rn. 57; Eb. Schmidt, Lehrkommentar I zur 
StPO, Rn. 96; Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 8; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staats-
anwalts, Rn. 4; Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 (916). 

307 LR-Rieß, Einl. I, Rn. 57; Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 132f. 
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und nicht dem Innenministerium, was ebenfalls gegen eine klassische Verwal-
tungsbehörde spricht.308

Diese Einordnung spiegelt auch die schlagwortartige Charakterisierung wieder, 
die mit der Zeit Eingang in die Diskussion gefunden hat. Danach wird die 
Staatsanwaltschaft als „Institution sui generis“309 oder als Behörde mit „Zwitter-
stellung“310 bzw. „Zwischenrolle“311, die eine „Brücke zwischen Exekutive und 
Judikative“312 bildet, beschrieben. Eine vollkommene Weisungsungebundenheit 
sichert das Grundgesetz in Art. 97 GG aber nur den Richtern zu, mit der Folge, 
dass es einen gleichermaßen unabhängigen Staatsanwalt de lege lata nicht 
gibt.313

In jüngster Zeit wird diese fehlende Unabhängigkeit im Zusammenhang mit der 
geplanten Schaffung einer Europäischen Staatsanwaltschaft zum Schutz der fi-
nanziellen Interessen der Europäischen Union insoweit kritisiert, als die Ent-
wicklung des europäischen Rechts eher dem Leitbild eines gänzlich unabhängi-
gen Staatsanwalts folgt und somit auch Deutschland Maßnahmen zu treffen hat, 
dass „Staatsanwälte ihre Aufgaben ohne ungerechtfertigte Einmischung erfüllen 
können und nicht Gefahr laufen, zivilrechtlich, strafrechtlich oder anderweitig 
über ein gerechtfertigtes Maß hinaus zu haften“.314 Der Staatsanwalt darf danach 
„bei der Erfüllung seiner Pflichten Weisungen weder anfordern noch entgegen-
nehmen“.315 Zwar soll die Europäische Staatsanwaltschaft zunächst auf die Ver-
folgung bestimmter internationaler Betrugsstraftaten beschränkt bleiben, die 

                                           
308 Vgl. Eb. Schmidt, Lehrkommentar I zur StPO, Rn. 95, der die unterschiedlichen Funktionen der 

beiden Ressorts deutlich macht. Während das Innenministerium die Macht des Staates repräsentie-
re, stehe das Justizministerium für den Rechtswillen des Staates ein. In NRW und Mecklenburg-
Vorpommern wurden 1998 die beiden Ressorts für Inneres und Justiz zusammengefasst, was be-
rechtigte Kritik hervorrief, siehe Röper, in: DRiZ 1998, 309 (311); ebenso Herbsttagung der Gene-
ralstaatsanwälte und des Generalbundesanwalts in Karlsruhe vom 19. bis 20.11.1998, Auszug in: 
DRiZ 1999, 9. 

309 Meyer-Goßner, vor § 141 GVG, Rn. 6; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 4. 
310 Beulke, Strafprozessrecht, Rn. 88; Lange, Vorermittlungen, S. 34. 
311 Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 133. 
312 Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (114). 
313 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 14; Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (569). 
314 Grünbuch der EU-Kommission, unter 4.1.1; zustimmend Rautenberg, in: NJ 2003, 169 (170); e-

benso der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deut-
schen Richterbunds, August 2003, S. 7; kritisch zum Entwurf des Europäischen Staatsanwalts 
Kempf, in: StV 2003, 128 (129). 

315 Dem entsprechen auch die Forderungen der Berufsverbände der deutschen Staatsanwälte, vgl. 
Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 30.09.2003, S. 8. 
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Grundsätze ihrer Wirkungsweise werden freilich auf lange Sicht auch auf die 
nationalen Institutionen für die gesamte Strafverfolgung Einfluss nehmen.316

3. Internes Weisungsrecht 

a. Devolutions- und Substitutionsbefugnis

§ 146 GVG umfasst das interne Weisungsrecht, das heißt solche Anweisungen, 
die vom ersten Beamten der Staatsanwaltschaft an seine ihm unterstellten 
Staatsanwälte ergehen.317 Es steht in Zusammenhang mit § 144 GVG als Aus-
druck der monokratischen Organisation der Staatsanwaltschaft sowie § 145 
GVG, der dem ersten Beamten einer Staatsanwaltschaft eine Devolutions- und 
Substitutionskompetenz einräumt.318

Die Weisungsbefugnis des ersten Beamten der Staatsanwaltschaft319 liegt haupt-
sächlich darin begründet, dass der einzelne Beamte der Staatsanwaltschaft nicht 
kraft eigenen Rechts handelt, sondern als Vertreter des jeweiligen ersten Beam-
ten dieser Behörde (§ 144 GVG).320 Vor diesem Hintergrund ist es konsequent, 
dem verantwortlichen Beamten die Möglichkeit einzuräumen, seine Vertreter 
mit Anweisungen „anzuleiten“.321 Es würde der Rechtssicherheit erheblich 
schaden, wenn jeder Staatsanwalt ohne Kontrolle seine eigenen Maßstäbe anleg-
te und dadurch eine uneinheitliche Praxis der Anklage entstünde. An die Stelle 
einer Anklageeinheit würden zahlreiche verschieden agierende Dezernenten tre-
ten.322 Darüber hinaus muss es dem Behördenleiter ermöglicht werden, in be-
stimmten Fällen abweichend vom Geschäftsverteilungsplan denjenigen Staats-
                                           
316 Vgl. zur Europäischen Staatsanwaltschaft eingehend Radtke, in: GA 2004, 1 (3ff.). 
317 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 1;  
318 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145; Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 1; LR-Boll, § 146 GVG, 

Rn. 15; Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (566). 
319 Weisungsbefugt ist der Generalstaatsanwalt beim OLG und der Leitende Oberstaatsanwalt beim 

LG gegenüber den Staatsanwälten ihres Bezirks, vgl. Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (146); 
Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (300). 

320 Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen 
Richterbunds, August 2003, S. 14 geht hingegen davon aus, dass diese monokratische Struktur 
nicht mehr mit der heutigen Funktion und Arbeitsweise der Staatsanwaltschaft übereinstimmt. Da-
nach übernehme mittlerweile der einzelne Staatsanwalt die volle Verantwortung für das Ergebnis 
eines Verfahrens, nicht mehr sein Behördenleiter. 

321 Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118); Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (146); Kissel, Gerichtsverfas-
sungsgesetz, § 146 GVG, Rn. 2. 

322 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 9, 16; Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118) Paeffgen, in: Gedächtnisschrift 
für Schlüchter, S. 563 (566). 
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anwalt einzusetzen, der am qualifiziertesten für die Bearbeitung des konkreten 
Verfahrens erscheint.323

b. Kontrolle und Absicherung der Gleichbehandlung 

Das interne Weisungsrecht stellt de lege lata die einzige Möglichkeit dar, die 
Tätigkeit der Staatsanwaltschaft gegebenenfalls zu korrigieren (Ausnahme: § 
172 StPO). Während die Richter durch ein Spruchkörperkollegium „kontrol-
liert“ werden, ist eine solche Kontrolle bei den Staatsanwälten untereinander 
gesetzlich nicht vorgesehen.324

Teilweise wird das Weisungsrecht als Voraussetzung für das Erfordernis der 
Gleichbehandlung angeführt. Die Staatsanwaltschaften verfügten im Rahmen 
der §§ 152 Abs. 2, 153ff. und 170 Abs. 2 StPO über einen erheblichen Ermes-
sensspielraum, in dessen Bereich sie Gleiches nicht ungleich behandeln dürf-
ten.325 Um diesen Rahmen auszufüllen und eine Gleichbehandlung zu gewähr-
leisten, seien zahlreiche Richtlinien und Verfügungen in Form des allgemeinen 
Weisungsrechts notwendig.326 Unterschiedliche Auffassungen z.B. unter den 
Generalstaatsanwälten der Länder könnten anderenfalls nicht angeglichen wer-
den.

c. Vermeidung eines Rückschritts in die Inquisition 

Für das Weisungsrecht wird schließlich angeführt, dass ein vollkommen unab-
hängiger Staatsanwalt zu einer Variante des Inquisitionsprozesses führen würde, 
weil dann der ermittelnde Staatsanwalt nichts anderes sei als ein Richter, so dass 
ein Richter (der Staatsanwalt) ermittelte und ein anderer entscheide.327

                                           
323 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richter-

bunds, August 2003, S. 13. 
324 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 15. 
325 Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 (920); Krumsiek, in: Festschrift für Stern, S. 649 

(657); Sailer, in: NJW 1977, 1138. 
326 Schairer, in: Festschrift für Lenckner, S. 739 (744f.); Sarstedt, in: NJW 1964, 1752 (1757); kritisch 

Neumann,  Aspekte der Weisungsgebundenheit, S. 204, der bezweifelt, dass durch „Weisungen des 
Ministeriums oder des Generalstaatsanwalts Gleichbehandlung in einem rechtsstaatlich relevanten 
Sinn zu gewährleisten ist“; ebenso Maier, in: ZRP 2003, 387 (390). 

327 Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 (923); Gössel, in: GA 1980, 325 (335); Blomeyer,
in: GA 1970, 161 (171). 
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4. Externes Weisungsrecht 

Das externe Weisungsrecht beschreibt Anweisungen des Justizministers und der 
von ihm beauftragten Beamten an die Staatsanwaltschaft. In der Regel ergehen 
diese Weisungen gegenüber dem jeweiligen Generalstaatsanwalt eines Bezirks.

a. Parlamentarische Verantwortlichkeit des Ministers 

Für die Rechtfertigung des externen Weisungsrechts wird mehrheitlich die par-
lamentarische Verantwortlichkeit der Regierung genannt.328 Das Weisungsrecht 
solle als Korrelat für die Verantwortlichkeit des Ministers gegenüber dem Par-
lament für die Funktion des Justizministeriums dienen.329 Um dieser Verantwor-
tung gerecht zu werden, müsse der Justizminister die Möglichkeit haben, durch 
allgemeine und im Extremfall auch durch konkrete Weisungen in einem Verfah-
ren auf die Staatsanwaltschaft einzuwirken, um für eine gleichmäßige Rechts-
anwendung und Schwerpunktsetzung für die Bekämpfung der Straftaten zu sor-
gen.330

Ebenso wird angeführt, dass es im System der parlamentarischen Demokratie 
keinen ministerialfreien Raum geben dürfe, weil sonst ein Teil der Exekutive zu 
einem unkontrollierbaren Machtfaktor werden könne.331

b. Kein Devolutionsrecht im Rahmen des externen Weisungsrechts 

Im Gegensatz zum internen Weisungsrecht korrespondiert das externe nicht mit 
dem Devolutions- sondern lediglich mit dem Substitutionsrecht.332 Dies ergibt 
                                           
328 BVerfGE 9, 268 (281); 22, 106 (113); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (563, 

Fn. 1; 570); zuletzt Bundesjustizministerin Zypries auf dem Deutschen Richter- und Staatsan-
waltstag Dresden, zitert nach Kerscher, in: Süddeutsche Zeitung vom 17.09.2003, S. 6. 

329 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (570); Krebs, Die Weisungsgebundenheit des 
Staatsanwalts, S. 142, bezweifelt in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit des externen Wei-
sungsrechts, weil die Verantwortlichkeit auch im Wege disziplinarrechtlicher Maßnahmen gesi-
chert werden könne; ebenso kritisch Maier, in: ZRP 2003, 387 (390). 

330 Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 (922). Fraglich erscheint aber, ob der Justizminister 
des Landes bei einer Fehlentscheidung eines Staatsanwalts tatsächlich die Verantwortung trägt. In 
der Regel tut dies wohl der Staatsanwalt selbst, so dass das Argument der parlamentarischen Ver-
antwortlichkeit eher dogmatischer Natur ist. Ähnlich der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richterbunds, August 2003, § 146 des Entwurfs, S. 
14, der die Eigenverantwortlichkeit und Selbständigkeit des bearbeitenden Staatsanwalts für das 
Ermittlungsverfahren hervorhebt. 

331 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 17; Kunert, in: Festschrift für Wassermann, S. 915 (922); Krebs, Die 
Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 140. 

332 Bannenberg, AE-EV, S. 143. 
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sich aus dem Umstand, dass der einzelne Beamte der Staatsanwaltschaft nicht 
als Vertreter des Justizministers auftritt und dieser demnach nicht die Befugnis 
besitzt, die Amtshandlungen des Staatsanwaltes gegebenenfalls selbst zu über-
nehmen.333 Der Minister und seine Beamten nehmen generell keine staatsan-
waltlichen Aufgaben wahr und haben deswegen auch keine entsprechenden Be-
fugnisse. Die Versagung der Devolutionskompetenz für den Justizminister stellt 
die konsequente Umsetzung der Aufgabe der Staatsanwaltschaft als „Wächter 
des Gesetzes“ dar. Nach der Tradition und dem Selbstverständnis der Staatsan-
waltschaft haben ihre Beamten ihr Handeln ausschließlich an justizgemäßen 
Erwägungen auszurichten, während das Denken und Agieren der Justizminister 
notwendig politischen Einflüssen ausgesetzt ist.334

Legitimität und Grenzen des Weisungsrechts sind seit Bestehen der Staatsan-
waltschaft Gegenstand einer lebhaften Diskussion, wobei das externe Weisungs-
recht stets als problematischer angesehen wurde als sein internes Pendant.335

5. Grenzen des internen und externen Weisungsrechts 

In der neueren Literatur wird bei der Benennung der Grenzen des Weisungs-
rechts zunehmend zwischen dem internen und externen Weisungsrecht unter-
schieden. Danach soll das externe Weisungsrecht aufgrund seiner geringeren 
gesetzlichen Legitimierung eine weitergehende Einschränkung dahingehend er-
fahren, dass bei verschiedenen Auslegungsmöglichkeiten nicht die Interpretation 
des Justizministers, sondern allein die der Staatsanwaltschaft maßgeblich sein 
soll. 336

                                           
333 KK-Schoreit, § 147 GVG, Rn. 2; Meyer-Goßner, § 147 GVG, Rn. 1; Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 

145 (146); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (581f.); anders Geerds, in: Straf-
verfolgung und Strafverzicht, S. 297 (301), wonach dem Justizminister weder die Substitutions- 
noch die Devolutionsbefugnis zustehen soll. 

334 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (147). 
335 Simgen, Die Bindung des Staatsanwalts an Weisungen, S. 36; Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145; 

Wax, in: DRiZ 1972, 163 (164); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563ff.; Maier, in: 
ZRP 2003, 387; Bannenberg, AE-EV, S. 142. 

336 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (152); LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 23; Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richterbunds, August 2003, S. 7. 
Ablehnend dagegen Schairer, in: Festschrift für Lenckner, S. 739 (748). 
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a. Legalitätsprinzip und Objektivitätspflicht 

Zunächst findet das Weisungsrecht generell seine Grenze im Legalitätsprinzip 
(§§ 152 Abs. 2; 160 Abs. 1; 170 Abs. 1 StPO).337 Es begründet einen Verfol-
gungszwang gegen jeden Verdächtigen, das heißt die Staatsanwaltschaft hat Er-
mittlungen aufzunehmen, sofern ein Anfangsverdacht besteht.338 Das Legalitäts-
prinzip soll einen politischen Einfluss auf die Staatsanwaltschaft verhindern. Die 
dieses Prinzip schützenden Normen des materiellen Strafrechts, die §§ 344, 345, 
258a StGB, sichern diese Grenze in positiver wie negativer Richtung ab.339 Des-
halb ist eine Aufforderung an den einzelnen Staatsanwalt, eine konkrete Hand-
lung vorzunehmen, die einen der genannten Tatbestände erfüllt, ihrerseits straf-
bar und bereits nach den beamtenrechtlichen Grundsätzen von dem betreffenden 
Staatsanwalt nicht zu berücksichtigen (vgl. § 38 Abs. 2 BRRG340).

Auch die hier im Mittelpunkt der Betrachtung stehende Pflicht der Staatsanwalt-
schaft zur Objektivität nach § 160 Abs. 2 StPO stellt eine Schranke für ihre 
Weisungsgebundenheit dar.341 Anweisungen welche die gesetzliche Pflicht zur 
Objektivität der Staatsanwaltschaft missachten, können durch ihre Weisungsge-
bundenheit nicht gerechtfertigt werden. 

b. Bindung an Art. 20 Abs. 3 GG 

Darüber hinaus stellt die allgemeine Bindung des Beamten der Staatsanwalt-
schaft an Recht und Gesetz gemäß Art. 20 Abs. 3 GG eine weitreichende Grenze 
des Weisungsrechts dar.342 Sofern das Gesetz keinen Entscheidungsspielraum 
vorsieht und keine gesetzliche Grundlage für eine abweichende Meinung be-
                                           
337 BGHSt 15, 155 (159f.); Meyer-Goßner, § 146 GVG, Rn. 3; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 140; 

Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 146 GVG, Rn. 3; LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 18; Krey/Pföhler,
in: NStZ 1985, 145 (148); Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (386); Bannenberg, AE-EV, S. 142. 

338 BVerfG NStZ 1982, 430; Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (150); Roxin, Strafverfahrensrecht, § 
14, Rn. 1; Rautenberg, in: NJ 2003, 169 (170). 

339 Meyer-Goßner, § 146 GVG, Rn. 3; Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (Fn. 46). 
340 § 38 Abs. 2 BRRG: Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Beamte 

unverzüglich auf dem Dienstwege geltend zu machen. Bestätigt ein höherer Vorgesetzter die An-
ordnung, so muß der Beamte sie ausführen und ist von der eigenen Verantwortung befreit; dies gilt 
nicht, wenn das dem Beamten aufgetragene Verhalten strafbar oder ordnungswidrig und die Straf-
barkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn erkennbar ist oder das ihm aufgetragene Verhalten die 
Würde des Menschen verletzt. 

341 Bannenberg, AE-EV, S. 142. 
342 Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118); LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 18; Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 

(150); Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 146 GVG, Rn. 3. 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

68

steht, ist eine dahingehende Weisung unzulässig und für den Angewiesenen un-
verbindlich. Eine solche Anweisung wäre rechtswidrig, und der sie befolgende 
Staatsanwalt würde sich gemäß § 344 bzw. § 258a StGB strafbar machen.343

Weisungen sind deshalb nur dort möglich, wo ein Ermessen ausgeübt werden 
kann oder Auslegungsfragen einen Spielraum für verschiedene Rechtsansichten 
eröffnen. In der Praxis handelt es sich vornehmlich um Fragen, welche die 
Zweckmäßigkeit der Durchführung von Ermittlungen und die Gestaltung des 
Verfahrens im Allgemeinen betreffen.344

Ein Ermessen ist vor allem im Rahmen des Opportunitätsprinzips im Bereich 
der §§ 153ff. StPO gegeben, wodurch die Gefahr der Einflussnahme besonders 
groß erscheint.345 Jedoch unterliegt die Rechtmäßigkeit der Weisung auch hier 
weiterhin Art. 20 Abs. 3 GG und damit den allgemeinen Prinzipien des Willkür-
verbots, des Verbots der Ermessensüberschreitung sowie des Gebots der ausrei-
chenden Information über den betreffenden Sachverhalt.346 Der Weisungsbe-
rechtigte kann daher nicht die Erhebung der Anklage trotz fehlenden hinrei-
chenden Tatverdachts und nicht die Einstellung nach § 170 Abs. 2 StPO trotz 
Vorliegens dieses Verdachts anweisen. Ebenso wenig kann er die Ignorierung 
von entlastendem oder belastendem Erkenntnismaterial befehlen.347 In der Pra-
xis werden solche eindeutigen Fälle, ob ein hinreichender Tatverdacht vorliegt 

                                           
343 Lüttger, in: GA 1957, 193 (217); LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 18; Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118); 

Kintzi, in: Festschrift für Wassermann, S. 899 (911); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, 
S. 563 (574). 

344 Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 146 GVG, Rn. 4; Geerds, in: Strafverfolgung und Strafver-
zicht, S. 297 (303); Geisler, in: ZStW 1981, 1109 (1124); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für 
Schlüchter, S. 563 (576). 

345 Henrichs, Juristische und praktisch-organisatorische Modifikationen, S. 47; Krey/Pföhler, in: NStZ 
1985, 145 (148); Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (386). 

346 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (149); LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 19; Katholnigg, Strafgerichts-
verfassungsrecht, § 147 GVG, Rn. 3; anders Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (386), der Entscheidungen 
im Bereich des Opportunitätsprinzips nicht als Rechtsfragen, sondern als reine Zweckmäßigkeits-
entscheidungen ansieht. Insoweit gehe es in diesem Bereich um rechtspolitische Fragen, die un-
streitig durch Weisungen entschieden werden könnten. Hier sei eine reine Weisungsgebundenheit 
zu bejahen. Mit Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (149) ist dem aber entgegenzuhalten, dass auch 
im Bereich des allgemeinen Verwaltungshandelns und bei der Bestimmung der Zweckmäßigkeit 
einer Maßnahme ein Ermessensfehler einen Verstoß gegen Art. 20 Abs. 3 GG darstellt, so dass i.E. 
Gesetz und Recht auch eine Grenze für Weisungen im Opportunitätsprinzip darstellen. Kunert, in: 
Festschrift für Wassermann, S. 915, nimmt bezüglich des externen Weisungsrechts generell eine 
Bindung des Justizministers und seiner Beauftragten an der Instanz des „öffentlichen Interesses“ 
an.

347 Lüttger, in: GA 1957, 193 (217). 
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oder nicht, die Ausnahme bilden.348 Es wird sich regelmäßig um Grenzfälle han-
deln, bei denen alternative, nachvollziehbare und begründbare Entscheidungs-
möglichkeiten bestehen. Eine Weisung ist nur dann möglich, wenn die Sach- 
und Beweislage die verschiedenartigen Bewertungen zulässt und der Vorgesetze 
die von ihm für richtig empfundene Auffassung bindend vorschreibt, weil es 
sich zum Beispiel bei der Beurteilung des Vorliegens des hinreichenden Tatver-
dachts weitgehend um eine persönlichkeitsbedingte Ermessensentschließung 
handelt.349 In diesen Fällen ist eine einzige richtige Entscheidung im Sinne der 
betreffenden Norm in der Regel nicht möglich. 

Sofern sich das Ergebnis einer Weisung in einer willkürlichen Differenzierung 
gleicher Sachverhalte widerspiegelt, liegt nicht nur ein Verstoß gegen Art. 20 
Abs. 3 GG, sondern ebenfalls gegen den Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 GG 
vor.350 So sind Weisungen eines Justizministers, ein Verfahren gegen einen Poli-
tiker der gleichen politischen Richtung einzustellen, um keinen „unnötigen 
Staub aufzuwirbeln“, während in einem gleichgelagerten Fall gegen einen oppo-
sitionellen Politiker die Klage erhoben werden soll, unzulässig.351

6. Befolgungspflicht 

Abgesehen von der rechtswidrigen Weisung, die der Beamte nicht befolgen 
muss, weil er sich sonst strafbar machen würde, wird argumentiert, dass eine 
Weisung an sich ein notwendiges Mittel darstelle, um die Einheitlichkeit der 
Anklagebehörde sicher zu stellen.352 Wie in jedem Verwaltungsapparat sei es 
auch innerhalb der Staatsanwaltschaft nötig, bei Meinungsverschiedenheiten
einer Instanz die abschließende Entscheidungsbefugnis zuzugestehen. Für das 
interne Weisungsrecht trifft diese Argumentation zu. 

Im Bereich des externen Weisungsrechts sind Zweifel angebracht, weil der Jus-
tizminister als Mitglied der Regierung nicht der Pflicht zur Objektivität unter-
liegt und zudem die gesetzliche Legitimation geringer ist als beim internen Wei-
                                           
348 Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 59; Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (303). 
349 Lüttger, in: GA 1957, 193 (217). 
350 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (577); Sailer, in: NJW 1977, 1138; 

Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (149). 
351 Katholnigg, Strafgerichtsverfassungsrecht, § 147 GVG, Rn. 3; Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118); 

Henrichs, Juristische und praktisch-organisatorische Modifikationen, S. 48, der Weisungen bezüg-
lich der Verfolgungssteuerung nur dann für legitim hält, wenn dadurch eine „Gleichförmigkeit der 
Anwendung“ sichergestellt sei. 

352 Geisler, in: ZStW 1981, 1109 (1128); Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (145). 
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sungsrecht.353 In diesem Zusammenhang erscheinen insbesondere solche Wei-
sungen problematisch, die der Justizminister dem Generalstaatsanwalt erteilt, 
der sie unverändert an seine unterstellten Staatsanwälte weitergibt. Auf diesem 
Umweg werden aus problematischen externen Weisungen solche interner Art 
mit breiterer Legitimationsgrundlage generiert.354

a. Allgemeine Weisungen 

Für die Legitimation des internen als auch des im Fokus der Kritik stehenden 
externen Weisungsrechts wird angeführt, dass es in der Praxis faktisch keine 
große Rolle spiele.355 Abgesehen davon, dass eine geringe quantitative Häufig-
keit kein Argument für die Rechtfertigung von Weisungen ist, kann in der Pra-
xis, wie noch zu zeigen sein wird, bereits die abstrakte Möglichkeit einer Wei-
sung eine Beeinträchtigung der Objektivitätspflicht darstellen.356

Darüber hinaus wird bei der Beurteilung der Quantität von Weisungen in der 
Regel nur von Einzelweisungen ausgegangen, weil diese gerade in der Öffent-
lichkeit die größere Beachtung finden. So wird das Bild der Staatsanwaltschaft 
in der Öffentlichkeit nur von 1 % ihrer gesamten Arbeit ausgemacht.357 Der ü-
berwiegende Teil bestehender Weisungen findet sich in allgemeinen Anordnun-
gen und Richtlinien wider, die seitens des Justizministeriums an die einzelnen 
Staatsanwaltschaften ergehen.358 Dadurch soll insbesondere aus kriminalpoliti-

                                           
353 Vgl. KK-Schoreit, § 146 GVG, Rn. 1; Kintzi, Festschrift für Wassermann, S. 899 (909); Brangsch,

in: NJW 1951, 59 (61), der § 146 GVG mit der unabhängigen Objektivität im Ermittlungsverfahren 
als schlechterdings nicht vereinbar hält; Martin, in: JZ 1973, 415 (416). 

354 Meyer-Goßner, § 146 GVG, Rn. 1; Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (300). 
355 Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 54; Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297; KK-

Schoreit, § 146 GVG, Rn. 1; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 30; Lüttger, in: 
GA 1957, 193 (218); a.A. Henrichs, Juristische und praktisch-organisatorische Modifikationen, S. 
48, der eine vielfältige Kasuistik erblickt; vgl. dazu auch den Vizevorsitzenden des Deutschen 
Richterbunds Frank auf dem Deutschen Richter– und Staatsanwaltstag 2003 in Dresden, wonach 
„informelle Einflussnahmen“ auf laufende Verfahren keine Seltenheit seien sowie ebenso den 
nordrhein-westfälischen Justizminister Gerhards, der einen „exzessiven“ Gebrauch des Weisungs-
recht in acht Bundesländern konstatiert, jeweils zitiert nach Kerscher, in: Süddeutsche Zeitung vom 
17.09.2003, S. 6. 

356 Wax, in: DRiZ 1972, 163 (164), wonach bereits das Bestehen des Weisungsrechts ausreicht, um 
den Eindruck zu erwecken, eine Entscheidung „beruhe nicht auf sachlichen Argumenten, sondern 
auf sachfremder politischer Opportunität“; Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 
(574).

357 Günter, in: DRiZ 2002, 55 (61). 
358 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (441); vgl. dazu die Untersuchung von Krebs, Die Weisungsgebun-

denheit des Staatsanwalts, S. 304ff., wonach 58 von 74 befragten Staatsanwälten (78,38 %) eine 
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scher Sicht Einfluss auf die Strafverfolgung genommen werden. Besonders die 
öffentlichkeitswirksamen Bereiche der organisierten Kriminalität, der Wirt-
schaftskriminalität und bei BTM – Strafsachen werden durch solche allgemei-
nen Weisungen weitestgehend reglementiert.359 Insbesondere zur Behandlung 
von Massendelikten ergehen Anweisungen des Justizministeriums, die zum Bei-
spiel auf Wertgrenzen im Bereich der Opportunität der §§ 153ff. StPO Bezug 
nehmen und auf massive Kritik stoßen. Der ermittelnde Staatsanwalt unterliegt 
in diesen Fällen von Beginn an den Vorstellungen des Justizministeriums in Be-
zug auf Art und Umfang der Ermittlungen sowie Entscheidungskriterien bei An-
klageerhebung oder Einstellung des Verfahrens. Bei allgemeinen Anweisungen 
wird zudem nicht mehr auf die Schuldangemessenheit der Strafe im konkreten 
Fall, sondern auf objektivierte Faktoren wie den Wert des Tatobjekts abgestellt, 
mit der Folge, dass die Bestrafung des Täters nicht mehr durch die konkret be-
gangene Tat sondern durch schematische Aspekte bestimmt wird.360

Eine eindeutige Zuordnung zwischen Anweisendem und Angewiesenem in per-
sona ist bei allgemeinen Anweisungen selten möglich. Dadurch entsteht eine Art 
„Grauzone“, in der problematische Einzelweisungen de facto durch allgemeine 
Anweisungen durchgesetzt werden, ohne dass ein konkreter Bezug zu einem 
bestimmten Ermittlungsverfahren hergestellt und kritisch betrachtet werden 
könnte. Besonders problematisch sind in diesem Zusammenhang zweideutig 
formulierte „Bitten“ des Vorgesetzten, durch die eine spätere Verantwortlichkeit 
des Anweisenden de facto ausgeschlossen wird.361

Ferner sind die bekannt gewordenen Fälle, in welchen den ermittelnden Staats-
anwälten konkrete Einzelweisungen erteilt wurden im Verhältnis zum Gesamt-
arbeitsaufwand der Staatsanwaltschaften zwar selten, sie kommen aber zweifels-
frei vor und werden in der Öffentlichkeit genauestens beachtet.362 So wird der 

                                                                                                                               
Beeinflussung durch allgemeine Weisungen bejahten. Dabei ergingen solche allgemeinen Weisun-
gen deutlich häufiger durch das Justizministerium als durch den Behördenleiter. 

359 Vgl. dazu die Untersuchung von Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 308ff., 
wonach sich 95,08 % der befragten Staatsanwälte an die Weisungen halten. 

360 Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 125; Neumann, Aspekte der Weisungsge-
bundenheit, S. 204. 

361 Vgl. dazu die Untersuchung von Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 338; Mai-
er, in: ZRP 2003, 387. 

362 Vgl. hierzu die Darstellung von Simgen, Die Bindung des Staatsanwalts an Weisungen, S. 37ff., der 
auszugsweise mehr als zwölf Begebenheiten schildert, in denen durch Einzelweisungen an den 
Staatsanwalt Einfluss auf das Verfahren genommen wurde. In der überwiegenden Zahl der Fälle 
handelt es sich dabei um Anweisungen zur Einstellung des Verfahrens, insbesondere bei Sachver-
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Justizminister von Zeit zu Zeit von Seiten der Bürger, seiner Partei, von Abge-
ordneten und auch von Journalisten „aufgefordert“, einem bearbeitenden Staats-
anwalt die Weisung zu erteilen, ein Verfahren einzustellen oder die Anklage zu 
erheben. Der Minister soll die Staatsanwaltschaft dadurch „antreiben oder brem-
sen, scharf machen oder mäßigen“.363 Diesen Weisungen mangelt es neben der 
gesetzlichen Legitimierung zusätzlich an der notwendigen Transparenz, weil sie 
im günstigsten Fall in den Handakten der Staatsanwaltschaft vermerkt werden, 
deren Inhalte als Interna gelten und deren Veröffentlichung strafrechtlich durch 
§ 353b StGB sanktioniert ist. Es kann somit nicht erwartet werden, dass der ein-
zelne Staatsanwalt eine ihn betreffende Weisung öffentlich rügt.364

b. Remonstrationsrecht 

Für den Beamten der Staatsanwaltschaft gelten für die Reaktion auf Weisungen 
die allgemeinen Vorschriften des Beamtenrechts über die Befolgung dienstlicher 
Weisungen des Vorgesetzten, §§ 56 Abs. 2 BBG, 38 Abs. 2 BRRG.365 Sofern 
                                                                                                                               

halten mit politischem Bezug. Ebenso die Untersuchung von Krebs, Die Weisungsgebundenheit 
des Staatsanwalts, S. 304ff. Die Unabhängigkeit der Justiz stellt in diesem Zusammenhang Schue-
ler, in: DRiZ 1985, 445 in Frage, der in Parteispendenverfahren ein Gefälle der Rechtsprechung be-
fürchtet, das von der parteipolitischen Couleur der jeweiligen Landesregierung bestimmt sei. 
Schairer, in: Festschrift für Lenckner, S. 739 (741) nennt den Fall, dass 1992 der Justizminister von 
Baden-Württemberg vor dem Hintergrund des Anstiegs rechtsradikaler Straftaten die Weisung an 
die Staatsanwaltschaften ergehen ließ, die Verantwortlichkeit der Täter auch unter dem Gesichts-
punkt eines Tötungsdeliktes zu prüfen, was dann im Rahmen einzelner Ermittlungsverfahren bis 
hin zur Anklagereife auch geschehen ist. Sowohl die Weisung, die Ermittlungen aufzunehmen als 
auch einzustellen, wurde dabei erteilt; vgl. auch Henrichs, Juristische und praktisch-
organisatorische Modifikationen, S. 49ff.; Günter, in: DRiZ 2002, 55 (58); Prantl, in: Süddeutsche 
Zeitung vom 30.09.2003, S. 8, erkennt drei Grundmuster staatsanwaltlicher Behandlung, wenn „es 
nach Politik riecht“: Ermittlungen, die dringend geboten wären, finden nicht statt (Fall „Leuna“), 
an sich gebotene Ermittlungen werden mit seltsamen Methoden abgewürgt (Fall „Helmut Kohl“) 
oder es werden Ermittlungen geführt, obwohl sie sachlich nicht geboten sind (so bei den Ermittlun-
gen gegen Außenminister Fischer wegen Falschaussage im Jahr 2001 und bei Ermittlungen gegen 
den CDU Politiker Pofalla wegen Steuerhinterziehung im Jahr 2000 kurz vor der Landtagswahl in 
NRW).

363 Krumsiek, in: Festschrift für Stern, S. 649 (650); vgl. dazu auch den Vize-Vorsitzenden des Deut-
schen Richterbunds Frank auf dem Deutschen Richter- und Staatsanwaltstag 2003 in Dresden, wo-
nach konkrete politische Weisungen in drei Hauptgruppen vorkämen, nämlich Wirtschafts- und Fi-
nanzstrafverfahren, Ermittlungen gegen Prominente sowie Verfahren mit außenpolitischen Impli-
kationen, zitiert nach Kerscher, in: Süddeutsche Zeitung vom 17.09.2003, S. 6. 

364 Maier, in: ZRP 2003, 387 (389); vgl. dazu den Minderheitenbericht eines Untersuchungsausschus-
ses, wonach die Bitte eines bearbeitenden Staatsanwalts, die Weisung zwecks Absicherung in ei-
nem Disziplinarverfahren schriftlich erteilt zu bekommen, regelmäßig zu Spannungen im Vertrau-
ensverhältnis zu seinem Vorgesetzten führt, BayLt-Drs. 14/10000, S. 63. 

365 § 56 Abs. 2 BBG: Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen hat der Beamte 
unverzüglich bei seinem unmittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung auf-
rechterhalten, so hat sich der Beamte, wenn seine Bedenken gegen ihre Rechtmäßigkeit fortbeste-
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der Beamte der Ansicht ist, eine Weisung sei rechtlich (nicht: zweckdienlich) 
bedenklich, muss er diese Bedenken im Wege der Remonstration dem unmittel-
baren und eventuell dem nächsthöheren Vorgesetzten mitteilen. Wenn die Wei-
sung trotzdem aufrechterhalten wird, muss der Beamte sie befolgen, solange er 
sich dabei nicht strafbar macht, ordnungswidrig handelt oder die Menschenwür-
de verletzt. Immerhin ist der Staatsanwalt in diesem Fall von seiner persönlichen 
Verantwortlichkeit befreit. Allein die Überzeugung des einzelnen Beamten, er 
könne sich bei der Durchführung der Anweisung strafbar machen, genügt für 
sich allein noch nicht, um ihn von der Befolgungspflicht zu befreien.366 In sol-
chen Fällen bleibt dem Staatsanwalt nichts anderes übrig, als die Weisung gegen 
seine Überzeugung zu befolgen oder das Risiko eines Disziplinarverfahrens ein-
zugehen.367 Die Überprüfung der streitigen Rechtsfrage im Disziplinarverfahren 
wird jedoch aufgrund der Verfahrensdauer in den meisten Fällen zu spät erfol-
gen. Dieses Risiko der Nichtbefolgung wird im Bereich der staatsanwaltlichen 
Tätigkeit zu Recht als unbefriedigend angesehen. Eine undifferenzierte Übertra-
gung der allgemeinen beamtenrechtlichen Regelungen auf den Staatsanwalt ist 
nicht angemessen, weil man die besondere Aufgabenstellung der Staatsanwalt-
schaft und ihre „Nähe zum Richteramt“ in die Betrachtung mit einbeziehen 
muss.368

Eine Lösung dieses Problems sehen einige Autoren bereits im Gesetz durch § 
145 GVG verankert. Im Falle gegenläufiger Rechtsansichten zwischen Staats-
anwalt und Vorgesetztem könne dem Staatsanwalt ein Disziplinarverfahren er-
spart werden, wenn der erste Beamte der Staatsanwaltschaft von seinem Devolu-

                                                                                                                               
hen, an den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Bestätigt dieser die Anordnung, so muß der 
Beamte sie ausführen, sofern nicht das ihm aufgetragene Verhalten strafbar oder ordnungswidrig 
und die Strafbarkeit oder Ordnungswidrigkeit für ihn erkennbar ist oder das ihm aufgetragene 
Verhalten die Würde des Menschen verletzt; von der eigenen Verantwortung ist er befreit. Die Bes-
tätigung hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen. 

366 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 33; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 59. 
367 BGHZ 42, 163 (171); Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118); Kintzi, in: Festschrift für Wassermann, S. 

899 (911), der zutreffend von einer „schwachen Rechtsstellung“ des an der Rechtmäßigkeit einer 
Weisung zweifelnden Staatsanwalts spricht. 

368 Katholnigg, Strafgerichtsverfassungsrecht, § 147 GVG, Rn. 3; Odersky, in: Festschrift für Reb-
mann, S. 343; Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (312); LR-Boll, § 146 GVG, 
Rn. 34; Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (118); Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 146 GVG, Rn. 9; 
hierbei sei angemerkt, dass die Abhängigkeit bei Richtern durchaus stärker sein kann, als bei den 
weitgehend unabhängig agierenden Staatsanwälten. In der Praxis kommt es vor, dass gerade ein 
Richter durch sein Kollegium überstimmt wird und sich im Laufe der Zeit unwillkürlich auf dessen 
Rechtsansicht einstellt, vgl. Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (308). 
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tions- und Substitutionsrecht Gebrauch mache.369 Eine gerichtliche Überprüfung 
nach § 26 Abs. 3 DRiG oder § 23 ff. EGGVG ist im Bereich der Staatsanwalt-
schaft hingegen nicht möglich.370

7. Selbstbindung des Staatsanwalts 

Der Gebrauch des Devolutions- bzw. Substitutionsrechts durch den Vorgesetz-
ten kann im Konfliktfall helfen, dem betroffenen Staatsanwalt ein unangeneh-
mes Disziplinarverfahren zu ersparen.371 Ein weitsichtiger Vorgesetzter wird 
von diesem Recht Gebrauch machen, noch bevor es zu einem Eklat kommt, um 
so den „Betriebsfrieden“ innerhalb seiner Abteilung zu sichern.

Dabei muss jedoch bedacht werden, dass eine Beeinflussung des Staatsanwalts 
bereits im Vorfeld geschehen kann. Problematisch für die objektive Betrachtung 
eines Sachverhalts und die damit zusammenhängenden zu treffenden Entschei-
dungen im Ermittlungsverfahren ist bereits die spekulative Gefahr, durch einen 
Kollegen im Bedarfsfall ersetzt zu werden. Durch diese Androhung der jederzei-
tigen Ersetzung verliert die Unabhängigkeit des Staatsanwalts augenscheinlich 
an Wert.372 Es kann hierbei zu einer Selbstbindung des einzelnen Beamten 
kommen, der sich automatisch an die Sicht des Vorgesetzten anpasst.373

                                           
369 Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (312); LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 34; Kintzi,

in: Festschrift für Wassermann, S. 899 (911); Röper, in: DRiZ 1998, 309 (313); Kissel, Gerichts-
verfassungsgesetz, § 146 GVG, Rn. 9, der dem Staatsanwalt damit gleichzeitig das Recht zuspricht, 
die Erledigung der Aufgabe zu verweigern, ohne Gefahr zu laufen, ein Disziplinarverfahren be-
fürchten zu müssen. 

370 LR-Boll, § 146 GVG, Rn. 35; Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (306); Paeff-
gen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (579); Pawlik, in: NStZ 1995, 309 (314); Meyer-
Goßner, § 146 GVG, Rn. 7. 

371 Auf dieses Instrument vertraut der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG 
(GVGÄndG) des Deutschen Richterbunds, August 2003, § 146a des Entwurfs, S. 16; Zuberbier, in: 
DRiZ 1988, 254 (255) sieht darin die eigentliche Abhängigkeit des einzelnen Staatsanwalts; ebenso 
Schairer, Der befangene Staatsanwalt, S. 139. 

372 Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (388). 
373 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (572), der insoweit von sog. „Erwartungser-

wartungen“ und Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254 (255), der von „vorauseilendem Gehorsam“ 
spricht. Ebenso Maier, in: ZRP 2003, 387 (388); Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsan-
walts, S. 126, sieht darin allerdings keinen Nachteil für den Beschuldigten, weil ein Staatsanwalt, 
der gegen seine Überzeugung aufgrund einer Weisung die Anklage erhebt, in der Hauptverhand-
lung besonders kritisch sei und nicht leichtfertig die Schuld des Angeklagten bejahen werde. Krebs
verkennt darin aber die wegweisende Kraft des Ermittlungsverfahrens, in dem die meisten Weisun-
gen erteilt werden. Eine nachträgliche Korrektur in der Hauptverhandlung durch den Staatsanwalt, 
der dadurch letztlich seinem eigenen Ermittlungsergebnis widersprechen würde, ist unwahrschein-
lich.
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a. Mangelnde Rechtskenntnis und Erfahrung 

Als Ursache für diese Konformität ist zunächst der Wunsch eines jeden Men-
schen zu nennen, dem Konflikt mit seinem Vorgesetzten nach Möglichkeit aus 
dem Weg zu gehen. Der Staatsanwalt ist wie jeder Mensch darauf bedacht, das 
Ergebnis seines Verhaltens als ein Optimum und als persönliche Genugtuung zu 
betrachten. Die Vorstellung, durch einen Kollegen in seinem Aufgabenbereich 
ersetzt zu werden, wird im Arbeitsleben nicht selten als Niederlage empfunden, 
die es abzuwenden gilt. 

Die Unerfahrenheit und das mangelnde Selbstbewusstsein von Berufsanfängern, 
welche die Staatsanwaltschaft häufig als Einstiegsmöglichkeit in den Justiz-
dienst ansehen, wirken der Fähigkeit, einer Meinungsverschiedenheit mit dem 
Vorgesetzten entschlossen und engagiert entgegenzutreten und im Extremfall 
ein Disziplinarverfahren zu riskieren, entgegen.374 Die Anpassungstaktik der 
Staatsanwälte führt in diesen Fällen schneller zum Erfolg und zu einem berufli-
chen Aufstieg, obwohl das Engagement unter dem Gesichtspunkt der Objektivi-
tät in einem Verfahren darunter leidet. Im Ergebnis wird nicht derjenige Staats-
anwalt eine Aussicht auf Beförderung haben, der als „Querulant“ und „Quer-
denker“ in Erscheinung tritt, sondern derjenige, der seine Verfahren in zügiger 
Weise und im Sinne der Behördenleitung effektiv beendet.375

Gerade jüngere Staatsanwälte sind oftmals unsicher in ihrer eigenen Rechtsauf-
fassung und machen sich deshalb die der älteren Kollegen und Vorgesetzten zu 
eigen. Sie unterliegen bei dem Großteil ihrer Verfahren der Gegenzeichnungs-
pflicht des Vorgesetzten oder erfahrener Kollegen. In diesem Bereich genügen 
schon bloße Äußerungen des Kollegiums, um den unerfahrenen Berufseinsteiger 
auf die vermeintlich „richtige“ Sichtweise aufmerksam zu machen.376 Der 
betreffende Staatsanwalt verzichtet in diesem Fall auf die gebotene eigene recht-
liche Prüfung der Rechtsfrage und bindet sich bewusst oder unbewusst selbst.377

Es kommt auch vor, dass der Staatsanwalt, der im Sitzungsdienst die von einem 
Kollegen entworfene Anklage vertritt, aus kollegialen Gründen dessen Sichtwei-
se auf das Verfahren unreflektiert übernimmt und entsprechend plädiert, ohne 
                                           
374 Kintzi, in: Festschrift für Wassermann, S. 899 (909); Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, 

S. 297 (308). 
375 Vgl. Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (309); Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für 

Schlüchter, S. 563 (572); Maier, in: ZRP 2003, 387 (388). 
376 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (574). 
377 Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (145); Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (313). 
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seine Anträge aufgrund des Ergebnisses der Hauptverhandlung divergierend zu 
stellen.378

b. Berichtspflicht an das Justizministerium 

Eine Selbstbindung der Staatsanwälte wird auch durch die Art und Weise der 
Berichtspflicht an das Justizministerium unterstützt. Die Ministerien der einzel-
nen Bundesländer müssen von Einleitung, Verlauf und Abschluss bedeutsamer 
Verfahren im Rahmen der „Anordnungen über Berichtspflichten in Strafsachen“ 
(BeStra) unterrichtet werden.379 Ferner besteht eine Berichtspflicht der Staats-
anwaltschaft gem. § 100 e StPO über Maßnahmen der höchst problematischen 
akustischen Wohnraumüberwachung nach § 100 c StPO. In der Praxis führen 
diese Berichtspflichten dazu, dass Verfügungen und Anträge vorerst nur im 
Entwurf von dem bearbeitenden Staatsanwalt vorgelegt werden, um die Billi-
gung des Ministeriums einzuholen. Ministerielle Verbesserungsvorschläge rei-
chen sodann von der Wortwahl bis hin zur Weisung, das Verfahren einzustellen 
oder anzuklagen.380

Dem Selbstverständnis des Staatsanwalts als nur dem Gesetz unterworfenen Be-
amten wird diese Praxis nicht gerecht. In keinem anderen Beruf ist es üblich, 
dass ausgebildete Akademiker ihre Anträge und Verfahrensweisen zuvor minis-
teriell überprüfen und genehmigen lassen müssen. Es darf nicht verwundern, 
wenn ein Staatsanwalt eher einen Antrag stellt, bei dem er sich der Zustimmung 
des Ministeriums sicher sein kann. Dieses Verhalten beruht auf den gleichen 
psychologischen Faktoren, die bei der Weisungsgebundenheit Bedeutung haben. 
Freilich lässt sich diesem Argument entgegenhalten, die Berichtspflicht sei auf 
besonders schwerwiegende Straftaten begrenzt. Dennoch spielt sie bei der kon-
kreten Entscheidungsfindung des Staatsanwaltes eine Rolle, und gerade die 
schwerwiegenden Straftaten sind jene, die eine besondere Aufmerksamkeit in 
den Medien und der Öffentlichkeit erfahren. Die vermeintlich spektakulären Fäl-
le, die einen gesellschaftspolitischen Bezug besitzen, sind es in der Regel, bei 
                                           
378 Diese Beeinflussung erlebt im Sitzungsdienst der Referendare aufgrund ihrer mangelnden Erfah-

rung ihren bedenklichen Höhepunkt. 
379 Vgl. dazu beispielsweise II. Nr. 2e BeStra Brandenburg v. 16.10.2005 (4107-III.1) – JMBL 2005, 

S. 126 (127) sowie Ziffer 5 a.F. der Leitlinien zum Weisungsrecht gegenüber den Staatsanwalt-
schaften des NRW-Justizministers, abgedruckt in: DRiZ 2002, 43 (sog. Absichtsberichte); die Jus-
tizministerin des Landes NRW hat mit Pressemitteilung vom 19.7.2005 mitgeteilt, dass der Ab-
sichtsbericht an das Justizministerium abgeschafft werden soll, siehe 
http://www.presseservice.nrw.de; Maier, in: ZRP 2003, 387 (388). 

380 Haehling von Lanzenauer, in: DRiZ 1991, 133 (134); Maier, in: ZRP 2003, 387 (388). 
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denen ein besonderes Augenmerk auf die Ermittlungsbehörde geworfen und die-
se äußerst kritisch begutachtet wird. Das Ansehen der Staatsanwaltschaft hängt 
mithin nicht zuletzt von der Behandlung dieser wenigen schwerwiegenden Straf-
taten ab.381 Sofern ein Staatsanwalt ein Ermittlungsverfahren gegen einen Minis-
ter oder gar gegen den Ministerpräsidenten führt, ist es mit dem Gleichheits-
grundsatz und der Objektivität nicht vereinbar, wenn beispielsweise eine Durch-
suchung vorher dem Justizminister und damit einem Kollegen des Betroffenen 
bekannt gegeben und abgesegnet werden muss.382

II. Reform des internen Weisungsrechts 

Die Eingliederung der Staatsanwaltschaft in ein hierarchisches System macht 
eine interne Weisungsbefugnis unumgänglich.383 Der Generalstaatsanwalt muss 
innerhalb der ihm unterstellten Behörden eine bindende Entscheidung treffen 
können. In den meisten Fällen geht es um Technik und Taktik des Ermittlungs-
verfahrens, weniger um grundlegende rechtliche Einordnungen des Falles. Am 
internen Weisungsrecht des Generalstaatsanwalts ist daher grundsätzlich festzu-
halten.384 Der Gefahr der Selbstbindung des einzelnen Beamten muss in diesem 
Bereich freilich begegnet werden. 

1. Stärkung des Selbstverständnisses der Staatsanwälte 

Es ist der Staatsanwaltschaft bisher gelungen, in ganz überwiegendem Maße 
praktisch weisungsfrei zu bleiben. Die Anzahl der konkret ergangenen Weisun-
gen ist in Anbetracht der Vielzahl der Verfahren marginal. Der Grund für diese 
„Unabhängigkeit“ der Staatsanwälte ist vor allem darin zu sehen, dass sie wie 
keine andere Justizbehörde aufgrund ihres maßgeblichen Einflusses auf das 
Strafverfahren gezwungen ist, jeden Anschein von Parteilichkeit und Voreinge-
nommenheit zu vermeiden. Insbesondere eine Einflussnahme von Seiten des 
Justizministeriums wird in der Öffentlichkeit skeptisch betrachtet. In diesen Fäl-
len kann allzu leicht der Eindruck des politischen Missbrauchs entstehen, dem 

                                           
381 Ebenso Günter, in: DRiZ 2002, 55 (63). 
382 Günter, in: DRiZ 2002, 55 (63); Maier, in: ZRP 2003, 387 (388); Kelker, in: ZStW 2006, 389 

(398).
383 Dagegen Kurzrock, Die Zulässigkeit politischer Einflussnahme, S. 59. 
384 Ebenso Frankfurter Arbeitskreis Strafrecht, in: StV 2000, 460 (462); Hannich, in: DRiZ 2003, 249 

(252); Bannenberg, AE-EV, S. 142; Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254 (255) sieht das Problem selbst 
bei einer Abschaffung des Weisungsrechts nicht gelöst, weil das Substitutionsrecht weiterhin eine 
Durchsetzung der Meinung des Vorgesetzten in vollem Umfang erlaube. 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

78

die Staatsanwaltschaft nur mit strikter Neutralität und offenkundiger Objektivität 
begegnen kann. 

Das Ziel muss es daher sein, dem einzelnen Staatsanwalt bewusst zu machen, 
dass jedes Ermittlungsverfahren eine besondere Sensibilität für den zugrunde 
liegenden Sachverhalt erfordert.385 Die Ursachen für die Selbstbindung liegen 
vorwiegend im Bereich des „human factor“, der durch gesetzliche Regelungen 
kaum zu beeinflussen ist.386 Hier spielen verschiedene psychologische Umstände 
wie Harmoniebedürfnis, Trägheit, Karriereaspekte und Arbeitsbelastung eine 
Rolle, die sich gegenseitig beeinflussen und Interdependenzen aufweisen. 

Um eine Selbstbindung zu vermeiden, muss daher die Eigenständigkeit und Ent-
schlossenheit der Beamten der Staatsanwaltschaft gestärkt werden.387 Eine cou-
ragierte Einstellung kann nur gelingen, wenn sich jeder Einzelne seine 
Rechtsauffassung unabhängig von derjenigen des teilweise stets gegenzeichnen-
den Vorgesetzten bilden kann. Einer konträren Ansicht lässt sich engagiert be-
gegnen, wenn die eigene Überzeugung durch fundierte Rechtskenntnisse unter-
mauert werden kann. Diese Kenntnisse zu verschaffen, muss Teil der Ausbil-
dung sein. Sofern dies die Universitäten nicht zu leisten im Stande sind, müssen 
entsprechende Fortbildungen in der Praxis für einen angemessenen Ausgleich 
sorgen.388

                                           
385 Ebenso Schairer, in: Festschrift für Lenckner, S. 739 (751). 
386 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (443f.); vgl. zur ähnlichen Problematik bei der Entscheidung des 

Ermittlungsrichters über Eingriffsmaßnahmen im Ermittlungsverfahren Helmken, in: StV 2003, 
193 (196ff.), der als Lösung vorschlägt, eine Instanz des „Freiheitsrichters“ zu entwickeln, um die-
sem Ermittlungsrichter die nötige Courage und das Engagement zu vermitteln, einen Antrag der 
Staatsanwaltschaft nach eingehender Prüfung auch negativ zu bescheiden. Für einen ausschließlich 
auf die richterliche Kontrollkompetenz spezialisierten Amtsrichter sprechen sich auch Ba-
ckes/Gusy, in: NStZ 2003, 249 (252) aus. 

387 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2878), der als Generalstaatsanwalt von den Staatsanwälten selbst 
„das entsprechende Bewusstsein, die Bereitschaft und die Zivilcourage“ fordert, um die Rolle der 
Staatsanwaltschaft wieder derjenigen, die sich die Väter dieser Institution vorstellten, anzunähern. 
Ähnlich Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 30.09.2003, S. 8, wonach auch neue Gesetz für 
Staatsanwälte „kein Ersatz für das eigene Rückgrat“ seien; für Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254 (255) 
ist zuerst die Reform des Substitutionsrechts der Schlüssel zu mehr Selbstbewusstsein der Staats-
anwälte.

388 Ebenso Geerds, in: Strafverfolgung und Strafverzicht, S. 297 (315f.), der gerade dadurch das man-
gelnde Selbstbewusstsein gestärkt und die unabhängige Arbeitsweise gefördert sieht. 
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2. OLG als unabhängige dritte Entscheidungsinstanz 

Sofern sich die Ansicht des leitenden Staatsanwalts mit der des unterstellten Be-
amten nicht deckt, ist zu fragen, ob eine unabhängige dritte Institution über die 
Weisung entscheiden sollte. 

Eine Lösungsmöglichkeit wird darin gesehen, eine Differenz zwischen bearbei-
tendem Staatsanwalt und seinem Vorgesetzten dem Oberlandesgericht zur Ent-
scheidung vorzulegen.389 Als Vorbild dient das Klageerzwingungsverfahren, 
wenn bei unterschiedlicher Beurteilung der rechtlichen oder tatsächlichen Sach-
lage zwischen Staatsanwaltschaft und Verletztem das OLG zum Schiedsspruch 
angerufen werden muss. Die Devolutions- und Substitutionsbefugnis sollen da-
nach so lange ausgesetzt sein, bis das OLG eine Entscheidung getroffen hat. Nur 
wenn es dem Vorgesetzten Recht gibt, kann dieser den bearbeitenden Staatsan-
walt ersetzen.390

Dieser Ansatz hat den Vorteil, die unbewusste Selbstbindung des Staatsanwalts 
reduzieren zu können, weil er weiß, dass ein unabhängiges Organ über die 
Streitfrage entscheidet. Sofern das Gericht der Ansicht des Vorgesetzten zu-
stimmt, wäre die Akzeptanz gegenüber der Ersetzung größer, weil ihr jeglicher 
Anschein der Willkür oder Voreingenommenheit des Vorgesetzten genommen 
würde.

Der Lösungsansatz stößt jedoch an seine Grenzen, wenn es beispielsweise um 
eine effektive Strafverfolgung bei Eilfällen geht.391 Bei Weisungen, die eine ra-
sche Entscheidung während des Ermittlungsverfahrens erfordern, wäre der Weg 
der Entscheidungsfindung über das OLG zu langwierig. Hier bedürfte es einer 
Ausnahme, die eine schnelle Klärung der Frage erlaubt. Denkbar eine sofortige 
Vorlage vor Gericht oder eine vorläufige unbedingte Entscheidungskompetenz 
des Generalstaatsanwalts, die allerdings nachträglich überprüf- und widerrufbar 
wäre. Bei eilbedürftigen Ermittlungsmaßnahmen, die grundsätzlich einer ermitt-

                                           
389 Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (388); vgl. auch den Vorschlag des Deutschen Richterbunds zur Neufas-

sung des § 146 GVG aus dem Jahr 1962, in: DRiZ 1962, 292. § 146 Abs. 3 GVG sollte danach fol-
genden Wortlaut haben: „Behauptet ein Staatsanwalt, die Anweisung sei nicht rechtmäßig, so ent-
scheidet auf seinen Antrag, sofern die Anweisung schriftlich erteilt ist, ein Strafsenat des Oberlan-
desgerichts, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft, welcher der Antragssteller angehört, ihren 
Sitz hat“. 

390 Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (388). 
391 Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (388) sieht diese Problematik ebenfalls, nennt aber keine Vorschläge, 

wie solche Eilfälle konkret behandelt werden könnten. 
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lungsrichterlichen Genehmigung unterliegen, z.B. Telekommunikationsüberwa-
chung oder Durchsuchung, relativiert sich diese Problematik aufgrund der ge-
richtlichen Gegenkontrolle, jedoch bestehen bei diesen Ermittlungsmaßnahmen 
andere, im folgenden zu zeigende Probleme. 

a. Sofortige Vorlage bei Eilfällen 

Die sofortige Vorlage dürfte angesichts der Arbeitsbelastung der Gerichte an der 
praktischen Durchsetzbarkeit scheitern. Diese Situation lässt sich mit dem Rich-
tervorbehalt des Ermittlungsrichters bei Zwangsmaßnahmen im Ermittlungsver-
fahren vergleichen. Die Praxis hat gezeigt, dass der Ermittlungsrichter unter an-
derem aus Zeitmangel in der Großzahl der Fälle nicht in der Lage ist, den Sach-
verhalt umfassend zu prüfen und rechtlich zu würdigen, so dass oftmals der von 
der Staatsanwaltschaft vorgelegte Antrag unverändert übernommen und geneh-
migt wird.392

Die Ursachen für die unkritische Bestätigung staatsanwaltlicher Ermittlungs-
handlungen durch den Ermittlungsrichter liegen in anthropologisch-psychischen 
Grunderkenntnissen. Darunter fallen die jedem Menschen grundsätzlich inne-
wohnende Trägheit, der Überforderungs- und Harmonieeffekt sowie Zeitdruck 
und fehlende Empathie, die ihrerseits Gründe für die Reduzierung des Richter-
vorbehalts auf eine bloße Leerformel sind.393 Zwar wäre im Fall der Weisungs-
überprüfung durch die Staatsanwaltschaft die Anzahl der Vorlagen, die eine 
Weisung betreffen, erheblich geringer als die Menge der Entscheidungen zu 
Zwangsmaßnahmen. Dies darf jedoch nicht darüber hinweg täuschen, dass die 
gebotene rasche Entscheidung der Streitfrage nahezu illusorisch wäre. Weisun-
gen werden gerade in den Fällen relevant, in denen ein Ermessensspielraum be-
steht und keine der bestehenden Rechtsauffassungen von vornherein als rechts-
fehlerhaft angesehen werden kann. Eine Prüfung durch das OLG erforderte eine 
umfassende Einbeziehung aller den divergierenden Ansichten zugrunde liegen-
den Aspekte, was wiederum einen erheblichen Aufwand und in Bezug auf den 

                                           
392 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (438f.); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (20) wonach der Ermitt-

lungsrichter zum „Urkundsbeamten der Staatsanwaltschaft“ denaturiere. Vgl. auch die Dokumenta-
tion zur richterlichen Kontrolle der Telefonüberwachung von Backes/Gusy, in: NStZ 2003, 249ff., 
wonach empirische Untersuchungen belegen, dass der Ermittlungsrichter in der Regel keine „Sen-
sibilität für die Belange des Betroffenen“ aufweise; Lilie, in: ZStW 1999, 807 (816); Kintzi, in: 
DRiZ 2004, 83 (84); Dokumentation: Ergebnisse des 28. Strafverteidigertages vom 5. bis 7.3.2004 
in Karlsruhe, in: StV 2004, 290 (291). 

393 Helmken, in: StV 2003, 193ff. 
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Beschuldigten eine ungerechtfertigte Verzögerung des Verfahrens bedeuten 
würde.394

b. Vorläufige Entscheidungsbefugnis des Generalstaatsanwalts 

Die weiterhin vorgeschlagene Entscheidungshoheit des Generalstaatsanwalts 
unter Vorbehalt in Eilfällen stößt ebenfalls auf Kritik. Das Problem der Selbst-
bindung des Staatsanwalts würde nicht umgangen, wenn der unterstellte Beamte 
weiß, dass in eiligen Fällen der Vorgesetzte weiterhin die Entscheidungsgewalt 
hat, ob und in welcher Art und Weise eine Ermittlungsmaßnahme ausgeführt 
wird. Andererseits muss dem Vorschlag zugestanden werden, dass in Eilfällen 
im Sinne einer zügigen Verfahrensführung zugunsten des Beschuldigten eine 
Instanz eine abschließende Entscheidung treffen können muss. In diesem Be-
reich muss die rechtliche Auffassung des bearbeitenden Staatsanwalts deshalb 
im Zweifelsfall zurückstehen. Die Entscheidungsbefugnis des Generalstaatsan-
walts muss auf abschließende objektive Entscheidungskriterien beschränkt wer-
den.

3. Objektive Entscheidungskriterien bei internen Weisungen 

Entscheidend für eine couragierte und entschlossene Vorgehensweise der Staats-
anwälte auch bei divergierenden Ansichten ihrer Vorgesetzten ist der Grad der 
Akzeptanz einer Weisung. Um die Arbeit der Staatsanwälte in diesem Bereich 
zu erleichtern, sind möglichst nachvollziehbare objektive Gesichtspunkte heran-
zuziehen.

Der bearbeitende Staatsanwalt darf nicht unter den Druck eines Disziplinarver-
fahrens geraten, dessen Ausgang für ihn in der Regel kaum absehbar sein wird. 
Es ist notwendig, jede Befürchtung des Staatsanwalts, seine konträre Entschei-
dung in einem Ermittlungsverfahren könnte zu einem Karrierenachteil führen, 
zu vermeiden. In diese Richtung tendiert zum Beispiel die von der EU geforder-
te unabhängige Staatsanwaltschaft zum Schutz der finanziellen Interessen der 
EU, die weder zivilrechtlich, strafrechtlich noch anderweitig über ein gerechtfer-
tigtes Maß hinaus haften soll.395 Selbst wenn der Beamte durch einen Kollegen 
im Wege der Ersetzungsbefugnis des Vorgesetzten ausgetauscht wird, muss die-

                                           
394 Ebenso der Deutsche Richterbund selbst, in: DRiZ 1970, 86, der darin einen „unerträglichen Ein-

griff in den inneren Dienstbetrieb der Staatsanwaltschaft“ sieht; Simgen, Die Bindung des Staats-
anwalts an Weisungen, S. 324. 

395 Grünbuch der EU-Kommission unter 4.4.1. 
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se Ersetzung frei von jeder Willkür und dem betreffenden Staatsanwalt gegen-
über akzeptabel sein. Diese Akzeptanz tritt aber nur ein, wenn die Ersetzung auf 
nachvollziehbaren objektiven Gesichtspunkten beruht. Als Kriterien kommen 
zum Beispiel die Effektivität der Strafverfolgung und die Einheitlichkeit der 
Anklagemodalitäten der Staatsanwaltschaft in Betracht.396

a. Effektive Strafverfolgung 

Eine effektive Strafverfolgung wäre nicht gewährleistet, wenn die Auseinander-
setzung zwischen dem bearbeitenden Staatsanwalt und seinem Vorgesetzten zu 
einer unnötigen Verlängerung des Verfahrens führen würde, weil keine Eini-
gung gefunden wird. Dann ist im Sinne der Berücksichtigung der Rechte und 
der Belastung des Beschuldigten eine abschließende Entscheidung durch den 
Generalstaatsanwalt erforderlich, um das Verfahren zu beschleunigen.397

b. Einheitlichkeit der Anklagemodalitäten 

Das gleiche gilt für die Fälle, in denen verschiedene Rechtsaufassungen der Be-
amten zu unterschiedlichen Anklage– oder Ermittlungsmodalitäten führen wür-
den. Auch hier muss der Generalstaatsanwalt im Sinne einer einheitlichen Vor-
gehensweise der Staatsanwaltschaft im Zweifelsfall zumindest vorläufig eine 
Entscheidung treffen können. Eine der Auffassung des bearbeitenden Staatsan-
walts gegenüber ablehnende Entscheidung kann dieser leichter akzeptieren, 
wenn er weiß, dass sie auf der Grundlage objektiver Notwendigkeiten zugunsten 
des Verfahrensablaufs ergeht, nicht jedoch auf der subjektiven Überzeugung des 
Vorgesetzten oder gar auf politischen Erwägungen beruht.

Die effektive Strafverfolgung und eine einheitliche Anklagemodalität sind bei-
spielhaft genannte Aspekte einer objektiv begründbaren Weisung. Insgesamt 
muss der Katalog objektiv begründbarer Weisungen grundsätzlich abgeschlos-
sen sein, um eine Aushöhlung der Einschränkung der Weisungsmöglichkeiten 
durch den Generalstaatsanwalt zu verhindern. Die beiden genannten Beispiele 
bieten bereits hinreichend Möglichkeiten zur Begründung einer konkreten Wei-
sung in einem objektiv nachvollziehbaren Fall, so dass ein offener Regelbei-
spielskatalog nicht notwendig ist. 

                                           
396 Vgl. auch Heghmanns, in: GA 2003, 433 (445). 
397 So auch der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deut-

schen Richterbunds, August 2003, § 146a des Entwurfs, S. 16. 
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4. Schriftlichkeit des Verfahrens 

Sämtliche ergehenden Anweisungen müssen schriftlich festgehalten werden398,
um eine spätere Überprüfung durch eine unabhängige Instanz sicherzustellen. 
Die Form muss den Anweisenden, den Inhalt der Anweisung und die Begrün-
dung für die Anweisung klar und deutlich erkennen lassen, um eine spätere Zu-
ordnung der Verantwortlichkeit zu gewährleisten.

III. Reform des externen Weisungsrechts 

Das externe Weisungsrecht wird in der Öffentlichkeit aufgrund der stärkeren 
Einflussnahme der Regierung gegenüber dem internen als problematischer ange-
sehen. Es existieren daher seit geraumer Zeit zahlreiche Vorschläge zu dessen 
Reform. 

1. Formalisierung des Verfahrens 

Um der Schaffung einer Grauzone zwischen Anweisung und „unverbindlichem“ 
Ratschlag entgegenzuwirken und dem bearbeitenden Staatsanwalt die Möglich-
keit der Entlastung zu geben, wird ebenso wie für das interne Weisungsrecht 
eine Formalisierung des Verfahrens gefordert.399 Danach soll der Angewiesene 
zwingend eine schriftliche Weisung verlangen können.400 Dieses Verfahren 
würde der parlamentarischen Verantwortlichkeit des Ministers zugute kommen, 
weil eine weitgehende Publizität zugleich eine bessere Kontrolle impliziert. E-
benso könnte bei der Ersetzung des Staatsanwalts verfahren werden, was auch in 
Eilfällen möglich wäre, sofern eine Pflicht zur nachträglichen Dokumentation 
gesetzlich geregelt würde.401

                                           
398 So auch der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deut-

schen Richterbunds, August 2003, § 145 IV des Entwurfs, S. 15; Maier, in: ZRP 2003, 387 (389). 
399 Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 341, sieht in der rechtlichen Verankerung 

von Transparenz eine Lösung für die Problematik der Weisungsgebundenheit der Staatsanwälte. 
Als Vorbild nennt er die Regelung des § 31 ÖStAG, die eine Offenlegung ermöglicht, von welcher 
Behörde und in welche Richtung eine Weisung erteilt wurde; Maier, in: ZRP 2003, 387 (389); 
Bannenberg, AE-EV, S. 143. 

400 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (579); Kintzi, in: DRiZ 1987, 457 (462); so 
auch § 146 Abs. 3 GVG AE-EV, in: Bannenberg, AE-EV, S. 141ff. 

401 Einen Formulierungsvorschlag macht Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (580): 
§ 147 Abs. 3 GVG: „Anordnungen im Einzelfall bedürfen zu ihrer Verbindlichkeit der Schriftform. 
Bei Gefahr im Verzug kann diese durch nachträgliche und schriftliche Dokumentation der Vorgän-
ge ersetzt werden. Die Schriftstücke sind zu den Verfahrensakten zu nehmen“. (Der Begriff „An-
ordnung“ meint sowohl Weisung als auch Ersetzung); vgl. auch § 146 Abs. 2 – 5 GVG AE-EV, in: 
Bannenberg, AE-EV, S. 141ff. 
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Der Vorteil eines solch formellen Verfahrens ist zum einen in der besseren Do-
kumentationsmöglichkeit des Angewiesenen und der gleichzeitigen Selbstkon-
trolle des Anweisenden zu sehen.402 Zum anderen wird angemerkt, ein solch 
kontrollierbares externes Weisungsrecht sei immer noch besser, als seine gänzli-
che Abschaffung. Dann sei dem parteipolitischen „Klüngel“ und dem die Kar-
riere beeinflussenden persönlichen Druck durch den Minister der Weg erst recht 
geebnet. Der Minister könne sich sonst hinter seiner fehlenden Einflussmöglich-
keit verstecken und sich von jeder Verantwortung freizeichnen.403 Dass das Be-
förderungsrecht eine weitere, der Überprüfung nahezu völlig entzogene Mög-
lichkeit der Lenkung und Einflussnahme auf die Staatsanwälte darstellt, sei hier 
nur am Rande kritisch erwähnt.404 Eine Förmlichkeit des Verfahrens verhindert 
zumindest eine unnötige Emotionalisierung zwischen den Beteiligten. 

2. Abschaffung des externen Weisungsrechts 

Aufgrund der massiven Kritikpunkte wird vielfach die gänzliche Abschaffung 
des externen Weisungsrechts gefordert.405 Das externe Weisungsrecht stoße ne-
ben den bereits genannten Kritikpunkten auf erhebliche verfassungsrechtliche 
Bedenken.406 Dem liegt die Einordnung der Staatsanwaltschaft zur Judikative 
durch die Kritiker zugrunde. Unter dieser Prämisse wird eine Weisung von Sei-
ten des Ministeriums als Eingriff der Exekutive in die Dritte Gewalt und daher 
als ein Verstoß gegen die Gewaltenteilung angesehen.407 Eine Weisung der Exe-
kutive gegenüber der Judikative sei unzulässig und die damit in Zusammenhang 
stehende Norm des Weisungsrechts nach § 147 Nr. 1 und Nr. 2 GVG verfas-
sungswidrig.408 Die Neutralität der Justiz sei gefährdet, sofern die Exekutive die 
Staatsanwaltschaft als verlängerten Arm für die Durchführung und Leitung eines 

                                           
402 Bannenberg, AE-EV, S. 143. 
403 Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (581). 
404 Ebenso Maier, in: ZRP 2003, 387 (388). 
405 Am externen Weisungsrecht will Paeffgen, in: Gedächtnisschrift für Schlüchter, S. 563 (585) fest-

halten, weil er das externe Weisungsrecht als Korrektiv für die ständig wachsende Macht des In-
nenministeriums durch die Tätigkeit der Polizei ansieht. Eine weisungsunabhängige Staatsanwalt-
schaft sei gegenüber dem Innenminister ein politisch nicht ebenbürtiges Gleichgewicht. Dazu be-
dürfe es vielmehr des Justizministers. 

406 Görcke, in: ZStW 1961, 561 (586ff.); Wagner, in: NJW 1963, 8 (9ff.); Wax, in: DRiZ 1972, 163 
(164); Deutscher Richterbund, in: DRiZ 1968, 357 (359); Denkschrift der ÖTV „Moderne Staats-
anwaltschaft – Notwendige Reformen – Staatsanwaltschaft und Polizei“, S. 10f. 

407 Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 142; Deutscher Richterbund, in: DRiZ 1968, 357 (359). 
408 Henkel, Strafverfahrensrecht, S. 142. 
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Ermittlungsverfahrens missbrauche.409 In Fällen, in denen von Seiten des Minis-
teriums beispielsweise die Einstellung eines Verfahrens aufgrund des Opportu-
nitätsprinzips gefordert werde, sei eine objektive Wahrheitsfindung durch die 
Gerichte nicht mehr möglich, weil gleichzeitig auch das Klageerzwingungsver-
fahren nach § 172 Abs. 2 StPO ausgeschlossen sei.410

Am schwersten wiege im Bereich des externen Weisungsrechts aber die Gefahr 
der politischen Einflussnahme auf die Staatsanwaltschaft, sofern Abgeordnete, 
Parteien, Verbände oder wichtige Persönlichkeiten an den Justizminister heran-
treten und ihn zur Ausübung seines Weisungsrechts veranlassten.411 Dadurch 
könnten politische Parteien oder Parteigruppen entweder von der Strafverfol-
gung ausgenommen oder dieser in unverhältnismäßiger Weise ausgesetzt wer-
den.412 Bereits der Anschein einer politischen Einflussnahme müsse verhindert 
werden, was nur durch die gänzliche Abschaffung des externen Weisungsrechts 
möglich sei.413

3. Vermittelnde Reformvorschläge 

Weil die Verankerung der Förmlichkeit des externen Weisungsrechts manchen 
nicht weit genug geht und seine völlige Abschaffung in deren Augen keine Al-
ternative sei, bestehen vermittelnde Reformvorschläge. 

a. Antragsrecht des Justizministers auf gerichtliche Entscheidung 

Günter schlägt vor, das externe Weisungsrecht in Form der Anweisung des be-
arbeitenden Staatsanwalts von Seiten des Justizministers fallen zu lassen, dem 
Justizminister aber ein Antragsrecht auf gerichtliche Überprüfung zu gestat-
ten.414 Weisungen könnte dann nur der Generalstaatsanwalt erteilen. Die parla-
mentarische Kontrolle durch das Ministerium, die von den Befürwortern des ex-
ternen Weisungsrechts als vermeintlich durchgreifendes Hauptargument ange-

                                           
409 Neumann, Aspekte der Weisungsgebundenheit, S. 197. 
410 Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 121. 
411 Frankfurter Arbeitskreis Strafrecht, in: StV 2000, 460 (462); Krumsiek, in: Festschrift für Stern, S. 

649 (650); Görcke, in: ZStW 1961, 561 (604); Wagner, in: NJW 1963, 8 (10). 
412 Belegt wird diese Ansicht u.a. mit der unterschiedlichen Behandlung der Parteispendenaffären in 

den verschiedenen Ländern, vgl. Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 123, 
m.w.N. 

413 Kintzi, in: Festschrift für Wassermann, S. 899 (909); Wax, in: DRiZ 1972, 163 (164); Michels,
DRiZ 1984, 376; Heghmanns, in: GA 2003, 433 (449). 

414 Günter, in: DRiZ 2002, 55 (61). 
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führt wird, könne durch das Antragsecht des Ministers weiterhin gewährleistet 
werden. Sollte der Justizminister demnach mit einer konkreten Maßnahme oder 
Entscheidung einer Staatsanwaltschaft nicht einverstanden sein, so stünde ihm 
ebenso wie dem Bürger im Klageerzwingungsverfahren die prozessrechtliche 
Befugnis zur gerichtlichen Überprüfung der Maßnahme offen. 

b. Begrenzung des externen Weisungsrechts auf allgemeine Weisungen 

Auch der Gesetzentwurf des DRB vom August 2003 hält grundsätzlich am Be-
stehen des externen Weisungsrechts fest.415 Er sieht allerdings eine Differenzie-
rung zwischen allgemeinen Weisungen und konkreten Einzelfallweisungen vor. 
Unter der Prämisse, der Bund und die Länder müssten die Möglichkeit haben, 
auf die gesetzmäßige und ordnungsgemäße Erledigung der Dienstgeschäfte hin-
zuwirken, soll das Ministerium weiterhin allgemeine Weisungen erteilen kön-
nen, um eine gleichmäßige Rechtsanwendung und eine einheitliche Strafverfol-
gung sicherzustellen. Insbesondere bei Gemengelagen bestünde das Bedürfnis, 
grundsätzlich ministerielle Weisungen erteilen zu können. Durch die Transpa-
renz und die Allgemeingültigkeit solcher Weisungen und ihrer notwendigen 
Schriftform sei ein Missbrauch nahezu ausgeschlossen.416 Die Möglichkeit von 
externen konkreten Einzelweisungen solle hingegen abgeschafft werden, wo-
durch gleichzeitig auch die Gefahr umgangen werde, sie in die Form einer all-
gemeinen Dienstvorschrift zu kleiden. Die Grauzone zwischen Allgemeinwei-
sung und Einzelfallweisung werde dadurch erheblich klarer strukturiert. Die 
Verantwortlichkeit für eine Allgemeinweisung sei zudem wegen ihrer schriftli-
chen Fixierung deutlicher zuzuordnen als bei einer Einzelweisung. Einzelwei-
sungen werden bereits aufgrund ihres Anscheins der politischen Instrumentali-
sierung ausnahmslos abgelehnt.417

4. Würdigung der Reformansätze 

Jeder Anschein der politischen Einflussnahme auf die Staatsanwaltschaft muss 
vermieden werden. Es wurde bereits ausgeführt, dass der bearbeitende Staats-
                                           
415 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richter-

bunds, August 2003, S.8; kritisch Neumann, Aspekte der Weisungsgebundenheit, S. 204, der be-
zweifelt, dass durch „Weisungen des Ministeriums oder des Generalstaatsanwalts Gleichbehand-
lung in einem rechtsstaatlich relevanten Sinn zu gewährleisten ist“. 

416 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richter-
bunds, August 2003, S. 17. 

417 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richter-
bunds, August 2003, § 147 Abs. 3 des Entwurfs, S. 17. 
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anwalt sein Handeln ausschließlich an Recht und Gesetz ausrichten muss. Kri-
minalpolitische Aspekte dürfen bei seiner Arbeit grundsätzlich keine Rolle spie-
len, weil für ihn der einzelne Beschuldigte als Subjekt des Verfahrens im Mit-
telpunkt stehen muss. Darüber hinausgehende, allgemeine Auswirkungen des 
strafprozessualen Verfahrens auf die Struktur der Kriminalität in der Gesell-
schaft muss der Gesetzgeber regeln.418 Er allein ist zuständig und verantwortlich 
für die normative Umsetzung notwendiger Verfahrensänderungen, um kriminal-
politische Ziele zu verwirklichen. Der Staatsanwalt hat sich erst im zweiten 
Schritt an die sodann Gesetz gewordenen Reformen anzupassen. Eine still-
schweigende Zielerreichung durch Weisungen an die Staatsanwaltschaften von 
Seiten der Politik, um dadurch ein ordnungsgemäßes Gesetzgebungsverfahren
zu umgehen und sich politisch opportun den Wünschen der eigenen Wähler-
schaft anzunähern, ist nicht akzeptabel. 

Der Unvoreingenommenheit und Objektivität der Staatsanwaltschaft schadet das 
externe Weisungsrecht. Eine Abschaffung ist unter diesem Gesichtspunkt zu 
befürworten. Das gewichtige Argument für seine Beibehaltung ist die Vermei-
dung eines ministerialfreien Raums. Sofern man wie hier die Staatsanwaltschaft 
zur Exekutive zählt, ist eine vollständige Unabhängigkeit von einer parlamenta-
rischen Kontrolle nicht möglich und auch nicht nötig. Allerdings bedarf es dazu 
nicht eines Instrumentariums, dessen Inhalt und Grenzen weitgehend unspezi-
fisch sind und welches keinen formellen, der Bestimmtheit dienenden Mindest-
anforderungen genügen muss.419 Für eine Kontrolle der Tätigkeit der Staatsan-
waltschaft und als Korrelat für die ministerielle Verantwortlichkeit reichen die 
allgemeinen disziplinarrechtlichen und beamtenrechtlichen Maßnahmen aus. Sie 
sind aufgrund ihres formell festgeschriebenen Verfahrens hinreichend bestimmt 
und dienen dazu, die Verantwortlichkeit für eine Weisung klar zuzuordnen. Und 
vor allem haftet diesen Instrumentarien nicht der Makel der potentiellen politi-
schen Vereinnahmung an, wie es dem externen Weisungsrecht eigen ist. 

                                           
418 Vgl. Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 125, der als Beispiel die Rundverfü-

gung des Justizministers des Landes NRW vom 02.12.1985 (4100-III A.133) nennt, in dem die 
Staatsanwaltschaften unter anderem dazu angehalten wurden, bei Ersttätern Ermittlungsverfahren 
nach § 153 Abs. 1 StPO einzustellen, sofern der Wert des Diebesgutes ca. 100 DM nicht über-
schritt. Die Höchstgrenze aus der Rechtsprechung lag hingegen bei ca. 50 DM. Darin wurden jus-
tizfremde Zwecke gesehen, weil die Einstellungen offenkundig dem Personalmangel geschuldet 
waren.

419 Krebs, Die Weisungsgebundenheit des Staatsanwalts, S. 142. 
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Um die Verantwortlichkeit des Ministers abzusichern, dürfte ein Antragsrecht 
auf eine gerichtliche Überprüfung, wie sie Günter vorschlägt, ausreichend sein. 
Eine größere Legitimation als ein zustimmendes gerichtliches Urteil kann sich 
kein Minister wünschen, um seine Ansichten vor dem Parlament zu legitimieren. 
Dadurch hat er einerseits seiner Pflicht zur Kontrolle eines ihm unterstellten hie-
rarchischen Apparates genüge getan und kann andererseits sicher sein, dass er 
sich durch seinen Antrag auf gerichtliche Überprüfung nicht dem Anschein aus-
setzt, neben seiner Kontrollfunktion weitere, eventuell politisch motivierte Ziele 
zu verfolgen.

Es ist jedoch zu befürchten, dass die Abschaffung des externen Weisungsrechts 
auf massiven politischen Widerstand stoßen wird. Diese konkrete Forderung 
existiert bereits seit Bestehen der Staatsanwaltschaft und wurde zu keiner Zeit 
ernsthaft vom jeweiligen Gesetzgeber umgesetzt. Selbst der offenkundige Miss-
brauch der Staatsanwaltschaft durch die Nationalsozialisten im Dritten Reich hat 
nicht zu einer konsequenten Reformierung des ministeriellen Weisungsrechts 
geführt. Als vermeintlich durchgreifendes Argument wird stets die parlamentari-
sche Verantwortlichkeit und die Vermeidung ministerialfreier Räume angeführt, 
obwohl schlüssige Vorschläge existieren, wie diese Ziele auch ohne externe 
Weisungen erreicht werden können. Im Übrigen liegt ein Irrtum vor, wenn zum 
Teil behauptet wird, die Verantwortlichkeit des Ministers setze zwingend ein 
Weisungsrecht voraus. Vielmehr ergibt sich umgekehrt seine Verantwortlichkeit 
aus dem Umfang des Weisungsrechts.420 Der Gesetzgeber scheint sich lieber 
dem Makel der versuchten politischen Einflussnahme auszusetzen, als sich von 
diesem problematischen Instrumentarium zu lösen und andere Wege zu er-
schließen.421 Dies legt unweigerlich den Schluss nahe, dass die politischen 
Machthaber genau diesen ihnen zum Vorwurf gemachten potentiellen Einfluss 
auf die Strafverfolgung beibehalten möchten. Dabei ist zweifelhaft, ob dieser 
Einfluss lediglich der rechtsstaatlichen Kontrolle eines Exekutivorgans im wei-
testen Sinne dienen soll, womit das externe Weisungsrecht immer wieder zu 
rechtfertigen versucht wird. 

                                           
420 Neumann, Aspekte der Weisungsgebundenheit, S. 203. 
421 Dass andere Lösungsvorschläge existieren, zeigen Forderungen der Berufsvertreter der Staatsan-

wälte nach einem neuen Staatsanwaltsgesetz, durch welches sich die Staatsanwaltschaften in Zu-
kunft selbst verwalten sollen und die parlamentarische Verantwortung auf den Generalstaatsanwalt 
beschränkt sein muss, Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 30.09.2003, S. 8. 
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Es ist davon auszugehen, dass auch in Zukunft keine Regierung bereit sein wird, 
das externe Weisungsrecht grundlegend zu reformieren und damit gleichzeitig 
potentielle Steuerungsmöglichkeiten der in der Öffentlichkeit viel beachteten 
Strafverfolgung aufzugeben. Daher sind zwingende formelle Mindestvorausset-
zungen für das ministerielle Weisungsrecht einzuführen. Eine solche Formalisie-
rung des Weisungsrechts würde dazu beitragen, eine eindeutige Zuordnung und 
spätere Verantwortlichkeit von Anweisendem und Angewiesenem sicherzustel-
len. Dieses Verfahren liegt im Interesse beider Seiten, weil Missverständnisse 
und Unklarheiten reduziert würden. Dadurch wird die Ausweitung einer Grau-
zone zwischen „unverbindlichen“ ministeriellen Ratschlägen und darüber hi-
nausgehenden Anweisungen vermieden, deren Bindungswirkung nicht deutlich 
genug zur Geltung kommt, um eine spätere Verantwortlichkeit des Anweisenden 
zu begründen.

C. Sonderfall: Generalstaatsanwalt als politischer Beamter 

Der leitende Generalstaatsanwalt nimmt in der Hierarchie der Behörde „Staats-
anwaltschaft“ eine Schlüsselrolle ein. Er ist Bindeglied zwischen dem Justizmi-
nisterium und den seiner Dienstaufsicht unterstellten Beamten. Sofern Weisun-
gen von Seiten des Justizministeriums ergehen, werden diese in der Regel ge-
genüber dem Generalstaatsanwalt erteilt, der seinerseits für ihre Umsetzung 
durch die bearbeitenden Staatsanwälte Sorge trägt. 

In diesem Zusammenhang kann es zu einer erheblichen Konfliktsituation kom-
men, sofern der Generalstaatsanwalt ein sogenannter „politischer Beamter“ ist. 
Der Begriff des politischen Beamten ist seit 1881 gebräuchlich, seine Herkunft 
ist allerdings unbekannt, wenngleich das Merkmal der jederzeitigen Absetzbar-
keit dieses Beamten bereits Mitte des 19. Jahrhunderts in Preußen Gesetz wurde. 
Dort galt es unterschiedslos für alle Staatsanwälte.422 In der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es zurzeit noch vier Länder, in denen der Generalstaatsanwalt
ein politischer Beamter ist.423 Das Gleiche gilt für den Generalbundesanwalt.424

                                           
422 Ulrich, in: DRiZ 1988, 368 (370); Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (116); Rautenberg, in: DRiZ 2000, 

141 (143). 
423 Brandenburg (§ 105 Abs.1 S. 1 Bbg LBG), Mecklenburg-Vorpommern (§ 40 Abs. 1 LBG M-V), 

Schleswig-Holstein (§ 48 Abs. 1 SH LBG) und Thüringen (§ 41 Abs. 1 ThürBG). 
424 § 36 Abs. 1  Nr. 5 BBG iVm. § 31 Abs. 1 BRRG. 
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I. Rechtliche Grundlagen

Die rechtlichen Grundlagen für die Institution des politischen Beamten ergeben 
sich aus § 31 Abs. 1 BRRG und § 36 BBG sowie den jeweiligen Landesgeset-
zen. § 31 Abs. 1 BRRG enthält folgende Regelung: 

„Durch Gesetz kann bestimmt werden, dass der Beamte auf Lebenszeit je-
derzeit in den einstweiligen Ruhestand versetzt werden kann, wenn er ein 
Amt bekleidet, bei dessen Ausübung er in fortdauernder Übereinstimmung 
mit den grundsätzlichen politischen Ansichten und Zielen der Regierung 
stehen muss. Welche Beamten hierzu gehören, ist gesetzlich zu bestim-
men.“

Die Versetzung des Beamten in den Ruhestand bedarf keiner Begründung von 
Seiten des Ministeriums.425

II. Funktion des politischen Beamten  

Der politische Beamte allgemein befindet sich an der Nahtstelle zwischen politi-
scher Führung und Verwaltung. Er ist nicht nur wie jeder Beamte der Regierung 
gegenüber zu Loyalität verpflichtet, sondern muss darüber hinaus das Vertrauen 
der politischen Führung besitzen und deren Grundauffassungen und Ansichten 
teilen.426 Diesem Amt kommt eine „Transformationsfunktion“ zu, durch die der 
reibungslose Übergang von Vorhaben der Regierung auf die Beamtenhierarchie 
gewährleistet werden soll.427 Die politische Leitlinie der Regierung soll durch 
die politischen Beamten in der Verwaltungspraxis gesichert werden, mitunter 
wird sogar gefordert, der politische Beamte müsse aktiv die Regierungspolitik 
unterstützen. 428 Ziel der Regelung ist es ferner, politische Ämter zur wirkungs-
vollen Durchsetzung der Politik ohne Zeitverlust umbesetzen zu können.429

                                           
425 Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254 (254f.) sieht dies als Konsequenz daraus an, dass auch die Ernen-

nung zum Generalstaatsanwalt keiner besonderen Begründung oder sachgerechter Kriterien bedarf, 
weshalb für dessen Entlassung nichts anderes gelten könne. 

426 Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (143); Kintzi, in: DRiZ 1987, 457 (461). 
427 BVerwGE 19, 332 (337); Maunz/Dürig, Kommentar zum Grundgesetz, Art. 33, Rn. 73; Krause, in: 

DöD 1981, 193. 
428 BVerwGE 19, 332 (337); 52, 33 (35); Plog/Wiedow/Leinhöfer/Bayer, Kommentar zum BBG, § 36, 

Rn. 4. 
429 OVG Rheinland-Pfalz DöD 1982, 204 (206). 
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III. Unvereinbarkeit mit der Objektivität des Generalstaatsanwalts 

Die Notwendigkeit und der Zwang zur Loyalität eines Beamten gegenüber der 
Regierung sind grundsätzlich nicht in Frage zu stellen. Dies ergibt sich aus Art. 
33 GG und der darin zugrunde liegenden Treuepflicht des Beamten gegenüber 
dem Staat als seinem Dienstherrn.430 Auch der Generalstaatsanwalt ist daher wie 
jeder Beamte zur Loyalität gegenüber der Regierung verpflichtet. Durch den 
Status des politischen Beamten wird von ihm eine darüber hinaus gehende 
Pflicht zur Akzeptanz und aktiven Unterstützung politischer Ansichten verlangt.

Eine derartige Unterstützung politischer Ansichten kann ein Träger staatsanwalt-
licher Aufgaben in seiner rechtsstaatlichen Funktion nicht leisten. Die leitende 
Funktion des Generalstaatsanwalts gegenüber der Stellung eines normalen 
Staatsanwalts kann zu keinem anderen Ergebnis führen.431 Seine Entscheidun-
gen können nicht davon abhängen, ob sie mit dem politischen Rahmenpro-
gramm der Regierungspartei im Einklang stehen, sondern ausschließlich von 
dessen rechtlicher Auffassung. Es muss ihm möglich sein, sich Weisungen ent-
gegenzusetzen, mit denen beispielsweise politischer Einfluss auf ein Verfahren 
genommen werden soll, ohne zugleich gegen beamtenrechtliche Grundsätze zu 
verstoßen.432

Die Eingliederung der Staatsanwaltschaft in das Gefüge zwischen Exekutive 
und Judikative als Organ der Rechtspflege und ihr Anspruch, der Repräsentant 
des Rechtswillens des Staates und nicht seines Machtwillens zu sein433, steht im 
Widerspruch zur Funktion des politischen Beamten.434 Die Einführung der 

                                           
430 Schmidt-Bleibtreu/Klein, GG, Art. 33, Rn. 16ff. 
431 A.A. Faupel, in: DRiZ 2000, 312 (313), wonach für den Generalstaatsanwalt mit „guten Gründen 

rechtlich auch etwas anderes gelten kann“. 
432 Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (145); Kintzi, in: DRiZ 1987, 457 (461); Ulrich, in: DRiZ 1988, 

368 (371); Günter, in: DRiZ 2002, 55 (65). 
433 Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254, sieht darin eine „schöne Umschreibung für Sonntagsreden“ und 

nicht mehr als ein „leeres Wortspiel“, weil in einem Rechtsstaat auch Machtausübung auf rechtli-
cher Grundlage geschehe.

434 Landesverband Berlin des Deutschen Richterbunds, zitiert nach: DRiZ 1998, 420; Krey/Pföhler, in: 
NStZ 1985, 145 (147); Hannich, in: DRiZ 2003, 249 (252); Voss, in: DRiZ 1999, 435 (439); 
Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 30.09.2003, S. 8, erblickt darin einen Verstoß gegen den 
Grundsatz der Gewaltenteilung. A.A. Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254, der die Staatsanwaltschaft 
unzweifelhaft als Teil der Exekutive und daher im Gegensatz zu den Richtern als weisungsgebun-
den ansieht; ebenso Faupel, in: DRiZ 2000, 312 (313), wobei aber der Umstand verkannt wird, 
dass der Status des politischen Beamten und die Weisungsgebundenheit unterschiedliche und zu 
trennende Grundfragen sind. 
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Staatsanwaltschaft in Deutschland hatte gerade zum Ziel, Gericht und Polizei zu 
kontrollieren und die Rechte des Beschuldigten gegenüber der Exekutive zu 
stärken und nicht als politisches Machtinstrument missbraucht zu werden.435 Ein 
Vergleich mit den übrigen politischen Beamten zeigt, dass der Generalstaatsan-
walt nicht in dieses Gefüge passt.436

Der Generalstaatsanwalt muss seine Auffassung frei von jeder politischen Bin-
dung bilden können. Ansonsten besteht die Gefahr, dass durch die Drohung der 
jederzeitigen Absetzbarkeit die Objektivität der Staatsanwaltschaft ad absurdum 
geführt wird.437 Es besteht die Gefahr, dass die Regierung zur Umsetzung einer 
rechts- oder sozialpolitischen Zielvorgabe oder innerhalb des Wahlkampfes ge-
zielt Einfluss auf den Generalstaatsanwalt nimmt, der seinerseits die ihm unter-
stellten Beamten entsprechend anweist.438 Die Einflussnahme geschieht zudem 
nicht notwendigerweise direkt, weil bereits unverbindliche Bemerkungen ver-
bunden mit dem Bewusstsein, jederzeit in den Ruhestand versetzt werden zu 
können, den Generalstaatsanwalt in eine psychische Zwangslage und politische 
Abhängigkeit führen.439 Dadurch ist die der Staatsanwaltschaft eigene rechtliche 
Unabhängigkeit nicht mehr gewährleistet.

                                           
435 Vgl. Kap. 1, B, II, 3, und die Tatsache, dass die Staatsanwaltschaft seit Beginn ihrer Einführung zu 

einer Einflussnahme auf die Justiz als „trojanisches Pferd“ missbraucht wurde, Rüping, in: GA 
1992, 147 (158); Henrichs, Juristische und praktisch-organisatorische Modifikationen, S. 47; 
Schaefer, in: NJW 1997, 1753 (1754); Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (116); Heghmanns, in: GA 2003, 
433 (442). 

436 Vgl. § 36 BBG: Staatssekretäre und Ministerialdirektoren, sonstige Beamte des höheren Dienstes 
im auswärtigen Dienst, Beamte des höheren Dienstes des Amtes für den Militäri-
schen Abschirmdienst, des Bundesamtes für Verfassungsschutz und 
des Bundesnachrichtendienstes, den Chef des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung, 
dessen Stellvertreter und den Stellvertretenden Sprecher der Bundesregierung; Wassermann, in: 
Rheinischer Merkur v. 29.07.1988, abgedruckt in DRiZ 1988, 358. 

437 Zum Verhältnis zwischen Abhängigkeit des Generalstaatsanwalts und dem Hinzutreten der fakti-
schen Verfahrensherrschaft der Polizei vgl. Prantl, in: DRiZ 1988, 349. 

438 So wurde beispielsweise der CDU Bundestagsabgeordnete Pofalla unmittelbar vor der Landtags-
wahl in NRW mit einem Ermittlungsverfahren überzogen, dass in der Öffentlichkeit präsentiert 
wurde. Im Nachhinein wurde gerichtlich die Ermittlungsmaßnahme der Durchsuchung von Privat- 
und Geschäftsräumen für rechtswidrig erklärt, der Generalstaatsanwalt Selter wurde entlassen und 
Justizminister Diekmann entschuldigte sich bei Pofalla, DER SPIEGEL, Heft 34 / 2000, S. 20. 

439 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (148) sprechen anschaulich von dem „Damoklesschwert jederzeit 
möglicher, keiner Begründung bedürftiger Entlassung aus dem aktiven Dienst“; Rautenberg, in: 
DRiZ 2000, 141 (145, 147); Ulrich, in: DRiZ 1988, 368 (373); a.A. Faupel, in: DRiZ 2000, 312 
(315f.), wonach das Verhalten eines obersten Anklägers nicht von seiner politischen Bindung, son-
dern vielmehr von seinem Amtsverständnis und Charakter abhänge. Diese Persönlichkeitsfaktoren 
seien aber unabhängig vom politischen Status eines Beamten. 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

93

Der leitende Beamte der Staatsanwaltschaft läuft Gefahr, ein „politischer Be-
fehlsempfänger, ein Vollstrecker des politischen Willens“ oder, wie zurzeit der 
NS-Diktatur, ein „verlängerter Arm der politischen Führung“ zu werden.440 Zur 
Wahrung strikter Objektivität muss bereits jeglicher Anschein der politischen 
Bindung vermieden werden, um die Akzeptanz des staatlichen Anklägers inner-
halb der Bevölkerung sicherzustellen. Nicht nur die Abberufung bedeutet für die 
Staatsanwaltschaft einen Schaden, sondern bereits die nach außen als politische 
Einflussnahme erscheinende Möglichkeit verringert ihre Glaubwürdigkeit.441

Sofern der höchste leitende Beamte der Staatsanwaltschaft auf das Wohlgefallen 
der Regierung angewiesen ist, kann diese notwendige Akzeptanz nicht aufrecht-
erhalten werden.442

Die praktische Relevanz der Einflussnahme von Regierungen auf die General-
staatsanwälte ist marginal. Vor allem die Einsicht der Regierungsparteien, dass 
eine Einflussnahme auf den leitenden Beamten der Staatsanwaltschaft einen 
Vertrauensverlust in der Öffentlichkeit mit sich bringt, hält die Zahl der externen 
Weisungen gegenüber dem Generalstaatsanwalt gering.443 Trotz dieser geringen 
praktischen Relevanz kommen Entlassungen dennoch vor.444 Die geringe Zahl 
der Einflussnahme ist jedoch kein Grund für ihre Rechtfertigung. Nicht umsonst 
hat die Mehrzahl der Bundesländer den Generalstaatsanwalt als politischen Be-
amten abgeschafft. In diesen Ländern sind keine Nachteile in Bezug auf die 
Umsetzung von politischen Programmen im Rahmen der Rechtspflege bekannt, 
so dass ein Festhalten an dieser Institution den Anschein erweckt, als wollten 

                                           
440 Schaefer, in: NJW 1997, 1753 (1754); Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (116); Kintzi, in: DRiZ 1988, 86 

(87).
441 Körting, Presseerklärung der Senatsverwaltung Berlin vom 26.08.1998, zitiert nach: DRiZ 1998, 

420; Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (116); Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (146). 
442 Schaefer, in: NJW 1997, 1753 (1754); Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (116), der die „Staatsanwaltschaft 

gegenüber politischen Einflüssen geschwächt“ sieht. 
443 Ulrich, in: DRiZ 1988, 368 (371); Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (148) sprechen in diesem Zu-

sammenhang von einer „gewohnheitsrechtlichen Derogation einer überholten, sachwidrigen Geset-
zeslage“. 

444 So wurde am 12.07.1987 der Generalstaatsanwalt Teschke im Zuge der „Barschel – Affäre“ durch 
die Regierung des Landes Schleswig-Holstein und am 03.08.1999 der Generalstaatsanwalt Prechtel
durch den Ministerpräsidenten in Mecklenburg-Vorpommern ohne Begründung in den Ruhestand 
versetzt. Gleiches Schicksal ereilte im September 2000 den Generalstaatsanwalt in Düsseldorf, weil 
der Justizminister von NRW das Vertrauen in dessen Amtsführung verloren hatte. Dieser Vorfall 
erscheint um so bedenklicher, als nur wenige Tage später von Opposition und Regierungspartei die 
Änderung des rechtlichen Status des Generalstaatsanwalts gefordert und danach tatsächlich umge-
setzt wurde, vgl. Günter, in: DRiZ 2002, 55 (66). 
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sich die verbliebenen Länder nur ungern von der Möglichkeit, die Rechtspflege 
durch Beeinflussung des Generalstaatsanwalts lenken zu können, erhalten.445

Die Anpassung oder Verschiebung von Grundsätzen in der Rechtspflege, um 
gesellschafts- oder rechtspolitische Ziele zu erreichen, ist unstreitig notwendig. 
Sie ist aber nicht Aufgabe der Staatsanwaltschaft, sondern des Gesetzgebers.446

Das Gesetz stellt Ziele und Grenzen staatsanwaltschaftlichen Handelns dar, so 
dass eine Beeinflussung bei entsprechend verantwortungsbewusster Gesetzesno-
vellierung überflüssig ist. Für die parlamentarische Verantwortlichkeit der Re-
gierung ist der Status des politischen Beamten für den Generalstaatsanwalt nicht 
notwendig. Für diesen Zweck reichen das Instrument der Substitution sowie 
Maßnahmen der Dienstordnung bei dienstlichen Vergehen aus.447

IV. Unterscheidung: Externes Weisungsrecht und Status des politischen 
Beamten

Von den Befürwortern der Beibehaltung des politischen Beamtenstatus für den 
Generalstaatsanwalt wird vorgetragen, es komme dessen Kritikern in Wirklich-
keit nur auf die Beseitigung des externen Weisungsrechts an. Man wolle nicht 
die potenzielle politische Bindung zwischen Justizministerium und Staatsan-
waltschaft verhindern, sondern den Einfluss des Ministers in diesem Bereich 
vollständig unterbinden.448

Dieser Ansicht muss insoweit widersprochen werden, als zwischen der Proble-
matik des externen Weisungsrechts und dem Status des politischen Beamten 
grundlegend zu unterscheiden ist. Sofern man die Notwendigkeit des externen 
Weisungsrechts aufgrund der parlamentarischen Verantwortung des Ministers 

                                           
445 Vgl. Kintzi, in: DRiZ 1987, 457 (461), der alle staatsanwaltlichen Ämter aus dem Kreis der politi-

schen Ämter ausnehmen will und entsprechende gesetzliche Regelungen für rechtswidrig hält; 
Schaefer, in: NJW 1997, 1753 (1754); Odersky, in: Festschrift für Rebmann, S. 343 (357); Han-
nich, in: DRiZ 2003, 249 (252). 

446 Voss, in: DRiZ 1999, 435 (439); a.A. Justizminister NRW Diekmann, Rede vom 16.12.1999, Pres-
seinformation des JM NRW, 7/12, 13, zitiert nach Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (144), Fn. 29: 
Es gehe dabei „um nichts anderes als um den Gleichklang zwischen Regierung und Staatsanwalt-
schaft in der Rechtspolitik und in der Kriminalpolitik“. Die Generalsstaatsanwälte seien „zur Um-
setzung dieser allgemeinen kriminalpolitischen Leitlinien in ihrem Bezirk berufen“. 

447 Krey/Pföhler, in: NStZ 1985, 145 (148). 
448 Justizminister NRW Diekmann, Rede vom 16.12.1999, Presseinformation des JM NRW, 7/12, 13, 

zitiert nach Rautenberg, in: DRiZ 2000, 141 (144), Fn. 29; ungenau Faupel, in: DRiZ 2000, 312 
(313ff.), der die Ansicht, dass zwischen Weisungsrecht und politischem Status unterschieden wer-
den müsse, für vordergründig hält. 
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anerkennt, ist für die Durchsetzung dieses Weisungsrechts keine politische Ab-
hängigkeit des Generalstaatsanwalts nötig. Die Legitimation einer Weisung 
kann sich nur durch rechtliche Gesichtspunkte ergeben, die unabhängig von po-
litischen Auffassungen Bestand haben. Deshalb kann sich die Überprüfung einer 
ergangenen Weisung nur an diesen rechtlichen Maßstäben orientieren. Jedwedes 
politisches Kalkül ist dabei irrelevant. Einer besonderen Verantwortung des Ge-
neralstaatsanwalts gegenüber der Regierung, die über die allgemeine Pflicht zur 
Loyalität hinausgeht, bedarf es dafür nicht. 

Der Status des politischen Beamten löst diese strikte Grenze auf. Durch ihn ist 
es möglich, politische Gesichtspunkte durch die Drohung der jederzeitigen Ab-
setzbarkeit in eine Weisung einfließen zu lassen. Dass eine solche latente Ab-
hängigkeit überflüssig ist, zeigt nicht zuletzt auch die Entscheidung der Mehr-
zahl der Bundesländer, die den Generalstaatsanwalt aus dem Kreis der politi-
schen Beamten heraus genommen haben, ohne eine Einbuße an parlamentari-
scher Verantwortlichkeit hinnehmen zu müssen.449 Man kann daher das externe 
Weisungsrecht durchaus befürworten und zugleich den politischen Beamten für 
ein überflüssiges, weil politisch motiviertes Relikt vergangener Zeiten halten. 

D. Zum Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei 

Während die Handhabung des Weisungsrechts mit den bestehenden normativen 
Vorgaben weitgehend übereinstimmt und deshalb allein der Gesetzgeber aufge-
fordert ist, entsprechende Änderungen zur Reform des Weisungsrechts anzuge-
hen, stellt sich die Situation im Ermittlungsverfahren für das Verhältnis zwi-
schen Polizei und Staatsanwaltschaft nahezu gegensätzlich dar.

Die Stellung der Staatsanwaltschaft wird mit der „Herrin des Ermittlungsverfah-
rens“ umschrieben.450 Diese beherrschende Stellung ergibt sich aus dem histo-
risch bedingten gesetzgeberischen Auftrag, sowohl Polizei als auch Gericht zu 
kontrollieren und in jedem Stadium des Verfahrens auf die Einhaltung der Rech-
te des Beschuldigten hinzuwirken. Diese Rechte sind im Ermittlungsverfahren 
                                           
449 Kritisch dazu Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 30.09.2003, S. 8, wonach diese Bundesländer 

ihre Politik auf „subtilere Weise“ durchsetzen, indem sie auf die „Klaviatur“ der Personalpolitik 
und des hierarchischen Beförderungssystems mit „Ködern und Verlockungen“ zurückgreifen. 

450 Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (119); Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 260; Götz,
Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 536; Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1039); einschrän-
kend LR-Rieß, vor § 158, Rn. 22; den Begriff ablehnend Schöch, Tagungsbericht über das Kolloqu-
ium Staatsanwaltschaft, zitiert nach Steffen, in: ZStW 1975, 1063 (1067). 
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tendenziell am stärksten gefährdet, weil erhebliche Zwangsmaßnahmen Anwen-
dung finden können und das Ermittlungsverfahren den weiteren Verlauf des 
Prozesses entscheidend beeinflusst.451 Diesen Umstand erkannten schon v. Sa-
vigny und Uhden in ihrem Promemoria vom 23. März 1846. Beiden erschien es 
als unumgänglich notwendig,  

„die Wirksamkeit des Staats-Anwaltes als Wächter des Gesetzes nicht erst 
mit der Überweisung eines Angeklagten an die Gerichte, sondern schon 
bei den vorhergehenden Operationen der Polizei-Behörden eintreten zu 
lassen, weil sonst ein wesentlicher, und oft sehr präjudizieller Theil des 
Verfahrens seiner Kontrolle entzogen geblieben, und der Zweck des Insti-
tutes in einem erheblichen Umfange durch dessen Einrichtung vereitelt, 
oder doch verkümmert wäre“.452

Im Ermittlungsverfahren werden die Weichen für den Gegenstand der Haupt-
verhandlung gestellt, so dass es gerade in diesem Prozessabschnitt entscheidend 
auf die unparteiische und objektive Betrachtung der Umstände durch die Staats-
anwaltschaft ankommt. Dabei kann es nicht nur darum gehen, den Akteninhalt 
„objektiv“ zu werten um zu entscheiden, ob Anklage erhoben werden kann oder 
nicht. Das Amt des Gesetzeswächters setzt eine umfassende Würdigung aller in 
Betracht kommenden Umstände voraus. Nur wenn die Staatsanwaltschaft einen 
erschöpfenden Einblick in die Ermittlungen erhält, kann es ihr möglich sein, im 
Sinne des Beschuldigten auch alle entlastenden Tatsachen zu berücksichtigen. 

I. Leitungsbefugnis im Ermittlungsverfahren 

Die staatlichen Beteiligten im Ermittlungsverfahren sind vor allem Staatsanwalt-
schaft und Polizei. Diese beiden Behörden sind verantwortlich für das Zusam-
mentragen aller Umstände, die eine Entscheidung über die Anklageerhebung 
möglich machen sollen. Der Ermittlungsrichter kann nur bei bestimmten 
Zwangsmaßnahmen Einfluss nehmen. Selbst diese Kontrollfunktion wird in der 
Praxis nur selten im Sinne des gesetzlichen Auftrags wahrgenommen.453

                                           
451 Meyer-Goßner, § 163, Rn. 3; KK-Wache, § 163, Rn. 2; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staats-

anwalts, Rn. 303. 
452 Bei Otto, Preußische Staatsanwaltschaft, S. 41. 
453 Helmken, in: StV 2003, 193 (194ff.); Dokumentation: Ergebnisse des 28. Strafverteidigertages vom 

5. bis 7.3.2004, in: StV 2004, 290 (291); vgl. zuletzt diese Problematik im Zusammenhang mit der 
Telefonüberwachung in Süddeutsche Zeitung vom 16.05.2003, S. 6, wonach ein Gutachten des 
Max-Planck-Instituts belegt, dass der deutsche Ermittlungsrichter eine Person sei, die „nicht in aus-
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Seit der Einführung der Staatsanwaltschaft haben sich die Erscheinungsformen 
der Kriminalität erheblich verändert. Die wichtigsten Aspekte der Veränderun-
gen sind die Kosteneinsparung durch Verfahrensvereinfachung und -
beschleunigung sowie die Reaktion auf eine veränderte Qualität der Massenkri-
minalität.454 Neben die „klassischen“ Vergehen und Verbrechen im Sinne der 
Straftaten gegen Leben, Körper und Vermögen sind die organisierte Kriminalität 
und Massendelikte im BTM-Bereich sowie bei Diebstahls- und Straßenver-
kehrsdelikten getreten. Insbesondere die Gesetze zur Bekämpfung der Organi-
sierten Kriminalität von 1992 und zur Verbrechensbekämpfung von 1994 haben 
zu einer Verschiebung der Konzeptionen in der Strafverfolgung geführt.455 Die 
Zerschlagung krimineller Strukturen im Vorfeld konkreter strafrechtlicher Sach-
verhalte ist seitdem stärker zum Ziel kriminalpolizeilichen Handelns geworden 
und hat dazu beigetragen, dass die kriminalistische Kompetenz der Polizei einen 
unverzichtbaren Stellenwert für die gerichtliche Ahndung der Delikte geworden 
ist. Ebenso haben gesellschaftliche, technische und rechtliche Novellierungen 
dazu beigetragen, die Anforderungen und Ansprüche der Gesellschaft an das 
Verfahren im Allgemeinen und das Ermittlungsverfahren im Besonderen zu ver-
ändern. In zahlreichen Aspekten stimmt die faktische Ausgestaltung des Ermitt-
lungsverfahrens nicht mehr mit dem historisch gewachsenen Konzept überein.456

Die Anforderungen an die Ermittlungsbehörden sind wesentlich spezieller und 
umfangreicher geworden.  

1. Bedeutungszuwachs der polizeilichen Ermittlungsarbeit 

a. Technische Ausstattung 

Während die Polizei ihre Ausstattung und Personalstruktur dem genannten 
Wandel weitgehend  angeglichen hat, verharrt die Staatsanwaltschaft mit Aus-
                                                                                                                               

reichendem Maß in den Ermittlungen steht“, und es daher bei der Telefonüberwachung an „Trans-
parenz, Nachvollziehbarkeit und Kontrolle“ fehle. 

454 Vgl. z.B. „Rechtspflege-Vereinfachungsgesetz“ vom 17.12.1990, BGBl. I, S. 2847ff.; „Gesetz zur 
Entlastung der Rechtspflege“ vom 11.1.1993, BGBl. I, S. 50ff.; „Gesetz zur Bekämpfung der Wirt-
schaftskriminalität“ vom 29.7.1976, BGBl. I, S. 2034ff. und vom 15.5.1986, BGBl. I S. 721ff.; 
„Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderer Erscheinungsformen der Or-
ganisierten Kriminalität“ vom 15.7.1992, BGBl. I S. 2566ff.; „Gesetz zur Änderung des Strafge-
setzbuches, der Strafprozessordnung und anderer Gesetze (Verbrechensbekämpfungsgesetz)“ vom  
28.10.1994, BGBl. I S. 3186ff. 

455 Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 74 (78); Kelker, in: ZStW 2006, 389 (401); vgl. auch Jung, in: 
GA 2002, 65 (80). 

456 Rupprecht, in: ZRP 1977, 275; Jehle, in: Festschrift für Schreiber, S. 173 (175); Lilie, in: ZStW 
1994, 625 (626). 
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nahme des Bereichs der Wirtschaftskriminalität auf dem Stand vergangener Zei-
ten.457 Insbesondere die moderne Datenverarbeitung hat es der Polizei ermög-
licht, umfangreiche Datensammlungen aus verschiedenen Bereichen sowohl der 
präventiven als auch repressiven Aufgabenzuweisung anzulegen und intensiv zu 
nutzen.458 Durch das INPOL-System ist es beispielsweise möglich, alle vorhan-
denen Daten über eine Person per Funk von einem Streifenwagen aus abzurufen. 
Dadurch kann der Polizeibeamte in kürzester Zeit sensible Daten wie Vorstra-
fen, Fahndungsvermerke, Haftdateien oder Spurendokumentationen abrufen und 
sich einen erheblichen Ermittlungsvorsprung verschaffen.459 Ermittlungen gegen 
bestimmte Personen können erheblich schneller zum Erfolg führen oder diese 
überhaupt erst ermöglichen.460 Die Staatsanwaltschaften haben ihrerseits keinen 
eigenen Zugriff auf diese Datenbestände und sind auf die Hilfe der Polizei an-
gewiesen.461 Eine Kontrolle der Strafverfolgungsdaten aus einem laufenden Er-
mittlungsverfahren und die Verarbeitung vorbeugend erhobener Daten für späte-
re Ermittlungsverfahren durch die Staatsanwaltschaft ist nicht möglich. Daher 
kann der bearbeitende Staatsanwalt in vielen Fällen ohne Kenntnis der entspre-
chenden Daten keine Initiative im Ermittlungsverfahren ergreifen.462 Diese „Da-
tenherrschaft“ wird als einer der Hauptgründe für die tragende Rolle der Polizei 
bei der Sachverhaltsaufklärung angesehen. Aus ihr erwächst die Forderung nach 
einer Anpassung der rechtlichen an die tatsächlich bestehenden Verhältnisse.463

Die ständig fortschreitende Professionalisierung der Ermittlungsmethoden 
zwingt den Staatsanwalt darüber hinaus, auf Spezialisten des Bundeskriminal-
amtes und der Landeskriminalämter zurückzugreifen, weil er selbst keine ent-
                                           
457 Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265; Lilie, in: NStZ 2003, 568; Heghmanns, in: GA 2003, 433 (435); 

Meier, in: GA 2004, 441 (446). 
458 Vgl. z.B. INPOL; EUROPOL; INTERPOL. 
459 Zum INPOL-System im Allgemeinen Wolter, in: GA 1988, 49 (55); derselbe, in: ZStW 1995, 793 

(802ff.). Allerdings verfügt auch die Staatsanwaltschaft in Folge des Verbrechensbekämpfungsge-
setzes über ein eigenes Datensystem, das SISY, in dem Daten für immer gespeichert werden kön-
nen.

460 Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (15) spricht in diesem Zusammenhang von einer „quantensprungar-
tigen Machtzusammenballung (...) wie sie außerhalb von Polizeistaaten bis dahin nicht beobachtet 
werden konnte“. 

461 Anders noch die von der Gemeinsamen Kommission der Justiz- und Innenminister 1975 erarbeite-
ten Vorschläge, wonach auch die Staatsanwaltschaft an den Kommunikations- und Informations-
systemen der Polizei teilhaben sollte, Leitsätze abgedruckt bei Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265 
(266); Merten, in: StV 1987, 10 (11); Wolter, in: ZStW 1995, 793 (802f.); Prantl, in: DRiZ 1988, 
349; Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (382); Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (120). 

462 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (382); ähnlich Meier, in: GA 2004, 441 (446). 
463 Rupprecht, in: ZRP 1977, 275; Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (382). 
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sprechende Sachkunde besitzt.464 Dies führt immer wieder zu der Forderung 
nach einer besseren Qualifikation der Staatsanwälte im kriminaltechnischen Be-
reich, damit der Staatsanwalt die Möglichkeiten und Risiken der modernen Kri-
minalistik im Ermittlungsverfahren berücksichtigen kann.465

Die Notwendigkeit, auf die Hilfe der Polizeiorgane bei der Ermittlung von Straf-
taten zurückzugreifen, war bereits bei der Einführung der Staatsanwaltschaft 
1877 bedacht worden.466 Man hatte ihr absichtlich keinen eigenen polizeilichen 
Apparat zur Verfügung gestellt, weil einerseits die Position und Wirkungsweise 
dieser neuen Institution noch nicht eindeutig abschätzbar war und andererseits 
eine Trennung der Polizei in unterschiedliche und unabhängige Abteilungen 
präventiven und repressiven Charakters einen Effektivitätsverlust bei der 
Verbrechensbekämpfung befürchten ließ. Die unterschiedlichen Verfahren in 
den deutschen Ländern ließ eine einheitliche Regelung darüber hinaus noch 
nicht zu.467 Man wollte auch vermeiden, dass ein Teil der Polizei dienstrechtlich 
dem Innenministerium und ein anderer Teil dem Justizministerium unterstellt 
würde, weil sich bereits damals eine enge Verzahnung zwischen präventiv – po-
lizeilicher und strafverfolgender Tätigkeit abzeichnete.468 Aufgrund ihrer feh-
lenden Vollzugsorgane wird die Staatsanwaltschaft daher als „Kopf ohne Hän-
de“ bezeichnet.469 Sie ist mithin schon aufgrund der gesetzgeberischen Konzep-
tion auf die Hilfe durch Beamte der Polizei angewiesen.470

b. Neue Ermittlungsmethoden

Neben den technischen Unterschieden in der Ausstattung der beiden Behörden 
spielen neue, unkonventionelle Ermittlungsmethoden der Polizei wie der Einsatz 
von V-Leuten eine entscheidende Rolle bei der Bewertung von strafrechtlich 
relevanten Erkenntnissen. Die Steuerung und Kontaktierung dieser V-Leute ge-
                                           
464 Gössel, in: GA 1980, 325 (353f.); Lilie, in: ZStW 1994, 625 (627); Heghmanns, in: GA 2003, 433 

(435); Kelker, in: ZStW 2006, 389 (404f.).  
465 Artkämper, in: Kriminalistik 2002, 146 (151); Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (386); Kör-

ner, in: Kriminalistik 1992, 130 (135). 
466 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (380); Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 74 (77); LR-

Boll, § 152 GVG, Rn. 3, 6. 
467 Schoreit, in: ZRP 1982, 288 (289); LR-Boll, § 152 GVG, Rn. 5, 10. 
468 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2877); Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 146; Ambos, in: Jura 

2003, 674 (675). 
469 Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 14; derselbe, in: DRiZ 1969, 385 (388); Schünemann, in: 

Kriminalistik 1999, 74 (77); Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (159). 
470 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (434) bezeichnet die Staatsanwaltschaft daher als „zahnlosen Tiger“. 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

100

schieht in der Regel ausschließlich durch die Polizei. Oftmals weigert sie sich 
im Ermittlungsverfahren, diese Quellen bekannt zu geben.471 Die Staatsanwalt-
schaft hat in diesen Fällen keine Möglichkeit, auf diese wichtigen Erkenntnis-
quellen einzuwirken. Es bleibt ihr lediglich eine Plausibilitätskontrolle der vor-
gelegten Ergebnisse. Häufig erfährt die Staatsanwaltschaft erst in der Hauptver-
handlung, dass während der Ermittlungen ein verdeckter Ermittler eingesetzt 
wurde oder Observationen und Telefonüberwachungen stattgefunden haben, von 
denen die Staatsanwaltschaft nicht informiert wurde.472 Die Vertreter der Ankla-
gebehörde nehmen zu Recht den Standpunkt ein, für eine rechtsstaatlich ge-
setzmäßige Aufklärung der Tat müssten alle Beweismittel originär in das Ver-
fahren eingeführt werden, während die Polizei in diesem Zusammenhang der 
Gefahrenabwehr den Vorzug gibt. Durch die Preisgabe der Identität des V – 
Manns könnten andere strafrechtlich relevante Sachverhalte nicht mehr präven-
tiv bekämpft werden. Da die Staatsanwaltschaft im Bereich der Gefahrenabwehr 
keine Weisungs- und Sachleitungsbefugnis besitzt, kann die Polizei den ver-
deckten Ermittlern Vertraulichkeitszusagen machen, welche die Sachaufklärung 
der Staatsanwaltschaft und der Gerichte in erheblichem Maße behindern oder 
beeinflussen.473

2. Bürokratisierung als Faktor staatsanwaltlicher Arbeit 

Diese Entwicklung sowie die permanente personelle Unterbesetzung haben dazu 
geführt, dass die Staatsanwaltschaft aufgrund der gestiegenen Arbeitsbelastung 
immer mehr an den Schreibtisch verbannt wurde, um die ihr von der Polizei 
vorgelegten Akten zu bearbeiten.474 Besonders in den Großstädten ist es gängige 
Praxis, dass die Kriminalpolizei nicht nur den ersten Zugriff hat, sondern ver-
sucht, die Ermittlungen bis zum Schluss nach eigenen Vorstellungen zu Ende zu 

                                           
471 BGH NStZ 2003, 610; Lilie, in: ZStW 1994, 625 (630); Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155; 

Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381). 
472 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (382); Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (132). 
473 Rüping, in: ZStW 1983, 895 (902); Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (382). 
474 Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 111, 117; Kuhlmann, in: 

DRiZ 1976, 265 spricht von einem „psychologischen Trauma, nur noch Akten bearbeitende Behör-
de zu sein“; Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (132) nennt es eine Degradierung der Staatsan-
waltschaft zu  einer „Aktenwälzmaschine“ und einem „juristischen Füllhalter“; Steffen, Analyse, S. 
288 kennzeichnet  die Staatsanwaltschaft als „Aktenumwälzbehörde“; Hellebrand, Die Staatsan-
waltschaft, Rn. 212; Sessar, in: MschrKrim 1979, 129 (131); Lilie, in: NStZ 2003, 568; Kelker, in: 
ZStW 2006, 389 (406). 
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führen, um erst dann die Akten an die Staatsanwaltschaft zu übersenden.475 Die-
se Art der „Arbeitsteilung“ steht den bestehenden gesetzlichen Regelungen dia-
metral entgegen.476

a. Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft 

Das Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei im Ermittlungsverfah-
ren und die Frage, welche der beiden Institutionen rechtlich oder faktisch „Herr“ 
dieses Verfahrensabschnittes ist, wird kontrovers und mitunter nicht frei von 
Vorurteilen und Polemik diskutiert. Dabei wird oftmals vergessen, dass beide 
Institutionen nicht als Konkurrenten, sondern als gleichgestellte Partner fungie-
ren. Die Polizei ist Garant für die innere Sicherheit, während die Staatsanwalt-
schaft gleiches für die Rechtmäßigkeit des Strafverfahrens darstellt.477 Vor allem 
in den 1970er Jahren wurden in Folge der Ausweitung polizeilicher Befugnis-
normen Stimmen laut, die eine Angleichung der rechtlichen Voraussetzungen an 
die reale Sachlage forderten.478 Auch heute sind die Rufe nach einem eigenen 
„polizeilichen Ermittlungsverfahren“ nicht verstummt.479 Sie haben mit der Zu-
nahme der leichten und mittleren Kriminalität und der damit verbundenen stetig 
steigenden Arbeitsbelastung der Staatsanwälte regelmäßig neue Nahrung erhal-
ten.

Die Stellung der Staatsanwaltschaft zu den Beamten der Polizei, die bei der 
Verbrechensaufklärung tätig werden, wird in der Diskussion hauptsächlich 
durch rechtspolitische und dadurch juristisch kaum greifbare Argumente be-
gründet. Dabei lässt sich dieses Verhältnis ohne weiteres an den geltenden ge-
setzlichen Normen darstellen. Die §§ 161 Abs. 1, 163 StPO und § 152 GVG las-

                                           
475 Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 111: Nach einer empiri-

schen Studie wurde die Staatsanwaltschaft in Fällen eines vermeintlichen Suizids regelmäßig erst 
in die Ermittlungen einbezogen, als eine Straftat als Todesursache nicht mehr von vornherein aus-
geschlossen werden konnte. Die grundlegende Entscheidung hinsichtlich des Vorliegens des Ver-
dachts einer Straftat wurde im Wesentlichen von Polizeibeamten getroffen; Heghmanns, Das Ar-
beitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 261; derselbe, in: GA 2003, 433 (434); Kuhlmann, in: DRiZ 
1976, 265 (266); Ambos, in: Jura 2003, 674 (677). 

476 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (436); Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17 (18); vgl. auch 
Eisenberg/Conen, in: NJW 1998, 2241 (2247), wonach die Polizei nach der gesetzlichen Konzepti-
on der StPO in diesem grundrechtsrelevanten Bereich nur eine untergeordnete Rolle spielen sollte. 

477 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130; Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (119). 
478 Rupprecht, in: ZRP 1977, 275, wonach die „faktische Fortentwicklung gleichsam normative Kraft“ 

entfalte; vgl. dazu die „Leitsätze zum Verhältnis Staatsanwaltschaft – Polizei“ vom 05.02.1975, 
abgedruckt bei Ulrich, in: ZRP 1977, 158ff. und Kuhlmann, in DRiZ 1976, 265ff. 

479 Knemeyer/Deubert, in: NJW 1992, 3131; vgl. auch Ambos, in: Jura 2003, 674 (677) m.w.N.  
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sen Rückschlüsse darauf zu, welche der beiden Institutionen der Gesetzgeber als 
leitungsbefugte Institution des Ermittlungsverfahrens vorgesehen hat und wel-
che Ausnahmen es von diesem Grundsatz geben darf. 

aa. § 161 Abs. 1 StPO 

Die Regelung des § 161 Abs. 1 StPO verschafft der Staatsanwaltschaft eine Er-
mittlungsgeneralklausel, deren Befugnisse über diejenigen der Polizei hinausge-
hen.480 Der Gesetzgeber hat dadurch zum Ausdruck bringen wollen, dass der 
Staatsanwalt neben seiner kontrollierenden und den Verlauf des Verfahrens len-
kenden Aufgabe auch einen aktiven Anteil an der Ermittlung der gesamten Tat-
umstände haben soll.481 Die Staatsanwaltschaft ist die Instanz, welche abschlie-
ßend über die Erhebung der öffentlichen Anklage zu entscheiden hat, weshalb 
sie konsequenterweise in die Lage versetzt werden muss, Art, Umfang und 
Richtung der erforderlichen und zulässigen Ermittlungen zu treffen.482

Aufgrund der personellen Ausstattung der Staatsanwaltschaften und der unbe-
strittenen Notwendigkeit kriminaltechnischen Fachwissens kann der einzelne 
Staatsanwalt nicht jede Ermittlungshandlung selbst durchführen. Den Großteil 
solcher Maßnahmen wird er der Polizei überlassen müssen.483 Durch § 161 StPO 
ist deshalb die Polizei verpflichtet, alle Ermittlungshandlungen, zu denen sie von 
der Staatsanwaltschaft beauftragt worden ist, entsprechend durchzuführen.484

Gleichzeitig bedeutet dies aber auch, dass sie grundsätzlich nicht ohne einen 
solchen Auftrag im einzelnen Fall ermittelnd tätig werden darf.485

Die Rechtsnatur dieses „Auftragsverhältnisses“ ist nicht vollständig geklärt. Ei-
ne Ansicht sieht die dogmatische Grundlage dafür in einer abschließend geregel-
ten Sonderform der allgemeinen Amtshilfe.486 Diese Auffassung ist mit der ein-

                                           
480 Vgl. Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (662) zur Verfahrenslage in Österreich, wo die Staatsanwaltschaft 

keine eigene originäre Ermittlungsbefugnis hat und vollständig auf die Polizei angewiesen ist. 
481 Meyer-Goßner, § 161, Rn. 1; LR-Rieß, § 161, Rn. 40. 
482 Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (159); AK-Achenbach, § 161, Rn. 1. 
483 Vgl. dazu RiStBV Nr. 3 Abs. 1, wonach der Staatsanwalt in „bedeutsamen oder in rechtlich oder 

tatsächlich schwierigen Fällen den Sachverhalt vom ersten Zugriff an selbst aufklären“ soll. Die 
Einschränkung auf rechtlich oder tatsächlich schwierige Fälle ist als Eingeständnis an die Überbe-
lastung des einzelnen Staatsanwalts anzusehen. Ein Argument für eine generell anzustrebende Er-
mittlungshoheit der Polizei kann daraus nicht abgeleitet werden. 

484 LR-Rieß, § 161, Rn. 46. 
485 KK-Wache, § 161, Rn. 25ff. 
486 LR-Boll, § 152 GVG, Rn. 7; Becker, in: DVBl 1977, 945 (950). 
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geschränkten eigenen Ermittlungskompetenz der Polizeibehörden nach § 163 
Abs. 1 StPO nicht vereinbar, weshalb der Großteil des Schrifttums bezüglich der 
Strafverfolgung ein organisationsrechtliches Mandat als gesetzliches Auftrags-
verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei annimmt.487 Für die Frage, 
wer die Leitung und Herrschaft über das Ermittlungsverfahren haben soll, spielt 
diese dogmatische Einordnung keine Rolle. 

§ 161 Abs. 1 S. 2 StPO statuiert für die Durchführung der Ermittlungsaufträge 
ein Weisungsrecht der Staatsanwaltschaft gegenüber den Beamten der Polizei. 
Dieses Weisungsrecht ist ausschließlich auf die strafverfolgende Tätigkeit der 
Polizeibeamten beschränkt, so dass für den präventiven Aufgabenbereich kein 
entsprechendes Äquivalent besteht.488

bb. § 152 GVG 

§ 152 GVG betrifft den Adressatenkreis des aus § 161 Abs. 1 StPO resultieren-
den Auftrags durch die Staatsanwaltschaft.489 Weisungen in Form von Aufträgen 
in einzelnen Fällen ergehen an die sogenannten „Ermittlungspersonen“ der 
Staatsanwaltschaft.490 Welche Beamten als Ermittlungspersonen gelten, wird 
durch landesrechtliche Regelungen festgelegt.491 Diese Beamten sind verpflich-
tet, die Anordnungen der Staatsanwaltschaft zu befolgen; sie gelten insoweit als 
Organ der Staatsanwaltschaft und haben weitergehende Befugnisse als die Be-
amten der Schutzpolizei.492 Sofern es sich bei der Ermittlungshilfe lediglich um 
ein „Ersuchen“ handelt, wird angenommen, dieses Ersuchen ergehe an diejeni-
gen Polizeibeamten oder Dezernate, die nicht zu den Ermittlungspersonen der 
                                           
487 Meyer-Goßner, § 163, Rn. 1; Rüping, in: ZStW 1983, 895 (910); Geisler, in: ZStW 1981, 1109 

(1141); AK-Achenbach, § 161, Rn. 6; Kunzmann, Die Kollision, S. 17. 
488 LR-Rieß, § 161, Rn. 55; KK-Wache, § 161, Rn. 32; Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (119); Meyer-

Goßner, § 161, Rn. 13. 
489 KK-Wache, § 161, Rn. 28; Kunzmann, Die Kollision, S. 27; Ambos, in: Jura 2003, 674 (675). 
490 Die Bezeichnung „Hilfsbeamter“ wurde überwiegend als diskriminierend und angesichts der Be-

deutung polizeilicher Ermittlungen als überholt angesehen. Gefordert wurde die Benennung „Er-
mittlungsbeamter der Staatsanwaltschaft“. Diese Forderung wurde durch das Erste Justizmoderni-
sierungsgesetz vom 30.08.2004 (BGBl. I 2004, S. 2198) erfüllt. Zu Unrecht wurde bis dato eine 
„Dienerschaft“ der Polizei interpretiert. § 152 GVG muss in Zusammenhang mit §§ 161, 163 StPO 
gesehen werden und macht lediglich die Stellung der Staatsanwaltschaft als sachleitungsbefugte In-
stanz im Ermittlungsverfahren deutlich. So auch Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155 (157). 

491 Zu Einzelheiten vgl. Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 152 GVG, Rn. 2ff.; LR-Boll, § 152 GVG, 
Rn. 8ff.; Kunzmann, Die Kollision, S. 27; Ambos, in: Jura 2003, 674 (675) und die Übersicht in 
Schönfelder, Deutsche Gesetze, zu § 152 GVG. 

492 Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 72; Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (161); Heghmanns, Das Arbeits-
gebiet des Staatsanwalts, Rn. 305; Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 537. 
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Staatsanwaltschaft zählen. In beiden Fällen sind die Weisungen der Staatsan-
waltschaft aber als verbindlich anzusehen.493

cc. § 163 StPO 

(1) Durchgangszuständigkeit zur Vornahme von Ermittlungen 

Während § 161 Abs. 1 StPO der Polizei nur dann Ermittlungen im repressiven 
Bereich zugesteht, wenn sie dazu von der Staatsanwaltschaft beauftragt worden 
ist, können die Polizeibeamten durch die Regelung des § 163 Abs. 1 StPO unab-
hängig von einer Anordnung der Staatsanwaltschaft Ermittlungshandlungen 
aufnehmen. Die Reichweite dieser Ermittlungsbefugnis war bis zum StVÄG 
1999494 eng begrenzt.495 Sie gestattet der Polizei in den Fällen, in denen Ermitt-
lungsmaßnahmen erforderlich sind, die keinen Aufschub dulden, eine originäre 
Ermittlungsbefugnis im Sinne einer „Durchgangszuständigkeit“.496 Vereinzelt 
wird die Voraussetzung dieser Eilbedürftigkeit für zu eng angesehen. Der Wort-
laut mit der Konjunktion „und“ stelle die Befugnis der Sachverhaltserforschung
und die Vornahme solcher Handlungen, die keinen Aufschub dulden, nebenein-
ander. Dies spreche dagegen, dass ausschließlich solche Maßnahmen gemeint 
seien, die einen ersten Zugriff wegen der Verdunkelungsgefahr unumgänglich 
machten, sondern es sich vielmehr um zwei voneinander unabhängige Befugnis-
normen handele.497 Unstreitig werden die Beamten der Polizei auch in diesen 
Fällen als „verlängerter Arm der Staatsanwaltschaft“ tätig, das heißt ihre eige-
nen Ermittlungen und die des bearbeitenden Staatsanwalts bilden eine Einheit, 
für die weiterhin die Staatsanwaltschaft die Leitungsbefugnis besitzt.498 Sie ar-
                                           
493 Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 152 GVG, Rn. 1; AK-Achenbach, § 161, Rn. 15. Das Verhält-

nis zwischen § 152 GVG und § 161 Abs. 1 StPO ist im Hinblick auf das Weisungsrecht der Staats-
anwaltschaft nicht abschließend geklärt. Streitig ist insbesondere, ob der Staatsanwalt eine Anord-
nung im Rahmen des § 161 Abs. 1 StPO auch an einzelne Beamte erlassen kann, wie es bei § 152 
GVG der Fall ist, oder ob diese Weisungen nur gegenüber der Polizeibehörde als solche ergehen 
darf; vgl. dazu im Einzelnen: Bindel, in: DRiZ 1994, 165ff.; LR-Rieß, § 161, Rn. 51ff. 

494 BGBl. I 2000, S. 1253. 
495 LR-Rieß, § 161, Rn. 46; zum Umfang der Ermittlungen nach § 163 Abs. 1, S. 2 StPO n.F. vgl. un-

ten.
496 Ernesti, in: NStZ 1983, 57 (61); Kunzmann, Die Kollision, S. 30; Meyer-Goßner, § 163, Rn. 1; 

Schoreit, in: StV 1989, 449 (450).  
497 LR-Rieß, § 163, Rn. 24; ähnlich KK-Wache, § 163, Rn. 11, wonach die Polizei „vorrangig die zur 

Beseitigung der Verdunklungsgefahr notwendigen Maßnahmen treffen“ müsse. 
498 BVerwGE 47, 255 (263); Rüping, in: ZStW 1983, 894 (898); Meyer-Goßner, § 163, Rn. 1; Roxin,

Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 6; Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (159); Schaefer, in: MDR 1977, 980 
(981); Ambos, in: Jura 2003, 674 (675); Kunzmann, Die Kollision, S. 17; Schaefer, in: StraFo 2002, 
118 (119). 
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beiten für die Staatsanwaltschaft darauf hin, genügend Tatsachenmaterial zu-
sammenzutragen, um eine Entscheidung über die Anklageerhebung treffen zu 
können. Sobald die Staatsanwaltschaft die Ermittlungen an sich gezogen hat, 
was sie in jeder Lage des Verfahrens tun kann, richtet sich die weitere Tätigkeit 
der Polizeibehörden nach § 161 Abs. 1 StPO. 

(2) Eigene Ermittlungsbefugnis der Polizei 

Entgegen der herrschenden Meinung in der Literatur wird von einigen Autoren 
eine eingeschränkte originäre Ermittlungsbefugnis der Polizei durch § 163 Abs. 
1 StPO abgelehnt.499 Stattdessen entnimmt diese Ansicht § 163 Abs. 1 StPO eine 
eigenständige und unabhängige Befugnis der Polizei, bei Vorliegen eines An-
fangsverdachts Ermittlungen in eigener Regie vorzunehmen.500 Die Polizeibe-
amten würden in diesen Fällen nicht als verlängerter Arm der Staatsanwaltschaft 
tätig und unterlägen deshalb nicht deren Leitungsbefugnis.501 Begründet wird 
diese eigenständige Aufgabenzuweisung an die Polizei damit, dass entgegen der 
herrschenden Ansicht ein grundsätzlicher Unterschied zwischen § 161 StPO und 
§ 163 Abs. 1 StPO zu erblicken sei. Denn „Ersuchen“ und „Auftrag“ gem. § 161 
StPO beziehe sich auf den staatsanwaltschaftlichen Aufgabenbereich gem. § 160 
StPO, von dem in § 163 StPO aber nicht die Rede sei. Auch § 163 Abs. 2 StPO 
lasse keinen Rückschluss auf eine Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft er-
kennen, weil die Übersendung der Akten keine Auswirkungen auf die Straftater-
forschung habe, sondern lediglich das Ende der polizeilichen Ermittlungen und 
den Beginn der Übernahme des Verfahrens durch die Staatsanwaltschaft kenn-
zeichne.502 Eine Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft sei auch nicht aus-
drücklich im Gesetz genannt, sondern werde von der herrschenden Meinung 
aufgrund einer allgemeinen Aufgabenbestimmung und -abgrenzung vorgenom-
                                           
499 Insbesondere Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 479; Rupprecht, in: ZRP 1977, 275 (276); 

wohl auch Wieczorek, in: Kriminalistik 1986, 385 (387); einschränkend Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 
265 (267), der eine eigene Ermittlungszuständigkeit der Polizei nur im Bereich der kleinen und 
mittleren Kriminalität anerkennen will. 

500 Rupprecht, in: ZRP 1977, 275 (276); Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 473; ungenau Götz, 
Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, der sowohl von einem „Mitwirken“ der Polizei bei der 
Strafverfolgung (Rn. 83) als auch von einer „allgemeinen, umfassenden Aufgabe“ zur Verfolgung 
von Straftaten durch § 163 StPO seitens der Polizei (Rn. 538f. ) spricht; vgl. ebenso „Leitsätze zum 
Verhältnis Staatsanwaltschaft – Polizei“, Nr. 3. 

501 Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 474; Lilie, in: ZStW 1994, 625 (641), der aber gleichzeitig 
die staatsanwaltlichen Kontrollmöglichkeiten  erheblich  ausweiten will. 

502 Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 473f., 476; Knemeyer/Deubert, in: NStZ 1992, 3131; ähn-
lich LR-Rieß, § 163, Rn. 79, wonach „Verhandlungen“ eher auf abgeschlossene Vorgänge schlie-
ßen lassen. 
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men. Bei genauer Betrachtung der Normen falle auf, dass sich im Ermittlungs-
verfahren eine Zweistufigkeit der Aufgabenerfüllung ergebe, nämlich Tatsa-
chenermittlung und Klageerhebung. Nur die Klageerhebung sei ausschließliche 
Kompetenz der Staatsanwaltschaft, während die dafür notwendige Ermittlung 
der Tatumstände von zwei unabhängigen Aufgabenträgern (Staatsanwaltschaft 
und Polizei) mit selbständigen Ermittlungsaufgaben durchgeführt werde. Eine 
Verantwortung der Staatsanwaltschaft für das polizeiliche Ermittlungsverfahren 
sei dem Gesetz nicht zu entnehmen.503 Eine eingeschränkte Leitungsbefugnis 
der Staatsanwaltschaft ergebe sich allenfalls für den Bereich des § 160 StPO, 
sofern der Staatsanwalt über § 161 Abs. 1 StPO die Polizei in die Ermittlungen 
einbeziehe. Die Einschränkung der Leitungsbefugnis ergebe sich aus dem all-
gemeinen Wesen des Weisungsrechts, wonach auch im Polizei- und Ordnungs-
recht eine Weisung regelmäßig nur das „Ob“ und nicht das „Wie“ umfasse. 
Gleiches gelte für Weisungen der Staatsanwaltschaft gegenüber der Polizei im 
Ermittlungsverfahren, wofür nicht zuletzt auch die verschiedenen Dienstanord-
nungen für Kollisionsfälle sprächen.504 Darin werde deutlich, dass der ermitteln-
de Staatsanwalt „in solchen Fällen das überlegene Fachwissen der Polizei zu 
berücksichtigen habe“.505

Im Ergebnis seien daher sowohl Staatsanwaltschaft als auch Polizei originär und 
unabhängig voneinander zur Ermittlung von Straftaten befugt. Eine Leitungsbe-
fugnis der Staatsanwaltschaft ergebe sich nicht aus der Grundverantwortung für 
die spätere Erhebung der Anklage, sondern sei nur im Rahmen der Einbeziehung 
der Polizei in staatsanwaltliche Ermittlungen im Bereich des § 160 StPO mög-
lich. Eine Stellung der Staatsanwaltschaft als Leiterin des Ermittlungsverfahrens 
sei daher zu verneinen.506

(3) Uneingeschränkte Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft im Ermittlungs-
verfahren

Die Qualifizierung der Stellung der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren 
als dessen „Herrin“ mag sprachlich übertrieben sein, sie spiegelt aber anschau-
lich die gesetzgeberische Konzeption wieder. Die Staatsanwaltschaft hat „als 
Justizbehörde den rechtlich einwandfreien Ablauf der Ermittlungen zu garantie-

                                           
503 Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 475; Knemeyer/Deubert, in: NStZ 1992, 3131. 
504 Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 477, 479f.; Knemeyer/Deubert, in: NStZ 1992, 3131. 
505 Vgl. RiStBV Anlage B, II, III. 
506 Knemeyer, in: Festschrift für Krause, S. 479, 481; Knemeyer/Deubert, in: NStZ 1992, 3131. 
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ren und die ständige Kontrolle über die polizeiliche Ermittlungstätigkeit auszu-
üben; ihr obliegt im Ermittlungsverfahren die Leitungs- und Kontrollfunktion, 
die umfassende Sachleitungskompetenz“.507 Diesen Zweck verfolgte bereits ihre 
Einführung 1877. Daran hat sich trotz Verschiebung einzelner Gewichtungen 
bei den Ermittlungsorganen im Verfahren bis heute nichts geändert. Ihre Schutz-
funktion kann die Staatsanwaltschaft nur dann wahrnehmen, wenn das Ermitt-
lungsverfahren einheitlich geführt oder koordiniert wird. Eine zweite eigenstän-
dige Instanz, die nur eingeschränkt den Weisungen und der Kontrolle der Staats-
anwaltschaft unterliegt, im übrigen aber unabhängig eigene Ermittlungen durch-
führen und frei gestalten kann, würde die erforderliche Einheitlichkeit gefähr-
den. Die Zielsetzung, infolge der Führungsrolle die Rechtmäßigkeit des Verfah-
rens zu sichern, würde konterkariert.508

Die umfassende Verantwortlichkeit und Leitungsbefugnis auf Seiten der Staats-
anwaltschaft und damit gleichzeitig die nur eingeschränkte originäre Ermitt-
lungsbefugnis der Polizei ergibt sich aus einer Gesamtschau der §§ 160, 161, 
163 StPO und § 152 GVG. Die §§ 160, 161 StPO stellen den Grundsatz der aus-
schließlichen Ermittlungshoheit der Staatsanwaltschaft dar. Der Staatsanwalt 
soll danach alle Ermittlungen durchführen, die er benötigt, um über die Ankla-
geerhebung entscheiden zu können. Deshalb muss er in der Lage sein, Art und 
Weise, Umfang und Richtung der Erforschungshandlungen zu bestimmen.509

Mangels eigenem ermittlungstechnischen Unterbaus und aufgrund der besseren 
Ausstattung der Polizei soll er dabei auf die Beamten des allgemeinen Polizei-
dienstes und auf die Ermittlungspersonen der Kriminalpolizei zurückgreifen. 
Nur aus diesem Grund wird die Polizei in die repressive Strafverfolgung mit 
einbezogen. Nötig wäre diese Einbeziehung bei entsprechender kriminalistischer 
Kompetenz und technischer sowie personeller Ausstattung der Staatsanwalt-
schaften nicht. Dass eine Beteiligung der im Übrigen nur unter präventiven Ge-
sichtspunkten agierenden Polizei somit eine faktisch unumgängliche und nicht 
rechtsstaatlich zwingende Lösung ist, zeigt die Regelung des § 152 GVG. Der 
Gesetzgeber hat durch die Schaffung der staatsanwaltlichen Ermittlungsperso-
nen eine Art Kompromiss gewählt, indem er der Staatsanwaltschaft Beamte zur 
Seite stellt, die aufgrund ihrer repressiven Tätigkeit und ihrer Nähe zur Staats-
anwaltschaft besser angewiesen und kontrolliert werden können als die Beamten 

                                           
507 BGHSt 34, 215 (217); Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (119). 
508 Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (159); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265 (267). 
509 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381); Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155 (157). 
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der Schutzpolizei, die in ihrer täglichen Arbeit divergierende Aufgabenziele ver-
folgen.510 § 161 Abs. 1 StPO gibt dem Staatsanwalt die Möglichkeit, die Len-
kung des Ermittlungsverfahrens trotz Delegierung an eine andere Behörde der 
Exekutive kontrollieren zu können.

Von diesem Grundsatz macht § 163 StPO in den Fällen, in denen eine vorherige 
Beteiligung der Staatsanwaltschaft zum Verlust von anklageerheblichen Um-
ständen führen würde, eine eng begrenzte Ausnahme. Nur bei Vorliegen einer 
Verdunkelungsgefahr oder bei Eilfällen kann die Polizei eigenmächtig und ohne 
Auftrag der Staatsanwaltschaft eigene Ermittlungen anstellen.511 Dass es sich 
dabei um eine Ausnahme handelt, lässt sich nicht nur durch die von Knemeyer
kritisierte Darlegung von rechtspolitischen Argumenten zugunsten des „Wächte-
ramtes“ der Staatsanwaltschaft zeigen. Vielmehr muss der Wortlaut des § 163 
Abs. 1 StPO so verstanden werden, dass sich § 163 Abs. 1, 2. HS StPO („um die 
Verdunkelung der Sache zu verhindern“) sowohl auf die Erforschung von Straf-
taten im Allgemeinen als auch die besonderen Anordnungen im Einzelfall be-
zieht. Der Gedanke der Verdunkelungsgefahr respektive bei Eilfällen steht in 
Bezug auf die eigenmächtige Ermittlungsbefugnis der Polizei ohne staatsanwalt-
lichen Auftrag stets im Vordergrund und ist sowohl für die allgemeine Erfor-
schung von Straftaten durch die Polizei als auch die besondere Einzelfallanord-
nung jeweils Voraussetzung. Dadurch wird der Ausnahmestatus der Tätigkeit 
der Polizei im repressiven Bereich deutlich gemacht und gesetzlich normiert. 
Nur in Eilfällen soll der Polizei aufgrund der sonst praktisch unmöglichen Straf-
verfolgung eine eigene Ermittlungsinitiative zugestanden werden.512 Hätte der 
Gesetzgeber eine eigenständige Ermittlungsbefugnis für die Polizei statuieren 
wollen, so wäre dies durch den Wortlaut ohne weiteres möglich gewesen, indem 
eine Trennung zwischen einer allgemeinen Erforschungskompetenz und der 
Kompetenz zur Verhütung einer Verdunkelung gezogen worden wäre.

(4) Ermittlungsgeneralklausel durch das StVÄG 1999 

Der durch das StVÄG 1999 hinzugefügte § 163 Abs. 1 S. 2 StPO stellt ebenfalls 
keine originäre Ermittlungsbefugnis der Polizei dar. Er wurde den Änderungen 
zur Ermittlungsgeneralklausel in § 161 Abs. 1 StPO angepasst, wonach die 

                                           
510 Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155 (157). 
511 Meyer-Goßner, § 163, Rn. 1; Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 17; Heghmanns, in: GA 2003, 

433 (434); Schaefer, in: MDR 1977, 980 (981). 
512 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (434); Schoreit, in: StV 1989, 449 (450). 
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Staatsanwaltschaft Ermittlungen jeder Art durchführen kann.513 Durch die Wen-
dung „Zu diesem Zweck“ nimmt § 163 Abs. 1 S. 2 StPO ausdrücklich Bezug auf 
§ 163 Abs. 1 S. 1 StPO und dem Erfordernis der Eilfälle, der unverändert blieb 
und weiterhin in Zusammenhang mit § 161 Abs. 1 StPO gesehen werden muss, 
so dass die dort genannte Regelung noch immer den Grundsatz der Ermittlungs-
befugnis durch die Staatsanwaltschaft regelt. An dem Verhältnis zwischen § 161 
StPO und § 163 StPO wie es oben dargestellt wurde, hat sich durch § 163 Abs. 1 
S. 2 StPO nichts geändert.

Darüber hinaus enthält § 163 Abs. 1 S. 2 StPO eine gewichtige Einschränkung, 
wonach die Polizei nur dann Ermittlungen jeder Art vornehmen darf, sofern kei-
ne spezialgesetzliche Befugnisregelung eingreift.514 Der Gesetzgeber hat durch 
die Änderungen des StVÄG 1999 versucht, dem „Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung“ zu mehr Geltung zu verhelfen, wobei den Ermittlungsbe-
hörden eine klare gesetzliche Ermächtigungsgrundlage für die mit einem Grund-
rechtseingriff verbundene Ermittlungsmaßnahme an die Hand gegeben werden 
sollte.515 Man hätte auch jede erdenkliche Ermittlungsmaßnahme in einem ab-
schließenden Katalog aufführen können, was aber angesichts der sich ständig 
ändernden Ermittlungsmethoden nicht praktikabel wäre. Die Ermittlungsgene-
ralklausel war deshalb notwendig, um auch neue, zukünftige Arten der Ermitt-
lungsmethodik erfassen zu können, die heute noch nicht absehbar sind. Dabei 
bleibt festzuhalten, dass „Ermittlungen jeder Art“ ein ungenau umrissener Beg-
riff ist, weshalb man zutreffend davon ausgeht, dass damit nur Maßnahmen ge-
meint sind, die nicht erheblich in die Grundrechte des Betroffenen eingreifen.516

Aus dem Willen des Gesetzgebers, den Ermittlungsbehörden für eine Vielzahl 
verschiedener Eingriffe eine Eingriffsbefugnis zur Verfügung zu stellen, kann 
nicht automatisch geschlossen werden, der Gesetzgeber habe die Polizei nicht 
mehr der Kontrolle und Anleitung durch die Staatsanwaltschaft unterwerfen und 

                                           
513 Hilger, in: NStZ 2000, 561 (563f.); kritisch zur Generalklausel des § 161 Abs. 1 StPO Albrecht, in: 

StV 2001, 416 (419), der die „neugefaßte Norm als Instrument zur Erforschung von Gesellschafts- 
und Gruppenstrukturen (für) politisch nutzbar“ ansieht und sie für verfassungswidrig erachtet. 

514 Dagegen Hefendehl, in: StV 2001, 700 (702); Ambos, in: Jura 2003, 674 (676), der aufgrund der 
Einfügung einer „Ermittlungsgeneralklausel“ in § 163 Abs. 2 StPO n.F. durch das StVÄG 1999 
den Streit über die Ermittlungsbefugnis zugunsten der Polizei entschieden sieht. 

515 Hefendehl, in: StV 2001, 700; Lilie, in: ZStW 1999, 807 (823) zu § 161 StVÄG. 
516 Vgl. Hefendehl, in: StV 2001, 700 (703); Hilger, in: NStZ 2000, 561 (564). 
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ihr ein vollkommen unabhängiges Ermittlungsrecht einräumen wollen.517 Um 
dieses Ergebnis zu erzielen, hätte es neben der begrifflichen Novellierung der 
„Hilfsbeamten“ als „Ermittlungspersonen“ durch das Erste Justizmodernisie-
rungsgesetz vom 30.08.2004518 zusätzlicher Änderungen bedurft, beispielsweise 
einer Gleichstellung der Polizei mit der Staatsanwaltschaft in § 161 StPO, der 
allgemein mit „Ermittlungen“ überschrieben ist.519 Durch die Ermittlungsgene-
ralklausel wurde die Art und Weise des Ergreifens von Ermittlungsmaßnahmen 
sowohl für die Polizei als auch die Staatsanwaltschaft ausgeweitet, nicht aber die 
Frage nach der Durchführung dieser Maßnahmen an sich abweichend beantwor-
tet, die auch weiterhin grundsätzlich der Staatsanwaltschaft obliegen muss. So-
mit hat die Neufassung des § 163 Abs. 1 S. 2 StPO durch das StVÄG 1999 keine 
Änderung in Bezug auf die allgemeine Sachleitungsbefugnis der Staatsanwalt-
schaft im Ermittlungsverfahren bewirkt. 

(5) Informationsrecht der Staatsanwaltschaft 

§ 163 StPO ist eingefügt in die Vorschriften des vorbereitenden Verfahrens, so 
dass die Tätigkeit des ersten Zugriffs durch die Polizei bereits Bestandteil dieses 
Abschnitts ist. Sie stellt mithin kein gesondertes polizeiliches Verfahren dar.520

Zur Unterstützung dieser These lässt sich § 163 Abs. 2 StPO anführen, wonach 
die Polizei ihre Ermittlungen ohne Verzug der Staatsanwaltschaft übermitteln 
muss. Dieser Übersendungsakt kennzeichnet nicht das Ende eines „polizeilichen 
Ermittlungsverfahrens“, sondern macht den Ausnahmecharakter der eigenstän-
digen Ermittlungstätigkeit der Polizei deutlich.521 Die Staatsanwaltschaft soll 
ohne weitere Verzögerung die Möglichkeit haben, ihre Leitungs- und Kontroll-
befugnis im Verfahren auszuüben und dadurch die vom Gesetzgeber gewünsch-

                                           
517 Im Vorfeld der Gesetzesänderung bereits kritisch Schoreit, in: StV 1989, 449 (452), der in dieser 

Regelung eine „überzogene Blankettvollmacht“ erblickt, die es in der StPO nicht geben dürfe. Eine 
Klarstellung der Rangfolge im Ermittlungsverfahren durch eine entsprechende Formulierung wäre 
an dieser Stelle tatsächlich wünschenswert gewesen. 

518 BGBl. I 2004, S. 2198. 
519 Dass der Begriff „Hilfsbeamter“ durch den Begriff „Ermittlungsperson“ ersetzt wurde, hängt mehr 

mit der gekränkten Eitelkeit der Polizei als mit einer Ausweitung der Ermittlungsbefugnisse zu-
sammen. 

520 Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155 (157); KK-Wache, § 163, Rn. 2. 
521 So auch § 162a Abs. 2 StPO AE-EV, in: Bannenberg, AE-EV, S. 115, der klarstellt, dass nicht erst 

das Endergebnis der Ermittlungen sondern bereits die Aufnahme derselben sowie der Akteninhalt 
nach Bekanntwerden des Tatverdachts unverzüglich an die Staatsanwaltschaft übermittelt werden 
müssen. 
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te umfassende Schutzfunktion einnehmen. Hingegen ist die Position der Polizei 
in diesem Fall gesetzlich nicht abgesichert.522

Abzulehnen ist auch die Annahme, eine Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft 
für den Bereich des § 160 StPO ergebe sich nur, sofern die Polizei über § 161 
Abs. 1 StPO in die Ermittlungen einbezogen werde, weil in § 163 StPO von die-
sem staatsanwaltschaftlichen Bereich nicht die Rede sei. Dann würde konse-
quenter Weise § 160 Abs. 2, 1. HS StPO, der seinem Wortlaut nach nur die 
Staatsanwaltschaft bindet, im Rahmen des § 163 StPO keine Anwendung findet, 
womit die Polizei bei ihren Ermittlungen von der Pflicht zur Objektivität ausge-
nommen wäre. Sie müsste danach keine entlastenden Umstände ermitteln, son-
dern könnte sich auf belastende Tatsachen beschränken, sofern es ihren krimi-
naltaktischen Überlegungen entspräche. Eine solche Vorgehensweise würde die 
Rechte des Beschuldigten nicht ausreichend berücksichtigen und kann offen-
sichtlich vor dem historischen Hintergrund der Einführung der Staatsanwalt-
schaft als Schutzinstanz nicht im Sinne des Gesetzgebers sein. Der Schutz der 
Rechte des Beschuldigten bliebe dem Zufall überlassen, ob der Beschuldigte 
„Glück“ hat, weil die ihn betreffenden Ermittlungen von der Staatsanwaltschaft 
unter Wahrung der Objektivitätspflicht vorgenommen werden, oder ob er 
„Pech“ hat, weil die Polizei die Ermittlungen gem. § 163 StPO leitet und nach 
dem oben genannten konsequenten Ergebnis nicht unter die Pflichten des § 160 
StPO fallen würde. § 163 StPO umfasst hingegen ebenso wie § 161 Abs. 1 StPO 
den Aufgabenbereich und die Schutzfunktion der Staatsanwaltschaft, auch wenn 
sie in concreto von der Polizei ausgeübt wird. 

Eine eigenständige Ermittlungsbefugnis der Polizei im Bereich des § 163 Abs. 1 
StPO ist daher zu verneinen.523 Sie steht im Widerspruch zur gesetzgeberischen 
Konzeption der Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft und würde zu einer ih-
                                           
522 Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 17; Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (160); Füllkrug, in: Krimina-

listik 1986, 155 (157); ungenau Herrmann, in: ZStW 1984, 455 (465), wonach die „Polizei ein be-
gonnenes Verfahren nach Abschluss der Ermittlungen an die Staatsanwaltschaft weiterleiten 
muss“, da offen bleibt, ob damit eine Durchermittlung aller Umstände gemeint ist. 

523 Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (160); Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155 (157); Schaefer, in: StraFo 
2002, 118 (119); Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381); SK-Wolter, vor § 151, Rn. 63; 
Kunzmann, Die Kollision, S. 30, wonach „keine eigene Zuständigkeit der Polizei zur Strafverfol-
gung besteht“; Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 
11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386, wonach die §§ 161, 163 StPO als „bloße Aufgaben-
zuweisung“ zu begreifen sind; Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 74 (77) der von einer vom Ge-
setzgeber gewollten, „engmaschigen Kontrolle durch die Staatsanwaltschaft“ spricht; LR-Rieß, § 
160, Rn. 2, wonach alle anderen Strafverfolgungsbehörden neben der Staatsanwaltschaft nur abge-
leitete oder Teilkompetenzen haben. 
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rer Kontrolle entzogenen „Parallelermittlungsbehörde“ führen.524 Dadurch ergä-
be sich ein uneinheitliches Ermittlungsverfahren, das weder aus kriminaltakti-
scher noch aus rechtsstaatlicher Sicht legitimierbar ist. 

b. Umgehung der Leitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft 

Zur Begründung dieses Ergebnisses lässt sich eine weitere Hypothese heranzie-
hen. Würde man der Polizei eine eigene unabhängige Ermittlungsbefugnis zuge-
stehen, bestünde aufgrund des weiten Wortlauts des § 163 StPO die Gefahr einer 
Umgehung der staatsanwaltschaftlichen Sachleitung. Ähnlich wie bei der Vor-
aussetzung des Merkmals „Gefahr im Verzug“ handelt es sich bei der „Gefahr 
der Verdunkelung“ um eine nicht fest umrissene, sondern verschiedentlich in-
terpretierbare, begrifflich weite Voraussetzung. Bei einzelnen Zwangsmaßnah-
men, insbesondere bei der Durchsuchung, geht die Polizei in der Regel großzü-
gig mit der Bejahung der Eilbedürftigkeit um. Die Unerreichbarkeit des zustän-
digen Staatsanwalts oder Ermittlungsrichters sowie die allgemeine kriminalisti-
sche Erfahrung „nötigen“ die Polizeibeamten dazu, von der Ausnahme der Eil-
bedürftigkeit Gebrauch zu machen.525

Sofern die Polizei lediglich die Voraussetzung der Verdunkelungsgefahr bejahen 
müsste, um ein selbständiges und umfassendes, dem Einfluss der Staatsanwalt-
schaft enthobenes Verfahren führen zu können, wäre die Interpretation dieser 
Voraussetzung von polizeilicher Seite voraussichtlich weit gefasst. Die Polizei 
hätte die Möglichkeit, Richtung, Intensität sowie Art und Weise der Sachver-
haltserforschung eigenmächtig zu bestimmen. Die Aussicht, bei den Ermittlun-
gen vollkommen unabhängig von den Weisungen der Staatsanwaltschaft han-
deln zu können, ist aus kriminaltaktischer Sicht verlockend. Eine großzügige 
Interpretation der „Verdunkelungsgefahr“ mit der anschließenden Berechtigung 
zur eigenmächtigen Führung des Verfahrens durch die Polizei würde die Tür für 

                                           
524 Weitergehender Zuberbier, in: DRiZ 1988, 254, der die Staatsanwaltschaft „als zweite, der Regie-

rung unterworfene und von ihr gesteuerte Exekutivbehörde, die sich neben der Polizei mit Strafver-
folgung im Vorfeld des Gerichtsverfahrens befasst“, für „eigentlich entbehrlich“ hält. Er spricht ihr 
die Legitimation zum Gesetzeswächteramt gegenüber der Polizei ab. Damit verkennt Zuberbier a-
ber die gesetzliche Konzeption der Leitungsbefugnis sowie die Rolle der Staatsanwaltschaft im 
Verfahren.

525 Zur weiten Auslegung des Merkmals „ohne Verzug“ bei § 163 Abs. 2 StPO vgl. Kühne, Strafpro-
zessrecht, Rn. 135; Nelles, in: StV 1984, 74; vgl. zur „Unwilligkeit“ des Ermittlungsrichters, die 
den Staatsanwalt faktisch dazu nötigt, selbst nach § 105 Abs. 1 StPO zu befinden Bei-
chel/Kieninger, in: NStZ 2003, 10ff.; Krehl, in: NStZ 2003, 461ff. sowie Schulz, in: NStZ 2003, 
635f.



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

113

ein polizeiliches Ermittlungsverfahren weit aufstoßen. Dieser Verfahrensab-
schnitt ist jedoch ausschließlicher Herrschaftsgegenstand der Staatsanwaltschaft, 
sofern sie nicht von sich aus die Ausgestaltung der Ermittlungen der Polizei ü-
berlässt. Einen „staatsanwaltsfreien Raum“ darf es im Ermittlungsverfahren 
nicht geben.526

II. Uneingeschränkte Verantwortlichkeit für die Rechtmäßigkeit des Ver-
fahrens

Die Staatsanwaltschaft trägt trotz ihrer verminderten Einflussmöglichkeit auf 
das Ermittlungsverfahren weiterhin uneingeschränkt die volle Verantwortung 
für seine Rechtmäßigkeit.527 Diese Verantwortlichkeit ergibt sich aus § 160 Abs. 
1 StPO, wonach die Staatsanwaltschaft die Pflicht zur Sachverhaltserforschung 
trifft und die sie grundsätzlich zur alleinigen Ermittlungstätigkeit und -leitung 
berechtigt.528 Auch § 170 StPO, wonach nur die Staatsanwaltschaft darüber ent-
scheiden kann, ob die rechtsprechende Gewalt bemüht werden muss oder ob das 
Verfahren eingestellt wird, spricht für ihre alleinige Verantwortlichkeit für das 
Ermittlungsverfahren.  

Dieser Anspruch ist nicht erfüllbar, sofern weite Bereiche des Verfahrens nicht 
mehr ihrer Rechtskontrolle unterliegen.529 Sobald im Verfahren Rechtsfragen zu 
beantworten sind, ist nicht die Polizei, sondern die Staatsanwaltschaft zu deren 
Beantwortung berufen.530 Gerade im Ermittlungsverfahren sind rechtliche As-
pekte aufgrund der noch nicht vollständig aufgeklärten Tatumstände je nach 
Sachlage unterschiedlich zu beantworten, weil verschiedene tatsächliche Alter-
nativen zu einer divergierenden rechtlichen Einordnung führen können. Aus die-
sem Grund muss die Staatsanwaltschaft frühzeitig in die Ermittlungen einbezo-

                                           
526 Geißer, in: GA 1983, 385 (389); Füllkrug, in: Kriminalistik 1986, 155 (157); Schlüchter, Das 

Strafverfahren, Rn. 71; Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265 (267). 
527 Ulrich, in: ZRP 1977, 158 (159); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265; Schoreit, in: ZRP 1982, 288 

(289); Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381); LR-Rieß, vor § 158, Rn. 21; Steffen, Analyse, 
S. 267; Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (425f.); Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsan-
walts, Rn. 1; vgl. dagegen „Leitsätze zum Verhältnis Staatsanwaltschaft – Polizei“, Nr. 2, wodurch 
eine Teilverantwortung der Polizei manifestiert wird. 

528 LR-Rieß, §160, Rn. 2; derselbe, vor § 158, Rn. 21; Steffen, Analyse, S. 267. 
529 Lilie, in: ZStW 1994, 625 (641); derselbe in: NStZ 2003, 568. 
530 Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (426); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265 (267); Lilie, in: NStZ 

2003, 568, wonach der technische Vorsprung der Polizei nicht mit ihrer materiell strafrechtlichen 
Ausbildung harmoniere. 
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gen werden, um gegebenenfalls allgemeine oder im Einzelfall konkrete Weisun-
gen erteilen zu können.531

III. Prämissen polizeilicher Ermittlungstätigkeit 

Die Polizei hat im Bereich der leichten und mittleren Kriminalität faktisch die 
Leitung des Ermittlungsverfahrens übernommen, nur im Bereich der öffentlich-
keitswirksamen schweren Kriminalität und in Fällen der Wirtschaftskriminalität 
wird die Staatsanwaltschaft ihrem Anspruch, „Herrin des Ermittlungsverfah-
rens“ zu sein, noch gerecht.532 Im Übrigen ist sie auf die Vorarbeit der Polizei, 
insbesondere der Kriminalpolizei angewiesen.

Eine Gefährdung der Pflicht zur objektiven Führung des Ermittlungsverfahrens 
kann bejaht werden, wenn die ermittelnde Polizei ihrerseits nicht dem strengen 
Maßstab der Objektivität unterliegt, oder diesem nicht hinreichend entspricht. 
Grundsätzlich kann an dem Willen der Polizei, Gesetz und Verfassung in allen 
Bereichen ihrer Tätigkeit zu beachten, nicht gezweifelt werden. Dennoch bedarf 
ein solch umfassendes und mächtiges Instrument einer Kontrolle, weil ein Miss-
brauch zu keiner Zeit gänzlich ausgeschlossen werden kann.533 Die Historie hat 
diesen Umstand bewiesen, woraus nicht zuletzt die Forderung nach der Einfüh-
rung der Staatsanwaltschaft entstanden ist. Auch in jüngerer Vergangenheit 
wurde von Seiten der Kriminalpolizei immer wieder der Wunsch nach weitrei-
chenderen Zuständigkeiten und Kompetenzen im Ermittlungsbereich geäu-
ßert.534

                                           
531 Schoreit, in: ZRP 1982, 288 (289); Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381). 
532 Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 71; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 135; Rüping, in: ZStW 1983, 

894 (897); Lilie, in: ZStW 1994, 625 (627); Steffen, Analyse, S. 267; Hellebrand, Die Staatsan-
waltschaft, Rn. 212; Ambos, in: Jura 2003, 674 (677); Kelker, in: ZStW 2006, 389 (406). 

533 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (380); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265; Gössel, in: GA 
1980, 325 (339); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 147 (148); Römer, in: 
Kriminalistik 1979, 275 (277); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (17f.) beschreibt die deutsche Ver-
fahrenswirklichkeit aufgrund der zahlreichen Eingriffsmöglichkeiten als „Ermittlungsverfahren ei-
nes Polizeistaates“, dass aber rechtsstaatlich akzeptabel sei, sofern ausreichende und praktisch effi-
ziente Kontrollmechanismen bestünden. 

534 Steinke, in: Kriminalistik 1973, 342 (343), der die Notwendigkeit sieht, „die seitens der Justiz vor-
handenen Klippen zu umschiffen“, um eine erfolgreiche intensive Fahndung zu gewährleisten; 
wohl auch Wieczorek, in: Kriminalistik 1986, 385 (387); zur „Verpolizeilichung“ des Strafprozes-
ses: Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (120f.); Schoreit, in: StV 1989, 449 (450ff.); Albrecht, in: StV 
2001, 416 (417); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (14ff.); Ambos, in: Jura 2003, 674 (677); Paeff-
gen, in: Zur Theorie und Systematik des Strafprozeßrechts, S. 13ff., m.w.N. 
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Die Polizei findet sich als Institution in der speziellen Lage wider, zwei zum 
Teil kollidierende Aufgaben erfüllen zu müssen.535 Sie muss einerseits Gefahren 
für die öffentliche Ordnung durch präventive Maßnahmen abwenden, anderer-
seits wird sie gemeinsam mit der Staatsanwaltschaft im Bereich der Strafverfol-
gung repressiv tätig. 

1. Präventiver Gesetzesauftrag 

Primäres Ziel der Arbeit der Polizeiorgane ist die Gefahrenabwehr, weshalb sie 
einen Großteil ihrer Aufgaben im verwaltungsrechtlichen Bereich erfüllt, in dem 
ihr allein die Sachleitungsbefugnis zusteht und der stark effizienz- und opportu-
nitätsgesteuert ist.536 Sie hat von der Allgemeinheit oder dem Einzelnen Gefah-
ren abzuwehren, durch welche die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht 
wird und ist damit Teil der Staatsaufgabe der inneren Sicherheit.537 Die Grenze 
zwischen präventiver und repressiver Polizeiarbeit wird jedoch beispielsweise 
mit Zunahme der Organisierten Kriminalität immer undeutlicher, so dass Auf-
klärung vergangener und Verhinderung zukünftiger Straftaten häufig dieselben 
Handlungen und Strategien erfordern, wodurch die strafprozessuale Aufklärung 
begangener Delikte teilweise nur ein Nebenprodukt präventiver Polizeiarbeit 
darstellt.538

2. Repressiver Gesetzesauftrag 

Im Bereich der Strafverfolgung nimmt die Polizei eine Ausnahmestellung ein. 
Hier wird sie nicht mehr präventiv tätig, sondern nimmt repressive Aufgaben 
war. Die Strafverfolgung unterliegt nach dem Gesetz der Staatsanwaltschaft, 
was dadurch deutlich wird, dass die Staatsanwaltschaft am gesamten Verfahren 

                                           
535 Vgl. zur Kollision zwischen den verschiedenen Aufgaben umfassend Kunzmann, Die Kollision, S. 

13ff.; Gössel, in: GA 1980, 325 (339); Heghmanns, in: GA 2003, 433 (435); Kelker, in: ZStW 
2006, 389 (406). 

536 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130; Gössel, in: GA 1980, 325 (339); Heghmanns, in: GA 2003, 
433 (435); Paeffgen, in: Zur Theorie und Systematik des Strafprozeßrechts, S. 13 (16), der zutref-
fend anmerkt, dass die strengen Beschränkungen im Strafprozessrecht teilweise durch die nur dem 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz unterworfenen polizeilichen Maßnahmen umgangen werden. 

537 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 78; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 146; Kunz-
mann, Die Kollision, S. 15. 

538 SK-Wolter, vor § 151, Rn. 150; Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 75 (76f.); Paeffgen, in: Zur 
Theorie und Systematik des Strafprozeßrechts, S. 13 (16); Albrecht, in: StV 2001, 416 (417); Nel-
les, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 147 (149); Wieczorek, in: Kriminalistik 1986, 
385 misst der Gefahrenabwehr in diesem Zusammenhang einen höheren Stellenwert als der Straf-
verfolgung bei. 
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bis zur Vollstreckung der Strafe beteiligt ist, während die Polizei lediglich im 
Ermittlungsverfahren tätig wird. Da es sich hierbei um einen bedeutenden Teil-
bereich der gesamten Strafverfolgung handelt, bedarf ihre Tätigkeit der rechtli-
chen Beratung und Kontrolle der Staatsanwaltschaft, die mit den Ergebnissen 
der Ermittlungen auch das weitere Verfahren bestreitet.539

3. Interessengegensätze polizeilicher Ermittlungstätigkeit 

Die Doppelfunktion der Polizei zwingt sie in jedem Verfahren, eine Abwägung 
zwischen dem Anspruch durchzuführen, die Gesellschaft einerseits vor Strafta-
ten zu schützen und strafbare Handlungen zu verfolgen und andererseits die 
Rechte des Beschuldigten jederzeit umfassend zu berücksichtigen.540 Die Polizei 
verfolgt primär die Aufklärung der Tat. Sie will ein Ergebnis der Ermittlungen 
präsentieren und die Gesellschaft insofern beruhigen, als der Täter seiner ge-
rechten Strafe zugeführt und die öffentliche Sicherheit und Ordnung wieder her-
gestellt wurde.541 Dieser Zielsetzung liegt zunehmend ein mehr kriminalpoliti-
sches als kriminologisches Problem zugrunde, weil die Bevölkerung erwartet, 
dass im Bereich der polizeilichen Tätigkeit kriminelle Organisationen und orga-
nisierte Kriminalität frühzeitig und radikal unterlaufen werden, um eine Auswei-
tung dieser Delinquenz zu verhindern.542 In diese Richtung weist auch die Ent-
wicklung der Ausweitung strafprozessualer Zwangsbefugnisse. Einige Maß-
nahmen mit zum Teil eindeutig präventivem Charakter (z.B. Rasterfahndung, 
Kontrollstellen, vorbeugende Identitätsfeststellungen sowie DNA-
Analysedateien) haben zunehmend ihre normative Legitimation im Strafprozess-
recht erfahren, wodurch sich die beiden Bereiche der Gefahrenabwehr und der 
Strafverfolgung immer weiter angeglichen haben.543

                                           
539 Schoreit, in: ZRP 1982, 288 (289f.); Körner, in: Kriminalistik 1992, 130. 
540 Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265; Morré/Bruns, in: FS zum 50jährigen Bestehen des BGH, S. 581 

(608); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 147 (149); Schaefer, in: NJW 1994, 
2876 (2877). 

541 Steffen, Analyse, S. 268, 273; Gössel, in: GA 1980, 325 (339); Zwiehoff, Das Recht auf den Sach-
verständigen, S. 299; Rasch/Hinz, in: Kriminalistik 1980, 377 (380); Ostendorf/Brüning, in: JuS 
2001, 1063 (1065); Artkämper, in: Kriminalistik 2002, 146; zu einer Verurteilung des Angeklagten 
„um jeden Preis“ vgl. BGHSt 33, 283. 

542 In diese Richtung zielen auch die Gesetzesentwürfe der Länder Thüringen, Bayern, Niedersachsen 
und Rheinland-Pfalz zur Ausweitung der Telefonüberwachung. In Zukunft soll eine TÜ auch im 
präventiven Bereich zur Vorbeugung von Straftaten möglich sein, wenn noch keine konkrete Straf-
tat vorliegt, Süddeutsche Zeitung vom 29.07.2003, S. 7. 

543 Paeffgen, in: Zur Theorie und Systematik des Strafprozeßrechts, S. 13 (15); Albrecht, in: StV 2001, 
416 (417); Jung, in: GA 2002, 65 (78). 
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Nicht selten sind die Beamten der Polizei dabei zum raschen Einschreiten ver-
pflichtet und laufen leichter Gefahr, zu irren, als Personen, die einen gewissen 
Abstand zum unmittelbaren Tatgeschehen haben.544 Der Staatsanwalt hingegen 
hat differente Aspekte in seine Bearbeitung des konkreten Falles einzubeziehen. 
Er muss nach § 160 Abs. 2, 1. HS StPO sowohl belastende als auch entlastende 
Umstände beachten, wozu nicht nur die objektiven Tatumstände zählen, auf die 
sich die Polizei konzentriert, sondern auch Fragen der Schuld, Strafzumessung 
und sonstige Gründe, die für die Strafzumessung von Bedeutung sind.545

Besonders schwierig wird die Kollision zwischen den beiden Tätigkeitsberei-
chen der Polizei bei sogenannten „Gemengelagen“.546 Hier treffen Aspekte der 
Gefahrenabwehr mit solchen der Strafverfolgung zusammen. Anschauliches 
Beispiel ist die Geiselnahme mit der real existierenden Gefahr der Tötung der 
Geiseln, aber auch der Einsatz von verdeckten Ermittlern, deren Identität die 
Polizei geheim hält und die dadurch als Zeugen im Hauptverfahren „gesperrt“ 
sind. In den Ausführungen der RiStBV547 finden sich für eine solche Gemenge-
lage konkrete Aussagen für das Verhalten von Staatsanwaltschaft und Polizei.548

Danach ist in derartigen Fällen eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Behörden in ganz besonderem Maße erforderlich. Ein ein-
vernehmliches Handeln unter Berücksichtigung der jeweils zur Aufgabenerfül-
lung notwendigen Maßnahmen soll angestrebt werden, wobei in Fällen, in denen 
die konkrete Lebenssituation eine gleichzeitige angemessene Wahrnehmung 
beider Interessen nicht ermöglicht, durch eine Güter- und Pflichtenabwägung zu 
entscheiden ist, ob die Gefahrenabwehr oder die Strafverfolgung das höherwer-
tige Rechtsgut darstellt. In Eilfällen, in denen eine Güterabwägung aufgrund der 
Situation nicht möglich ist, soll die Polizei die alleinige Entscheidungsgewalt 
über die Wahl der Maßnahmen haben. Insbesondere in solchen Fällen wird sei-
tens der Polizei auch das „zeitintensive, stark abwägende Treffen von Entschei-
dungen“ durch die Staatsanwaltschaft kritisiert.549

                                           
544 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (380); vgl. so schon die Promemoria von v. Savigny und 

Uhden vom 23. März 1846, bei Otto, Preußische Staatsanwaltschaft, S. 40ff. 
545 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130. 
546 Jung, in: GA 2002, 65 (79) spricht anschaulich von einem „Knäuel repressiver und präventiver 

Verbindungsstränge“. 
547 Abgedruckt in Meyer-Goßner.
548 RiStBV, Anlage A, III. 
549 BGHSt 33, 283 (284); Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (384); Ambos, in: Jura 2003, 674 

(677) anerkennt der RiStBV zum Teil eine normativ verankerte Ermittlungsbefugnis der Polizei. 
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In diesen Bereich gehören auch die Fälle, in denen eine Straftat bereits in das 
Stadium des Versuchs eines Straftatbestandes gelangt ist, die Vollendung aber 
noch bevorsteht.550 Bei solchen Konstellationen besteht die Gefahr einer 
Rechtsgutsverletzung, die zu verhindern ursprüngliche Aufgabe der Polizei ist. 
Gleichzeitig existiert nach dem Legalitätsprinzip der grundsätzliche Zwang zur 
Verfolgung dieser Straftat durch die Staatsanwaltschaft, sofern ihr Versuch be-
reits strafbar ist.

Nach Ansicht der Polizei gebührt der Vorfeldarbeit und der Prävention der Vor-
rang gegenüber der Repression, wobei unter die Verbrechensbekämpfung so-
wohl die Gefahrenabwehr als auch die Strafverfolgung gefasst wird.551 Sie ist 
der Ansicht, eine wirkungsvolle Bekämpfung der Kriminalität sei nur möglich, 
wenn alle menschlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse und Umstände ein-
bezogen werden und es keine Unterscheidung zwischen repressiven und präven-
tiven Maßnahmen gebe. Rechtsstaatlichkeit und Effektivität des Strafverfahrens 
prallen hier konkurrierend aufeinander.552 In diese Richtung zielt beispielsweise 
die Aufnahme der Vorsorge für die künftige Strafverfolgung in die Aufgaben-
stellung des Landespolizeirechts. Dadurch werden bereits im Vorfeld tatsächli-
cher Ermittlungen, also im allein der Polizei zugewiesenen Bereich der Gefah-
renabwehr, Daten erhoben und Maßnahmen durchgeführt, die einzig dem Zweck 
einer späteren effizienten Strafverfolgung dienen.553

Der Gesetzesauftrag der Staatsanwaltschaft zielt hingegen auf die Zuführung 
eines Straftäters in ein rechtmäßiges Strafverfahren. Einen präventiven Zweck 
verfolgt ihre Arbeit, abgesehen von der generellen präventiven Wirkung der 
Strafverfolgung, nicht. Gegenstand ihrer Maßnahmen ist die Aufklärung einer 
                                           
550 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 84. 
551 Stümper, in: Kriminalistik 1980, 242 (243); Wieczorek, in: Kriminalistik 1986, 385ff.; Rüping, in: 

ZStW 1983, 895 (905); Morré/Bruns, in: FS zum 50jährigen Bestehen des BGH, S. 581 (608); 
Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (120); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 147 
(151); Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 299. Die Untersuchung von Kunzmann,
Die Kollision, S. 52, 73, ergibt, dass es weder aus einfachgesetzlicher noch verfassungsrechtlicher 
Sicht einen normativ begründbaren Vorrang der Gefahrenabwehr vor der Strafverfolgung gibt. 

552 Stümper, in: Kriminalistik 1980, 242 (243); Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2877). 
553 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 88, 544; Jung, in: GA 2002, 65 (78); vgl. § 1 

Abs. 1 VEMEPolG 1986, wonach die Polizei im Rahmen ihrer Aufgabe der Gefahrenabwehr auch 
für die Verfolgung von Straftaten vorzusorgen hat; Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 
1992, S. 147 (152); in dieser Richtung zielen die Entwürfe der Landespolizeigesetze der Länder 
Thüringen, Bayern, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz, wonach es der Polizei ermöglicht werden 
soll, auch zur Vorbeugung von Straftaten eine Telefonüberwachung durchzuführen, Süddeutsche 
Zeitung vom 29.07.2003, S. 4. 
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Straftat und damit letztlich die Wahrheitsfindung, nicht jedoch die Überführung 
eines Beschuldigten um jeden Preis.554 Ob von ihrem Handeln in Form von Er-
mittlung oder Anklageerhebung ein präventiver Effekt ausgeht oder nicht, ist für 
ihr Handeln nicht relevant. Im Mittelpunkt der Ermittlungen muss aus Sicht der 
Staatsanwaltschaft der Beschuldigte bzw. Angeklagte und die Wahrung seiner 
Rechte stehen, selbst wenn oder gerade weil er der Täter sein sollte. Die Sicht-
weisen und Direktiven von Staatsanwaltschaft und Polizei sind somit unter-
schiedlich und haben entsprechende Auswirkungen auf Ansätze und Vorge-
hensweisen der Ermittlungsarbeit.555

4. Keine Einschränkung der Objektivitätspflicht für die Polizei 

Allgemein hat die Kriminalprävention Vorrang bei den Zielen polizeilicher 
Maßnahmen.556 Die Handlungsmaximen im präventiven Bereich sind streng von 
denen in ihrem repressiven Aufgabengebiet zu unterscheiden. Während sie im 
präventiven Bereich neben der Rechtmäßigkeit vor allem einer Verhältnismä-
ßigkeitsprüfung unterliegt, handelt sie bei der Strafverfolgung ohne eigene ori-
ginäre Ermittlungsbefugnis als verlängerter Arm der Staatsanwaltschaft. Aus 
diesem Grund muss sie auch den gleichen Verfahrensgrundsätzen unterliegen 
wie diese. Sie ist demnach im repressiven Bereich ebenso der Objektivitäts-
pflicht untergeordnet und muss bei ihren Ermittlungen genauso entlastende wie 
belastende Umstände sammeln wie die Staatsanwaltschaft.557 Eine Einschrän-
kung dieser Pflicht aufgrund der differenten Aufgabenstellung der Polizei ist im 
Bereich der Strafverfolgung nicht gegeben. Der Maßstab für die Intensität und 
Art und Weise der polizeilichen Ermittlungstätigkeit ist mit dem der Staatsan-
waltschaft identisch. 

                                           
554 LR-Rieß, § 160, Rn. 15; Steffen, Analyse, S. 273; Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (427); Paw-

lik, in: NStZ 1995, 309 (310) wonach die Staatsanwaltschaft „zu dem objektiven Forum“ gehöre, 
„das dem Beschuldigten garantiert“ sei; Artkämper, in: Kriminalistik 2002, 146 (148). 

555 Morré/Bruns, in: FS zum 50jährigen Bestehen des BGH, S. 581 (608); Lange, Fehlerquellen im 
Ermittlungsverfahren, S. 188; Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (427); Artkämper, in: Krimina-
listik 2002, 146 (150); Rüping, in: ZStW 1983, 894 (907). 

556 Wieczorek, in: Kriminalistik 1986, 385; Gössel, in: GA 1980, 325 (339); Heghmanns, in: GA 2003, 
433 (435). 

557 LG Kiel NStZ 2007, 169; Hellebrand, Die Staatsanwaltschaft, Rn. 206; Krause, in: StV 1984, 169 
(174); LR-Rieß, § 160, Rn. 49. 
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IV. Fehlende eigene Sachverhaltswürdigung durch die Staatsanwaltschaft 

In der Regel wird sowohl aus staatsanwaltlicher als auch aus polizeilicher Sicht 
die gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit der beiden Behörden betont.558

Dabei greifen Staatsanwälte ebenso auf die Kenntnisse und Einschätzungen er-
fahrener Kriminalbeamter zurück, wie letztere bei rechtlichen Fragen die Staats-
anwaltschaft konsultieren.  

Der Großteil der Ermittlungen, gerade im leichten und mittleren Bereich der 
Kriminalität, entzieht sich jedoch der Einwirkungsmöglichkeit der Staatsanwalt-
schaft.559 Insoweit spricht man von einer „Annexion des Strafverfahrens durch 
die Polizei“.560 Dabei muss berücksichtigt werden, dass gerade die kleine und 
mittlere Kriminalität für das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung von großer Be-
deutung ist, weil der einzelne Bürger eher mit einem Diebstahl oder einer Kör-
perverletzung als beispielsweise einem Subventionsbetrug in Berührung kommt. 
Das Gefühl der Rechtssicherheit und das Vertrauen in die Justiz werden haupt-
sächlich durch die Massenkriminalität geprägt und stellen einen erheblichen 
Faktor für die Akzeptanz der Staatsanwaltschaft in der Bevölkerung dar. Die 
bearbeitenden Staatsanwälte haben für diesen Bereich der Delinquenz oftmals 
nicht den notwendigen Einblick in die polizeiliche Arbeit, so dass eine Kontrolle 
und Koordinierung von Ermittlungsmaßnahmen nahezu unmöglich ist und die 
Kriminalpolizei ihre Handlungen unter eigenen taktischen Prämissen durch-
führt.561

1. Eigene rechtliche Prüfung durch die Polizei  

Die Polizei kann aufgrund ihrer Erfahrung sowohl im präventiven als auch im 
repressiven Bereich Prognosen über die Tauglichkeit und den Beweiswert ver-
schiedener Beweismittel erstellen.562 Sie kann in der Regel zutreffend einschät-
zen, ob eine bestimmte zu ermittelnde Tatsache für das Verfahren von Bedeu-
                                           
558 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (384); dagegen Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (132), 

wonach sich die Polizei einer Zusammenarbeit nicht selten entziehe. 
559 Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 111, 117; Steffen, Analyse, 

S. 295; Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1039f.); LR-Rieß, vor § 158, Rn. 34; KK-Wache, § 163, Rn. 
4; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 135; Paeffgen, in: Zur Theorie und Systematik des Strafprozeß-
rechts, S. 13 (14); Ambos, in: Jura 2003, 674 (677); Heghmanns, in: GA 2003, 433 (434). 

560 Strate, in: ZRP 1990, 143; Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 147 (152); vgl. 
auch Heghmanns, in: GA 2003, 433 (436); Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (662). 

561 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (388). 
562 Herrmann, in: ZStW 1984, 455 (465); Steffen, Analyse, S. 262. 
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tung ist oder nicht, wobei es ihr aufgrund ihrer besonders gelagerten Zielsetzung 
bezüglich des Strafverfahrens vor allem auf jene Tatsachen ankommt, die zu 
einer Überführung des Täters führen. Der Rückgriff auf Erfahrungssätze seitens 
der Polizei führt dazu, dass die Polizeibeamten eine eigene, selbständige rechtli-
che Prüfung der ermittelten Umstände vornehmen und abwägen, in welcher 
Weise sie diese an die Staatsanwaltschaft weiterleiten oder nicht.563 Ein solches 
Vorgehen ist bedenklich, wenn man sich vor Augen führt, dass ein vermeintlich 
überschaubarer und rechtlich unkomplizierter Sachverhalt sich erst im Laufe des 
Verfahrens zu einem diffizilen rechtlichen Problem entwickeln kann. In diesen 
Fällen bedarf es einer rechtlichen Gesamtschau, die über die rein kriminalisti-
sche Erfahrung hinausgeht und dem Polizeibeamten in der Regel fremd ist.564

Durch die divergierende Zielrichtung polizeilichen Handelns orientiert sich die 
Ermittlungsarbeit der Polizei nicht immer an der Prämisse, ob bzw. inwieweit 
eine Erhebung der Anklage oder die Einstellung des Verfahrens geboten er-
scheint. In der Regel werden durch die Polizei nur solche Ermittlungen weiter-
gegeben, die für eine Überführung des Beschuldigten sprechen, weil die Akte 
dann als erledigt angesehen werden kann.565 Tatsachen, die erwartungsgemäß in 
der Hauptverhandlung nicht zu einer Verurteilung des Angeklagten führen kön-
nen, werden nicht in die Akten, die an die Staatsanwaltschaft übergeben werden, 
aufgenommen. Die Vorenthaltung von Daten wie kriminaltaktische Vorgehens-
weisen, Details über Observationen oder präventiv erlangte Fakten ist den 
Staatsanwälten teilweise bewusst, jedoch lehnen sie aufgrund ihrer hohen Ar-
beitsbelastung und der grundsätzlich harmonischen Zusammenarbeit einen Kon-
flikt mit der Kriminalpolizei regelmäßig ab.566 Ist bei einzelnen Maßnahmen die 
rechtliche Einordnung nicht überschaubar, greifen die Beamten der Polizei teil-
weise bevorzugt auf Staatsanwälte zurück, die als kooperativ und erfahren gel-

                                           
563 Vgl. Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 111, 117: Bei einer 

empirischen Untersuchung wurde festgestellt, dass in 90 % der von der Polizei an die Staatsanwalt-
schaft übermittelten vermeintlichen Suizidfälle von der Staatsanwaltschaft keine weiteren Ermitt-
lungen angeordnet wurden, sondern der Abschlussbericht der Polizei als Entscheidungsgrundlage 
diente.

564 Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (426). 
565 Vgl. Steffen, Analyse, S. 268, wonach die Ermittlungen dadurch nicht mehr primär an der Verurtei-

lungs- sondern an der Aufklärungswahrscheinlichkeit orientiert werden; Artkämper, in: Kriminalis-
tik 2002, 146 (148). 

566 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (384); vgl. dazu Steffen, Analyse, S. 267, Fn. 261, wonach 
es aufgrund der legitimierenden Wirkung von Akten unwahrscheinlich sei, dass die Polizei etwaige 
„illegale“ Handlungen überhaupt in der Akte festhält und S. 296, wonach die Akten immer der Le-
gitimation desjenigen dienten, der sie selbst geführt habe. 
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ten, um ein möglichst „unkritisches Absegnen geplanter Maßnahmen“ zu errei-
chen.567

2. Maßnahmen im Rahmen der Gefahrenabwehr 

Durch die Doppelfunktion der Polizei im Rahmen ihrer präventiven und repres-
siven Aufgaben und der damit verbundenen teilweisen Kollisionslage, hat die 
Polizei in besonderen Sachlagen die Möglichkeit, objektiv repressive Tätigkei-
ten als Gefahrenabwehr zu deklarieren.568 Dies geschieht zum einen durch be-
reits bestehende, landesrechtliche Befugnisse im Bereich der Gefahrenabwehr. 
So werden längerfristige Observationen und der Einsatz eines V-Manns als 
Maßnahmen der Gefahrenabwehr eingeordnet, obwohl sie von vornherein der 
späteren leichteren Überführung eines Beschuldigten dienen sollen.569 Zum an-
deren fällt es einem erfahrenen Beamten im Polizeidienst leicht, nachvollziehba-
re Gründe für die Annahme einer Gefahr der öffentlichen Sicherheit im konkre-
ten Fall und der damit einhergehenden Befugnis zum Einsatz von Zwangs- und 
Ermittlungsmaßnahmen zur Abwendung dieser Gefahr zu generieren, was ins-
besondere dadurch erleichtert wird, dass zahlreiche Zwangsmaßnahmen der 
StPO, die den Ermittlungsbeamten der Staatsanwaltschaft vorbehalten sein sol-
len, präventiv-polizeilichen Charakter haben und deshalb in zahlreichen Lan-
despolizeigesetzen Eingang gefunden haben.570

Dadurch wird die Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft umgangen. Die 
Polizei stellt sie nach Beendigung der Maßnahmen faktisch vor vollendete Tat-
sachen. Zu diesem Zeitpunkt kann der Staatsanwalt keinen Einfluss mehr auf die 
Rahmenbedingungen der Beweisermittlungen nehmen, muss aber ihre Verwert-
barkeit vor Gericht sicher stellen und dafür die Verantwortung tragen. Er gerät 
dadurch in eine signifikante Abhängigkeit von präventiven Zielvorgaben, bei 
denen eingriffsorientierte Zwangsmaßnahmen einen deutlich niedrigeren Zuläs-
sigkeitsmaßstab haben, als bei repressiven Ermittlungshandlungen.571

                                           
567 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (133). 
568 Rüping, in: ZStW 1983, 895 (906); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, S. 147 

(149); Morré/Bruns, in: FS zum 50jährigen Bestehen des BGH, S. 581 (609); Schünemann, in: 
Kriminalistik 1999, 74 (78); Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (133). 

569 Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, Rn. 544; Morré/Bruns, in: FS zum 50jährigen Be-
stehen des BGH, S. 581 (609); Heghmanns, in: GA 2003, 433 (435). 

570 Vgl. Art 30 – 48 BayPAG; Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 74 (78); Schaefer, in: StraFo 2002, 
118 (120). 

571 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (435). 
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3. Antizipierung staatsanwaltlicher Entscheidung 

a. Vorwegnahme objektiver Gesichtspunkte 

Die eigene rechtliche Einordnung von Beweiswert und Verwertbarkeit eines er-
mittelten Umstandes sowie die Deklarierung repressiver Maßnahmen als solche 
der Gefahrenabwehr mit der Folge der fehlenden Einfluss- und Beurteilungs-
möglichkeit durch die Staatsanwaltschaft führen im Ergebnis dazu, dass die Po-
lizei durch ihre Ermittlungstätigkeit die Entscheidung der Staatsanwaltschaft 
über den Verlauf des weiteren Verfahrens in weiten Teilen vorwegnimmt.572 Die 
anerkannte Leitung der Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft kann sich 
faktisch nicht mehr auswirken, was zum Teil schon seinen Niederschlag in 
Richtlinien zu Führung und Einsatz der Polizei gefunden hat. Danach erhält die 
Staatsanwaltschaft erst dann von Ermittlungen Kenntnis, „wenn die Vorermitt-
lungen nach Meinung der Polizei ganz oder weitgehend abgeschlossen sind“.573

Dadurch wird die Staatsanwaltschaft derart spät in die Ermittlungen einbezogen, 
dass von ihrer leitenden Rolle nicht mehr gesprochen werden kann.574

Dem entspricht auch die Ansicht zahlreicher Kriminalbeamter, wonach die Be-
zeichnung der Staatsanwaltschaft als „Herrin des Ermittlungsverfahrens“ ledig-
lich eine Floskel darstelle. Ihrer Meinung nach gingen die Vorgaben der Staats-
anwaltschaft ohnehin nur in seltenen Fällen über die Vorschläge der Kriminal-
polizei hinaus, so dass die Polizei faktisch selbst bestimme, was „in der Akte 
passiert“.575

Einen Indikator für die Beteiligung der Staatsanwaltschaft am Ermittlungsver-
fahren stellen die Rückverfügungen an die Polizei dar. Das staatsanwaltliche 
Ersuchen um weitere Ermittlungen oder eine differenzierte Beweismittelsuche 
                                           
572 Ambos, in: Jura 2003, 674 (677), wonach die Staatsanwaltschaft „nur noch auf Grundlage der von 

der Polizei selbständig gewonnenen Ermittlungsergebnisse“ entscheide. 
573 Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 111, die die faktische Ent-

scheidungshoheit der Polizei hinsichtlich der Frage des Verdachts einer Straftat empirisch nachge-
wiesen hat; Hellebrand, Die Staatsanwaltschaft, Rn. 212; Rüping, in: ZStW 1983, 895 (902, 906); 
Steffen, Analyse, S. 268, 303; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 138; Steffen, Analyse, S. 271. 

574 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (436) sieht darin zu Recht eine Verschiebung des „Gleichgewichts 
von faktischer Polizei- und institutioneller Kontrollmacht deutlich zu Gunsten der Polizei und da-
mit zu Lasten rechtsstaatlicher Verfahrensgarantien“; Kettner, Informationsvorsprung, S. 22; 
Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 117, 136; Ambos, in: ÖJZ 
2003, 661 (662) zur Problematik in Österreich. 

575 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (385); Hellebrand, Die Staatsanwaltschaft, Rn. 212; dies 
bestätigt auch die Untersuchung von Feltes, in: KrimJ 1984, 50 (59). 
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zeugt davon, dass der Staatsanwalt mit den bisherigen Ermittlungen der Polizei 
nicht zufrieden ist und das bisherige Ergebnis nicht für die Entscheidung zur 
Anklageerhebung oder Verfahrenseinstellung ausreicht.576 Statistische Untersu-
chungen zeigen, dass Rückverfügungen meist nur in solchen Fällen ergehen, die 
von der Polizei bereits als aufgeklärt und durchermittelt angesehen werden.577 In 
sogenannten „Unbekanntsachen“ fordert die Staatsanwaltschaft die Polizei nur 
selten zu weiteren Ermittlungen auf. Daraus lässt sich zum einen der Schluss 
ziehen, dass die erlassenen Rückverfügungen nicht der Verbesserung der poli-
zeilichen Ermittlungen dienen, sondern lediglich die Anklageentscheidung der 
Staatsanwaltschaft weiter absichern sollen. Zum anderen deutet dieses Verhalten 
darauf hin, dass die Staatsanwaltschaft grundsätzlich auf das Ergebnis der ihr 
vorgelegten Ermittlungsergebnisse und Einschätzungen durch die Polizei ver-
traut, womit sie ihre Verpflichtung, von Anfang an darauf zu achten, dass alle 
später im Strafverfahren relevanten Umstände beachtet und gesichert werden, 
nicht ausreichend nachkommt.578

b. Vorwegnahme subjektiver Gesichtspunkte 

Neben den objektiven Umständen einer Tatbegehung spielen insbesondere bei 
komplizierten Vermögensdelikten subjektive Umstände wie Vorsatzfragen eine 
tragende Rolle für die Entscheidung der Klageerhebung oder Verfahrenseinstel-
lung. Während die Staatsanwaltschaft mit der Ausermittlung durch die Polizei 
von Delikten wie Diebstahl gem. § 242 StGB in der Regel zufrieden ist, bemän-
gelt sie häufig die fehlende Ermittlung subjektiver Gesichtspunkte zum Beispiel 
beim Betrug gem. § 263 StGB. Ermittlungsversäumnisse in diesem Bereich 
können zu einem späteren Zeitpunkt durch eine Rückverfügung nur selten nach-
geholt werden, weil der subjektive Bezug eines Täters zur Tat in der zeitlichen 
Nähe zur Tatbegehung am unverfälschtesten ist und mit der Zeit zunehmend von 
Faktoren wie taktischem Kalkül beeinflusst wird.579 Ein rein kriminalistisches 
Wissen der Polizeibeamten reicht für eine zutreffende Deutung und Bewertung 
des subjektiven Bezugs zwischen Tat und Täter nicht aus.
                                           
576 Steffen, Analyse, S. 269. 
577 Zum folgenden vgl. Sessar, in: ZStW 1975, 1033ff.; Steffen, Analyse, S. 270ff. Zur teilweise be-

rechtigten Kritik an den Durchführungsmodalitäten der Untersuchung von Steffen siehe Helmken,
in: DRiZ 1981, 95ff.; Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (662) spricht in Anlehnung an Hauser und Reh-
berg von einem „pfannenfertigen“ (anklagereifen) Endprodukt. 

578 Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1041); Steffen, Analyse, S. 270; vgl. ebenso die Untersuchung von 
Schünemann, in: StV 2000, 159 (163). 

579 Steffen, Analyse, S. 272. 
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Aus diesem Grund darf die Polizei bei der Übersendung des Ermittlungsergeb-
nisses auch keine eigene rechtliche Würdigung einfließen lassen, insbesondere 
Stellungnahmen zur Schuldfrage haben zu unterbleiben.580 Die Erstellung eines 
Schlussberichtes ist in der StPO nicht vorgesehen. Dennoch wird in der Praxis 
von der Polizei häufig ein abschließender Vermerk für die Staatsanwaltschaft 
erstellt, um insbesondere dem bearbeitenden Staatsanwalt einen Überblick bei 
umfangreichen Verfahren zu ermöglichen.581 Der Polizeibeamte wird gezwun-
gen, über seine bisherigen Ermittlungsergebnisse noch einmal Rechenschaft ab-
zulegen und zu überdenken, ob alle wesentlichen Umstände in Betracht gezogen 
und erforscht wurden. Obgleich Einschätzungen schuldbezogener Faktoren kei-
nen Eingang in diese Vermerke finden sollen, um eine Voreingenommenheit der 
Staatsanwaltschaft zu vermeiden, ist es durch eine entsprechende Betonung per-
sonenspezifischer Daten des Beschuldigten möglich, ein subjektives Gesamtbild 
zu erstellen. Ein nicht unerheblicher Teil der Schlussvermerke der Polizei ent-
hält persönliche Beurteilungen zur Person und Schuld des Tatverdächtigen, die 
über die allein geforderte sachliche Darstellung des Vorgangs hinausgehen.582

Negative Bemerkungen wie Anzahl der Vorstrafen, polizeiliche Vorkommnisse 
oder das unkooperative Verhalten bei der Vernehmung werden mitunter gezielt 
zum Gegenstand des Berichts gemacht, um „alte Kunden“, die nach Meinung 
der Polizeibeamten bisher zu gut weggekommen seien, endlich der Gerechtig-
keit zuzuführen.583 Mit Hilfe des Schlussvermerkes, der zweifellos ein unver-
zichtbarer Teil der Kommunikation zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft 
darstellt, haben die polizeilichen Ermittler die Möglichkeit, ihre Ansicht über 
einen Tatverdächtigen mitzuteilen und damit gleichsam die Würdigung seiner 
Persönlichkeit durch den Staatsanwalt zu beeinflussen.584 Dass dies in der Regel 
nicht vorsätzlich, sondern im Zuge der jedem Menschen innewohnenden Sym-
pathie oder Antipathie gegenüber anderen Mitmenschen geschieht, stellt ange-
sichts der möglichen gravierenden Folgen für den Beschuldigten im Verfahren 
                                           
580 Meyer-Goßner, § 163, Rn. 49; LR-Rieß, § 163, Rn. 83; KK-Wache, § 163, Rn. 29; Hellebrand, Die 

Staatsanwaltschaft, Rn. 223. 
581 KK-Wache, § 163, Rn. 29; Meyer-Goßner, § 163, Rn. 48; LR-Rieß, § 163, Rn. 83. 
582 Steffen, Analyse, S. 278; Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1062); vgl. auch Rückel, in: Festgabe für 

Peters, S. 265 (268). 
583 Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1062); Steffen, Analyse, S. 278ff.; so wurden solche Tatverdächtige, 

über die im Schlussbericht eine negative Gesamtbeurteilung enthalten war, signifikant häufiger an-
geklagt, als solche Verfahren, deren Bericht auf rein sachliche Umstände beschränkt war. 

584 Steffen, Analyse, S. 282; Schünemann, in: DRiZ 1999, 146 (148); Decker, in: Kriminalistik 1980, 
423 (428); dagegen: Roth, Tagungsbericht über das Kolloquium Staatsanwaltschaft, zitiert nach 
Steffen, in: ZStW 1975, 1063 (1066). 
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keine Relativierung des Problems dar. Spätestens an dieser Stelle ist der bearbei-
tende Staatsanwalt als Korrektiv gefordert, der sich der Voreingenommenheit 
des sachbearbeitenden Polizeibeamten bewusst sein und mit Hinblick auf die 
von ihm zu fordernde Objektivität einer Beeinflussung begegnen muss. 

c. Selektion im Vorfeld durch die Polizei 

Nur ein Bruchteil aller Strafanzeigen wird bei der Staatsanwaltschaft direkt er-
stattet. Der überragende Anteil der Deliktserfassung geschieht durch die Polizei. 
Grundsätzlich unterliegt diese ebenso dem Legalitätsprinzip wie die Staatsan-
waltschaft, das heißt sie muss die Ermittlungen aufnehmen, sofern genügend 
Hinweise zur Begehung einer konkreten Straftat vorliegen. In der Praxis zeigt 
sich jedoch, dass aufgrund der steigenden Anzahl von Delikten die Polizei Straf-
taten leichter Art teilweise nicht erforscht und dadurch eine Diversion im Vor-
feld vornimmt, die nicht in ihren Zuständigkeitsbereich fällt.585

Neben einer eigenen rechtlichen Einordnung von Sachverhalten durch die Be-
amten der Polizei spielt entscheidend die Art des Delikts eine Rolle bei der Wei-
tergabe des Vorgangs an die Staatsanwaltschaft.586 Während Delikte gegen ma-
terielle Rechtsgüter eher zum Anlass genommen werden, entsprechende Ermitt-
lungen durchzuführen, kommt es bei Straftaten gegen immaterielle Rechtsgüter 
häufiger vor, dass keine Ermittlungen durchgeführt werden, weil sich der jewei-
lige Beamte dabei auf Erfahrungssätze und Alltagstheorien stützt, die ihn zu 
dem Ergebnis führen, es handele sich eher um eine Privatangelegenheit als um 
eine verfolgungsbedürftige Straftat.587 Durch die Kombination der Beschrän-
kung der Staatsanwaltschaft auf Aktenherstellung und -verwaltung und den er-
heblichen Einflusses der Polizei auf Art, Maß und Fortgang des Verfahrens er-
reicht die Polizei im Bereich der leichten und mittleren Kriminalität den Status 
eines „Staatsanwalts vor dem Staatsanwalt“.588

                                           
585 SK-Wolter, vor § 151, Rn. 63; Schünemann, in: DRiZ 1999, 146 (148); Herrmann, in: ZStW 1984, 

455 (465). 
586 Ambos, in: Jura 2003, 674 (677) spricht zutreffend von einer „polizeilichen Umwertung der Krimi-

nalität“.
587 Herrmann, in: ZStW 1984, 455 (466f.); Steffen, Analyse, S. 296, spricht von der „professionellen 

Befangenheit des ermittelnden Polizeibeamten“. 
588 Paeffgen, in: Zur Theorie und Systematik des Strafprozeßrechts, S. 13 (14, Fn. 5); Decker, in: Kri-

minalistik 1980, 423 (428); Kettner, Informationsvorsprung, S. 22; Ambos, in: Jura 2003, 674 
(677); Geipel, in: AnwBl. 2006, 784 (785). 
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4. Arbeitspensum der Staatsanwaltschaften 

Die Arbeitsteilung im Ermittlungsverfahren zwischen Polizei und Staatsanwalt-
schaft hat sich funktionell deutlich zu Gunsten der Polizei, insbesondere der 
Kriminalpolizei verschoben. Die Auslöser und Faktoren für diese Entwicklun-
gen auf Seiten der Polizei wurden oben dargestellt, doch sind sie nicht die allei-
nigen Gründe für diese Verschiebung. Auch die Staatsanwaltschaft selbst trägt 
dazu bei, dass die eigenverantwortliche Ermittlung von Straftaten durch die 
Kriminalpolizei an Gewicht zunimmt.

Eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft 
und Kriminalpolizei kann und muss im Einzelfall dazu führen, dass der bearbei-
tende Staatsanwalt die genaue Vorgehensweise bei bestimmten Ermittlungen 
den erfahrenen Beamten der Polizei überlässt.589 Das Vertrauen in die rechtmä-
ßige Ausführung der Ermittlungshandlungen kann nur bestehen, wenn der 
Staatsanwalt zuvor genaue Kenntnis von Umfang und Reichweite der Maßnah-
men erhält. In diesem Zusammenhang muss er der Polizei möglichst genaue 
Weisungen erteilen, um seiner Kontroll- und Leitungsfunktion im Ermittlungs-
verfahren gerecht zu werden.

In der Praxis werden die Polizeibeamten nicht selten mit Ermittlungsaufträgen 
von Seiten der Staatsanwaltschaft konfrontiert, die sich in ungenauen Floskeln 
wie „die erforderlichen Ermittlungen durchzuführen“ oder „die Ermittlungen 
abzuschließen“ erschöpfen.590 Dem Polizeibeamten bleibt in diesen Fällen nichts 
anderes übrig, als die notwendige Eigeninitiative zu ergreifen und die Ermitt-
lungen nach seinen Vorstellungen voran zu bringen, obwohl es ihm vielleicht 
lieber wäre, er bekäme detaillierte Anweisungen. Gerade in den Fällen, in denen 
ein Antrag auf Vornahme einer Beschlagnahme, Durchsuchung oder Telefon-
überwachung aus rechtlicher Sicht nicht ausreichend begründet ist, ist es die 
Aufgabe des bearbeitenden Staatsanwalts diese Lücken deutlich zu machen und 
darzustellen, welches konkrete rechtliche Hindernis der Ermittlungsmaßnahme 
                                           
589 Vgl. RiStBV, Anlage A, II; Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381); Heghmanns, Das Ar-

beitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 303. 
590 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (133); vgl. Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, 

Rn. 312, der als Staatsanwalt ebenfalls eine präzise und konkrete Stellung des Auftrags an die Poli-
zei fordert, ohne dabei dieser die Möglichkeit zu nehmen, auf Veränderungen im Ermittlungsver-
fahren flexibel reagieren zu können; Steffen, Analyse, S. 271f., wonach sich die ermittelnden Poli-
zeibeamten über sog. „Leerermittlungen“ beschweren, bei denen von Beginn an keine Chance auf 
Aufklärung der Sachlage bestand, die Staatsanwaltschaft aber eine Ermittlung fordert, um das Ver-
fahren später „in schöner Regelmäßigkeit“ ohnehin einzustellen. 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

128

entgegensteht.591 Auch das muss Gegenstand einer von beiden Seiten geforder-
ten vertrauensvollen Zusammenarbeit sein. Wenn es sich um rechtlich schwieri-
ge Maßnahmen handelt, muss der Staatsanwalt zu Recht die Verantwortung da-
für übernehmen, weil es seine Aufgabe ist, die Rechtmäßigkeit sowie Richtung 
und Umfang der Ermittlungen zu überwachen.592 Eine nur floskelhafte Anlei-
tung der Polizeibeamten bei ihren Ermittlungen stellt einen bewussten Verzicht 
auf die Leitungsbefugnis von Seiten der Staatsanwaltschaft dar.593

Die teilweise mangelhafte „Betreuung“ der polizeilichen Ermittler wird von den 
Staatsanwälten meist durch die arbeitstechnische Überbelastung erklärt. In der 
Tat unterscheidet sich die Zahl der zu bearbeitenden Vorgänge bei Polizei und 
Staatsanwaltschaft erheblich. Bei der Kriminalpolizei ist es möglich, dass sich 
ein Sachbearbeiter ausschließlich mit einem umfangreichen Sachverhalt be-
schäftigt, während andere Kollegen um die 60 kleinere Vorgänge bearbeiten. 
Bei der Staatsanwaltschaft hingegen muss der Dezernent unabhängig vom Um-
fang in der Regel 130 Verfahren gleichzeitig bearbeiten.594 Die unzureichende 
personelle Ausstattung der Staatsanwaltschaften und die hohe Fluktuation in den 
einzelnen Abteilungen führen dazu, dass der persönliche Kontakt und die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit zwischen der Staatsanwaltschaft und der Polizei 
erheblich erschwert werden. In Untersuchungen wurde festgestellt, dass gerade 
die gute Zusammenarbeit und die Kontinuität zwischen den Behörden die Ein-
flussmöglichkeiten der Staatsanwälte auf die Ermittlungen signifikant erhö-
hen.595 Gleichzeitig wurde aber auch deutlich, dass das Kontrollinteresse gegen-
über der Polizei umso geringer wird, je enger sich die Zusammenarbeit gestaltet. 
Das Vertrauen des Staatsanwaltes in die Rechtmäßigkeit der Ermittlungshand-
lungen durch die Polizeibeamten scheint hierbei so groß zu sein, dass für eine 
Leitung der Ermittlungen kein Bedarf besteht, wohl auch deshalb, um die gute 
Beziehung nicht nachhaltig zu stören.596

                                           
591 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (133); Steffen, Analyse, S. 267. 
592 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (381). 
593 Körner, in: Kriminalistik 1992, 130 (133). 
594 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (384); Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, 

Rn. 148ff.; vgl. auch Günter, in: DRiZ 2002, 55 (67), wonach einem Staatsanwalt erster Instanz 
täglich bis zu 79 Akten neu vorgelegt werden und dass dieses Arbeitspensum nur mit „überobliga-
tionsmäßigem Aufwand an Zeit und Einsatz zu bewältigen“ sei; ebenso Feltes, in: KrimJ 1984, 50 
(59), wonach die hohen Erledigungszahlen „wohl kaum eine differenziertere Betrachtung“ von Tat 
und Täter erlaubten. 

595 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2878). 
596 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (387); Heghmanns, in: GA 2003, 433 (444). 
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Konsequenz dieser Vorgehensweise ist zum einen, dass nicht mehr die Person 
des Verdächtigen im Mittelpunkt des staatsanwaltlichen Interesses steht, son-
dern nur die objektiven Merkmale des Falles wie er sich aus der Akte ergibt. 
Zum anderen erschöpft sich die Arbeit der Staatsanwaltschaft im Massenge-
schäft, weil sie hohe Erledigungszahlen bringt, was der Politik wichtig ist, um 
der Bevölkerung ein hohes Sicherheitsgefühl zu vermitteln und letztlich aus-
schlaggebend für ihre Personalpolitik ist.597

E. Diskrepanz zwischen normativem Anspruch und Realität 

Der in § 160 Abs. 2, 1. HS StPO normierte Zwang zur objektiven Ermittlung 
aller bedeutsamen Umstände des Verfahrens enthält keine Ausnahmen oder Ein-
schränkungen.598 Die Staatsanwaltschaften sind sich dieses Anspruchs bewusst, 
kommen ihm aber in der Regel, das heißt bei der Mehrheit der Ermittlungsver-
fahren, aus verschiedenen Gründen faktisch nicht nach.599

I. Weisungsgebundenheit als Einschränkung staatsanwaltlicher Entschei-
dungen

Die Weisungsgebundenheit der Beamten der Staatsanwaltschaft spielt eine eher 
untergeordnete Rolle, wenngleich sie im Einzelfall Bedeutung erlangen kann. 
Dies gilt nicht nur für den Beschuldigten sondern ebenso für den betroffenen 
Staatsanwalt. Auch wenn es einen unabhängigen, gesetzlichen Staatsanwalt in 
Deutschland nicht gibt, stellt die Weisungsgebundenheit, sowohl die interne wie 
vor allem die externe, eine Einschränkung der staatsanwaltlichen Entschei-
dungsräume dar. Zwar kann eine Beeinflussung des bearbeitenden Staatsanwalts 
durch seinen Vorgesetzten oder das Ministerium ebenso einen negativen Aspekt 
für den Beschuldigten darstellen, nämlich dann, wenn entgegen der Überzeu-
gung des Sachbearbeiters Anklage erhoben werden soll, wie einen positiven im 
Falle der Anweisung zur Einstellung des Verfahrens. Sinn und Zweck der Ob-
jektivitätspflicht ist aber nicht allein der Schutz des Beschuldigten vor unge-
rechtfertigter Anklageerhebung. Sie dient dazu, die Wahrheit ohne Voreinge-
                                           
597 Prantl, in: Süddeutsche Zeitung vom 30.09.2003, S. 8. 
598 Insoweit einschränkend SK-Wohlers, § 160, Rn. 40, der die Pflicht zur Objektivität als „etwas Un-

mögliches“ und als „psychologische Zumutung“ ansieht. Gefordert werden könne daher kein „ob-
jektiver Staatsanwalt“, sondern allenfalls die Pflicht des Staatsanwalts, trotz Hegens eines Tatver-
dachts auch entlastende Umstände zu berücksichtigen. 

599 Zu einem besonders krassen Fall eines Verstoßes gegen § 160 Abs. 2 StPO durch einen ermitteln-
den Staatsanwalt vgl. LG Bad Kreuznach StV 1993, 629 (636). 
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nommenheit zu erforschen und dadurch den Unschuldigen freizusprechen und 
den Schuldigen seiner gerechten Strafe zuführen zu können. Neben der Wah-
rung der Interessen und Rechte des Einzelnen ist die Objektivität somit auch Ga-
rant für den Anspruch der Gesellschaft auf Durchsetzung und Vollstreckung ih-
rer geltenden Rechtsnormen. 

II. Mangelnder Einfluss im Ermittlungsverfahren  

Die Staatsanwaltschaft hat bei diesem Vorgang eine Schlüsselposition inne. Sie 
entscheidet, ob die ermittelten Tatsachen zur Erhebung der Anklage ausreichen 
oder nicht. Sie bestimmt, was dem zur Entscheidung befugten Richter vorgetra-
gen wird, weshalb man sie auch als „Richter vor dem Richter“600 bezeichnet. Für 
diese wegweisende Entscheidung muss der Staatsanwalt, der sie trifft, das ihr 
zugrunde liegende, vorhergehende Prüfungsverfahren beherrschen und durch-
führen.601 Hier offenbart sich der mangelnde Einfluss der Staatsanwaltschaft auf 
das Ermittlungsverfahren.602 Diesen Prozessabschnitt dominiert die Polizei, in-
dem sie weitgehend allein bestimmt, welche Delikte mit welcher Intensität ver-
folgt werden.603 Die Polizei unterzieht die Verfahren bereits durch die Aufnah-
me der betreffenden Strafanzeige einem Selektionsprozess. 

Die Polizei bestimmt danach das Ermittlungsverfahren nach ihren Maßstäben, 
die hauptsächlich an kriminalistischen und kriminalpolitischen Prämissen orien-
tiert sind. Zwar unterliegt sie als verlängerter Arm der Staatsanwaltschaft ebenso 
der Objektivitätspflicht, sie geht aber von einer anderen Zielsetzung ihrer Arbeit 
aus. Die Gefahrenabwehr und die Kriminalprävention haben bei ihrer Tätigkeit 
Priorität. Die Sichtweise auf den Verdächtigen und den Verlauf eines Prozesses 
ist daher von jener der Staatsanwaltschaft verschieden, was dazu führt, dass eine 
Verurteilung eher als „Erfolg“ angesehen wird als ein Freispruch, sei er unter 
juristischen Gesichtspunkten auch die einzig vertretbare Lösung.

                                           
600 Zitat nach Kausch, Der Staatsanwalt - Ein Richter vor dem Richter?, Untersuchungen zu § 153a 

StPO; Meier, in: GA 2004, 441 (445). 
601 Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 74. 
602 Die Verfahrensherrschaft der Staatsanwaltschaft wird auch normativ weiter unterhöhlt, so heißt es 

in § 110b StPO: „ Der Einsatz eines verdeckten Ermittlers ist erst nach Zustimmung der Staatsan-
waltschaft zulässig“. Nur die Billigung, nicht mehr die Anordnung obliegt der Staatsanwaltschaft. 
Vgl. zur noch extremeren Situation in Österreich Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (662ff.). 

603 Steffen, Analyse, S. 295; Lilie, in: ZStW 1994, 625 (640); Schünemann, in: DRiZ 1999, 146 (148); 
Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (382); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag in Hamburg 1992, 
S. 147 (153); Kettner, Informationsvorsprung, S. 22; Lange, Fehlerquellen im Ermittlungsverfah-
ren, S. 184; Ambos, in: Jura 2003, 674 (677); Heghmanns, in: GA 2003, 433 (435). 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

131

Die Polizei ermittelt den Großteil der zu ihrer Kenntnis gelangten Delikte nahe-
zu vollständig aus, ohne die Staatsanwaltschaft dabei zu beteiligen.604 Sie erhält 
in den meisten Fällen erst Kenntnis von einem Vorgang, wenn nach Ansicht der 
Polizei bereits alle für eine Anklage erheblichen Umstände ermittelt worden 
sind. Durch die fehlende Einflussmöglichkeit der Staatsanwaltschaft auf das 
Ermittlungsverfahren können Fehler oder Versäumnisse, die sich erst im weite-
ren Verfahrensablauf offenbaren, durch eine rechtzeitige und gebotene Beteili-
gung des Staatsanwalts aber hätten vermieden werden können, nicht mehr beho-
ben werden.605 Dadurch entscheidet zu einem Großteil die Polizei über den Ge-
genstand eines Ermittlungsverfahrens und darüber, wer einer möglichen Verur-
teilung zugeführt wird.606 Die Staatsanwaltschaft wird in diesen Fällen, die den 
Großteil der alltäglichen Arbeit dieser Behörde ausmacht, zum „Boten“ für die 
Einreichung der Anklageschrift, zum „Justitiar“ und zur „nicht widersprechen-
den Hilfstruppe der Polizei“ degradiert.607 Die faktische Herrschaft über das Er-
mittlungsverfahren hat die Polizei inne. Die Staatsanwaltschaft hat ihre Kon-
troll- und Leitungsfunktion verloren und sich von ihrem gesetzlich vorgesehe-
nen Idealbild entfernt.608

III. Antizipierung von Entscheidungen bis in die Hauptverhandlung hinein 

Bedenklich erscheint in diesem Zusammenhang, dass sich der Prozess der Be-
einflussung und Antizipation von Entscheidungen durch die Ermittlungen der 
Polizei bis in das Hauptverfahren fortsetzen kann.609 Hat schon der Staatsanwalt
die ihm in der polizeilich ermittelten Akte vorgelegten Umstände des Verfahrens 
teils unreflektiert und unkritisch in seine Entscheidungen übernommen, so 
                                           
604 Meier, in: GA 2004, 441 (446); Ambos, in: Jura 2003, 674 (682) hält diese Entwicklung für den 

Bereich der leichten und mittleren Kriminalität für „unbedenklich und sogar praktisch geboten“; 
derselbe, in: ÖJZ 2003, 661 (662f.) für das österreichische Verfahren; in Schweden ist die polizei-
liche Ermittlungshoheit bei leichteren Delikten normativ verankert, Lundqvist, in: ZStW 2000, 157 
(158); in den Niederlanden schließlich obliegt der Polizei grundsätzlich die Aufklärung von Strafta-
ten, Art. 141 nl. StPO; Tak, in: ZStW 2000, 170 (172). 

605 SK-Wolter, vor § 151, Rn. 60; vgl. Lilie, in: NStZ 2003, 568 zur vergleichbaren Problematik im 
Zwischenverfahren. 

606 Sessar, in: ZStW 1975, 1033 (1062); SK-Wolter, vor § 151, Rn. 63; Herrmann, in: ZStW 1984, 455 
(465); Steffen, Analyse, S. 295; Meier, in: GA 2004, 441 (446). 

607 Frankfurter Arbeitskreis Strafrecht, in: StV 2000, 460; ebenso Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (120); 
vgl. zum identischen Problemkreis in Österreich Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (662). 

608 Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (119); Meier, in: GA 2004, 441 (446); Kettner, Informationsvor-
sprung, S. 22; Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 42; Kelker, in: ZStW 2006, 389 
(408).

609 Jung, in: GA 2002, 65 (69) spricht von einer „Präformierung des Verfahrensergebnisses“. 
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schließt sich nach der Theorie der sozialen Vergleichsprozesse auch der Richter 
in der Hauptverhandlung aufgrund der ungeklärten Situation eher der Ansicht 
einer von ihm als kompetent eingestuften Vergleichsperson an. Das führt zu ei-
ner einseitigen Betonung belastender Umstände durch die Ermittlungen der Po-
lizei, die bis auf die Meinungsbildung des entscheidenden Richters durchschla-
gen kann.610 Nach der Theorie der kognitiven Dissonanz versucht der Mensch 
ganz allgemein Widersprüche zwischen seinem Wissen und seiner Meinung 
auszugleichen, indem Informationen, die eine zuvor als richtig eingestufte 
Hypothese belegen, systematisch überbewertet werden, während widerspre-
chende Informationen unterbewertet werden, was zu einer selektiven Wahrneh-
mung führt.611 Darüber hinaus hat der erkennende Richter bereits selbst den 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen durch seinen Eröffnungsbeschluss eine 
hohe Verurteilungswahrscheinlichkeit attestiert, wodurch er nicht unerheblich 
einseitig beeinflusst wird.612 Diese „Vor-Entscheidung“ stellt einen anthropolo-
gischen Umstand dar, an dem auch die Statuierung einer Objektivitätspflicht in 
jedem Stadium des Strafverfahrens nichts zu ändern vermag. So zieht sich ein 
Faden selektiver und voreingenommener Ermittlungen durch das gesamte Ver-
fahren bis hin zur Urteilsfindung.613 Diese Kette der selektiven Voreingenom-
menheit kann nur durchbrochen werden, wenn der Richter und die Staatsanwalt-
schaft frühzeitig auch von entlastenden Umständen Kenntnis erlangen, was in 
der Regel nur durch eine frühzeitige Einbeziehung der Verteidigung zu gewähr-
leisten ist, weil die durch die Polizei geführten Akten nahezu ausschließlich be-
lastenden Charakter aufweisen.614 Entlastende Merkmale müssen daher den be-
lastenden Merkmalen im Idealfall auch in der Ermittlungsakte direkt nachfolgen, 
                                           
610 Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (21); derselbe, in: DRiZ 1999, 146 (149) spricht von „Perseveranz- 

und Schulterschlusseffekten“ sowie einer „self-fulfilling prophecy“ die dazu führten, dass die „po-
lizeilichen Vernehmungsprotokolle zu den heimlichen Hauptbestimmungsgründen des Urteils“ a-
vancieren können; derselbe, in: StV 2000, 159 (163); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 nen-
nen dieses Verhalten den sog. „primacy-Effekt“; Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (553) spre-
chen vom „inertia“ - Effekt; vgl. auch die Untersuchung von Rasch/Hinz, in: Kriminalistik 1980, 
377 (379), wonach das polizeiliche Vernehmungsprotokoll „Auskunft über Vorstellungen und Ein-
stellungen des vernehmenden Beamten“ gibt; Roxin, in: Festschrift für Schmidt-Leichner, S. 145 
(152); Lange, Fehlerquellen im Ermittlungsverfahren, S. 184; Geipel, in: AnwBl. 2006, 784 (785). 

611 Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (553); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504. 
612 Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (21); Roxin, in: Festschrift für Schmidt-Leichner, S. 145 (150); vgl. 

auch Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 43 und Schlothauer/Weider, in: StV 
2004, 504 zur Theorie der kognitiven Dissonanz. 

613 In den Niederlanden, wo die Polizei hauptsächlich die Ermittlungen allein führt, kann das Protokoll 
eines Ermittlungsbeamten dazu führen, dass der Richter es allein aufgrund dessen als erwiesen er-
achtet, dass der Beschuldigte die ihm zur Last gelegte Tat begangen hat, Art. 344 Abs. 2 nl. StPO. 

614 Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (553). 
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um eine Zementierung der den Beschuldigten benachteiligenden Umstände zu 
verhindern.

Wenngleich der Einfluss der Polizeibehörden auch aufgrund der ansteigenden 
Zahl von Delikten immer weiter ausgedehnt wird, weil die personelle Unterbe-
setzung der Staatsanwaltschaften dem Arbeitsanfall nicht mehr gerecht wird, 
widerspricht eine polizeiliche Dominanz im Ermittlungsverfahren der Konzepti-
on der §§ 161, 163, 151 und 152 Abs. 2 StPO. Ein gesteigerter Einfluss der Po-
lizei, der sich durch das Ermittlungsverfahren auch auf die Hauptverhandlung 
auswirkt, wird der Stellung der Staatsanwaltschaft als antragsentscheidender 
Behörde nicht gerecht.615 Hier zeigt sich eine bemerkenswerte Parallele in der 
historischen Entwicklung. Als die Staatsanwaltschaft eingeführt wurde, verzich-
tete man auf ein eigenes Ermittlungsorgan und überließ der Polizei die Untersu-
chung der betreffenden tatsächlichen Umstände. Das führte dazu, dass die Poli-
zei in der Praxis das Ermittlungsverfahren vollständig an sich riss, Sachverhalte 
ohne Beteiligung der Staatsanwaltschaft durchermittelte und der Beschuldigte 
nicht unerheblich dem Ermessen und der Willkür des Polizeiapparates ausge-
setzt war. Erst durch die Reichsstrafprozessordnung 1877 wurde dieser Miss-
stand formal durch die Regelungen der §§ 160 und 163 StPO sowie § 152 GVG 
beseitigt.616

IV. Verstoß gegen Gewaltenteilungsgrundsatz  

Die faktische Lage der beherrschenden Position der Polizei im Ermittlungsver-
fahren verstößt gegen den Grundsatz der Gewaltenteilung. Sofern der Umfang 
und die Art der Kriminalität derart ansteigen, dass nur die Polizei mit ihren zur 
Verfügung stehenden Ressourcen ihn zu bewältigen in der Lage ist, so ist es al-
lein die Aufgabe des Gesetzgebers, die normativen Grundlagen für eine erwei-
terte Beteiligung der Exekutive im Strafverfahren zu schaffen. Die umfassendere 
Sachkenntnis, das Insiderwissen, das „Fingerspitzengefühl“ und die Anpas-
sungsfähigkeit des Polizeiapparates allein stellen keinen Grund dar, die vom Ge-
setzgeber gewollte Aufgabenzuweisung im Ermittlungsverfahren „gewohnheits-
rechtlich“ zu unterlaufen.617 Die Strafverfolgung nach den Vorschriften der 
                                           
615 Schaefer, in: NJW 1994, 2876 (2878); SK-Wolter, vor § 151, Rn. 63; Lilie, in: NStZ 2003, 568. 
616 Schünemann, in: Kriminalistik 1999, 74 (76). 
617 Ebenso Stümper, in: Kriminalistik 1986, 395 (399); Krey, Tagungsbericht des Symposiums an der 

Universität Trier vom 4. und 5.11.1994 zum Verhältnis von Staatsanwaltschaft und Polizei im 
Strafverfahrensrecht, in: JZ 1995, 503 (504); Lilie, in: ZStW 1994, 625 (640), wonach man sich an 
die faktische Übermacht der Polizei zu sehr gewöhnt habe; i.E. ebenso Schoreit, in: StV 1989, 449 



2. Kapitel: Gefährdung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

134

StPO ist Regelungsgegenstand des Bundesgesetzgebers und kann nicht durch 
eine Stärkung landesgesetzlicher Polizeigesetze diskreditiert werden. 

V. Geltung der Vorstellungen des historischen Gesetzgebers 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die Prämissen, die dem histo-
rischen Gesetzgeber bei der Schaffung der Staatsanwaltschaft zugrunde lagen, 
eventuell ihre Gültigkeit verloren haben. In diesem Fall wäre der Gesetzgeber
gezwungen, eine Änderung des Prozessrechts herbeizuführen.

Das Ziel der Einführung der Institution Staatsanwaltschaft war neben der Ab-
schaffung des Inquisitionsprozesses die Bildung einer objektiven obrigkeitlichen 
Behörde, die die Gewähr für die Rechtsstaatlichkeit des Verfahrens und die Be-
rücksichtigung der Beschuldigtenrechte übernahm und zudem ein Kontrollorgan 
für die wachsende Machtfülle der Polizei bildete.618 Die Reformierung des 
Strafprozesses wurde seitdem stetig auch aus der Sicht des Beschuldigten vo-
rangetrieben, die Abkehr von der Inquisition ist längst vollzogen. Allerdings ist 
im Zuge der sich verändernden Kriminalität ein Trend erkennbar, der die Befug-
nisse der Ermittlungsorgane, insbesondere der Polizei, wieder ausweitet. In den 
Kreis der Betroffenen sind hierbei zunehmend nicht nur der Beschuldigte selbst, 
sondern aufgrund der kaum isoliert anwendbaren technischen Überwachungs-
methoden auch unbeteiligte Dritte zu zählen.619

Grundsätzlich hat kein Bürger einen Rechtsanspruch, von einem Ermittlungsver-
fahren verschont zu bleiben.620 Das steigende Potenzial des Eingriffs in die 
Rechtssphäre Dritter bedarf jedoch einer staatlichen, objektiven Kontrolle.621

                                                                                                                               
(452) der darin eine „Machtverschiebung von der 3. Gewalt zur 2. Gewalt“ durch die „Hintertür“ 
erblickt.

618 Vgl. oben Kap. 1, B, I. 
619 Vgl. dazu jüngst die Planung des BKA, Kennzeichen von Fahrzeugen an neuralgischen Punkten 

wie Tunnel, Autobahnen und Hauptverkehrsstraßen zugunsten einer effizienteren Kriminalitätsbe-
kämpfung zu scannen und mit einer Datenbank abzugleichen. Dabei werden auch Kennzeichen von 
Personen überprüft, gegen die keinerlei Tatverdacht besteht, Grassmann, in: Süddeutsche Zeitung 
vom 29.12.2003, S. 1. 

620 Ein gerichtlicher Rechtsschutz gegen die Einleitung und Durchführung eines Ermittlungsverfahrens 
besteht grundsätzlich nicht; SK-Wohlers, § 160, Rn. 98; LR-Rieß, vor § 158, Rn. 49; Meyer-
Goßner, § 23 EGGVG, Rn. 9; AK-Schöch, § 160, Rn. 17; Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 348; Kis-
sel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 23 EGGVG, Rn. 40. 

621 Gegen einzelne Zwangsmaßnahmen besteht hingegen grundsätzlich ein Recht auf gerichtliche Ü-
berprüfung; SK-Wohlers, § 160, Rn. 98; LR-Rieß, vor § 158, Rn. 49; Meyer-Goßner, § 23 
EGGVG, Rn. 9. 
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Diese Funktion wird durch die Staatsanwaltschaft erfüllt, sofern die tatsächli-
chen Voraussetzungen dafür geschaffen werden. Der immer weiter reichende 
Eingriff in die Rechte des Beschuldigten im Ermittlungsverfahren muss somit 
stets von einer Instanz autorisiert sein, die allein dem Gesetz und nicht einem 
kriminalpolitischen Kalkül unterworfen ist. Deshalb haben die Vorstellungen 
des historischen Gesetzgebers, der die Staatsanwaltschaft als „Wächter des Ge-
setzes“ geschaffen hat, auch heute noch Gültigkeit, wenngleich sich die Rah-
menbedingungen ihrer Tätigkeit in Schwerpunktsetzung, Art und Maß verändert 
haben.622

F. Rechtsschutz gegen die Verletzung der Objektivitätspflicht 

I. Gerichtliche Überprüfbarkeit des Ermittlungsverfahrens 

Unproblematisch kann der Beschuldigte gegen einzelne Zwangsmaßnahmen im 
Ermittlungsverfahren gerichtlich vorgehen und diese überprüfen lassen.623 In 
vielen Fällen handelt es sich um präventive Maßnahmen, für die der Verwal-
tungsrechtsweg eröffnet ist. Für Maßnahmen im eindeutig repressiven Aufga-
bengebiet steht dem Beschuldigten die Gegenvorstellung und die Dienstauf-
sichtsbeschwerde sowie die Kontrolle aufgrund einer nachträglichen Befassung 
des Ermittlungsrichters nach § 98 Abs. 2 S. 2 StPO in direkter oder analoger 
Anwendung zur Verfügung.624

Problematisch ist demgegenüber die Überprüfbarkeit der Rechtmäßigkeit der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens per se und die Frage, ob der Beschuldig-
te bei einer Verletzung der Objektivität im Ermittlungsverfahren die Möglich-
keit hat, gerichtlich dagegen vorzugehen. Nach herrschender Meinung existiert 
eine solche Möglichkeit nicht.625 Denn Maßnahmen, die auf die Einleitung und 
Durchführung des Ermittlungsverfahrens gerichtet sind, stellen keine klassi-
schen Zwangsmaßnahmen dar, sondern sind als unselbständige Prozesshandlun-

                                           
622 Ebenso Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (425f.); Schaefer, in: StraFo 2002, 118 (119). 
623 SK-Wohlers, § 160, Rn. 98; LR-Rieß, vor § 158, Rn. 49; Meyer-Goßner, § 23 EGGVG, Rn. 9; 

Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (20). 
624 BGH NStZ 1986, 562 (563); LR-Rieß, § 160, Rn. 66; Schlüchter, Das Strafverfahren, Rn. 395; SK-

Wohlers, § 160, Rn. 98; Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (35). 
625 BVerfG NStZ 2004, 447; NStZ 1984, 228; OLG Karlsruhe NStZ 1982, 434 (435); OLG Karlsruhe

NStZ 1983, 38 (39); OLG Dresden OLGR Dresden 2001, 551; OLG Jena NStZ 2005, 343 (343); 
LR-Rieß, § 160, Rn. 68; AK-Schöch, § 160, Rn. 17; Meyer-Goßner, § 23 EGGVG, Rn. 9; Kühne,
Strafprozessrecht, Rn. 348. 
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gen zu qualifizieren und daher grundsätzlich nicht anfechtbar.626 Dem Rechts-
schutz des Betroffenen wird nach überwiegender Ansicht durch das nachfolgen-
de gerichtliche Strafverfahren, insbesondere durch das diesem Zweck dienende 
Zwischenverfahren hinreichend Rechnung getragen.627 Sollte bereits die Einlei-
tung eines Ermittlungsverfahrens einen Eingriff in ein Grundrecht darstellen, so 
kann der Betroffene im Wege des Amtshaftungsprozesses vorgehen, womit den 
Anforderungen des Art. 19 Abs. 4 GG grundsätzlich genüge getan ist.628

II. Verstoß gegen Art. 19 Abs. 4 GG 

Die restriktive Interpretation des Rechtsschutzes gegen die Einleitung und 
Durchführung des Ermittlungsverfahrens stößt in der Literatur auf Kritik. Ein 
effektiver Rechtsschutz nach Art. 19 Abs. 4 GG sei nur gegeben, wenn auch die 
Einleitung des Strafverfahrens von gerichtlicher Kontrolle umfasst sei und die 
Qualifizierung als „Prozesshandlung“ nicht dazu führe, dass eine ganze Katego-
rie von Ermittlungsmaßnahmen von dieser Kontrolle ausgenommen werde.629

Darüber hinaus stelle bereits die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens stets 
einen erheblichen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffe-
nen dar, dem weder durch das Zwischenverfahren noch durch einen Freispruch 
im Hauptverfahren oder einem anschließenden Amtshaftungsprozess wirksam 
begegnet werden könne.630

III. Kollision zwischen effektiver Strafverfolgung und umfassendem 
Rechtsschutz 

Zuzugeben ist der letztgenannten Auffassung, dass bereits die Eröffnung eines 
Ermittlungsverfahrens für den Beschuldigten eine erhebliche Belastung darstellt, 
gerade dann, wenn die Öffentlichkeit an dem Verlauf des Verfahrens teilnimmt. 
                                           
626 OLG Karlsruhe NJW 1976, 1417 (1418); OLG Hamm NJW 1973, 1089 (1090); OLG Stuttgart

NJW 1977, 2276; OLG Karlsruhe NStZ 1982, 434 (435); OLG Karlsruhe NStZ 1998, 315 (316); 
Meyer-Goßner, § 23 EGGVG, Rn. 10. 

627 BVerfG NStZ 1984, 228; BVerfG NJW 1994, 3219; OLG Karlsruhe NStZ 1998, 315 (316); Beul-
ke, Strafprozessrecht, Rn. 321; LR-Rieß, vor § 158, Rn. 48. 

628 Rieß, in: NStZ 1982, 435 (436); auch im Amtshaftungsprozess ist die Entscheidung der Staatsan-
waltschaft über die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens nur auf ihre Vertretbarkeit, nicht aber 
auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen, BGH StV 1988, 441 (443). 

629 AK-Schöch, vor § 158, Rn. 24; Schenke, in: NJW 1976, 1816 (1818); SK-Wohlers, § 160, Rn. 102; 
Katholnigg, Strafgerichtsverfassungsrecht, § 23 EGGVG, Rn. 14; Eisenberg/Conen, in: NJW 1998, 
2241 (2247); Nagel, in: StV 2001, 185 (189). 

630 In Anlehnung an BVerfGE 90, 145, 212 und 225: SK-Wohlers, § 160, Rn. 100; Eisenberg/Conen,
in: NJW 1998, 2241 (2242). 
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Daher ist eine wirksame Kontrolle für diesen Verfahrensabschnitt für die 
Rechtsposition des Beschuldigten wünschenswert.631 Allerdings ist zu beachten, 
dass gerade zu Beginn des Verfahrens, insbesondere bei der Bestimmung des 
Anfangsverdachts, zahlreiche Unwägbarkeiten die Bejahung eines eindeutigen 
Verstoßes gegen die Objektivitätspflicht erheblich erschweren. Ob ein solcher 
Verstoß vorliegt, wird in der Regel erst festgestellt werden können, wenn die 
Ermittlungen ihren Abschluss gefunden haben und eine Gesamtschau der vor-
liegenden Umstände Lücken aufzeigt, die ein Indiz für eine einseitige Verfah-
rensführung sein können.632

Um eine effektive Strafverfolgung zu gewährleisten, muss der Staatsanwalt-
schaft ein Spielraum für die Beurteilung des Anfangsverdachts und für die Vor-
nahme konkreter Ermittlungsmaßnahmen zugestanden werden.633 Nur so ist eine 
adäquate Anpassung an schwer vorhersehbare Entwicklungen durch neue Er-
kenntnisse und Prognosen während des Verfahrens möglich. Dass diese „Grau-
zone“ durch den Gesetzgeber legitimiert ist, zeigt das Verhältnis zu den der 
StPO immanenten speziellen gerichtlichen Überprüfungsmöglichkeiten. Eine 
solche Überprüfung sieht die StPO nur bei besonders schweren Eingriffen wie 
der technischen Überwachung gemäß § 100c StPO vor. Hier hat der Betroffene 
nach § 100d Abs. 6 StPO ausdrücklich die Möglichkeit, eine Maßnahme der 
Überwachung gerichtlich überprüfen zu lassen. Ähnliches gilt für alle Zwangs-
maßnahmen, die einem Richtervorbehalt unterliegen. Nur schwere Eingriffe sol-
len durch ein gerichtliches Organ stets kontrolliert werden. Hätte der Gesetzge-
ber generell eine umfassende gerichtliche Prüfung staatsanwaltlicher Ermitt-
lungsmaßnahmen zulassen wollen, wären diese speziellen Regelungen überflüs-
sig. Anderenfalls würde dadurch ein System reanimiert, für das die Staatsan-
waltschaft Abhilfe schaffen sollte, indem sie zu einer Trennung zwischen Er-
mittlungs- und richterlichem Entscheidungsorgan im Strafprozess und damit die 
Abkehr von der Inquisition führte. 

Darüber hinaus existieren Instrumentarien wie das Zwischenverfahren, die ein 
System darstellen,  um unnötigen Schaden und ungerechtfertigte Anklagen zu 

                                           
631 Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17 (18); Landau, in: ZRP 2004, 146 (148). 
632 Beispielhaft LG Kiel NStZ 2007, 169. 
633 Daher sind auch bestimmte Maßnahmen der Staatsanwaltschaft, wie der Antrag auf Erlass eines 

Haftbefehls, im Amtshaftungsprozess nicht auf ihre „Richtigkeit“, sondern nur auf ihre Vertretbar-
keit hin zu prüfen, BGH NJW 1989, 96; BGH NJW 2000, 2672 (2673); BGHR BGB § 839 Abs. 1, 
S. 1 Staatsanwaltschaft Nr. 3. 
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vermeiden, wenngleich die Belastungen durch ein Ermittlungsverfahren dadurch 
nicht in vollem Umfang rückgängig gemacht werden können. Zusammen mit 
der anschließenden Möglichkeit des Amtshaftungsprozesses634 bieten sie aber 
eine hinreichende Gewähr dafür, Verstöße gegen eine objektive Führung des 
Ermittlungsverfahrens ahnden zu können. Voraussetzung für diese wirksame 
Kontrolle ist, dass sich die Betroffenen dieser Möglichkeit bewusst sind und den 
Rahmen des Instrumentariums voll ausschöpfen. Was den Amtshaftungsprozess 
angeht, so scheint der BGH in Zivilsachen dieses Korrektiv zunehmend einzu-
setzen, wenn es sich um einseitige Ermittlungen oder unverhältnismäßige Maß-
nahmen handelt.635 So wurde den Betroffenen in Fällen des verspäteten Einstel-
lens des Ermittlungsverfahrens636, der Erwirkung eines Haftbefehls trotz fehlen-
den Tatverdachts637 bzw. bei unvollständiger Vorlage erheblicher Beweisergeb-
nisse638 und der pflichtwidrigen Anklageerhebung Schadensersatz zugespro-
chen.639 Zwar haftet der einzelne Staatsanwalt nur bei Vorsatz und grober Fahr-
lässigkeit, denn im Übrigen steht gemäß Art. 34 GG i.V.m. § 839 BGB das Land 
für sein Verhalten ein, jedoch entfaltet bereits die Möglichkeit, einem solchen 
Amtshaftungsprozess unterzogen zu werden, eine abschreckende Wirkung. Der 
bearbeitende Staatsanwalt wird sich dieser Gefahr während der Ermittlungen 
bewusst sein und deshalb auch entlastende Momente von seiner Seite aus be-
rücksichtigen. Die progressive Anwendung von Amtshaftungsansprüchen ist 
daher zu begrüßen. 

Ein abschließend sicheres Instrument für die gerichtliche Überprüfung des Er-
mittlungsverfahrens im Allgemeinen und die Einhaltung der Objektivitätspflicht 
im Besonderen steht allerdings nicht zur Verfügung. Sie ist vom Gesetzgeber 
weder vorgesehen noch gewünscht und resultiert hauptsächlich aus der schwer 
prognostizierbaren Dynamik des Ermittlungsverfahrens selbst. Die notwendige 

                                           
634 Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 138.1, weist allerdings zu Recht darauf hin, dass es bedenklich er-

scheint, wenn ein Mangel im strafprozessualen Verfahren durch einen zivilrechtlichen Amtshaf-
tungsprozess korrigiert werden soll. Ein Verhalten der Staatsanwaltschaft, das durch die StPO nicht 
zu rügen sei, könne nur unter Bedenken durch ein systemfremdes Rechtsinstitut einem Korrektiv 
zugeführt werden. 

635 Vgl. zu einem besonders krassen Fall des Verstoßes gegen § 160 Abs. 2 StPO LG Bad Kreuznach 
StV 1993, 629 (636). 

636 BGH NJW 1989, 96. 
637 BGH NJW 1998, 751 (752). 
638 BGH StV 2004, 330 (332). 
639 BGH NJW 2000, 2672 (2673); im Zwischenverfahren hatte das Gericht die Eröffnung der Anklage 

abgelehnt.
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Anpassung an sich verändernde Umstände, die der Staatsanwalt bei der Beurtei-
lung von Verdachtsgraden, der Vornahme von Zwangsmaßnahmen und der ab-
schließenden Entscheidung über die Anklageerhebung vornehmen muss, lassen 
eine eindeutige Grenzziehung zwischen noch unvoreingenommener Objektivität 
und schon (bewusster oder unbewusster) Einseitigkeit zu Lasten des Beschuldig-
ten kaum zu. Umso dringlicher erscheint aufgrund der unvollkommenen rechtli-
chen Absicherung dieses elementaren Verfahrensgrundsatzes ein System aus 
staatsanwaltlicher Selbstkontrolle und die Möglichkeit eigener „Gegenmaßnah-
men“ des Beschuldigten sowie einer gerichtlichen Korrektur im Zwischenver-
fahren für einen „Verstoß“ gegen § 160 Abs. 2, 1. HS StPO.640

IV. Ablehnung und Ausschließung des Staatsanwalts 

Die staatsanwaltliche Tätigkeit ist im Ermittlungsverfahren nur eingeschränkt 
überprüfbar. Diese mangelnde Kontrolle führte früh zu der Forderung, ein Recht 
auf Ablehnung des Staatsanwalts zu statuieren, sofern bei ihm die Gefahr der 
Unvoreingenommenheit zu befürchten sei.641

1. Ablehnungs- bzw. Ausschließungsrecht und formeller Anspruch des Be-
schuldigten 

Die StPO sieht in ihrem Dritten Abschnitt Regelungen für die Ausschließung 
und Ablehnung von Gerichtspersonen vor.642 Darunter fallen explizit Richter 
sowie mittels Verweisung Schöffen, Urkundsbeamte, Protokollführer, Sachver-
ständige, Dolmetscher, Gerichtsvollzieher und Rechtspfleger.643 Auf Staatsan-

                                           
640 Vgl. Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (18) der das deutsche Verfahrensrecht als Beispiel für einen 

Polizeistaat ansieht, diesen aber zugleich akzeptiert, sofern ausreichende Kontrollmechanismen ge-
geben sind, zu denen zu einem großen Maße auch die Rolle der Medien und der kritischen Öffent-
lichkeit beitragen. 

641 Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 13; derselbe, in: Festschrift für Schmidt-Leichner, S. 145 
(148); SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 19f., beide mit der Begründung, dass die Staatsanwaltschaft 
durch das 1. StVRG eine so starke, richterähnliche Stellung erhalten habe, dass ihre Unbefangen-
heit überprüfbar sein müsse; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 22; Müller, in: Gesamtreform des Straf-
verfahrens, S. 133 (134); zuletzt § 145a GVG des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richterbunds, August 2003, S. 14. 

642 Im folgenden wird keine Unterscheidung zwischen den Kriterien der „Ausschließung“ und der 
„Ablehnung“ vorgenommen, weil es hier nur um die Frage gehen soll, ob überhaupt Möglichkeiten 
bestehen, einen nicht objektiv handelnden Staatsanwalt am Verfahren nicht weiter partizipieren zu 
lassen. Zu den unterschiedlichen Anforderungen an Ausschluss und Ablehnung vgl. Tolksdorf,
Mitwirkungsverbot, S. 86ff.; SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 22ff. 

643 Vgl. § 31 StPO; § 74 StPO; § 191 GVG; § 155 GVG; § 10 RPflG. 
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wälte ist der Dritte Abschnitt der StPO hingegen nicht anwendbar.644 Auch das 
GVG enthält in den §§ 141 bis 152 GVG keine Regelungen über den Ausschluss 
eines befangenen Staatsanwalts.645 Der historische Gesetzgeber verließ sich in 
den Fällen, in denen Zweifel an der Unvoreingenommenheit des bearbeitenden 
Staatsanwalts aufkommen könnten, auf die Substitutionsbefugnis des Vorgesetz-
ten innerhalb der Behörde.646 Der Beschuldigte kann gemäß § 145 Abs. 1 GVG 
die Ersetzung des Staatsanwalts bei dessen Vorgesetztem beantragen, der die-
sem Antrag Folge leisten muss, wenn ein Grund vorliegt, der bei einem Richter 
zur Ausschließung führen würde.647 Auch der betreffende Staatsanwalt selbst 
muss darauf hinwirken, ersetzt zu werden und keine Amtshandlungen in dem 
konkreten Fall mehr vorzunehmen, solange keine Gefahr im Verzug ist.648

Einen Anspruch auf die Ersetzung eines vermeintlich befangenen Staatsanwalts 
hat der Beschuldigte nach herrschender Meinung nicht.649 Er kann die Ableh-
nung eines Ersetzungsantrags auch nicht gerichtlich nach §§ 23 ff. EGGVG un-
tersuchen lassen.650 Dies ergibt sich einmal aus der Qualifizierung der Entschei-
dung des Dienstvorgesetzten als Prozesshandlung und nicht als Justizverwal-
                                           
644 BVerfGE 25, 336 (345); BGH NJW 1980, 845 (846); NJW 1984, 1907 (1908); NStZ 1991, 595; 

LG Mönchengladbach JR 1987, 303 (304); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11; KK-Pfeiffer, § 22, Rn. 
16; Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 3; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 8; LR-Boll, vor § 141 GVG, Rn. 
22; einschränkend SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 22; Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 145 GVG, 
Rn. 7; Buckert, in: NJW 1970, 847; Arloth, in: NJW 1983, 207f.; Schneider, in: NStZ 1994, 457. 

645 RGSt 4, 264 (266); BGH NJW 1980, 845 (846); Arloth, in: NJW 1983, 207 (208); Kuhlmann, in: 
DRiZ 1976, 11; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 8; a.A. Buckert, in: NJW 1970, 847, der in § 145 
GVG ein subjektiv-öffentliches Recht des Beschuldigten auf Ablehnung des befangenen Staatsan-
walts sieht. Eine Regelung über den Ausschluss des Staatsanwalts wegen Befangenheit trifft § 145a 
GVG des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deut-
schen Richterbunds, August 2003, S. 14. 

646 Hahn, Motive, S. 93: „... die Organisation der Staatsanwaltschaft gestattet, daß in Fällen, wo die 
Ersetzung eines staatsanwaltschaftlichen Beamten durch einen anderen geboten oder wünschens-
wert erscheint, dieselbe auf Antrag des Beschuldigten oder jenes Beamten selbst oder auch von 
Amts wegen durch die vorgesetzte Behörde bewirkt werden kann, ohne daß es eines förmlichen 
Verfahrens hierbei bedarf“; Müller-Gabriel, in: StV 1991, 235 (236); Schneider, in: NStZ 1994, 
457.

647 LG Mönchengladbach StV 1987, 333 (334); LG Köln NStZ 1985, 230 (231); LR-Wendisch, vor § 
22, Rn. 9; Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 145 GVG, Rn. 9; Frisch, in: Festschrift für Bruns, 
S. 385 (392). 

648 Wendisch, in: Festschrift für Schäfer, S. 243 (260). 
649 LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 10; Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 5; KK-Pfeiffer, § 22, Rn. 16; SK-

Rudolphi, vor § 22, Rn. 38; § 145a GVG des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels 
des GVG (GVGÄndG) des Deutschen Richterbunds, August 2003, S. 14. 

650 OLG Hamm NJW 1969, 808 (809); OLG Karlsruhe MDR 1974, 423; Müller-Gabriel, in: StV 
1991, 235 (237); Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 5; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 10; a.A. Buckert, in: 
NJW 1970, 847 (848). 
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tungsakt und darüber hinaus aus dem Umstand, dass der Beschuldigte bei einer 
ablehnenden Entscheidung nicht in seinen Rechten verletzt wird.651 § 145 GVG 
dient der sachgemäßen Funktion staatsanwaltlicher Tätigkeit und stellt daher ein 
Interesse der Allgemeinheit dar, aus dem die Prozessbeteiligten keine individu-
ellen Rechte ableiten können.652 Der fehlende Anspruch auf Ablehnung und die 
mangelnde gerichtliche Überprüfbarkeit der Substitutionsentscheidung des 
Dienstvorgesetzten wird als unbefriedigend empfunden. Insbesondere der erheb-
liche Einfluss des ermittelnden Staatsanwalts auf den Verlauf des Verfahrens 
lässt zunächst ein gerichtliches Kontrollinstrument in Form der Ablehnung not-
wendig erscheinen. Die befürwortende Argumentation dafür ist weitreichend.  

a. § 160 Abs. 2 StPO als Rechtsgrundlage 

Ganz im Sinne der hier aufgeworfenen Frage der Verletzung der Objektivitäts-
pflicht könnte sich ein Recht auf Ablehnung direkt aus § 160 Abs. 2 StPO erge-
ben. Der Staatsanwalt ist verpflichtet, auch entlastende Umstände zu ermitteln 
und der Stellung des Beschuldigten als Täter objektiv und unvoreingenommen 
gegenüber zu stehen.653 Wenn der Staatsanwalt im Verfahren Umstände aus-
blendet, die gegen eine Täterschaft des Beschuldigten sprechen, so verletzt er 
diese Pflicht. § 160 Abs. 2 StPO greift tatbestandlich aber zu spät ein, weil er 
erst dann verletzt ist, wenn der Staatsanwalt tatsächlich eine mangelnde Objek-
tivität erkennen lässt, während das Recht auf Ablehnung und Ausschluss eines 
befangenen Staatsanwalts nur Sinn macht, wenn bereits die Gefahr der Vorein-
genommenheit beseitigt werden kann.654 Durch die eng begrenzte Anwendbar-
keit auf Fälle der tatsächlich unterlassenen Beweisermittlung scheidet § 160 
Abs. 2 StPO somit als allgemeine Rechtsgrundlage für die Ablehnung und Aus-
schließung des Staatsanwalts aus.655

                                           
651 OLG Frankfurt am Main NStZ-RR 1999, 81f.; OLG Hamm NJW 1965, 1241; NJW 1973, 1089 

(1090); OLG Stuttgart NJW 1972, 2146 (2147); OLG Hamburg NJW 1972, 1586; OLG Karlsruhe 
NJW 1976, 1417 (1418); NJW 1978, 1595; LR-Boll, § 145 GVG, Rn. 12; KK-Schoreit, § 145 
GVG, Rn. 7; Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 145 GVG, Rn. 8; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 
10; a.A. Bottke, in: StV 1986, 120 (123); Hilgendorf, in: StV 1996, 50 (54f.). 

652 LR-Boll, § 145 GVG, Rn. 12; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 10; Arloth, in: NJW 1983, 207 (208); 
a.A. Buckert, in: NJW 1970, 847. 

653 Vgl. dazu im Einzelnen oben Kap. 2, A.  
654 Arloth, in: NJW 1983, 207 (208); Frisch, in: Festschrift für Bruns, S. 385 (390); Wendisch, in: 

Festschrift für Schäfer, S. 243 (249); Schairer, Der befangene Staatsanwalt, S. 27; ähnlich Kuhl-
mann, in: DRiZ 1976, 11 (13). 

655 Wendisch, in: Festschrift für Schäfer, S. 243 (249); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (13); Frisch, in: 
Festschrift für Bruns, S. 385 (390). 
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b. Analoge Anwendung der §§ 22ff. StPO 

Weiterhin wird eine entsprechende Anwendung der Vorschriften für die Ableh-
nung des Richters gemäß §§ 22ff. StPO in Betracht gezogen.656 Die für eine A-
nalogie notwendige Regelungslücke sowie eine vergleichbare Interessenlage 
werden jedoch nur unzureichend begründet. Selbst die Befürworter dieser An-
sicht geben zu, dass eine einfache analoge Anwendung an der gegenüber dem 
Gericht unterschiedlichen Stellung der Staatsanwaltschaft im Prozess scheitern 
müsse.657 Der Staatsanwalt hat im Ergebnis zwar einen bedeutenden Einfluss auf 
das Strafverfahren, vor allem durch das Ergebnis der Ermittlungen, jedoch bleibt 
dieser hinter dem Einfluss des Gerichts auf das Urteil deutlich zurück.658

c. Grundsatz des fairen Verfahrens gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 MRK 

Deshalb wird zusätzlich der Grundsatz des fairen Verfahrens aus Art. 6 Abs. 1 
S. 1 MRK als Grundlage für die Ablehnung des Staatsanwalts herangezogen. 
Die Grundsätze der prozessualen Fürsorgepflicht und der allgemeinen Rechts-
pflicht, das Verfahren justizförmig und zweckgerichtet zu gestalten, verlange 
von jedem staatlichen Organ, insbesondere der Staatsanwaltschaft, die ihm zur 
Verfügung stehenden obrigkeitlichen Maßnahmen fair einzusetzen und sich 
selbst zu beschränken.659 Diese Grundsätze seien verletzt, wenn ein Staatsanwalt 
tätig sei, der wegen einer persönlichen Bindung an Tat oder Täter oder durch 
eine objektive oder subjektive Voreingenommenheit nicht in der Lage sei, eine 

                                           
656 Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (14); Joos, in: NJW 1981, 100 (101); Schairer, Der befangene 

Staatsanwalt, S. 165; unentschieden Arloth, in: NJW 1983, 207 (209); Krey, in: JA 1985, 511 (513) 
in Verbindung mit § 20 VwVfG. 

657 LG Mönchengladbach JR 1987, 303 (304); StV 1987, 333 (334); LG Köln NStZ 1985, 230 (231); 
LR-Boll, vor § 141 GVG, Rn. 22; Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (12, 15); Arloth, in: NJW 1983, 
207 (210); eine Regelungslücke verneinend Hilgendorf, in: StV 1996, 50 (53); dagegen Frisch, in: 
Festschrift für Schäfer, S. 385 (410), der ein gleichlautendes Interesse an der Ausübung staatsan-
waltlicher wie gerichtlicher Befugnisse in unbefangener Art und Weise annimmt und daraus die 
Notwendigkeit eines formellen Ablehnungsrechts zieht. 

658 Nach BVerfG JR 1979, 28 können „für Richter und Staatsanwälte nicht die gleichen Maßstäbe für 
die Beurteilung ihrer Befangenheit gelten“; LG Mönchengladbach JR 1987, 303 (304); StV 1987, 
333 (334); ebenso Arloth, in: NJW 1983, 207 (210); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (12); vgl. dage-
gen Joos, in: NJW 1981, 100 (101). 

659 Wendisch, in: Festschrift für Schäfer, S. 243 (249); Meyer-Goßner, Einl. Rn. 155ff.; Arloth, in: 
NJW 1983, 207 (208); Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 (14); zur eingeschränkten Anwendbarkeit des 
Art. 6 MRK auf die Staatsanwaltschaft Schairer, Der befangene Staatsanwalt, S. 29. 
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freie Einstellung zum Beschuldigten und zum Verfahren einzunehmen.660 Das 
Heranziehen des Grundsatzes des fairen Verfahrens soll ein Recht des Beschul-
digten begründen, die Ablösung eines befangenen Staatsanwalts beantragen zu 
können und gleichzeitig die Pflicht des Dienstvorgesetzten schaffen, den Staats-
anwalt bei Vorliegen bestimmter Befangenheitsgründe zu ersetzen.661 Auf diese 
Ersetzung müsse auch das Gericht bei nachhaltiger und schwerer Verletzung der 
Objektivitätspflicht hinwirken.662

Damit ist aber noch kein formelles Ablehnungsrecht statuiert, welches zudem 
gerichtlich überprüfbar wäre. Die herrschende Meinung lehnt dies damit ab, dass 
es an einer hinreichenden gesetzlichen Grundlage fehle und eine generelle Ü-
berprüfung staatsanwaltlicher Ermittlungen nicht erwünscht sei. Darüber hinaus 
bestünde die Gefahr der Verfahrensverzögerung und des Missbrauchs eines 
formellen Ablehnungsrechts.663 Somit kann unter Bezugnahme auf Art. 6 Abs. 1 
MRK zwar grundsätzlich ein Anspruch des Beschuldigten auf Ablehnung und 
Ausschließung eines nicht objektiven Staatsanwalts hergeleitet werden, es man-
gelt jedoch an einem formellen Recht, diesen Anspruch durchzusetzen und ge-
richtlich überprüfen zu lassen.664

2. Voreingenommenheit als Revisionsgrund gemäß § 337 StPO 

Ein formelles Recht des Beschuldigten auf Ablehnung oder Ausschluss des 
Staatsanwalts ist somit zurzeit nicht existent.665 Allerdings kann daraus nicht der 
                                           
660 BVerfG JR 1979, 28; BGH NJW 1980, 845 (846); LG Mönchengladbach StV 1987, 333; Kuhl-

mann, in: DRiZ 1976, 11 (14); Arloth, in: NJW 1983, 207 (208); Wendisch, in: Festschrift für 
Schäfer, S. 243 (250). 

661 In diese Richtung geht auch das BVerfG JR 1979, 28, wenn es darauf hinweist, dass „der Anspruch 
auf ein faires Verfahren auch das Recht umfaßt, einen befangenen Staatsanwalt abzulehnen“; LG 
Mönchengladbach JR 1987, 303 (304); Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 4; LR-Boll, vor § 141 GVG, 
Rn. 24; den „fair trial“ Grundsatz als Rechtsgrundlage eines Mitwirkungsverbots ablehnend Tolks-
dorf, Mitwirkungsverbot, S. 52. 

662 LG Mönchengladbach JR 1987, 303 (305), StV 1987, 333 (334); LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 13; 
weitergehend SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 33, der eine Pflicht des Gerichts auf Ersetzung des be-
fangenen Staatsanwalts aus dem Grundsatz des „fair trial“ bejaht. 

663 In diesem Sinne OLG Hamm NJW 1969, 808 (809); OLG Karlsruhe MDR 1974, 423; § 145a GVG 
des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 10.Titels des GVG (GVGÄndG) des Deutschen 
Richterbunds, August 2003, S. 14. 

664 SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 38 m.w.N; zu der notwendigen Unterscheidung zwischen einem An-
spruch auf Ablehnung und Ausschluss sowie dem faktisch bedeutsameren formellen Ablehnungs-
recht und dessen gerichtlicher Überprüfbarkeit vgl. eingehend Frisch, in: Festschrift für Bruns, S. 
385 (392f.); Tolksdorf, Mitwirkungsverbot, S. 22; dagegen Joos, in: NJW 1981, 100 (101). 

665 OLG Hamm NJW 1969, 808; Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 5; KK-Pfeiffer, § 22, Rn. 16; LR-
Wendisch, vor § 22, Rn. 10; SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 38; a.A. Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 11 
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Schluss gezogen werden, der Beschuldigte könne sich nicht auf andere Weise 
gegen einen nicht objektiven Staatsanwalt wehren.666 Zum einen gibt es landes-
rechtliche Normen, die ausdrücklich vorschreiben, dass ein Staatsanwalt in sol-
chen Fällen keine Diensthandlungen in der Sache mehr vornehmen darf, jedoch 
ist neben der ohnehin zweifelhaften Gesetzgebungsbefugnis der Länder für sol-
che Regelungen generell deren Eignung als allgemein bindende Richtlinien zu 
verneinen.667 Zum anderen ist allgemein anerkannt, dass die Mitwirkung eines 
Staatsanwalts am Verfahren, der zu einer objektiven Beurteilung der Umstände 
nicht in der Lage ist, zu einem Revisionsgrund gemäß § 337 Abs. 1 StPO führt, 
weil die Grundsätze aus den §§ 22ff. StPO in Verbindung mit der Bedeutung der 
Staatsanwaltschaft für den Prozess zu einer Verletzung des Gesetzes führt.668

Die hierzu ergangenen Entscheidungen beziehen sich jedoch auf Staatsanwälte, 
die aus unterschiedlichen Gründen den Verdacht der Voreingenommenheit her-
vorgerufen und dennoch an der Hauptverhandlung teilgenommen haben.669 Da-
durch wurde ihnen eine die Revision eröffnende negative Beeinflussung des Ur-
teils vorgeworfen. Damit ist aber nicht die Frage beantwortet, ob auch ein even-
tuell voreingenommener Staatsanwalt im Ermittlungsverfahren, der in der 
Hauptverhandlung möglicher Weise gar nicht auftritt, eine Revision begründen 
kann, wenn, wie in der Praxis die Regel, gleichzeitig sein die Anklage vertreten-
der Kollege in der Hauptverhandlung objektiv agiert. Die negative Beeinflus-
sung des Urteils könnte dann nur auf die zuvor nicht objektiv geführten Ermitt-

                                                                                                                               
(14); Roxin, Strafverfahrensrecht, § 10, Rn. 13; Buckert, in: NJW 1970, 847 (848), die ein Ableh-
nungsrecht entweder durch eine Befangenheitsfeststellung des erkennenden Gerichts oder eine Ü-
berprüfbarkeit im Rahmen der §§ 23ff. EGGVG bejahen. 

666 LG Mönchengladbach JR 1987, 303 (304); LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 11; LR-Boll, vor § 141 
GVG, Rn. 23; Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 3. 

667 Vgl. § 11 BWAGGVG und § 7 NdsAGGVG; zur Frage der Gültigkeit dieser Normen in Verbin-
dung mit § 6 EGStPO vgl. Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 3; SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 20; Arloth,
in: NJW 1983, 207 (208); Wendisch, in: Festschrift für Schäfer, S. 243 (247); Frisch, in: Festschrift 
für Bruns, S. 385 (389f.); Schairer, Der befangene Staatsanwalt, S. 26 (nur „Interpretationshilfen“). 

668 BGH NJW 1980, 845 (846); OLG Stuttgart NJW 1974, 1394; Frisch, in: Festschrift für Bruns, S. 
385 (414); LR-Boll, § 145 GVG, Rn. 17; LR-Wendisch, vor § 22, Rn. 11; kritisch Hilgendorf, in: 
StV 1996, 50 (53). 

669 RGSt 29, 236 (237); BGH NJW 1960, 1358 (1359), NJW 1966, 2321 (2322); Schneider, in: NStZ 
1994, 457; Müller-Gabriel, in: StV 1991, 235 (236): Vernehmung des Staatsanwalts als Zeuge; 
OLG Stuttgart NJW 1974, 1394: Befangenheit wegen richterlicher Vorbefassung; Tolksdorf, Mit-
wirkungsverbot, S. 86ff.; Meyer-Goßner, vor § 22, Rn. 3; SK-Rudolphi, vor § 22, Rn. 23ff. Hierzu 
zählen auch Fälle, in denen der Staatsanwalt selbst Verletzter, mit dem Angeklagten oder Verletz-
ten verschwägert oder verwandt ist oder als Polizeibeamter, Verteidiger oder Anwalt des Verletzten 
mit der Sache bereits befasst war. 
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lungen des Kollegen gestützt werden.670 Der Gegenstand der Revision ist nicht 
die Aktenwidrigkeit der Urteilsgründe, denn den Inhalt der Ermittlungsakten 
darf das Revisionsgericht grundsätzlich nicht berücksichtigen.671 Die Prüfung, 
ob die Ermittlungen pflichtgemäß geführt worden sind, fällt ausschließlich in die 
Kompetenz des erkennenden Gerichts, das seine positive Beurteilung darüber 
bereits mit der Zulassung der Anklage bekundet hat. Zwar wäre eine mittelbare 
Begründung der Revision auf ein nicht objektiv geführtes Ermittlungsverfahren 
denkbar, indem die Revision auf die Verletzung von § 244 StPO gestützt wird. 
Dann könnte gerügt werden, das Gericht habe Ermittlungen unterlassen, zu de-
nen es sich gemäß § 244 Abs. 2 StPO aufgrund der einseitig geführten staatsan-
waltlichen Ermittlungen hätte gedrängt sehen müssen.672 Bei einem abgelehnten 
Beweisermittlungsantrag kann weiterhin die Verletzung von § 244 Abs. 3 – 6 
StPO beanstandet werden. Jedoch stützt sich die Revisionsbegründung in all 
diesen Fällen auf ein Verhalten des Gerichts, das mit Eröffnung der Hauptver-
handlung die Verantwortung dafür trägt, dass alle relevanten, belastenden wie 
entlastenden Umstände in seine Urteilsfindung einbezogen werden. Ein fehler-
haft geführtes Ermittlungsverfahren ist vom Gericht zu korrigieren, entweder 
durch die Durchführung eigener, notwendiger Ermittlungen oder durch die Ver-
hängung eines Beweisverwertungsverbots bei pflichtwidrigen Ermittlungen 
durch die Staatsanwaltschaft.673 In keinem Fall aber ist die Revision unmittelbar 
mit der Voreingenommenheit des Staatsanwalts im Ermittlungsverfahren be-
gründbar, sofern im folgenden Hauptverfahren keine Anzeichen für eine fehlen-
de Objektivität der Staatsanwaltschaft erkennbar zu Tage treten.674

Im Ergebnis kann für den befangenen Staatsanwalt in der Hauptverhandlung mit 
der Berufung auf den Grundsatz des fairen Verfahrens ein Recht auf Ablehnung 
und Ausschließung konstruiert werden, jedoch korrespondiert damit kein for-
melles und somit gerichtlich überprüfbares Ablehnungsrecht des Beschuldigten. 

                                           
670 Dass der Inhalt der Ermittlungsakten einen ganz entscheidenden Einfluss auf das Hauptverfahren 

und den Ausgang des Prozesses hat, wurde schon mehrfach betont, vgl. oben Kap. 2, D, IV.  
671 BGHSt 35, 238 (241); Meyer-Goßner, § 337, Rn. 15a, 23; kritisch KK-Kuckein, § 337, Rn. 26a. 
672 Vgl. Meyer-Goßner, § 244, Rn. 80; KK-Herdegen, § 244, Rn. 107; SK-Schlüchter, § 244, Rn. 172. 
673 Ebenso Arloth, in: NJW 1983, 207 (210). 
674 Hilgendorf, in: StV 1996, 50 (53); Schairer, Der befangene Staatsanwalt, S. 27; SK-Rudolphi, vor § 

22, Rn. 41; danach dürfte der Nachweis, dass das Urteil durch die einseitigen Ermittlungen über-
haupt beeinflusst wurde, kaum möglich sein; Kissel, Gerichtsverfassungsgesetz, § 145 GVG, Rn. 8, 
der das Bedürfnis nach einer Ablehnungsmöglichkeit im Ermittlungsverfahren bejaht, es aber als 
rechtspolitisches Problem qualifiziert, für das die geltenden Bestimmungen nicht als Lösung dienen 
könnten. 
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Allenfalls die Möglichkeit der Revision steht dem Beschuldigten in eng be-
grenztem Rahmen zur Verfügung. Für die vorliegende Untersuchung ist der 
Umstand entscheidend, dass ein Staatsanwalt, der seine Pflicht zur Objektivität 
während des Ermittlungsverfahrens verletzt, in diesem Stadium ausschließlich 
durch einen begründeten Antrag des Beschuldigten an den Vorgesetzten abge-
löst werden kann. Diese Entscheidung liegt im Ermessen des Dienstvorgesetzten
und ist gerichtlich nicht überprüfbar. 
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3. Kapitel: 

Förderung der Objektivität der Staatsanwaltschaft im Ermitt-
lungsverfahren

In Bezug auf die Ausgestaltung des Strafverfahrens steht eine Frage im Mittel-
punkt:

„Wie nähern wir uns am vollkommenstem dem Ideal, daß der Schuldige 
bestraft, der Unschuldige freigesprochen wird?“675

Diesem elementaren Bestandteil des auf Strafverfolgung zielenden Handelns 
käme man näher, wenn alle professionellen Beteiligten am Strafverfahren eine 
idealtypisch strikte Objektivität walten ließen. Für den Verteidiger gilt dieses 
Dogma freilich nicht umfassend. Sein primäres Ziel muss die Erreichung eines 
bestmöglichen Verfahrensausgangs für seinen Mandanten darstellen. Als Organ 
der Rechtspflege ist auch er an rechtliche Grenzen gebunden, die es ihm ver-
wehren, aktiv als Verhinderer der Wahrheitsfindung zu agieren. Was dabei die 
Arbeit der Staatsanwaltschaft betrifft, so liegt eine Lösung der oben aufgezeig-
ten Problematik neben der Reformierung einzelner, Abhängigkeiten begründen-
der Normen auch in der mangelhaften Ausstattung der staatsanwaltschaftlichen 
Behörden. Eine Ausweitung technischer und vor allem personeller Mittel könnte 
dazu führen, dass der einzelne Staatsanwalt mehr Zeit und mehr Engagement für 
einzelne Fälle besäße, was die Ermittlungsübermacht der Polizei zurückdrängen 
und die neutrale Betrachtungsweise der Sachverhalte wieder in den Vordergrund 
stellen könnte. Im zivilrechtlichen Verfahren wird ein Mittel gegen die zuneh-
mende Zahl an Verfahren pro Richter nicht in einer Ausweitung der Richterstel-
len, sondern in einer bewussten Beschränkung von Rechtsweg- und Rechtsmit-
telmöglichkeiten gesehen. Dem liegt der Gedanke zugrunde, eine Ausweitung 
an personellen Mitteln führe auf lange Sicht wieder zu einer erneut ansteigenden 
Zahl an Verfahren, weshalb sich nur ein kurzfristiger Entlastungseffekt einstel-
len würde. Im strafrechtlichen Verfahren führt dieser Ansatz nicht weiter, es sei 

                                           
675 Zitat nach Kohlrausch, in: DJZ 1920, Sp. 413; dagegen hält Schünemann, in: Festschrift für Pfeif-

fer, S. 461 (475) das Verfahrensziel der materiellen Wahrheitsfindung heute für praktisch uner-
reichbar, weil sozialwissenschaftliche und sozialpsychologische Faktoren zu einer Beeinflussung 
des Richters führen, die das „Fürwahrhalten ohne Zweifel“ zu einer nur noch ideologischen Ent-
scheidungsanforderung machen; dem zustimmend Taschke, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 173 
(176).
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denn, man überdenkt das Verhältnis zwischen Legalitäts- und Opportunitäts-
prinzip von Grund auf neu. 

Eine Aufstockung der sachlichen und personellen Mittel wird von Praktikern 
und Wissenschaftlern seit jeher gefordert. Dem ziehen machtpolitisches Kalkül 
und die diesem zugrunde liegenden Forderungen verschiedener Interessenver-
bände Grenzen. Zwar wird die Sicherheit der Bevölkerung in jedem Wahlkampf 
zum Thema gemacht, jedoch wird dabei der Prävention der größte Teil der 
Aufmerksamkeit geschenkt. Die Strafverfolgung dient nur als „Sündenbock“ für 
die gescheiterte Sicherheitspolitik der regierenden Parteien, doch wird anderer-
seits nichts unternommen, die Qualität der Strafverfolgung der veränderten Kri-
minalität anzupassen. Diese Einschätzung hat seit dem 11. September 2001 und 
den nachfolgenden überwiegend präventiv polizeilichen Antiterrormaßnahmen 
erheblich an Bedeutung und Einfluss gewonnen, was es weiter erschweren wird, 
bereits verlorenes Terrain für die Staatsanwaltschaft zurückzuerobern.676 Diese 
Entwicklung ist bedenklich. Im Folgenden soll untersucht werden, ob eine ob-
jektive Verfahrensführung der Staatsanwaltschaft auf anderem Wege erreicht 
werden kann. 

A. Objektivität als Ideallösung gegenwärtiger Verfahrensproble-
me

Eine stärkere Beachtung der Objektivitätspflicht im Ermittlungsverfahren würde 
nicht nur dem Beschuldigten nutzen. Ungerechtfertigte Ermittlungen und An-
klageerhebungen könnten vermieden werden, die Belastungen für den Betroffe-
nen würden sich auf das notwendige Maß minimieren, und der Anspruch des 
Staates auf die Zuführung des vermeintlichen Täters in einen rechtmäßigen 
Strafprozess würde in idealer Weise erfüllt. Zugleich würde die Justiz entlastet, 
und das Bild der staatlichen Strafverfolgungsbehörde „Staatsanwaltschaft“ 
könnte demjenigen entsprechen, das ihren Schöpfern vor über 150 Jahren im 

                                           
676 Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 147 (160) geht hingegen davon aus, dass die existieren-

den Komponenten und Befugnisse von Staatsanwaltschaft und Polizei nicht mehr zurückzuschnei-
den sind. Dadurch sei eine Eindämmung des faktischen Ermittlungsübergewichts der staatlichen 
Strafverfolgungsbehörden durch restriktive Regelungen der Strafprozessordnung nicht mehr mög-
lich.
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Sinn lag. Darin spiegeln sich einige der Ziele wieder, die bereits mit den bishe-
rigen Reformbemühungen zum Ermittlungsverfahren verfolgt wurden.677

Es wäre sicherlich verfehlt, anzunehmen, man könne alle mit einer Reform ins 
Auge gefassten Probleme einer Lösung zuführen, sofern man allein die Objekti-
vität im Ermittlungsverfahren sicher stellte.678 Um messbare Fortschritte in der 
Entwicklung eines modernen und den aktuellen Verhältnissen angepassten 
Strafverfahrens zu erzielen, ist eine umfassende und nahezu alle Bereiche des 
Strafprozesses betreffende Reform notwendig.679 Trotzdem kann nicht überse-
hen werden, dass einige Missstände auch damit zusammenhängen, dass die er-
forderliche unvoreingenommene Betrachtungsweise des Sachverhalts durch die 
Staatsanwaltschaft in diesem wichtigen Stadium teilweise nicht vorhanden ist. In 
diesen Fällen könnte eine objektivere Sichtweise der tatsächlichen Umstände 
dazu beitragen, die begrenzten Ressourcen der Strafverfolgungsbehörden besser 
zu kanalisieren. Von einer effektiven Strafverfolgung darf nicht nur dann ge-
sprochen werden, wenn ein Täter seiner gerechten Strafe möglichst zügig zuge-
führt wird. Zu dieser Effektivität gehört es auch, dass einschneidende Ermitt-
lungsmaßnahmen nur denjenigen treffen, der bei objektiver Betrachtung der 
Sachverhaltsumstände auch objektiv als Täter in Frage kommt und nicht denje-
nigen, der aus kriminaltaktischer Sicht zur Lösung eines Falles am besten zu 
passen scheint. 

B. Neuordnung des Verfahrens gegenüber Stärkung normativer 
Zielsetzungen 

Um sich dem Ziel einer objektiveren Verfahrensführung anzunähern, stehen 
zwei verschiedene Wege offen. Entweder die rechtliche Lage den faktischen 

                                           
677 Vgl. zuletzt den „Entwurf eines Gesetzes zur Effektivierung des Strafverfahrens“, BT-Drs. 

16/3695; die Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314ff. sowie die Stellung-
nahme der damaligen Justizministerin Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359ff.; darauf aufbauend der 
Diskussionsentwurf der Bundesregierung für eine Reform des Strafverfahrens vom 18.02.2004, ab-
gedruckt in: StV 2004, 228ff.; umfassend Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17ff.; vgl. zu 
identischen Reformzielen in Österreich Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (664). 

678 Nach Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 275, handelt es sich dabei ohnehin nicht 
um ein strukturelles Problem, sondern um ein „Problem menschlicher Unzulänglichkeit“. 

679 Zu den teils unerwünschten Wechselwirkungen von Reformen einzelner strafprozessualer Ab-
schnitte auf andere Bereiche der StPO vgl. kritisch Dedy, Ansätze einer Reform, S. 74f.; Nelles, in: 
16. Strafverteidigertag 1992, S. 147; Jung, in: JuS 1998, 1136 (1138); Schreiber, in: Strafprozeß 
und Reform, S. 15 (23); Taschke, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 173 (174); derselbe, in: NJ 
1993, 198; Landau, in: ZRP 2004, 146. 
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Umständen angepasst und man schafft zugleich ein System gerichtlicher Über-
prüfbarkeit aller Ermittlungsmaßnahmen, um dadurch praktisch eine Neuord-
nung in der Rollenverteilung im Ermittlungsverfahren herbeizuführen. Oder 
man geht den umgekehrten Weg und versucht, Maßnahmen zu treffen, welche 
die Realität wieder an die normativen Vorgaben angleichen, die der historische 
Gesetzgeber als vorzugswürdig erachtete und die weiterhin ihre Gültigkeit besit-
zen.680

I. Begrenzung staatsanwaltlicher Tätigkeit auf Kontrollfunktion 

Es wurde festgestellt, dass die Polizei faktisch den Großteil aller Ermittlungsver-
fahren bestimmt und dadurch erheblichen Einfluss auf das gesamte Strafverfah-
ren nimmt. Ein derart  gesteigertes Maß an Beeinflussung durch die Polizei steht 
der gesetzlichen Systematik der staatsanwaltlichen Leitungsbefugnis im Ermitt-
lungsverfahren entgegen.

1. Normative Ausweitung polizeilicher Ermittlungsbefugnisse 

Teilweise wird gefordert, der faktischen Entwicklung Rechnung zu tragen und 
der Polizei auch normativ erweiterte Befugnisse zur Tatsachenermittlung einzu-
räumen.681 Bei der Klein- und Massenkriminalität wird aufgrund der polizeili-
chen Ermittlungshoheit vorgeschlagen, die Polizei solle in diesem Bereich 
gleichzeitig auch die Sanktionen verhängen können.682 In diesem Zusammen-
hang wird ein sogenanntes „polizeiliches Strafgeld“ in den Bundesländern Sach-
sen und Bayern im Modellversuch erprobt.683 Der Vorschlag eines „Justizbe-
schleunigungsgesetzes“ der CDU/CSU Fraktion sowie der „Entwurf eines Ge-
setzes zur Effektivierung des Strafverfahrens“ sehen eine Erscheinens- und Aus-
sagepflicht bei der Polizei vor.684 Die Polizei ist danach zwar von einem Auftrag 
bzw. Ersuchen der Staatsanwaltschaft abhängig, jedoch muss sie die Staatsan-
waltschaft vorher nicht umfassend über den Sachstand informieren: „Rechts-
staatliche Bedenken gegen die vorgeschlagene Stärkung der Rolle der Polizei im 
                                           
680 Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17; kritisch Römer, in: Kriminalistik 1979, 275. 
681 Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (196f.); Rupprecht, in: ZRP 1977, 275; Lilie, in: ZStW 

1994, 625 (643ff.); Gössel, in: GA 1980, 325 (349ff.); Bannenberg, AE-EV, § 161 Abs. 4, 162a ff. 
AE-EV; für weite Teile der Kleinkriminalität auch Heghmanns, in: GA 2003, 433 (449). 

682 Zuletzt Jasch, in: NJW 2004, 1077 (1080). 
683 Vgl. zum „polizeilichen Strafgeld“ die Initiative der damaligen Bundesjustizministerin Däubler-

Gmelin, in: ZRP 1999, 81 (83); zustimmend Jasch, in: NJW 2004, 1077 (1080); ablehnend Schae-
fer, in: StraFo 2002, 118 (121). 

684 BT-Drs. 15/999; BT-Drs. 16/3659. 
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Ermittlungsverfahren bestehen nicht. Auftrag und Ersuchen (§ 161 Abs. 1 S. 2 
StPO) der Staatsanwaltschaft bringen die Leitungsbefugnis der Staatsanwalt-
schaft in dem erforderlichen Maße zur Geltung“.685 Diese Einschätzung wider-
spricht dem oben aufgezeigten normativ vorgeschriebenen Verhältnis zwischen 
Staatsanwaltschaft und Polizei und bildet einen weiteren Schritt in Richtung ei-
nes „polizeilichen Ermittlungsverfahrens“. Um ein annähernd wirksames Kor-
rektiv für ein solches „polizeiliches Ermittlungsverfahren“ zu erhalten, sollen im 
Gegenzug die Kontrollmöglichkeiten der Staatsanwaltschaft gegenüber der Poli-
zei ausgedehnt werden.686

2. Ausweitung staatsanwaltlicher Kontrollfunktion  

Für die Sicherstellung einer Ausweitung der Kontrolle der Polizei durch die 
Staatsanwaltschaft ist vorgesehen, eine Informationspflicht zu statuieren, durch 
die der Staatsanwalt in jedem Einzelfall von der Polizei über die Einleitung und 
den Verlauf eines Ermittlungsverfahrens entgegen der bisherigen Praxis frühzei-
tig in Kenntnis gesetzt werden muss. Dadurch soll es der Staatsanwaltschaft er-
möglicht werden, Schwerpunktkontrollen durchzuführen und deliktsspezifische 
Absprachen mit der Polizei zu treffen.687 Die Erteilung von Einzelweisungen bis 
hin zur vollständigen Übernahme der Ermittlungsmaßnahmen soll erhalten blei-
ben, jedoch nur in Ausnahmefällen zur Anwendung kommen.688

Aufgrund des starken Einflusses von Vorermittlungen auf die Durchführung des 
Ermittlungsverfahrens insbesondere im Rahmen der Datensammlung soll der 
Staatsanwaltschaft ein originäres Verfügungsrecht über die polizeilichen Daten-
bestände eingeräumt werden. Nur so lasse sich der Informationsvorsprung der 
Polizei effektiv für die Strafverfolgung nutzen und versetze die Staatsanwalt-
schaft gleichzeitig in die Lage, das Legalitätsprinzip abzusichern.689 In diese 
Richtung zielt auch die geforderte Schulung der Beamten der Staatsanwaltschaft 
in kriminalistischen Techniken und Erfahrungen. Dies sei notwendig, damit der 

                                           
685 BT-Drs. 15/999, S. 23. 
686 Lilie, in: ZStW 1994, 625 (641); Gössel, in: GA 1980, 325 (351); wohl auch Rieß, in: Festschrift 

für Schäfer, S. 155 (197); ein polizeiliches Ermittlungsverfahren generell ablehnend KK-Wache, § 
163, Rn. 2. 

687 Lilie, in: ZStW 1994, 625 (642); ähnlich Rieß, Festschrift für Schäfer, S. 155 (197). 
688 Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (197); Lilie, in: ZStW 1994, 625 (642); Gössel, in: GA 

1980, 325 (350). 
689 Lilie, in: ZStW 1994, 625 (642); Gössel, in: GA 1980, 325 (351). 
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einzelne Staatsanwalt die Arbeit der Polizei nachvollziehen und gegebenenfalls 
korrigieren könne.690

Durch die Verschiebung der originären Ermittlungstätigkeit und  -befugnis von 
der Staatsanwaltschaft hin zur Polizei könne erstere wieder das ihr ursprünglich 
angedachte Amt des „Wächters“ der Gesetze übernehmen und werde die Ver-
antwortung für das Ermittlungsverfahren dadurch demjenigen zugesprochen, der 
es faktisch ohnehin führe, nämlich der Polizei.691 Die Folge wäre letztlich eine 
Trennung zwischen Tatsachenermittlung und Rechtsanwendung der Ermitt-
lungsergebnisse.692

3. Kapitulation vor den faktischen Gegebenheiten 

Eine Ausweitung der polizeilichen Ermittlungsbefugnisse in normativer Hin-
sicht stellt die Kapitulation vor der sich immer weiter ausdehnenden Ermitt-
lungsherrschaft der Polizei dar und ist abzulehnen.693 Es sichert die Arbeit der 
Polizei normativ weiter ab, geht jedoch an der Lösung des Problems vorbei. 
Hierbei würden nicht verfahrensrechtlich relevante Belange, sondern innenpoli-
tisch gewünschte und öffentlichkeitswirksame Ziele der Kriminalitätsbekämp-
fung gefördert.694

Eine Ausweitung polizeilicher Kompetenzen steht der Sicherung der Objektivi-
tätspflicht im Ermittlungsverfahren entgegen. Die Zielsetzung der polizeilichen 
Arbeit mit ihrer Schwerpunktsetzung auf Vermeidung von Kriminalität, Sicher-
stellung der inneren Sicherheit und Vermittlung des Sicherheitsgefühls bei der 

                                           
690 Gössel, in: GA 1980, 325 (354); Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (197) spricht insoweit von 

der „Schaffung prozessualer Regelungen, durch die die Staatsanwaltschaft zu einer kritischen Wür-
digung (..) veranlaßt werden kann“. 

691 Lilie, in: ZStW 1994, 625 (641); Gössel, in: GA 1980, 325 (349), wonach die Staatsanwaltschaft als 
„vermittelndes Band“ zwischen Ermittlungs- und Aburteilungsorgan und damit gleichsam als kon-
trollierender Puffer zwischen Zweckmäßigkeitsstreben und Gerechtigkeitsstreben fungiere. 

692 Geisler, in: ZStW 1981, 1109 (1139). 
693 Albrecht, in: StV 2001, 416 (418); Neumann, S. 200, wonach es der falsche Weg wäre, „aus fakti-

schen Defiziten an Objektivität und Unvoreingenommenheit das normative Leitbild für das Rollen-
verständnis des Staatsanwalts zu konstruieren“. 

694 Dass die Vermittlung eines Sicherheitsgefühls in der Bevölkerung einen immer höheren Stellenwert 
in der politischen Schwerpunktsetzung einnimmt, zeigen auch die ständigen Forderungen nach bes-
serer polizeilicher Ausstattung und stärkerer Präsenz der Ordnungshüter im präventiven Bereich. 
Dagegen nehmen sich berechtigte Forderungen nach einer personellen und technischen Verbesse-
rung der staatsanwaltlichen Ausstattung verhältnismäßig zurückhaltend aus und kommen insbeson-
dere selten aus der Politik selbst, vgl. Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (388); Roxin, in: 
DRiZ 1997, 109 (121); Frankfurter Arbeitskreis Strafrecht, in: StV 2000, 460. 
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Bevölkerung bezieht den Beschuldigten als eigentliches zentrales Subjekt des 
Ermittlungsverfahrens nicht ausreichend mit ein. Die Arbeit der Polizei folgt, 
nicht zuletzt aufgrund politischer Umstände, der Verwirklichung eines globalen 
Zieles im Sinne einer umfassenden inneren Sicherheit.695 Der einzelne Betroffe-
ne gerät bei dieser Sichtweise leicht in den Hintergrund. Seine Rechte drohen in 
Folge eines Kompromisses zugunsten der allgemeinen kriminalpolitischen Situ-
ation auf ein verfassungsrechtmäßiges Minimum zu schrumpfen. 

Um dieser Gefahr entgegenzuwirken, sollen zwar die Kontrollfunktionen der 
Staatsanwaltschaft gegenüber der Polizei spürbar ausgeweitet werden. Es ist a-
ber fraglich, inwieweit es dem Staatsanwalt bei zunehmender Trennung von den 
Ermittlungshandlungen überhaupt möglich sein soll, diese zu überwachen und 
rechtlich zu bewerten. Eine kontrollierende Funktion kann nur derjenige aus-
üben, der einen entsprechenden Überblick über die Ermittlungsmaßnahmen hat 
und diese aufgrund seiner Kenntnisse des Vorgangs jederzeit übernehmen kann. 
Bereits heute verlässt sich der einzelne Staatsanwalt aufgrund der Vielzahl der 
Delikte weitgehend auf die Ausermittlungen der Straftaten durch die Polizei. Es 
ist nicht ersichtlich, dass sich an diesem „blinden Vertrauen“ etwas ändert, wenn 
die Polizei zusätzlich normative Absicherung für ihre eigenmächtigen Ermitt-
lungshandlungen erhält. Die geforderte stichprobenartige Kontrolle und 
Schwerpunktsetzung bei der Überwachung der polizeilichen Ermittlungsmaß-
nahmen reicht nicht aus, um ein objektives Verfahren und die Ermittlung auch 
entlastender Umstände zu gewährleisten. Fehler in diesem Stadium der Ermitt-
lungen sind meistens nicht mehr zu beheben, so dass auch die Effektivität des 
weiteren Verfahrens, an dem die Polizei nicht mehr aktiv mitwirkt, gefährdet ist. 

Darüber hinaus ist die Staatsanwaltschaft weiterhin die staatliche Anklagebe-
hörde. Eine Trennung zwischen Tatsachenermittlung und Rechtsanwendung er-
scheint deshalb bedenklich.696 Der Zugang des bearbeitenden Staatsanwalts zum 
jeweiligen Verfahren würde noch weiter zurückgedrängt, weil er endgültig nur 
noch eine Entscheidung über einen Sachverhalt treffen würde, der sich für ihn 
lediglich aus der Ermittlungsakte ergibt. Die bereits bestehenden Missstände 
würden dadurch weiter vertieft.

                                           
695 Rüping, in: ZStW 1983, 894 (907) spricht von einem übergreifenden Ziel einer operativen Verbre-

chensbekämpfung, dem sich die Polizei verpflichtet fühle; Frankfurter Arbeitskreis Strafrecht, in: 
StV 2000, 460. 

696 Geisler, in: ZStW 1981, 1109 (1139). 
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Die Beschränkung der Staatsanwaltschaft auf eine bloße „Schiedsrichterfunkti-
on“ ohne aktive Teilhabe am Ermittlungsverfahren ist im Ergebnis abzuleh-
nen.697 Notwendig ist eine integrierte Rolle der Staatsanwaltschaft in allen Sta-
dien der Ermittlungen. Dabei kann und muss die praktizierte Arbeitsteilung zwi-
schen Polizei und Staatsanwaltschaft aufgrund der Masse der Verfahren beibe-
halten werden. Es darf jedoch nicht dazu kommen, dass die Staatsanwaltschaft 
an den „Rand des Spielfeldes“ gedrängt wird und keine Möglichkeit der aktiven 
Beteiligung am Geschehen mehr hat. Die objektive Führung der Ermittlungen 
durch eine Instanz, die im Hinblick auf die Rechte des Beschuldigten in der La-
ge ist, auch den weiteren Verlauf des Strafverfahrens zu beeinflussen, würde 
sonst zu einer Leerformel degradiert. Um eine objektive Verfahrensführung 
durch die Staatsanwaltschaft zu ermöglichen, bilden Einblick und Schulung der 
Staatsanwälte in kriminalistische Taktiken und Techniken einen unverzichtbaren 
Grundstein.698

II. Fusion polizeilicher und staatsanwaltlicher Behörden 

1. Eingliederung der Staatsanwaltschaft in das Innenressort 

Die kriminaltechnische Ausstattung der Polizei und ihre damit einhergehende 
Überlegenheit in der Effizienz der Strafverfolgung haben zu Überlegungen ge-
führt, die Staatsanwaltschaft in das Innenressort zu überführen und in die Polizei 
einzugliedern.699 Die Staatsanwälte seien dadurch in die Lage versetzt, die tech-
nischen Möglichkeiten der Polizei effektiv für die Strafverfolgung zu nutzen und 
sähen sich in der Lage, während des gesamten Ermittlungsverfahrens auf die 
Rechtmäßigkeit der Ermittlungsmaßnahmen zu achten und einseitigen oder 
willkürlichen Tendenzen seitens der Polizei gegenüber dem Beschuldigten ent-
gegenzuwirken.

Gegen diese Lösung sprechen jedoch systematische Gründe. So besteht heute 
weitgehend Einigkeit darüber, dass die Staatsanwaltschaft zwar grundsätzlich 
zur Exekutive zu zählen ist, sie innerhalb dieser Gewalt aber eine Sonderstellung 
einnimmt.700 Die Eingliederung in die klassische Exekutivbehörde „Polizei“ 
                                           
697 Ebenso Henrichs, Juristische und praktisch-organisatorische Modifikationen, S. 145f.; Frankfurter 

Arbeitskreis Strafrecht, in: StV 2000, 460 (461). 
698 Weidmann, in: Kriminalistik 2001, 378 (386). 
699 Hübner, in: JW 1929, 983 (984); Kerbel, Zur Stellung, Organisation und Tätigkeit der Staatsan-

waltschaft, S. 108ff. 
700 Vgl. oben Kap 2, B, I, 2. 
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würde dieser Einordnung widersprechen und der Rolle der Staatsanwaltschaft 
als Organ der Rechtspflege nicht gerecht werden. Darüber hinaus bestünde die 
Gefahr, dass die Staatsanwaltschaft aufgrund der Dynamik der polizeilichen 
Aufklärungsarbeit ihrer gesetzlichen Rolle des objektiven Wächters weniger 
nachkommen könnte, als sie es heute tut. Sie würde als „Justitiar einer Polizei 
verschlissen, die sich dem übergreifenden Ziel einer operativen Verbrechensbe-
kämpfung verpflichtet fühlt“, indem sie sich den anders gelagerten Prämissen 
polizeilicher Arbeit unterordnet.701

2. Eingliederung der Kriminalpolizei in die Staatsanwaltschaft 

In die gegensätzliche Richtung geht der Vorschlag, die Kriminalpolizei als vor-
wiegend repressiv tätiges Organ der Polizei einschließlich ihrer technischen 
Ausstattung in die Staatsanwaltschaft einzugliedern und sie somit ihrer alleini-
gen Kontrolle zu unterstellen.702 Die Schaffung einer Staatsanwaltschaft mit ei-
genem ermittlungstechnischem Unterbau durch geschulte und erfahrene Krimi-
nologen hätte den Vorteil, dass dadurch die Strafverfolgung von der Beeinflus-
sung der inneren Verwaltung befreit würde.703

Die Staatsanwaltschaft wäre dann in der Lage, alle Verfahrensvorgänge im Er-
mittlungsverfahren zu beherrschen und zu kontrollieren.704 Für schwierige Fälle 
könnten Sonderdezernate gebildet werden, wie sie bereits im Bereich der Wirt-
schaftskriminalität bestehen. Der Erfolg der Ermittlungsarbeit dieser Dezernate 
wird häufig als Argument für einen eigenen Ermittlungsapparat innerhalb der 
Staatsanwaltschaft angeführt.705

                                           
701 Rüping, in: ZStW 1983, 894 (907); ähnlich Frankfurter Arbeitskreis Strafrecht, in: StV 2000, 460; 

KK-Schoreit, § 141 GVG, Rn. 3b. 
702 Roxin, in: DRiZ 1969, 385 (388); Geisler, in: ZStW 1981, 1109 (1138); Schoreit, in: ZRP 1982, 

288 (290); Füllkrug, in: ZRP 1984, 193 (195); Uhlig, in: StV 1986, 117 (120); KK-Schoreit, § 152 
GVG, Rn. 6; Kuhlmann, in: DRiZ 1976, 265 (268); damit wird eine Forderung wiederholt, die be-
reits Anfang des 19. Jahrhunderts erhoben wurde, indem sich z.B. 1919 der Verband der Kriminal-
beamten selbst dem Justizressort unterstellen wollte, vgl. DStR 1919, Sp. 388; Rüping, in: ZStW 
1983, 894 (908) m.w.N. 

703 Rüping, in: ZStW 1983, 894 (908). 
704 Bereits 1851 sah der preußische Entwurf eines § 45 der Strafprozessordnung vor, dass eine gericht-

liche Polizei als „Organ der Staatsanwaltschaft“ arbeiten sollte, vgl. Otto, Preußische Staatsanwalt-
schaft, S. 85; Baden hatte dieses Modell mit Erfolg in den Jahren 1879 bis 1933 verwirklicht, vgl. 
Rüping, in: ZStW 1983, 894 (908); a.A. Gössel, in: GA 1980, 325 (349), wonach die Staatsanwalt-
schaft ihrer Wächterfunktion nur gerecht werden könne, wenn sie von Ermittlungs- und Aburtei-
lungsorgan gleichweit entfernt sei. 

705 Schoreit, in: ZRP 1982, 288 (290); Rüping, in: ZStW 1983, 894 (909). 
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In jüngster Zeit werden die Forderungen nach einer Eingliederung der Kriminal-
polizei in die Behörde Staatsanwaltschaft jedoch zu Recht leiser. Die gegenwär-
tige Qualität und Quantität der Kriminalität macht ein Zusammenwirken von 
präventiver polizeilicher Arbeit und Strafverfolgung unumgänglich. Die weit 
verzweigten Strukturen und die professionelle Vorgehensweise der organisierten 
Kriminalität beispielsweise erfordern eine Gesamtschau präventiv erlangter Da-
ten und repressiv geführter Ermittlungen. Eine organisatorische Trennung dieser 
Bereiche würde den sachlich gebotenen Zusammenhang zerreißen und notwen-
dige Synergieeffekte zwischen den Behörden illusorisch machen.706 Einer effek-
tiven Strafverfolgung auch im Sinne des Beschuldigten wäre damit nicht ge-
dient. Stattdessen erscheint die stärkere Integration der Beamten der Staatsan-
waltschaft in die praktische Arbeitsweise der Kriminalpolizei sinnvoller, um das 
erwünschte Zusammenspiel effektiver zu gestalten und gleichzeitig die eigentli-
che Aufgabe der Staatsanwaltschaft im Bereich der Kontrolle und Leitung des 
Ermittlungsverfahrens stärker zu betonen. 

III. Stärkung staatsanwaltlicher Anordnungsbefugnisse 

Einen weiteren Vorschlag zur Reform der Stellung der Staatsanwaltschaft im 
Ermittlungsverfahren macht Lilie. Er kommt zunächst zu dem Ergebnis, der 
Richtervorbehalt im Ermittlungsverfahren entfalte für schwerwiegende Ein-
griffmaßnahmen nur unzureichende bis gar keine Wirkung.707 Der grundsätzlich 
denkbaren Stärkung des Richtervorbehalts durch eine erhöhte Begründungslast 
für den anordnenden Ermittlungsrichter oder den ausdrücklichen Ausschluss 
einer bloßen Bezugnahme auf den Antrag der Staatsanwaltschaft erteilt Lilie ei-
ne Absage. Er begründet dies mit der mangelnden präventiven Kontrollmöglich-
keit der materiellen Anordnungsvoraussetzungen durch den Ermittlungsrich-
ter.708 Solange der anordnende Richter nicht die Möglichkeit habe, diese Vor-
aussetzungen gründlich zu prüfen, erziele es auch keine Wirkung, wenn drei 
statt einem Richter darüber befänden. An der praktischen Umsetzbarkeit des 
Richtervorbehalts sei deshalb insgesamt zu zweifeln.709

                                           
706 Rüping, in: ZStW 1983, 894 (909); Häring, in: Kriminalistik 1979, 269 (270); May, in: DRiZ 1929, 

413 (415); nun auch Roxin, in: DRiZ 1997, 109 (121); Ambos, in: Jura 2003, 674 (681); Hegh-
manns, in: GA 2003, 433 (446). 

707 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (816); ebenso: Heghmanns, in: GA 2003, 433 (438f.); Schünemann, in: 
ZStW 2002, 1 (20); Helmken, in: StV 2003, 193ff.; Backes/Gusy, in: NStZ 2003, 249ff. 

708 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (816). 
709 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (816); ebenso Kintzi, in: DRiZ 2004, 83 (84). 
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Die Aufgabe der frühzeitigen Kontrolle von Zwangsmaßnahmen im Ermitt-
lungsverfahren könnten auch andere Zentralgestalten des Ermittlungsverfahrens
übernehmen, namentlich die Staatsanwaltschaft durch einen präventiven Anord-
nungsvorbehalt.710 Der Gesetzgeber selbst habe bereits einen Vorstoß in diese 
Richtung mit der Regelung des § 163f StPO unternommen, wonach eine länger-
fristige Observation nach § 163f Abs. 3 StPO einem staatsanwaltlichen Anord-
nungsvorbehalt unterliegt. Diese Konzeption mache Sinn, weil mit Ausnahme 
der Untersuchungshaft nach § 112 StPO und der vorläufigen Unterbringung 
nach § 81 StPO ohnehin sämtliche Zwangsmaßnahmen bei Gefahr im Verzug 
auch durch die Staatsanwaltschaft angeordnet werden können. Da das Kriterium 
der Eilbedürftigkeit an sich nicht der richterlichen Kontrolle, wohl aber der 
staatsanwaltlichen Prognose und Verdachtsbegründung unterliege, könne die 
staatsanwaltliche Anordnungsbefugnis aufgrund ihrer besseren Kenntnis des 
Einzelfalls effektiver als die eingeschränkte richterliche Überprüfung sein.711

Der Richter könne sich entsprechend seiner Funktion auf die nachträgliche Kon-
trolle der von der Staatsanwaltschaft getroffenen Entscheidungen konzentrieren 
und müsse sich nicht dem Effizienzdenken des zum großen Teil auch präventiv 
geführten Ermittlungsverfahrens unterziehen.  

„Die Funktionen der Beteiligten träten klarer zutage. Die Verantwortung 
der Staatsanwaltschaft wäre verdeutlicht. Sie wäre endlich in das bereits 
durch von Savigny und Uhden zugedachte Wächteramt gegenüber der Po-
lizei eingesetzt, anstatt – wie bisher – auf die Formulierung oder gar Ab-
segnung des Antrags auf richterliche Entscheidung beschränkt zu 
sein“.712

Der Erweiterung der Anordnungskompetenzen der Staatsanwaltschaft, wie Lilie
sie vorschlägt, ist grundsätzlich zuzustimmen. Zutreffend ist, dass die Staatsan-
waltschaft an der „Schnittstelle zwischen dem auf Effektivität ausgerichteten 
Ermittlungszweckdenken und den Anforderungen an ein justizförmiges Verfah-
ren angesiedelt“ ist. Daraus zieht Lilie den Schluss, es sei „allein der Staatsan-
waltschaft möglich (...), dem reinen polizeilichen Zweckdenken Grenzen zu set-
                                           
710 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (817); zustimmend Heghmanns, in: GA 2003, 433 (450), mit Ausnahme 

der Maßnahmen der Freiheitsentziehung, der Wohnungsdurchsuchung und des großen Lauschsang-
riffs wegen Art. 13 Abs. 2, 3 und Art. 104 Abs. 2 GG; einschränkend Kintzi, in: DRiZ 2004, 83 
(85).

711 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (818). 
712 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (818). 
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zen“.713 Dieser Annahme ist hingegen zu widersprechen. Es wurde oben festge-
stellt, dass die Polizei faktisch das Ermittlungsverfahren allein führt und erhebli-
chen Einfluss auf die Entscheidungen der Staatsanwaltschaft nimmt. Sie ist in 
der Lage, Richtung und Intensität der Ermittlungen ohne Einwirkungsmöglich-
keit des Staatsanwalts zu steuern und damit diesen Abschnitt des Verfahrens ih-
rem Zweckdenken und ihren Prämissen zu unterwerfen.714

Deshalb hat die Staatsanwaltschaft momentan nicht die Möglichkeit, dem poli-
zeilichen Zweckdenken effektiv Grenzen zu ziehen. Erst wenn die Verfahrens-
herrschaft der Staatsanwaltschaft wieder hergestellt ist und die Staatsanwälte das 
notwendige Selbstverständnis aufgrund der Bedeutung ihrer Funktion entwi-
ckeln, ist der Weg geebnet, dass staatsanwaltliche Anordnungen die gleiche oder 
sogar eine bessere Qualität haben können als sie richterliche Anordnungen heute 
besitzen. Dann wäre es ihnen aufgrund ihrer eingebundenen Stellung in die Er-
mittlungen und ihrer Garantiefunktion für ein rechtmäßiges Verfahren insgesamt 
am besten möglich, die Güterabwägung zwischen der Notwendigkeit der Ermitt-
lungsmaßnahme und dem Rechtsguteingriff bei dem Betroffenen umfassend 
durchzuführen. Insofern eilt der Vorschlag von Lilie zu weit voraus, weil der 
zweite Schritt vor dem ersten getan würde, da die faktischen Voraussetzungen 
für einen solchen Kompetenzzuwachs der Staatsanwaltschaft zurzeit nicht vor-
handen sind.715 In Anbetracht der momentanen Verteilung der Ermittlungshoheit 
zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft und der damit verbundenen Abhängig-
keit von der Polizei würde eine vermehrte staatsanwaltliche Anordnungskompe-
tenz die Ausstrahlung polizeilicher Prämissen bis in die Hauptverhandlung hin-
ein zu Lasten des Beschuldigten verstärken, weil die zum Teil zwar oberflächli-
che, aber mit einer gewissen „Abschreckungswirkung“ und Selbstdisziplinie-
rung versehene richterliche Anordnungskompetenz entfiele. Dadurch würde der 
Weg für ein „polizeiliches Ermittlungsverfahren“ weiter geebnet. Dass dies 
nicht im Interesse einer rechtsstaatlichen Lösung sein kann, betont Lilie
selbst.716

                                           
713 Lilie, in: ZStW 1999, 807 (819); zustimmend Kintzi, in: DRiZ 2004, 83 (85). 
714 Vgl. Kap. 2, D; zu dieser Erkenntnis kommt Lilie im Übrigen auch in: ZStW 1994, 625 (631, 640) 

und zuletzt in: NStZ 2003, 568 (568). 
715 In diesem Sinne wohl auch einschränkend Lilie selbst, in: ZStW 1999, 807 (825f.).  
716 Lilie, in: ZStW 1994, 625 (640). 
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C. Kompensation durch Erweiterung der Beschuldigtenrechte? 

Eine zentrale Forderung in der Diskussion um eine Reform des Ermittlungsver-
fahrens betrifft die Ausweitung der Teilhaberechte des Beschuldigten und seines 
Verteidigers in einem möglichst frühen Stadium des Verfahrens.717

Im Zuge des Ersten Strafverfahrensreformgesetzes 1974718 wurden die Zustän-
digkeiten im Ermittlungsverfahren zwischen Richter und Staatsanwalt novelliert, 
indem die Stellung der Staatsanwaltschaft durch die Übertragung der bisherigen 
Aufgaben des Untersuchungsrichters deutlich gestärkt wurde. Gleichzeitig wur-
den die Rechte des Beschuldigten und seines Verteidigers zum Zwecke der Ver-
fahrensbeschleunigung eingeschränkt. Die erst 1964 durch das Strafprozessän-
derungsgesetz719 eingeführten Institute der Schlussanhörung und des Schlussge-
hörs wurden wieder abgeschafft, weil sie in der Mehrzahl der Fälle zu einer 
Verzögerung des Verfahrens führten.720 Damit wurde dem Beschuldigten und 
seinem Verteidiger die letzte Möglichkeit der formalisierten Teilhabe an Beginn 
und Ende des Ermittlungsverfahrens genommen. Der Grund für die restriktive 
Ausgestaltung der Aktionsmöglichkeiten des Beschuldigten und seines Vertei-
digers wird in dem notwendigen Vorsprung der Ermittlungsbehörden für eine 
effiziente Aufklärung der Tat gesehen, so dass es erst nach Erhebung der Ankla-
ge zu einer „Waffengleichheit“ zwischen Staatsanwaltschaft und Angeklagtem 
kommen könne.721 Die Wahrung der Beschuldigtenrechte soll die Strafprozess-
ordnung durch die Gewaltenteilung sicherstellen. Nur wenn diese versage, sei 
eine stärkere Verfahrensbeteiligung des Beschuldigten nötig.722 Unter Zugrunde-
legung der obigen Untersuchung muss jedoch festgestellt werden, dass die Ge-
waltenteilung zwischen der Exekutivbehörde Polizei und der zumindest in ihrer 
                                           
717 Vgl. in jüngster Zeit nur Dedy, Ansätze einer Reform, S. 114ff.; Dokumentation: Eckpunkte einer 

Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314ff.; Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359ff.; Doku-
mentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff.; Satzger,
in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17; Meier, in: GA 2004, 441 (447). 

718 BGBl. I, S. 3393. 
719 BGBl. I, S. 1067. 
720 Begründung des Gesetzesentwurfs, BT-Drs. 7/551, S. 41; Roxin, in: Festschrift für Jauch, S. 183 

(188); Nelles, in: StV 1986, 74; Bemmann, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 22. 
721 Welp, in : Festgabe für Peters, S. 309 (311); Nelles, in: StV 1986, 74; Schaefer, in: MDR 1977, 980 

(981); vgl. auch BVerfGE 38, 105 (111); BGHSt 12, 136 (138); 18, 369 (371) wonach nicht jeder 
verfahrensspezifische Unterschied zwischen Staatsanwaltschaft und dem Beschuldigten bzw. dem 
Verteidiger ausgeglichen werden muss („gewisse verfahrensrechtliche Waffengleichheit“). 

722 Nelles, in: StV 1986, 74; Eisenberg/Zötsch, in: NJW 2003, 3676 sehen die Vernachlässigung der 
Beschuldigtenrechte auch auf höchstrichterlicher Ebene für bedenklich an und erkennen eine „Fo-
kussierung auf den Angeklagten belastende Aussagen“. 
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Funktion als Organ der Rechtspflege der Judikative nahe stehenden Staatsan-
waltschaft erhebliche Mängel aufweist, so dass eine Verstärkung der Beschul-
digtenrechte notwendig erscheint.723

Die formell fehlende Teilhabe des Beschuldigten führt in vielen Fällen dazu, 
dass das Ermittlungsverfahren bis kurz vor dem Abschluss der Ermittlungen oh-
ne sein Wissen abläuft und er erst vor der Anklageerhebung kaum noch ausrei-
chend Gelegenheit hat, seine Sicht der Umstände einzubringen, um eine entspre-
chende Verteidigungsstrategie zu entwerfen und zu präsentieren.724 Experimen-
telle Untersuchungen haben ergeben, dass der Zeitpunkt der Einbringung von 
Verteidigungspositionen von entscheidender Bedeutung ist, weil der Richter 
aufgrund der Theorie der kognitiven Dissonanz Umständen, die seinen bis dato 
allein durch den Akteninhalt geprägten Hypothesen widersprechen, weniger Be-
achtung schenkt, als den die Hypothesen stützenden Merkmalen.725 Eine frühe 
Intervention des Verteidigers kann deshalb geeignet sein, den belastenden Um-
ständen in der Ermittlungsakte zeitgleich entlastende Momente durch ihre Ak-
tenkundigkeit gegenüberzustellen und so eine höhere Akzeptanz des Richters 
bei widersprechenden Informationen zu erreichen.726

Die vermeintliche Beschleunigung und Vereinfachung des Strafprozesses durch 
die vorangegangenen Reformen erkaufte sich der Gesetzgeber durch eine Zu-
nahme unnötiger Anklageerhebungen und Hauptverhandlungen, die hätten ver-
mieden werden können, wenn der Beschuldigte zu einem früheren Zeitpunkt in 
das Verfahren mit einbezogen worden wäre.727 Durch erweiterte und vor allem 
vorverlagerte Teilhaberechte des Beschuldigten im Ermittlungsverfahren ver-
spricht man sich eine effektivere Gestaltung der Hauptverhandlung, weil die 

                                           
723 AG Hamburg StV 2004, 11 (12) spricht anschaulich von dem Bedürfnis eines ausreichenden Ge-

gengewichts zum „staatlichen Verfolgungsapparat“. 
724 Dahs, in: NJW 1985, 1113; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 114; Nelles, in: StV 1986, 74; Jahn, in: 

ZStW 2003, 815 (828). 
725 Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (553); zur Theorie der kognitiven Dissonanz vgl. Baumann,

Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 43 und Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504f. 
726 Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (554); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (505). 
727 Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359 (360); Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1116); Dokumentation: Eck-

punkte einer Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314f.; Roxin, in: Festschrift für Jauch, S. 
183 (192); Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (63); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (508); die 
Untersuchung von Peters, Fehlerquellen im Strafprozeß, Band 2, S. 200 – 209 hat gezeigt, dass 
insbesondere die ungenügende Ausschöpfung von Beweismöglichkeiten und die einseitig für rich-
tig erachtete Aufklärungslinie den breitesten Raum bei Fehlern in diesem Verfahrensabschnitt ein-
nehmen.
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stärkere Einbindung der Verteidigung zu einer besseren Verwertung der Be-
weisergebnisse führen soll.728 Die Hauptverhandlung könnte durch eine Kon-
zentration auf den Kern des Verfahrensgegenstandes verkürzt werden, wenn 
streitige Beweise bereits im Vorfeld erhoben und ermittelt wurden.729 Um eine 
bessere Partizipation auf Seiten des Beschuldigten zu ermöglichen, sollen des-
halb die Teilhaberechte, die sich in Benachrichtigungs-, Anwesenheits- und In-
teraktionsrechte kategorisieren lassen, schon im Ermittlungsverfahren ausgewei-
tet werden.730 Im Folgenden werden die Kernpunkte einer Reform des Ermitt-
lungsverfahrens dargestellt und auf ihr Potential für eine Verbesserung einer ob-
jektiven Verfahrensführung untersucht. Effizienzfragen sollen am Rande Beach-
tung finden. 

I. Benachrichtigungsrechte 

Eine wirksame Teilhabe am Verfahrensablauf setzt die Kenntnis des Beschul-
digten voraus, dass er zum Mittelpunkt eines Strafverfahrens geworden ist. 

Die einzige Informationspflicht, die für das Ermittlungsverfahren in der Straf-
prozessordnung normativ geregelt ist, findet sich in § 163a Abs. 1 StPO, wonach 
der Beschuldigte spätestens vor dem Abschluss der Ermittlungen zu vernehmen 
ist. Bei einfachen Sachverhalten reicht die schriftliche Benachrichtigung aus, im 
Falle der Einstellung des Verfahrens ist nicht einmal diese vorgeschrieben. So 
kann es vorkommen, dass ein zunächst Beschuldigter niemals erfährt, dass die 
Staatsanwaltschaft Ermittlungen gegen ihn eingeleitet, später allerdings einge-
stellt hat oder er erst kurz vor Erhebung der Anklage zum ersten Mal mit dem 
ihm zur Last gelegten Tatvorwurf konfrontiert wird, so dass eine noch vor der 

                                           
728 Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (229). 

Als Beispiel sei hier die Verlesung eines Vernehmungsprotokolls in der Hauptverhandlung ge-
nannt, zu der es eher ein Einverständnis nach § 251 Abs. 1 Nr. 4 StPO geben wird, wenn zuvor die 
Beteiligten an der betreffenden Vernehmung teilhaben konnten. Nach Jahn, in: ZStW 2003, 815 
(824) sei diese Beteiligung in der Praxis bereits die Regel; vgl. auch Salditt, in: StV 2001, 311 
(312); kritisch zu einer erweiterten Verwertbarkeit von Aussagen im Hauptverfahren Dokumentati-
on: Ergebnisse des 28. Strafverteidigertages vom 5. bis 7.2.2004 in Karlsruhe, in: StV 2004, 290 
(292).

729 Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (63); Dokumentation: Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens, 
in: StV 2001, 314 (314); Eisenberg/Zötsch, in: NJW 2003, 3676 (3678) zur Vermeidung von Mehr-
fachvernehmungen; den Beschleunigungseffekt insgesamt in Frage stellend Haller, in: DRiZ 2004, 
184 (185). 

730 Zum Ganzen umfassend Dedy, Ansätze einer Reform, S. 111ff.; Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (63); 
Jung, in: JuS 1998, 1136 (1137); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (35); Dokumentation: Diskussi-
onsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff. 
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Hauptverhandlung stattfindende wirksame Gegendarstellung praktisch unmög-
lich wird.731 Diese Regelung gerät mit Art. 6 Abs. 3 lit. a MRK in Konflikt, wo-
nach jede Person innerhalb kürzester Zeit alle Einzelheiten über die Art und den 
Grund der gegen sie erhobenen Vorwürfe unterrichtet werden muss. Die Hand-
habung dieses Grundsatzes im deutschen Strafverfahren krankt vor allem an der 
deutschen Übersetzung des Normentextes, der nur den „Angeklagten“ erwähnt 
und damit den Beschuldigten im Ermittlungsverfahren ausklammert.732

Um dem Beschuldigten und seinem Verteidiger die Möglichkeit zu geben, sich 
angemessen auf eine Entlastungslinie vorzubereiten, wird eine frühestmögliche 
Benachrichtigung gefordert, solange dadurch geplante Ermittlungsmaßnahmen 
wie Durchsuchung, Verhaftung oder Beschlagnahme nicht vereitelt werden.733

Um einer effektiven Strafverfolgung weiterhin Rechnung zu tragen, wird zum 
Teil eine Generalklausel nach dem Vorbild des § 147 Abs. 2 StPO vorgeschla-
gen.734 Für eine verbesserte Dokumentation soll in allen Fällen ein Aktenver-
merk angelegt, sowie eine spätere Benachrichtigungspflicht bei heimlichen Er-
mittlungsmaßnahmen statuiert werden.735

II. Anwesenheitsrechte 

Ein Anwesenheitsrecht des Verteidigers bei der Vernehmung von Beschuldig-
tem, Zeugen oder Sachverständigen ist für eine effektive Strafverteidigung von 
überragender Bedeutung.736 Sie gibt dem Beschuldigten selbst und seinem Ver-

                                           
731 Vgl. auch Ambos, in: ÖJZ 2003, 661 (663). 
732 Jahn, in: ZStW 2003, 815 (828); Frister, in: StV 1998, 159. 
733 Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359 (361); Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1115); Bannenberg, AE-EV, 

§ 163a Abs. 1 AE-EV, S. 124; Taschke, in: NJ 1993, 198 (201); Dokumentation: Eckpunkte einer 
Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314 (315); Roxin, in: Festschrift für Jauch, S. 183 (192); 
§ 160 Abs. 5 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfah-
rens, in: StV 2004, 228ff.; kritisch dazu Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (39), der in dieser Forde-
rung mehr einen „Programmsatz als eine exekutierbare Norm“ sieht, weil die staatsanwaltliche 
Entscheidungsfreiheit wie schon bisher bei Gewährung der Akteneinsicht aufgrund des Merkmals 
der „Gefährdung des Untersuchungszwecks“ praktisch nicht begrenzt werden könne. 

734 Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359 (361); Salditt, in: StV 2001, 311 (312); Jahn, in: ZStW 2003, 
815 (829). 

735 Müller, in: AnwBl 1986, 50 (53); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 147 (163); Roxin, in: 
Festschrift für Jauch, S. 183 (192); Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1115); Dedy, Ansätze einer Re-
form, S. 115; Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. 
bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (387). 

736 Dementsprechend wird überwiegend vertreten, dass die Vernehmung des Beschuldigten nicht pri-
mär der Sachverhaltsaufklärung, sondern der Verteidigung des Beschuldigten und der Gewährung 
rechtlichen Gehörs diene, LR-Hanack, § 136, Rn 35, m.w.N.; SK-Rogall, § 136, Rn 7, m.w.N.; kri-
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teidiger oftmals die einzige Möglichkeit, Kenntnis von dem Tatvorwurf und den 
ihm zugrunde liegenden Umständen zu erlangen. Es wird zum einen durch Art. 
103 Abs. 1 GG und Art. 6 Abs. 1, S. 1 MRK und dem daraus resultierenden An-
spruch auf rechtliches Gehör legitimiert, wonach gerichtliche Entscheidungen 
nur aufgrund von Beweisergebnissen ergehen dürfen, zu denen der Beschuldigte 
vorher Stellung nehmen konnte.737 Zum anderen ist es Ausfluss der Grundsätze 
der Waffengleichheit und des fairen Verfahrens.738

Die Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen sowie die eventuelle Ein-
lassung des Beschuldigten im Ermittlungsverfahren haben einen gewichtigen 
Einfluss auf den Verlauf der Hauptverhandlung. Sozialwissenschaftliche Unter-
suchungen haben gezeigt, dass eine Vernehmung nicht nur eine bloße Wieder-
gabe der Erinnerung des zu Vernehmenden, sondern vielmehr ein „Interaktions-
produkt“ zwischen ihm und der vernehmenden Person ist, auf das die befra-
gungsleitenden Hypothesen des Vernehmenden massiven Einfluss nehmen kön-
nen.739 Besonders kritisch sind hierbei die in der Regel am Anfang der Ermitt-
lungen stattfindenden polizeilichen Vernehmungen.740 Kurz nach Bekanntwer-
den einer Tat und Aufnahme der Ermittlungen stehen sowohl der Beschuldigte 
als auch ein potentieller Zeuge unter einem erhöhten psychischen Druck, der sie 
mitunter zu Aussagen drängt, die missverständlich sein können und die später in 
der Hauptverhandlung kaum mehr korrigierbar sind.741 Der Vernehmende übt 

                                                                                                                               
tisch: Herrmann, in: Festschrift für Reinhard Moos, S. 229 (229), derselbe, in: NStZ 1997, 209 
(211).

737 BVerfGE 7, 275 (278); BGHSt 26, 332 (335) = BGH NJW 1976, 1546 (1547); KK-Wache, § 168c, 
Rn. 1. 

738 Roxin, Strafverfahrensrecht, § 11, Rn. 10; Müller, in: NJW 1976, 1063 (1065f.); Krause, in: StV 
1984, 169 (174); vgl. dazu auch Nelles, in: StV 1984, 74 (75, Fn. 18). Das BVerfG hat mehrfach 
klargestellt, dass der Anspruch auf ein faires Verfahren keine in allen Einzelheiten bestimmte Ge-
bote oder Verbote enthalte und es Aufgabe des Gesetzgebers sei, diese zu konkretisieren. Erst wenn 
dadurch rechtsstaatliche Mindestanforderungen nicht erfüllt sind, kann auf das allgemeine Prozess-
grundrecht auf ein faires Verfahren zurückgegriffen werden, BVerfG StV 1981, 381 (387); BVerfG 
StV 1983, 177 (178). 

739 Gundlach, Die Vernehmung des Beschuldigten, S. 84ff.; Banscherus, Polizeiliche Vernehmung, S. 
59, 258; Rasch/Hinz, in: Kriminalistik 1980, 377 (380); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (21); 
Herrmann, in: Festschrift für Reinhard Moos, S. 229 (230); die Aspekte der „Mimik und Körper-
sprache“ des Zeugen betonend Salditt, in: StV 2001, 311 (312); zum „vom Erfolgsdenken gepräg-
ten und forensisch weniger ausgebildeten Polizeibeamten“ vgl. Schaefer, in: MDR 1977, 980 (981). 

740 Herrmann, in: Festschrift für Reinhard Moos, S. 229 (230); derselbe, in: NStZ 1997, 209 (210f.). 
741 BGHSt 38, 214 (222); 42, 15 (19); Nelles, in: StV 1986, 74; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 119; 

Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 107; Herrmann, in: Festschrift für Reinhard 
Moos, S. 229 (230f.); Rasch/Hinz, in: Kriminalistik 1980, 377 (381). In diesem Zusammenhang 
spielt der sogenannte „Vorhalt“ in der Hauptverhandlung eine wichtige Rolle. 
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eine „Formulierungshoheit“ aus, indem er in der Regel entgegen Nr. 45 Abs. 2 
RiStBV die Aussage nicht wörtlich protokolliert, sondern den geschilderten 
Sachverhalt mit eigenen Worten und dem dazugehörigen Vorverständnis anhand 
der Ermittlungsergebnisse festlegt und dabei teilweise Fachtermini verwendet, 
die dem Aussagenden regelmäßig fremd sind.742

1. Anwesenheitsrecht des Verteidigers bei der Vernehmung des Beschuldig-
ten

Das Recht des Beschuldigten743 auf die Anwesenheit seines Verteidigers ist nur 
bei richterlicher Vernehmung nach § 168c Abs. 1 StPO  und staatsanwaltlicher 
Vernehmung gemäß § 163a Abs. 3 S. 2 iVm. § 168c Abs. 1 StPO normiert.744

Bei der polizeilichen Vernehmung des Beschuldigten fehlt eine entsprechende 
Vorschrift.745 Für sie wird die Hinzuziehung eines Verteidigers nach ganz herr-
schender Meinung zwar als zulässig, nicht aber als verpflichtend angesehen.746

Sofern man die oben bereits herausgearbeiteten verschiedenartigen und zum Teil 
widerstreitenden Prämissen polizeilicher Arbeit berücksichtigt, wird deutlich, 
dass aufgrund der leitenden Fragestellungen des vernehmenden Polizeibeamten, 
der oftmals einen ganz bestimmten, voreingenommenen Verdacht in Bezug auf 
Tat und Täterschaft hegt, dem Beschuldigten ein erheblicher Nachteil in dieser 
Situation entsteht, wenn er keinen professionellen Rechtsbeistand zur Seite ste-
hen hat, der einer Vernehmung mit der nötigen Distanz beiwohnen kann.747 Die 
                                           
742 Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504. 
743 Kritisch zur Frage der Bejahung der einzelne Rechte - insbesondere die Belehrungspflicht - auslö-

senden Beschuldigteneigenschaften eines Verdächtigen Herrmann, in: Festschrift für Reinhard 
Moos, S. 229 (232); derselbe, in: NStZ 1997, 209 (210f.). 

744 Einschränkend in Bezug auf § 168c Abs. 5 StPO zuletzt BGH StV 2006, 228 mit kritischer Anmer-
kung von Wohlers.

745 Im Falle der polizeilichen Vernehmung des Beschuldigten hat die Rechtsprechung des BGH mit 
verfassungs- und menschenrechtlicher Begründung eine Erweiterung des Konsultationsrechts des 
Beschuldigten eingeleitet und nähert sich damit weiter der EMRK und dem Verfassungsrecht an, 
vgl. BVerfGE 38, 105 (112); BGHSt 42, 15 (19); 46, 93; ebenso Barton, in: StV 2003, 537 (538); 
vgl. entsprechend § 163a Abs. 4 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform 
des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff. 

746 Meyer-Goßner, § 163, Rn. 16; LR-Rieß, § 163a, Rn. 95 m.w.N.; KK-Wache, § 163, Rn. 19; a.A. 
LR-Sarstedt, 22. Auflage, § 136, Anm. 14b) mit der Begründung, dass sich der Beschuldigte nach 
§ 137 Abs. 1 StPO „in jeder Lage des Verfahrens“ eines Verteidigers bedienen dürfe; ebenso Sieg,
in: NJW 1975, 1009; Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1115); Nelles, in: StV 1986, 74 (75); Gössel, in: 
ZStW 1982, 5 (35); Schaefer, in: MDR 1977, 980; zustimmend Jahn, in: ZStW 2003, 815 (832f.), 
der die Gestattung der Anwesenheit des Verteidigers aber in der Praxis bereits als statuiert ansieht. 

747 Vgl. oben Kap. 2, D, III; Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504; siehe auch Rasch/Hinz, in: Krimi-
nalistik 1980, 377 (380), wonach sich in der Vorstellung mancher Polizeibeamter der ethische Be-
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Praxis greift in dieser Situation zu einem Notbehelf, um eine Verteidigerkonsul-
tation zu erwirken. Da nur eine staatsanwaltliche Vernehmung mit Zwang ge-
mäß § 163a Abs. 3 StPO durchgesetzt werden kann748, weigert sich der Be-
schuldigte in der Regel, einer Aufforderung zur Vernehmung vor der Polizei 
nachzukommen.749 Um den Betreffenden überhaupt zu einer Aussage zu bewe-
gen, wird eine staatsanwaltliche Vernehmung angeordnet, bei der dem Verteidi-
ger die Anwesenheit gestattet ist, solange dadurch nicht der Untersuchungs-
zweck gefährdet wird.750

Die Verweigerung des Anwesenheitsrechts des Verteidigers bei einer polizeili-
chen Vernehmung gründet vor allem darauf, dass der Gesetzgeber mit der Re-
form der Strafverfahrensrechts 1974751 dem Verteidiger neben einem Recht auf 
Anwesenheit bei der richterlichen Vernehmung das gleiche auch bei einer 
staatsanwaltlichen Vernehmung zugestanden hat. In Kenntnis der Problematik 
hätte er dies auch für den Fall der polizeilichen Vernehmung statuieren können, 
was er hingegen bewusst nicht tat. Insofern kann man nicht von einer Rege-
lungslücke sprechen, die es auszufüllen gilt.752

                                                                                                                               
deutungsgehalt einer Norm „dem Ziel der Tataufklärung unterzuordnen“ habe; kritisch Herrmann,
in: Festschrift für Reinhard Moos, S. 229 (236f.). 

748 Siehe aber zuletzt § 163a des „Entwurfs eines Gesetzes zur Effektivierung des Strafverfahrens“, 
BT-Drs. 16/3659 vom 30.11.2006, wonach der Beschuldigte auch zur polizelichen Vernehmung 
bindend geladen werden kann; diesem Vorschlag hat die Bundesregierung nicht zugestimmt, weil 
damit eine unerwünschte Verlagerung der Kompetenzen der Staatsanwaltschaft auf die Polizei ver-
bunden sei und die Staatsanwaltschaft noch weiter aus dem Ermittlungsverfahren verdrängt würde, 
BT-Drs. 16/3659, S. 29. 

749 Aufgrund der „Bequemlichkeit“ mancher Zeugen oder Beschuldigter sieht der Vorschlag eines 
„Justizbeschleunigungsgesetzes“ der CDU/CSU Fraktion eine Erscheinens- und Aussagepflicht bei 
der Polizei vor. Eine effektive Strafverfolgung sei nur gewährleistet, sofern auch das Erfahrungs-
wissen der Polizei umfassend nutzbar gemacht werde. In den Fällen, in denen die „sachleitende 
Staatsanwaltschaft noch nicht genügend Kenntnis von dem Sachverhalt hat“, sieht der Entwurf in § 
163a Abs. 6 StPO-E vor, „den Zeugen zu laden, ohne dass die Staatsanwaltschaft vor dem Auftrag 
bzw. Ersuchen von der Polizei umfassend über den Verfahrensstand informiert würde“, BT-Drs. 
15/999, S. 23. Die Anwesenheit eines Verteidigers wird jedoch nicht statuiert. Immerhin wird von 
einer originären Entscheidungsbefugnis der Polizei über Zwangsmaßnahmen gegen nicht erschie-
nene Zeugen abgesehen, weil „ein so schwerwiegender Eingriff wie die Vorführung eines Zeugen 
(...) nicht ohne Mitwirkung eines Justizorgans erfolgen“ dürfe. 

750 Meyer-Goßner, § 163a, Rn. 20; SK-Wohlers, § 163a, Rn. 69; KK-Wache, § 163a, Rn. 21; LR-Rieß,
§ 163a, Rn. 64; AK-Achenbach, § 163a, Rn. 32; Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 
(385); Jahn, in: ZStW 2003, 815 (833); kritisch zu dieser Praxis Krause, in: StV 1984, 169 (174); 
Dedy, Ansätze einer Reform, S. 118. 

751 Erstes Gesetz zur Reform des Strafverfahrens vom 09.12.1974, BGBl. I, S. 3393. 
752 Denkbar wäre eine analoge Anwendung von § 168c Abs. 1 StPO; ablehnend Dedy, Ansätze einer 

Reform, S. 117; Krause, in: StV 1984, 169 (173); Meyer-Goßner, § 163, Rn. 16; LR-Rieß, § 163a, 
Rn. 92. 
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Da dogmatische Argumente allein die insoweit eindeutige Gesetzeslage nicht 
umgehen können, werden zusätzlich pragmatische Gründe für ein Anwesen-
heitsrecht bei polizeilichen Beschuldigtenvernehmungen angeführt. Da der zu 
Vernehmende bei der polizeilichen Vernehmung keine Zwangsmittel bei Nicht-
erscheinen zu fürchten braucht, wird er lieber die Aussage verweigern und auf 
eine staatsanwaltliche Ladung warten, zu der ihn sein Verteidiger begleiten 
kann.753 Für die Effektivität des Strafverfahrens ist dies aufgrund der Zeitverzö-
gerung ein Manko, so dass bereits reine Zweckmäßigkeitserwägungen für ein 
generelles Anwesenheitsrecht bei polizeilichen Vernehmungen sprechen wür-
den. Es erscheint sinnvoller, eine Aussage unter Anwesenheit eines Strafvertei-
digers zu erhalten, als gar keine Aussage, wie auch zu erwarten ist, dass die 
Anwesenheit eines Verteidigers willkommen sein kann, wenn dadurch Geständ-
niswiderrufe aufgrund unwahrer Behauptungen über verbotene Vernehmungs-
methoden verhindert werden.754

Ferner wird ein „argumentum a maiore ad minus“ geltend gemacht, denn wenn 
dem Verteidiger schon bei richterlichen und staatsanwaltlichen Vernehmungen, 
die rechtsstaatlichen Bedenken erheblich weniger ausgesetzt sind als Institutio-
nen der Exekutive, ein Recht auf Anwesenheit zugestanden wird, dann müsse 
dies bei einer polizeilichen Vernehmung, die „nur“ durch Ermittlungsbeamte der 
Staatsanwaltschaft in deren Auftrag oder Ersuchen durchgeführt wird, erst recht 
gelten.755

Diese Argumente sind zutreffend. Sie können aber nicht über die eindeutige 
normative Rechtslage hinwegtäuschen, die kein Anwesenheitsrecht vorsieht.756

Deshalb ist ausschließlich der Gesetzgeber gefragt, eine entsprechende Rege-
lung zu schaffen.757 Vorschläge für eine Normierung in dieser Hinsicht wurden 

                                           
753 Es steht im pflichtgemäßen Ermessen der Strafverfolgungsbehörde, wann sie von der Zeugen- zur 

Beschuldigtenvernehmung übergeht; maßgeblich ist hierfür die Stärke des Tatverdachts. Allerdings 
reicht in diesem Fall eine Belehrung nach § 55 StPO nicht mehr aus, vielmehr muss diese nach § 
136 iVm. § 163a Abs. 3, 4 StPO ergehen oder abgebrochen werden; BGHSt 37, 48 (51); LR-Rieß,
§ 163 a, Rn. 23. 

754 Schaefer, in: MDR 1977, 980; LR-Sarstedt, 22. Auflage, § 136, Anm. 14b); vgl. auch Herrmann,
in: Festschrift für Reinhard Moos, S. 229 (236f.). 

755 Schaefer, in: MDR 1977, 980 (981). 
756 Krause, in: StV 1984, 169 (174); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 117. 
757 Der Gedanke einer uneingeschränkten Anwesenheit des Verteidigers vom Beginn der Verfahrens 

an wurde schon 1919 in einem Entwurf eines Gesetzes über den Rechtsgang in Strafsachen, § 28 
des Entwurfs, verwirklicht. Der Entwurf scheiterte jedoch im Gesetzgebungsgang, vgl. Dedy, An-
sätze einer Reform, S. 117. 
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bereits zahlreich unterbreitet.758 Die Zielsetzungen dieser Entwürfe sind unter-
schiedlich, weil sowohl die Beschleunigung des Strafverfahrens im Ganzen und 
der Opferschutz759 als auch die verbesserte rechtsstaatliche Kontrolle760 durch 
den Beschuldigten bzw. seinen Verteidiger im Vordergrund der jeweiligen Re-
formvorschläge stehen. Allen gemeinsam ist die schwierige Abwägung zwi-
schen den Anforderungen einer wirksamen Strafrechtspflege und den rechts-
staatlichen Kontrollbefugnissen des Beschuldigten.

Um diesem Spannungsverhältnis Rechnung zu tragen, erscheint ein Regel-
Ausnahme-System sinnvoll, durch das beiden Prämissen entsprochen werden 
kann. Danach muss dem Verteidiger zunächst bei jeder Vernehmung des Be-
schuldigten, also insbesondere auch bei der polizeilichen Vernehmung grund-
sätzlich die Anwesenheit gestattet werden. Damit korrespondiert die Pflicht, den 
Verteidiger rechtzeitig vom Termin zu benachrichtigen und bei gravierenden 
Gründen für eine Verhinderung eine Verschiebung des Termins zu ermögli-
chen.761 Um eine Verfahrensverzögerung oder ein bewusst kontraproduktives 
Verhalten durch den Verteidiger zu minimieren bzw. auszuschließen, muss sein 
Ausschluss von der Vernehmung als Ausnahmetatbestand zulässig sein.762 In 
Frage kommen für einen solchen Ausschluss die Gefährdung zukünftiger Er-
mittlungsmaßnahmen sowie eine Einschränkung der Terminsverlegung bei er-
kennbarer Willkür oder Prozessverschleppung. Denkbar wäre auch eine Aus-
nahme in den Fällen, die organisatorisch nicht zu bewältigen sind, wie etwa die 
                                           
758 Bannenberg, AE-EV, § 168f AE-EV, S. 132; Jung, in: JuS 1998, 1136 (1139); Beulke, in: Strafpro-

zeß und Reform, S. 30 (46); Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidi-
gertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (387); Müller, in: AnwBl 1986, 50 
(52); Richter II, in: NJW 1981, 1820 (1822); Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 359 (361); Dokumen-
tation: Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314 (315); Dokumentation: Dis-
kussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (229); zustimmend 
Freund, in: GA 2002, 82 (87); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (505); kritisch dagegen 
Bittmann, in: ZRP 2001, 441 (442f.). 

759 So Dokumentation: Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314 (315); Däub-
ler-Gmelin, in: StV 2001, 359 (361); Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des 
Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (229); kritisch zu dieser „einseitigen“ Perspektive Schünemann,
in: ZStW 2002, 1 (43). 

760 So Bannenberg, AE-EV, S. 132. 
761 In diesem Sinne § 163a Abs. 4 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform 

des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (230); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (505). 
762 Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 147 (165); § 168c Abs. 2 StPO-neu in Dokumentation:

Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff.; für ein uneinge-
schränktes Anwesenheitsrecht Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafvertei-
digertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (387); Schlothauer/Weider, in: StV 
2004, 504 (505). 
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Vernehmung von Mitgliedern einer Bande, bei der theoretisch alle Verteidiger 
gleichzeitig zu konsultieren wären.763

Im Übrigen spricht ein weiterer gewichtiger Umstand dafür, dem Verteidiger 
auch bei der polizeilichen Vernehmung ein Anwesenheitsrecht zu gestatten: Der 
Gesetzgeber hat die Anwesenheit des Verteidigers bei der maßgeblichen Reform 
1974764 unter rechtsstaatlichen und praktischen Gesichtspunkten vernachlässigt, 
weil in der Zeit vor 1974 das Strafverfahren als Ganzes noch weitestgehend den 
normativen Vorgaben entsprach und daher erstens die Staatsanwaltschaft als 
Gesetzeswächter und objektive Strafverfolgungsbehörde die Verfahrensherr-
schaft besaß und zweitens die Hauptverhandlung das „Kernstück des Strafver-
fahrens“ darstellte und alle vorangehenden Abschnitte von eher untergeordneter 
Bedeutung waren.765 Die Relevanz des Ermittlungsverfahrens hat seitdem stetig 
zugenommen766, weshalb der Schutz der Rechte des Beschuldigten, sei es aus 
rechtsstaatlicher Sicht, aus rein pragmatischen Gründen oder zugunsten der all-
seits geforderten Effektivität des Strafverfahrens, bereits in diesem Abschnitt 
weitestgehend gesichert werden sollte.767

2. Anwesenheitsrecht von Beschuldigtem und Verteidiger bei der richterli-
chen Vernehmung von Zeugen, Sachverständigen und Mitbeschuldigten 

a. Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen 

Beschuldigter und Verteidiger haben bei der richterlichen Vernehmung von 
Zeugen und Sachverständigen ein Anwesenheitsrecht gem. § 168c Abs. 2 StPO. 
Es dient dazu, eine Waffengleichheit zwischen Beschuldigtem und Staatsan-

                                           
763 Mit diesem organisatorischen Argument lehnt Haller, in: DRiZ 2004, 184 (187) ein Anwesenheits-

recht des Verteidigers ab. 
764 Erstes Gesetz zur Reform des Strafverfahrens vom 09.12.1974, BGBl. I, S. 3393. 
765 Richter II, in: NJW 1981, 1820 (1822); Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 (383f.); Rü-

ckel, in: Festgabe für Peters, S. 265 (267); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (38); Meier, in: GA 
2004, 441 (444); mit dieser Begründung ein Anwesenheitsrecht bei polizeilichen Vernehmungen 
noch verneinend Krause, in: StV 1984, 169 (174). 

766 Vgl. SK-Wolter, vor § 151, Rn. 60; Schünemann, in: DRiZ 1999, 146 (148); derselbe, in: ZStW 
2002, 1 (22, 38); Müller, in: AnwBl 1986, 50 (51); Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 
(384); Decker, in: Kriminalistik 1980, 423 (426); Meyer-Goßner, § 163, Rn. 3; KK-Wache, § 163, 
Rn. 2; Heghmanns, Das Arbeitsgebiet des Staatsanwalts, Rn. 303; Däubler-Gmelin, in: StV 2001, 
359 (360); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 114. 

767 So auch Bannenberg, AE-EV, S. 132; Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 147 (165); Beulke,
in: Strafprozeß und Reform, S. 30 (46); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (42); Meier, in: GA 2004, 
441 (444). 
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waltschaft herzustellen sowie dem Grundsatz des fairen Verfahrens und dem 
Prinzip auf rechtliches Gehör Rechnung zu tragen, um eine effektive Verteidi-
gung zu ermöglichen.768 Dieses Recht ist unter bestimmten Voraussetzungen 
nach § 168c Abs. 3 StPO für den Beschuldigten eingeschränkt, sofern seine 
Anwesenheit den Untersuchungszweck gefährden würde.769 Diese Einschrän-
kung gilt nicht für den Verteidiger, wenngleich nach § 168c Abs. 5 S. 2 StPO 
bei einer entsprechenden Gefährdung des Untersuchungszwecks auch von seiner 
Benachrichtigung abgesehen werden kann.770 Zum Teil wird darin ein dem Be-
schuldigtenausschluss entsprechendes Instrument gesehen, denn ohne Benach-
richtigung kann der Verteidiger infolge der Unkenntnis vom Termin keiner Ver-
nehmung beiwohnen.771 In diesem Zusammenhang ist fraglich, ob überhaupt ein 
Grund existiert, der eine Ungleichbehandlung des Anwesenheitsrechts von Be-
schuldigtem und Verteidiger rechtfertigt. Dazu wird vorgebracht, das Anwesen-
heitsrecht des Verteidigers könne nicht weiter gehen als das seines Mandanten, 
weil dadurch der Verteidiger bei Kenntnisnahme von bevorstehenden Ermitt-
lungshandlungen wie Hausdurchsuchungen oder der Verhängung von Untersu-
chungshaft in einen Konflikt mit seiner Loyalitätspflicht gegenüber dem Man-
danten komme.772 Dagegen wird zu Recht vorgebracht, dass Beschuldigter und 
Verteidiger in ihrer Funktion nicht gleichgesetzt werden können, weil der Ver-
teidiger als Organ der Rechtspflege mit vertraulichen Ermittlungskenntnissen 
anders umgehen muss als der Beschuldigte, da er sich als dritte Säule der 
Rechtspflege jeder Misswirtschaft mit seinem Mandanten entziehen muss, um 
weiterhin glaubwürdig zu sein und akzeptiert zu werden.773 Die Interessen des 

                                           
768 Krause, in: StV 1984, 169 (171); KK-Wache, § 168c, Rn. 1; LR-Rieß, § 168c, Rn. 1; SK-Wohlers,

§ 168c, Rn. 1; von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (694); Fezer, in: JZ 
1997, 1019; Hilger, in: NStZ 1989, 283. 

769 Zu den Merkmalen der Gefährdung vgl. KK-Wache, § 168c, Rn. 6; Meyer-Goßner, § 168c, Rn. 3; 
SK-Wohlers, § 168c, Rn. 20ff.; LR-Rieß, § 168c, Rn. 40ff.; kritisch zur „Gefährdungsklausel“ Zac-
zyk, in: NStZ 1987, 535 (538). 

770 Ob eine solche Gefährdung nur eine solche aufgrund zeitlicher Verzögerung erfasst, oder ob auch 
andere Momente ein Unterbleiben der Benachrichtigung rechtfertigen können, ist umstritten, vgl. 
zustimmend BGHSt 29, 1 (3); 32, 115 (129) [GSSt]; KK-Wache, § 168c, Rn. 17; Meyer-Goßner, § 
168c, Rn. 5; ablehnend LR-Rieß, § 168c, Rn. 44; AK-Achenbach, § 168c, Rn. 11; Zaczyk, in: NStZ 
1987, 535 (537); Roxin, Strafverfahrensrecht, § 37, Rn. 25; SK-Wohlers, § 168c, Rn. 35; Baumann,
Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 100. 

771 Zaczyk, in: NStZ 1987, 535 (536); Roxin, Strafverfahrensrecht, § 19, Rn. 62; LR-Rieß, § 168c, Rn. 
44.

772 Vgl. dazu SK-Wohlers, § 168c, Rn. 22; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 124f. m.w.N. 
773 Dedy, Ansätze einer Reform, S. 125; Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (200f.); Dahs, in: 

NJW 1974, 1538 (1540). 
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Beschuldigten sind in diesen Fällen durch die Anwesenheit seines Verteidigers 
ausreichend vertreten. 

b. Vernehmung von Mitbeschuldigten 

Die Vernehmung eines Mitbeschuldigten hat für den einzelnen Beschuldigten 
eine erhebliche Bedeutung. Es kommt nicht selten vor, dass ein Mitbeschuldig-
ter falsche Angaben macht und dadurch den Beschuldigten zu Unrecht belastet, 
um sich selbst zu entlasten.774 Die Anwesenheit der Verteidigung und des Be-
schuldigten ist in diesem Falle von gesteigertem Interesse, insbesondere deshalb, 
weil das Protokoll der richterlichen Vernehmung im Gegensatz zur staatsanwalt-
lichen Vernehmung später in der Hauptverhandlung als Beweis unter bestimm-
ten Voraussetzungen verwendet werden kann.775

Wie bereits erörtert, besteht nur für die richterliche Vernehmung ein Anwesen-
heitsrecht, das für den Beschuldigten zudem beschränkbar ist. In § 168c StPO ist 
jedoch nur von der Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen die Rede. 
Der Mitbeschuldigte wird nicht ausdrücklich erwähnt, so dass für diesen Fall 
eine konkrete Regelung fehlt. Dies ist vor allem von Bedeutung, weil ein Unter-
bleiben der Benachrichtigungspflicht gem. § 168c Abs. 5 S. 1 StPO, das nicht 
auf der Ausnahme des § 168c Abs. 5 S. 2 StPO beruht, ein Verwertungsverbot 
für das Beweisergebnis nach sich zieht, mit der Folge, dass sowohl die Verle-
sung des Protokolls nach § 251 Abs. 1 StPO als auch die Vernehmung des Er-
mittlungsrichters über den Inhalt der Aussage ausscheiden.776 Wenn demnach 
der Mitbeschuldigte und sein Verteidiger ein Anwesenheitsrecht bei der Ver-
nehmung eines Mitbeschuldigten hätten, müsste das Beweisverbot auch in die-
sem Fall bei einer Nichtbenachrichtigung gelten.777

Zum Teil wird deshalb ein Anwesenheitsrecht von Beschuldigtem und Verteidi-
ger in analoger Anwendung des § 168c Abs. 2 - 5 StPO auch für die richterliche 
Vernehmung eines Mitbeschuldigten gefordert.778 Dabei wird überwiegend von 
                                           
774 Krause, in: NJW 1975, 2283 (2284); von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 

685 (696); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 120; Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (511). 
775 Von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (687); kritisch zu einer weiterge-

henden Verwertbarkeit Dokumentation: Ergebnisse des 28. Strafverteidigertages vom 5. bis 
7.2.2004 in Karlsruhe, in: StV 2004, 290 (292). 

776 BGHSt 26, 332 (335); 31, 140 (144); BGH NStZ 1986, 207; BGH StV 1997, 234 (235). 
777 Von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (688). 
778 OLG Karlsruhe StV 1996, 302 (303); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 126; von Dellinghausen, in: 

Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (694); Krause, in: NJW 1975, 2283 (2284); Sieg, in: MDR 
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einer planwidrigen Regelungslücke von Seiten des Gesetzgebers ausgegangen, 
der die Behandlung der Mitbeschuldigtenvernehmung beim Ersten Strafverfah-
rensreformgesetz vom 9.12.1974779 übersehen habe, obwohl er ganz offensicht-
lich die Anwesenheitsrechte der Beschuldigtenseite habe stärken wollen.780 Zu-
dem sei eine entsprechende Anwendung des § 168c Abs. 2 - 5 StPO aus sachli-
cher Sicht begründet, denn wenn bereits die richterliche Vernehmung von Zeu-
gen und Sachverständigen in Anwesenheit des Beschuldigten und seines Vertei-
digers geschehen soll, so müsse dies für die Vernehmung des Mitbeschuldigten 
erst recht gelten. Bei seiner Aussage sei eine Frage- und Hinweismöglichkeit 
sogar noch wichtiger, weil in der Praxis der Mitbeschuldigte häufig versuche, 
seinen eigenen Tatbeitrag zu Lasten des Beschuldigten zu verharmlosen oder ihn 
komplett leugne.781 Diese Ansicht sei als einzige mit der Rechtsprechung zum 
Konfrontationsrecht des EGMR zu Art. 6 Abs. 3, lit. d) MRK vereinbar, die ver-
langt, dass eine Verteidigung „practical and effective“ sein müsse, was vorlie-
gend nicht der Fall sei, wenn zwar einerseits Beweisergebnisse aus dem Ermitt-
lungsverfahren in der Hauptverhandlung verwertet werden können, gleichzeitig 
aber der Beschuldigte und sein Verteidiger bei deren Erhebung ausgeschlossen 
seien.782 Letztlich sei auch der Wortlaut des § 168c Abs. 1 StPO dahin interpre-
tierbar, dass mit dem „Beschuldigten“ allgemein auch der „Mitbeschuldigte“ 
gemeint sei, weshalb der Sinn und Zweck der gesamten Norm neben Zeugen 
und Sachverständigen auch auf ihn Anwendung finden müsse, da man ansonsten 
den Gesamtzusammenhang der Anwesenheitsregelungen vor allem unter Einbe-
ziehung von § 168d StPO verkennen würde.783

Die Gegner einer analogen Anwendung verweisen zunächst auf den eindeutigen 
Wortlaut der Vorschrift, der neben Zeugen und Sachverständigen in § 168c Abs. 
                                                                                                                               

1986, 285; Rieß, in: StV 1996, 304 (306); Wohlers, in: StV 2002, 585ff.; Fezer, in: JZ 1997, 1019 
(1020); Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 99; SK-Wohlers, § 168c, Rn. 10ff. 
m.w.N. 

779 BGBl. I, S. 3393. 
780 OLG Karlsruhe StV 1996, 302 (303); Krause, in: NJW 1975, 2283 (2284); von Dellinghausen, in: 

Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (694); Roxin, Strafverfahrensrecht, § 37, Rn. 24; Dedy,
Ansätze einer Reform, S. 124; Rieß, in: StV 1996, 304 (306); Schwaben, in: NStZ 2002, 288 (292); 
SK-Wohlers, § 168c, Rn. 10f.; vgl. auch die Gesetzesbegründung zum 1. StVRG 1974, BT-Drs. 
7/551, S. 39; dagegen Theisen, in: JR 1998, 168 (169). 

781 Krause, in: NJW 1975, 2283 (2284); Sieg, in: MDR 1985, 285; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 
120; von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (696). 

782 Wohlers, in: StV 2002, 585 (588); Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (43f.). 
783 Rieß, in: StV 1996, 304 (305); derselbe, in: NStZ 1997, 353 (354); Schwaben, in: NStZ 2002, 288 

(291f.); von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (694). 
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2 StPO keinen Mitbeschuldigten erwähnt. Angesichts der Nennung des Mitbe-
schuldigten in § 251 StPO wird eine Regelungslücke verneint, denn der Gesetz-
geber habe die Problematik um die Person des Mitbeschuldigten bei dessen 
Vernehmung in Kenntnis des § 251 StPO gesehen.784 Außerdem führe eine ana-
loge Anwendung des § 168c Abs. 5 StPO dazu, dass eine rechtswidrige Versa-
gung des Fragerechts sogleich ein Verwertungsverbot in der Hauptverhandlung 
bedeuten würde, was angesichts des Zwecks der Vorschrift in Bezug auf den 
Mitbeschuldigten nicht geboten sei.785 Zudem wird in dem zusätzlichen Auf-
wand zur Benachrichtigung von Mitbeschuldigten und deren Verteidigern eine 
Schwächung der Effektivität des Ermittlungsverfahrens gesehen. 

Die Nichtnennung des Mitbeschuldigten in § 168c Abs. 2 StPO und der in so-
weit eindeutige Wortlaut lassen eine Regelungslücke und damit eine Analogie 
fraglich erscheinen. Gerade das Argument der Befürworter einer entsprechenden 
Anwendung, der Gesetzgeber habe die Nennung des Mitbeschuldigten nur ver-
säumt, habe aber die Anwesenheitsrechte umfassend ausdehnen wollen, kann in 
diesem Fall nicht überzeugen. In den entsprechenden Gesetzesmaterialien wird 
der Mitbeschuldigte explizit genannt, so dass anzunehmen ist, dass der Gesetz-
geber ihn gegebenenfalls auch in die Regelung des § 168c StPO aufgenommen 
hätte.786 Der Wortlaut des Gesetzes steht einer Analogie mangels planwidriger 
Regelungslücke entgegen.787

Dieses Ergebnis ändert jedoch nichts an der Eindringlichkeit der übrigen 
zweckmäßigen Argumente der Gegenansicht. Die Vernehmung des Mitbeschul-
digten steht derjenigen eines Zeugen oder Sachverständigen in ihrer Bedeutung 

                                           
784 BGHSt 42, 391 (395) = BGH NStZ 1997, 351 (352); BGH StV 2002, 584; KK-Wache, § 168c, Rn. 

11; Meyer-Goßner, § 168c, Rn. 1; Gründler, in: MDR 1985, 903; Theisen, in: JR 1998, 168; dage-
gen Schwaben, in: NStZ 2002, 288 (292) mit der Begründung, dass § 254 StPO den Mitbeschuldig-
ten ebenfalls nicht erwähne, der BGH hier aber durchaus eine Verwertung auch zu Lasten des Mit-
beschuldigten anerkenne. 

785 BGH StV 2002, 584. 
786 BGH NStZ 1997, 351 (352); vgl. im Ergebnis ebenso Theisen, in: JR 1998, 168 (169). 
787 Die Argumente für und wider einer planwidrigen Regelungslücke stehen sich nahezu gleichwertig 

gegenüber, so dass sich die Diskussion in diesem Punkt auf „der Stufe der Spekulation und Vermu-
tung“ festgefahren hat und es sich vielmehr um eine rechtspolitische und damit nachvollziehbaren 
systematischen Argumenten unzugänglichen Problematik handelt, Rieß, in: NStZ 1997, 353 (354); 
Wohlers, in: StV 2002, 585 (586); Fezer, in: JZ 1997, 1019 (1020); Theisen, in: JR 1998, 168 
(169).



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

173

nicht nach.788 Im Gegenteil kann sie sogar aufgrund der vermeintlichen Tat-
kenntnisse beider Beschuldigter im Rahmen einer kontradiktorischen Verneh-
mung eher zur Aufklärung von Widersprüchen und Falschangaben führen als 
eine getrennte Vernehmung.789 Der Zeuge oder Sachverständige ist in der Regel 
neutral gegenüber dem Beschuldigten eingestellt, was für den Mitbeschuldigten 
nicht gilt. Dem Beschuldigten bei der Zeugenvernehmung ein Anwesenheits-
recht grundsätzlich zu gestatten, es ihm bei einer ihn potentiell belastenden Aus-
sage eines Mitbeschuldigten aber zu verweigern, steht nicht im Einklang mit 
dem Gebot eines fairen Verfahrens und einer effektiven Verteidigung. Die prak-
tische Handhabung und die Gefährdung der Ermittlungen durch Abreden unter 
den Beschuldigten stehen dem nicht entgegen. Zum einen haben Mitbeschuldig-
te zahlreiche alternative Möglichkeiten, ihre getrennten Aussagen abzusprechen, 
und zum anderen bewirken in der Praxis Absprachen häufig das Gegenteil ihrer 
Intention.790 Einer Gefährdung des Untersuchungszwecks kann die Staatsan-
waltschaft in diesen Fällen nur wirksam entgegentreten, indem sie entweder die 
Verfahren trennt oder den Mitbeschuldigten zur staatsanwaltlichen Vernehmung 
lädt, bei der kein Anwesenheitsrecht des Beschuldigten existiert.791 Nicht zuletzt 
bleibt in diesen Fällen ein ausreichender Spielraum zur Sicherung der Ermitt-
lungsergebnisse durch eine entsprechende Anwendung des § 168c Abs. 3 
StPO.792

Die systematischen und zweckmäßigen Argumente können somit zwar nicht den 
Wortlaut im Sinne einer analogen Anwendung des § 168c Abs. 2 – 5 StPO in 
der derzeitigen Fassung umgehen, sie stellen aber die Grundlage für eine ent-

                                           
788 Entsprechend wird eine Ungleichbehandlung zwischen Zeugen und Mitbeschuldigten als Verstoß 

gegen den Gleichheitsgrundsatz angesehen, so Wohlers, in: StV 2002, 585 (587); Fezer, in: JZ 
1997, 1019 (1020). 

789 Ebenso Roxin, in: Festschrift für Jauch, S. 183 (193); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 129; a.A. 
BGH NStZ 1997, 351 (353), weil bei der Vernehmung des Mitbeschuldigten im Gegensatz zur 
Zeugenvernehmung eine Konfliktsituation und die „Gefahr der Beeinträchtigung, Verfälschung 
und Abstimmung von Aussagen“ entstehe. 

790 Krause, in: NJW 1975, 2283 (2283); von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 
685 (698); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 123; Fezer, in: JZ 1997, 1019 (1020); SK-Wohlers, § 
168c, Rn. 13, derselbe, in: StV 2002, 585 (587). 

791 Krause, in: NJW 1975, 2283; Rieß, in: StV 1996, 304 (305); von Dellinghausen, in: Beiträge zur 
Rechtswissenschaft, S. 685 (696), die zutreffend darauf hinweist, dass die Möglichkeiten der 
Staatsanwaltschaft zur Herbeiführung eines Rollentausches durch Trennung von Verfahren oder 
Einordnung als Zeuge oder Beschuldigter nicht grenzenlos sind. 

792 Rieß, in: NStZ 1997, 353 (354); Sieg, in: MDR 1985, 285; Fezer, in: JZ 1997, 1019 (1020); Schwa-
ben, in: NStZ 2002, 288 (292); einschränkend Wohlers, in: StV 2002, 585 (587); ablehnend Thei-
sen, in: JR 1998, 168 (169). 
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sprechende Gesetzesnovellierung durch den Gesetzgeber bei einer anstehenden 
Reform dar, wenn er seinen aktuellen Bemühungen, die Rechte des Beschuldig-
ten auszudehnen, ernsthaft entsprechen will.793

3. Anwesenheitsrecht von Beschuldigtem und Verteidiger bei der staatsan-
waltlichen bzw.  polizeilichen Vernehmung von Zeugen, Sachverständi-
gen und Mitbeschuldigten 

Im Gegensatz zur richterlichen Vernehmung existiert bei der staatsanwaltlichen 
gemäß § 161a StPO bzw. bei der polizeilichen Vernehmung von Zeugen, Sach-
verständigen oder Mitbeschuldigten kein Anwesenheitsrecht für den Beschul-
digten oder seinen Verteidiger.794 Diese Ungleichbehandlung resultiert aus der 
unterschiedlichen Verwertbarkeit der Vernehmungsprotokolle in der Hauptver-
handlung und der unterschiedlichen Strafbarkeit unrichtiger Aussagen nach §§ 
153, 154 StGB.795 Die Beweiskraft eines richterlichen Protokolls wird gemein-
hin höher eingestuft als die eines staatsanwaltschaftlichen Protokolls.796 In der 
Praxis wird diese Wertschätzung zunehmend gleichbehandelt, so dass beide Ar-
ten von Vernehmungsprotokollen ihren Eingang in die Hauptverhandlung finden 
können.797

Für ein Anwesenheitsrecht des Beschuldigten und seines Verteidigers sprechen 
bei der nichtrichterlichen Vernehmung von Zeugen, Sachverständigen und Mit-
beschuldigten die gleichen Argumente wie bei der richterlichen Vernehmung. 
Man muss sogar sagen, dass eine Anwesenheit in diesen Fällen noch bedeutsa-
mer ist, weil die Staatsanwaltschaft und in einem gesteigerten Maße die Polizei 
                                           
793 Zur Diskussion gestellt in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfah-

rens, in: StV 2004, 228 (230), § 168c Abs. 2 StPO-neu; vgl. weiterhin Dokumentation: Ergebnisse 
der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 
386 (387); einschränkend Wohlers, in: StV 2002, 585 (586); Fezer, in: JZ 1997, 1019 (1020), wo-
nach der Gesetzgeber erst dann zur Novellierung aufgerufen sei, wenn die richterliche Rechtsfort-
bildung gegen den eindeutig geäußerten Willen des Gesetzes verstoßen würde, was hier aber noch 
nicht der Fall sei. 

794 Nach §§ 161a Abs. 2, 168c Abs. 2, 224 Abs. 1 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf 
für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff. soll das Anwesenheitsrecht des Verteidi-
gers zu einem Mitwirkungsrecht sowohl bei richterlicher als auch bei staatsanwaltlicher Verneh-
mung ausgebaut werden. 

795 BT-Drs. 7/551, S. 71f.; Meyer-Goßner, § 168c, Rn. 2; KK-Wache, § 161a, Rn. 6; kritisch dazu SK-
Wohlers, § 161a, Rn. 25; AK-Achenbach, § 161a, Rn. 11; Rudolphi, in: ZRP 1974, 165 (167). 

796 BT-Drs. 7/551, S. 72; Rudolphi, in: ZRP 1974, 165 (167). 
797 So § 254 Abs. 1 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfah-

rens, in: StV 2004, 228ff.; vgl. auch SK-Wohlers, § 161a, Rn. 25; AK-Achenbach, § 161a, Rn. 11; 
Heghmanns, in: ZStW 2002, 1 (44f.). 
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eine Vernehmung aufgrund einer latenten bis ausgeprägten Voreingenommen-
heit unter anderen Prämissen durchführt, als es der Vernehmungsrichter tut.798 In 
diesen Fällen kann eine kontradiktorische Befragung durch den Verteidiger des 
Beschuldigten in einem frühen Stadium des Verfahrens helfen, falsche Angaben 
und Belastungsmomente zu entlarven.799 Dies ist unter dem Gesichtspunkt der 
Qualität einer Zeugenaussage von Bedeutung, weil sie bekanntlich das „schlech-
teste und unzuverlässigste Beweismittel, das unser Strafrecht kennt“, darstellt.800

Die Fehlerquellen in den Prozessen der Wahrnehmung, des Erinnerns und des 
Übermittelns sind zahlreich, und doch wird dem Zeugenbeweis eine hohe Wert-
schätzung entgegengebracht.801 Der Verteidiger muss die Möglichkeit haben, 
sich vor der Hauptverhandlung ein Bild von der Persönlichkeit und Glaubwür-
digkeit eines Zeugen zu machen, was er durch das Lesen des Akteninhalts und 
von Vernehmungsprotokollen nicht kompensieren kann.802

Eine analoge Anwendung der insoweit einschlägigen Vorschrift des § 168c Abs. 
1 – 5 StPO ist nicht möglich, weil der Gesetzgeber mangels einer entsprechen-
den Verweisung wie in § 163a Abs. 3 S. 2 StPO eine eindeutige Gesetzeslage 
geschaffen hat.803 Daher wird zum Teil an die Staatsanwaltschaft appelliert, von 
ihrem Recht in §§ 147 Abs. 2, 168c Abs. 2, 3 StPO entsprechend Gebrauch zu 
machen und dem Beschuldigten und seinem Verteidiger die Anwesenheit bei der 
Vernehmung zu gestatten, sofern dies den Untersuchungszweck nicht gefähr-
det.804 Auch hier ist letztlich der Gesetzgeber gefragt, eine Regelung zu schaf-
fen, die bei einer staatsanwaltlichen oder polizeilichen Vernehmung von Zeu-
gen, Sachverständigen oder Mitbeschuldigten ein Anwesenheitsrecht statuiert.805

                                           
798 Vgl. oben Kap. 2, D, III. 
799 Inwieweit für eine substantiierte Befragung durch den Verteidiger eine umfassende Aktenkenntnis 

nötig ist, erscheint angesichts der grundsätzlichen Frage der Anwesenheit und des Fragerechts zu-
nächst als Detailfrage, vgl. dazu Rückel, in: Festgabe für Peters, S. 265 (270); Schünemann, in: 
ZStW 2002, 1 (41f.), der bei mangelnder Aktenkenntnis von einer Verteidigermitwirkung auf nur 
niedrigem Niveau ausgeht. 

800 Dahs, in: NJW 1974, 1538 (1539). 
801 Dazu eingehend Kühne, in: NStZ 1985, 252ff.; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 129. 
802 Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (509). 
803 In diesem Sinne OLG Karlsruhe StV 1996, 302 (303); Schwaben, in: NStZ 2002, 288 (292). 
804 AK-Achenbach, § 161a, Rn. 11; Welp, Zwangsbefugnisse für die Staatsanwaltschaft, S. 42, Fn. 

119; LR-Rieß, § 161a, Rn. 32; SK-Wohlers, § 161a, Rn. 25; Jahn, in: ZStW 2003, 815 (839) sieht 
diesen Appell in der Praxis bereits als umgesetzt an.  

805 Die Vernehmung von Sachverständigen hat in der Praxis eine geringe Bedeutung. Erheblich ge-
wichtiger für die Verteidigung des Beschuldigten ist hingegen die Auswahl des Sachverständigen, 
vgl. Dedy, Ansätze einer Reform, S. 126; Bannenberg, AE-EV, § 168f AE-EV, S. 132, der Entwurf 
erwähnt zwar den Zeugen und den Sachverständigen, der Mitbeschuldigte jedoch fehlt in dieser 
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Denkbar wäre ferner eine Regelung, die eine vorherige Information des Vertei-
digers umfasst, in deren Folge der Versuch unternommen wird, einen passenden 
Termin für die Vernehmung zu finden. Sollte der Verteidiger nicht in der Lage 
sein, diesen wahrzunehmen, so liegt es an ihm, einen Ersatztermin zu ermögli-
chen. Um eine Prozessverschleppung zu verhindern, muss die Anzahl der Er-
satztermine beschränkt werden. Damit wäre der Verteidiger verpflichtet, ange-
botene Termine wahrzunehmen.806 Vernehmungen, die im Beisein des Verteidi-
gers durchgeführt wurden, müssten in der Hauptverhandlung nicht mehr wieder-
holt werden, weil das Vernehmungsprotokoll grundsätzlich uneingeschränkt ver-
lesen werden könnte.807 In Kenntnis der genannten Einwände gegen eine Unter-
scheidung des Anwesenheitsrechts danach, wer die Vernehmungsperson ist, 
sieht auch der neueste Diskussionsentwurf für eine Reform kein Anwesenheits-
recht bei der polizeilichen Vernehmung vor, um „eine zügige und effektive 
Strafverfolgung in dieser Phase des Ermittlungsverfahrens“ zu gewährleisten.808

Darüber hinaus soll die Anwesenheit und Mitwirkung auch bei der richterlichen 
Vernehmung bei einer Gefährdung des Untersuchungszwecks ausgeschlossen 
sein, was zu einer Verschlechterung der Beschuldigtenposition führen würde.809

                                                                                                                               
Aufzählung. Angesichts der nahezu identischen Interessenlage sollte der Mitbeschuldigte entspre-
chend in § 168f Abs. 2 AE-EV ausdrücklich genannt werden. Dokumentation: Diskussionsentwurf 
für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (229). Interessant ist der Vorschlag von 
Heghmanns, in: ZStW 2002, 1 (45), wonach alle Vernehmungen ohne Ausnahme auf Video aufge-
zeichnet und dem Verteidiger zur Verfügung gestellt werden sollen. Dadurch soll der Verteidiger 
ex post eine Möglichkeit zur Verhinderung von Einseitigkeiten bei der Vernehmung erhalten, wäh-
rend gleichzeitig das Initiativrecht der Strafverfolgungsbehörden nicht eingeschränkt wäre. Der 
technische und zeitliche Aufwand dieser Methode lässt jedoch Zweifel aufkommen, insbesondere 
da der Verteidiger einen Widerspruch nicht sofort hinterfragen kann. Ob dies die Effektivität und 
die Objektivität des Ermittlungsverfahrens fördert, erscheint fraglich. 

806 Jahn, in: ZStW 2003, 815 (835); vgl. auch Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform 
des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (229). 

807 Bittmann, in: ZRP 2001, 441 (443); Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Straf-
verfahrens, in: StV 2004, 228 (230); ausgeweitet wurde die Verlesbarkeit von Protokollen durch 
die Neufassung des § 251 Abs. 1 und 2 StPO im Wege des Ersten Justizmodernisierungsgesetzes 
2004. 

808 Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (230). 
Immerhin ist ein Anwesenheitsrecht bei der staatsanwaltlichen Vernehmung vorgesehen, vgl. § 
161a Abs. 2 StPO-neu, ebenda. 

809 §§ 168c Abs. 2, 224 Abs. 1 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des 
Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff.; ablehnend Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (507). 
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4. Beteiligungsrechte des Beschuldigten als Obliegenheit der Strafverfol-
gungsbehörden

In diesem Zusammenhang macht Satzger einen innovativen Vorschlag: Die Be-
teiligung des Beschuldigten und seines Verteidigers bei der Beweisaufnahme im 
Ermittlungsverfahren könne als „Obliegenheit“ der Strafverfolgungsbehörden
ausgestaltet werden.810 Danach könnten Staatsanwaltschaft und Polizei vor der 
Vernehmung wählen, ob sie den Verteidiger benachrichtigen oder nicht. Sofern 
der Verteidiger nicht konsultiert wird, kann das Ergebnis der Vernehmung nicht 
in der Hauptverhandlung verwertet werden, wenn sie nicht zuvor in Anwesen-
heit des Verteidigers wiederholt wurde. Umgekehrt stünde einer unmittelbaren 
Verwertung in der Hauptverhandlung nichts entgegen, wenn der Verteidiger be-
reits bei der ersten Vernehmung anwesend war. In den Fällen, in denen ein Be-
weisverlust zu befürchten sei, solle eine Ausnahmeregelung unter Berücksichti-
gung der Nachteile für den Beschuldigten greifen. Dieses Modell hätte den Vor-
teil, dass die Flexibilität der Ermittlungsbehörden erhalten bliebe und durch eine 
bessere Verwertbarkeit der Beweisergebnisse der Anreiz bestünde, den Vertei-
diger frühzeitig zu beteiligen. Die Initiative bliebe weiterhin bei der Staatsan-
waltschaft. Auch der Diskussionsentwurf für eine Reform des Ermittlungsver-
fahrens zielt darauf ab, die Möglichkeit einer Verwertung von Aussagen in der 
Hauptverhandlung von der Entscheidung der Beteiligten, hier insbesondere dem 
Verteidiger, abhängig zu machen, indem dem Verteidiger grundsätzlich zu ei-
nem frühen Zeitpunkt Einsicht in die Ermittlungsakten gewährt wird, woraufhin 
er beurteilen kann, ob eine Mitwirkung an Vernehmungen notwendig ist.811

III. Ermittlungs- und Fragerechte 

Benachrichtigungs- und Anwesenheitsrechte bleiben ein stumpfes Schwert, so-
lange dem Verteidiger keine Möglichkeiten zugestanden werden, aktiv in Ver-
nehmungen einzugreifen und für notwendig erachtete Ermittlungen anzustren-
gen.812

                                           
810 Zum Folgenden Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17 (19); grundsätzlich zustimmend 

Meier, in: GA 2004, 441 (449). 
811 Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (508). 
812 Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (229). 

Die Legitimation erweiterter Mitwirkungsrechte des Beschuldigten im Ermittlungsverfahren wird 
zum Teil auf die gravierenden Folgen einer Anklageerhebung für den Beschuldigten und dem da-
mit verbundenen Eingriff in seine Grundrechte gestützt, so dass bereits verfassungsrechtliche 
Gründe für eine Verstärkung der Beteiligungsrechte sprächen, Schreiber, in: Festschrift für Bau-
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1. Bestehende Ermittlungsrechte 

Der Verteidiger hat das Recht, eigene Ermittlungen anzustellen, sofern er dabei 
nicht durch Zwang oder in sonstiger Weise unzulässig in Rechte Dritter ein-
greift.813 Die Mittel, die ihm dafür zur Verfügung stehen, sind begrenzt. Er ver-
fügt nicht annähernd über die Strukturen und die personelle sowie technische 
Ausstattung von Staatsanwaltschaft und Polizei, so dass er im Ergebnis in vielen 
Fällen auf deren Hilfe angewiesen ist, um bestimmte Erkenntnisse in das Ermitt-
lungsverfahren einzubringen. 

Die Möglichkeit dazu gibt ihm die Norm des § 163a Abs. 2 StPO. Danach sind 
Beweise, die dem Beschuldigten zur Entlastung dienen können, zu erheben, so-
fern sie von Bedeutung sind. Man könnte diesen Anspruch des Beschuldigten als 
deklaratorische Bekräftigung der Objektivitätspflicht gemäß § 160 Abs. 2 StPO 
verstehen, allerdings wäre eine solche Regelung bei der Deutlichkeit des § 160 
Abs. 2 StPO überflüssig.814 Deshalb liegt es nahe, dass der Gesetzgeber darüber 
hinaus ein Instrument schaffen wollte, um eventuelle Unzulänglichkeiten bei der 
Ermittlung auch entlastender Umstände zugunsten des Beschuldigten korrigie-
ren zu können.815 Es ist somit von einem Beweiserhebungsanspruch als von ei-
nem bloßen Beweisantragsrecht auszugehen.816 Trotzdem ist die praktische Re-
levanz dieses Anspruchs gering, weil allein die Staatsanwaltschaft darüber ent-
scheidet, ob der Beweis tatsächlich erhoben wird. Das dieser Entscheidung 

                                                                                                                               
mann, S. 383 (392); Müller, in: NJW 1976, 1063ff. Allgemein kann man sagen, dass dem Beschul-
digten im Ermittlungsverfahren der erforderliche Subjektsstatus nur gerecht wird, wenn er selbst 
das Verfahren maßgeblich beeinflussen kann, AG Hamburg StV 2004, 11 (12). 

813 Umfassend dazu Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 31ff.; Jungfer, in: StV 1981, 
100 (100ff.); Rückel, in: Festgabe für Peters, S. 265ff.; Nelles, in: StV 1986, 74 (76); Richter II, in: 
Festgabe für Peters, S. 235 (245); zu den Grundlagen des Beweisantragsrechts Herdegen, in: 16. 
Strafverteidigertag in Hamburg 1992, 133 (134ff.). 

814 Alsberg/Nüse/Meyer, Der Beweisantrag im Strafprozeß, S. 336 sprechen angesichts der Regelung 
des § 160 Abs. 2 StPO von einer „Selbstverständlichkeit“, die eigentliche Bedeutung sei vielmehr 
in der Belehrungspflicht durch Richter (§ 136 Abs. 1, S. 3 StPO), Staatsanwalt (§ 163a Abs. 3, S. 2 
StPO) und Polizei (§ 163a Abs. 4, S. 2 StPO) zu erblicken. 

815 Krekeler, Der Beweiserhebungsanspruch, S. 71; LR-Rieß, § 163a, Rn. 108. Dass eine solche Rege-
lung überhaupt Verwendung finden musste, ist wohl zumindest ein Hinweis darauf, dass auch der 
Gesetzgeber der Objektivität der Staatsanwaltschaft allein nicht traut. 

816 SK-Wohlers, § 163a, Rn. 86; Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 149; Kreke-
ler, Der Beweiserhebungsanspruch, S. 79; derselbe, in: NStZ 1991, 367 (372); Baumann, Eigene 
Ermittlungen des Verteidigers, S. 63; LR-Rieß, § 163a, Rn. 107; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 
196; Nelles, in: StV 1986, 74 (77); AK-Achenbach, § 163a, Rn. 8; a.A. Meyer-Goßner, § 163a, Rn. 
15; KK-Wache, § 163a, Rn. 8; KMR-Plöd, § 163a, Rn. 7, die lediglich von einem Beweisantrags-
recht ausgehen. 
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zugrunde liegende Kriterium ist die „Bedeutung“ der Beweiserhebung. Ob es 
sich dabei um einen unbestimmten Rechtsbegriff oder um ein Ermessen der 
Staatsanwaltschaft handelt, ist nicht entscheidend, weil es für den Beschuldigten 
kaum praktische Unterschiede macht.817 Er ist in beiden Fällen von der Ein-
schätzung des Staatsanwalts abhängig, sowohl was die Entscheidung über das 
„Ob“ als auch über das „Wie“ der Beweiserhebung betrifft.818 Bezugspunkt für 
die Entscheidung über den Beweisantrag ist die Einschätzung über die Erhebung 
der öffentlichen Klage, wobei dem Beweisantrag nicht entsprochen werden 
muss, wenn die Voraussetzungen des § 244 Abs. 3 StPO analog vorliegen.819

Ein Rechtsmittel gegen die Ablehnung einer Beweiserhebung existiert de lege 
lata nicht.820 Lediglich die Dienstaufsichtsbeschwerde an den vorgesetzten 
Staatsanwalt kommt in Betracht.821

Die eingeschränkten Möglichkeiten der Beweiserhebung werden auch durch § 
166 Abs. 1 StPO nicht nennenswert erweitert.822 Danach hat der Richter ab-
schließend nur in den Fällen Beweis zu erheben, in denen der Verlust des Be-
weismittels zu besorgen ist oder wenn das Beweisergebnis dazu führen kann, 
dass der Beschuldigte freizulassen ist. In beiden Fällen muss der Richter die 
Beweiserhebung für erheblich erachten. Zu Recht spricht man in diesem Fall 
von einer „Notbeweisaufnahme“, die durch ihren Bezug zu § 165 StPO deutlich 
wird und dem Beschuldigten keinen Anspruch auf richterliche Vernehmung und 
in der Folge auch keinen zwingenden Beweiserhebungsanspruch gibt.823

                                           
817 Für einen unbestimmten Rechtsbegriff Krekeler, in: NStZ 1991, 367 (369); Nelles, in: StV 1986, 74 

(77); SK-Wohlers, § 163a, Rn. 89; LR-Rieß, § 163a, Rn. 112; AK-Achenbach, § 163a, Rn. 8; für 
ein Ermessen der Staatsanwaltschaft Meyer-Goßner, § 163a, Rn. 15; KMR-Plöd, § 163a, Rn. 7; 
Quedenfeld, in: Festgabe für Peters, S. 215 (218); KK-Wache, § 163a, Rn. 8. 

818 Dies ergibt sich mangels spezieller Regelungen in § 163a StPO aus dem allgemeinen Grundsatz der 
freien Gestaltung der Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft gemäß § 161 StPO, Nelles, in: StV 
1986, 74 (76). 

819 SK-Wohlers, § 163a, Rn. 89; Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 (387); Krekeler, Der 
Beweiserhebungsanspruch, S. 27; KK-Wache, § 163a, Rn. 8; LR-Rieß, § 163a, Rn. 112; AK-
Achenbach, § 163a, Rn. 8; a.A. Meyer-Goßner, § 163a, Rn. 15. 

820 Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 (387); Krekeler, in: AnwBl 1986, 62; KK-Wache, § 
163a, Rn. 8; SK-Wohlers, § 163a, Rn. 92; LR-Rieß, § 163a, Rn. 117; kritisch dazu Weihrauch, Ver-
teidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 149; für einen Rechtsbehelf zumindest de lege ferenda vgl. 
Mörsch, Zur Rechtsstellung des Beschuldigten, S. 107. 

821 LR-Rieß, § 163a, Rn. 115; Krekeler, in: AnwBl 1986, 62; SK-Wohlers, § 163a, Rn. 92.  
822 Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 65; Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 

383 (390). 
823 Meyer-Goßner, § 166, Rn. 1; LR-Rieß, § 166, Rn. 1; SK-Wohlers, § 166, Rn. 2; a.A. Schlothauer,

in: StV 1995, 158 (164), der es als einen Widerspruch ansieht, dem Beschuldigten einen Beweiser-



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

180

2. Fragerechte 

Fragerechte des Verteidigers erlangen bei der Anwesenheit bei Vernehmungen 
eine große Bedeutung. Die Anwesenheit allein ist für die Verteidigung wenig 
hilfreich, solange sie ihr nur passiv beiwohnen darf. Erst durch Fragen, Hinwei-
se und Vorhalte ist es möglich, die Aussage zu überprüfen und in eine für die 
Entlastung des Beschuldigten notwendige Richtung zu lenken.824 Gerade bei der 
richterlichen Vernehmung von Zeugen, Sachverständigen und Mitbeschuldigten 
kommt dem richterlichen Protokoll eine erhebliche Bedeutung nicht nur für die 
Verwertbarkeit in der Hauptverhandlung, sondern auch für die Entscheidung der 
Staatsanwaltschaft über die Anklageerhebung zu.825

Deshalb ist ein Fragerecht des Verteidigers bei der richterlichen oder staatsan-
waltlichen Vernehmung allgemein anerkannt.826 Sofern der Verteidiger bei einer 
richterlichen Vernehmung zu Unrecht in seinem Recht auf Anwesenheit verletzt 
wurde, kann er der Verlesung der Niederschrift in der Hauptverhandlung wirk-
sam widersprechen.827 Bei polizeilichen Vernehmungen hingegen steht ihm die-
ses Fragerecht nicht zu. Auch hier muss daher mit der Schaffung eines Anwe-
senheitsrechts bei polizeilichen Vernehmungen gleichzeitig ein Fragerecht statu-
iert und zusätzlich mit der Möglichkeit einer formellen, zu protokollierenden 
Beanstandung verbunden werden.828

                                                                                                                               
hebungsanspruch einzuräumen, ihm aber zugleich die Möglichkeit verweigert, die notwendige Pro-
zesssituation herbeizuführen, um diesen Anspruch geltend zu machen. 

824 Dedy, Ansätze einer Reform, S. 202; Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (508); die Garantie des 
Fragerechts ist eine besondere Ausformung des Grundsatzes des fairen Verfahrens, AG Hamburg 
StV 2004, 11 (12). 

825 Von Dellinghausen, in: Beiträge zur Rechtswissenschaft, S. 685 (695); nach § 254 Abs. 1 StPO-neu 
in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff. 
sollen auch nichtrichterliche Vernehmungsprotokolle bei Mitwirkung eines Verteidigers verlesen 
werden können; kritisch zu einer Ausweitung der Mitwirkungsrechte Haller, in: DRiZ 2004, 185 
(186).

826 Meyer-Goßner, § 168c, Rn. 1; LR-Rieß, § 168c, Rn. 31; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 141; Weih-
rauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 153; KK-Wache, § 168c, Rn. 15; Nelles, in: StV 
1986, 74 (76). 

827 AG Hamburg StV 2004, 11 (12) wonach auch die Vernehmung der Ermittlungsrichterin nicht mög-
lich ist; Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (508). 

828 Nach § 254 Abs. 1 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafver-
fahrens, in: StV 2004, 228ff. sollen auch nichtrichterliche Vernehmungsprotokolle bei Mitwirkung 
eines Verteidigers verlesen werden können; zustimmend Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 
(507).
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3. Ausbau der Ermittlungen des Verteidigers 

a. Verstärkte Eigenermittlungen des Strafverteidigers 

Eigene Ermittlungen des Verteidigers oder des Beschuldigten sind aus zwei 
Gründen notwendig. Zum einen dienen sie dazu, einseitigen Ermittlungen und 
Voreingenommenheiten durch die Strafverfolgungsbehörden entgegenzuwirken 
und eine alternative Sicht auf das Tatgeschehen und die auslösenden Faktoren 
zu ermöglichen. Gerade bei charakterlichen Mängeln des Beschuldigten, die den 
Eindruck erwecken können, ihm seine eine bestimmte Tat zuzutrauen, spielt die 
Voreingenommenheit und mangelnde Selbstkritik der Ermittlungsbeamten eine 
Rolle.829 Der Verteidiger sollte aber vor allem deshalb stärker in die Ermittlun-
gen einbezogen werden, weil er im Gegensatz zu den staatlichen Ermittlungsbe-
hörden über eine einzigartige Informationsquelle zur Erforschung der Wahrheit 
verfügt, nämlich die Angaben des eigenen Mandanten.830 Sein Einfluss auf den 
Beschuldigten, ihn zu einer Aussage über den ihm zur Last gelegten Tatvorwurf 
zu bringen, darf nicht unterschätzt werden, selbst dann, wenn die Aussage zwar 
zu einer Verurteilung führt, dass Strafmass aber erheblich niedriger ausfällt. Die 
Aussagen des Beschuldigten gegenüber seinem Verteidiger sind als Quelle für 
das Verfahren nur nutzbar, wenn der Verteidiger seinerseits zur Untermauerung 
entlastender Umstände und damit zur Steigerung eines effizienten Verfahrens im 
Ganzen die entsprechenden Beweise selbst erheben oder erheben lassen kann. 

Diese Möglichkeiten müssen entsprechend genutzt werden. Die Aktivität des 
Strafverteidigers fristet derzeit im Ermittlungsverfahren ein Schattendasein.831

Das liegt nicht nur an den eingeschränkten Möglichkeiten, selbst Beweise zu 
erheben oder erheben zu lassen, sondern oftmals auch an der Taktik, einen Ent-
lastungsbeweis quasi als „Ass im Ärmel“ in der Hauptverhandlung einzubringen 
und den entsprechenden Überraschungseffekt zu Gunsten des Angeklagten zu 

                                           
829 Lange, Fehlerquellen im Ermittlungsverfahren, S. 130. 
830 Richter II, in: NJW 1981, 1820 (1823); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (508); Bemmann,

Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 39, sieht den Grund für die Zurückhaltung des Beschuldigten, 
an den Ermittlungen aktiv partizipieren zu wollen vor allem darin, dass er die Staatsanwaltschaft 
als Gegner betrachtet und daher misstrauisch wird und sich weniger offenbart. Würde er dies tun, 
käme es wohl öfter zu einer rascheren Aufklärung der Umstände. 

831 Nur in 2,7 % aller Ermittlungsverfahren werden Beweisanträge durch die Verteidigung gestellt, vgl. 
Dokumentation: Eckpunkte einer Reform des Strafverfahrens, in: StV 2001, 314 (315); Dahs, in: 
NJW 1985, 1113 (1116); Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, 
in: StV 2004, 228 (229); Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 (383); Weihrauch, Vertei-
digung im Ermittlungsverfahren, Rn. 148; Kintzi, in: DRiZ 2004, 165.  
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nutzen.832 Solche strategischen Manöver mögen in einigen Fällen der Schlüssel 
zum Freispruch des Mandanten sein, sie tragen aber weder zu einer effektiven 
Prozessführung bei, noch sind sie ein echter Vorteil für den Mandanten, dem es 
sicherlich lieber gewesen wäre, erst gar nicht einer Hauptverhandlung ausgesetzt 
worden zu sein. Der Verteidiger sollte deshalb offen bereits im Ermittlungsver-
fahren seine Ermittlungstätigkeit gegenüber den Strafverfolgungsbehörden 
kundtun und entlastende Beweise unmittelbar offen legen, weil nur so überflüs-
sige Hauptverhandlungen, die insbesondere den Mandanten erheblich belasten, 
vermieden werden. Die Staatsanwaltschaft sollte ihrerseits diese erbrachten Ent-
lastungsmomente beruhigt in ihre Abwägung über die Anklageerhebung auf-
nehmen und sich zufrieden darüber zeigen, eine verbesserte Beurteilungsgrund-
lage zur Verfügung und dadurch keinen Aspekt ausgelassen zu haben.833

Oftmals wird von Seiten der Verteidigung angeführt, es habe wenig Sinn, einen 
Beweisantrag auf Vernehmung eines Zeugen zu stellen, diese Vernehmung dann 
aber durch Polizei oder Staatsanwaltschaft durchgeführt werde, bei denen der 
Verteidiger kein Anwesenheitsrecht hat. Dadurch kann er nicht auf die eine Ent-
lastung tragenden Aspekte eingehen, für die er den Beweisantrag gestellt hat. 
Die Wirkung eines solchen „Schuss ins Blaue hinein“ könnte sogar gegenteilig 
sein, wenn Polizei oder Staatsanwaltschaft die Vernehmung in eine bestimmte 
Richtung lenken.834 Mit der durch eine Reform angestrebten grundsätzlichen 
Beteiligung des Verteidigers bei der Zeugenvernehmung wäre diesem Argument 
die Grundlage entzogen.835

                                           
832 Rückel, in: Festgabe für Peters, S. 265 (270); Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383; dieses 

Verhalten als „schwere Verfehlung“ kennzeichnend Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsver-
fahren, Rn. 148. Um dies zu verhindern, will der Entwurf der Bundesregierung nur dem Verteidiger 
eine Mitwirkung an Vernehmungen gestatten, der für die Vernehmung kausal geworden ist und da-
durch Entlastungszeugen frühzeitig zu erkennen gibt, Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine 
Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (233). 

833 Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (508); Rückel, in: Festgabe für Peters, S. 275 (283), der 
dadurch ein verändertes Selbstverständnis des Strafverteidigers voran treiben möchte und gleich-
zeitig von den Staatsanwälten eine „Betroffenheit (fordert), weil nicht sie es waren, die insoweit 
beigetragen haben, das Entlastungsmaterial zu finden“. 

834 Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 148; Quedenfeld, in: Festgabe für Peters, S. 
215 (219). 

835 So soll der Verteidiger bei der Vernehmung eines Zeugen, der auf seiner Benennung beruht, unab-
hängig von der Vernehmungsperson ein Mitwirkungsrecht haben, vgl. § 144 StPO-neu; die Verfas-
ser betonen aber, dass es sich dabei nicht um ein Beweisantragsrecht des Verteidigers handele, Do-
kumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (230).  
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b. Begründungspflicht einer abgelehnten Beweiserhebung 

Hauptkritikpunkt der geringen Möglichkeiten der Verteidigung einen Beweis 
erheben zu lassen, ist die umfassende Entscheidungsbefugnis der Staatsanwalt-
schaft und die fehlende Begründungspflicht. Zwar muss der Beschuldigte vor 
dem Abschluss der Ermittlungen über die Ablehnung eines Beweisantrags unter-
richtet werden, jedoch bedarf die negative Entscheidung keiner weiteren Be-
gründung.836

Für diese umfassende Entscheidungsbefugnis der Staatsanwaltschaft sprechen 
verfahrenstechnische Gründe. Lässt man die bereits dargestellte und als proble-
matisch eingestufte Zunahme polizeilicher Herrschaft im Ermittlungsverfahren 
außer Betracht, so ist allein der Staatsanwalt in der Lage, die Bedeutung einer 
Beweiserhebung im Ermittlungsverfahren für den weiteren Verlauf der Ermitt-
lungen einzuschätzen. Eine gerichtliche Überprüfung ist aufgrund der mangeln-
den Sachverhaltskenntnis des Ermittlungsrichters als wenig erfolgsversprechend 
anzusehen. Auch der richterliche Vorbehalt in Haftsachen erweist sich in der 
Praxis als nicht effektiv, weil die aufwendige Einarbeitung in die Sache und die 
Überprüfung der verschiedenen Gesichtspunkte einer Entscheidung nicht prakti-
kabel sind. Gleiches dürfte auch für die Prüfung eines abgelehnten Beweisan-
trags des Beschuldigten gelten.837 Daneben würde man faktisch die gerichtliche 
Voruntersuchung wieder einführen, wenn der Richter allgemein streitentschei-
dend in den Vorgang der Faktensammlung im Ermittlungsverfahren einbezogen 
würde.838

Daher wird vielfach gefordert, die Staatsanwaltschaft zumindest einer Begrün-
dungspflicht unter gewissen formellen Voraussetzungen zu unterwerfen.839 So-

                                           
836 LR-Rieß, § 163a, Rn. 116; Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 149; a.A. KK-

Wache, § 163a, Rn. 9; Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (63).  
837 Fezer, Gedächtnisschrift für Schröder, S. 407 (418); Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (210); 

zweifelnd Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 (391); vgl. dagegen für eine gerichtliche 
Überprüfung die Diskussionsthesen des DAV, in: AnwBl 1986, S. 55 (56); Krekeler, in: AnwBl 
1986, 62 (63); Müller, in: AnwBl 1986, 50 (53); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 200; Taschke, in: 
NJ 1993, 198 (202). 

838 Bannenberg, AE-EV, § 163a Abs. 2 AE-EV, S. 126; kritisch zur Doppelrolle des Untersuchungs-
richters und der doppelten Ermittlungstätigkeit in Spanien Gómez Colomer, in: ZStW 2000, 135 
(140).

839 Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (209f.); Bannenberg, AE-EV, § 163a Abs. 2 AE-EV, S. 
126; Bemmann, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 93; Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 
383 (392); Jung, in: JuS 1998, 1136 (1137); Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (63); Diskussionsthesen 



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

184

fern aus Sicht der Staatsanwaltschaft der zu erhebende Beweis nicht „von Be-
deutung“ ist, soll ein bloßer Verweis auf die Bedeutungslosigkeit als Ableh-
nungsgrund nicht ausreichen. Vielmehr müsse ein Katalog mit abschließenden 
Ablehnungsgründen entwickelt werden, die demjenigen des § 244 Abs. 3 StPO 
jeweils für das Ermittlungsverfahren entsprächen.840 Hierbei muss jedoch auf die 
Besonderheiten dieses frühen Verfahrensabschnitts Rücksicht genommen wer-
den, weil eine starke Formalisierung einer effektiven Sachverhaltsaufklärung 
entgegenstehen würde, so dass, egal ob man einen abschließenden Katalog oder 
eine Art Generalklausel bevorzugt, der Staatsanwaltschaft ein ausreichender 
Ermessensspielraum erhalten bleiben muss. Sollte ein Beweisantrag rechtswid-
rig abgelehnt werden und nicht mehr nachzuholen sein, könnte dieser Fehler im 
Rahmen einer Fiktion des nicht ermittelten entlastenden Beweises oder eines 
Verwertungsverbots bei einem entsprechenden Belastungsbeweis korrigiert 
werden. Für die Fälle, in denen der Beweis weiterhin erhoben werden kann, ist 
es Aufgabe des Gerichts, ihn im Rahmen des § 244 Abs. 2 StPO zu erheben. Ei-
ne Fiktion würde insoweit gegen die Amtsaufklärungspflicht des Gerichts ver-
stoßen.841

c. Recht auf Akteneinsicht 

aa. Akteneinsicht als Voraussetzung effektiver Verteidigung 

Der Antrag auf Erhebung eines Beweises setzt zwingend voraus, dass der Ver-
teidiger Kenntnis davon hat, was seinem Mandanten vorgeworfen wird, weil 
sonst eine sachgerechte Verteidigung nicht möglich ist.842 Es wurde bereits er-
läutert, dass ein Antrag „ins Blaue hinein“ negative Folgen für den Beschuldig-
ten haben kann, wenn erst der Beweisantrag die Strafverfolgungsbehörden auf 

                                                                                                                               
des DAV, in: AnwBl 1986, 55; kritisch dazu Fezer, in: Gedächtnisschrift für Schröder, S. 407 
(416).

840 Eine analoge Anwendung des § 244 Abs. 3 StPO ist abzulehnen, weil die Situation im Ermittlungs-
verfahren als Grundlage der Anklageerhebung durch zahlreiche Unwägbarkeiten gekennzeichnet 
ist, LR-Rieß, § 163a, Rn. 109; Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (63); Müller, in: AnwBl 1986, 50 
(53); Bannenberg, AE-EV, S. 126; Schreiber, in: Festschrift für Baumann, S. 383 (391), der des-
halb einen eher allgemein gehaltenen Ablehnungsgrund der Bedeutungslosigkeit fordert; Dedy,
Ansätze einer Reform, S. 201. 

841 Ebenso Dedy, Ansätze einer Reform, S. 202. 
842 BGHSt 29, 99 (102); Eisenberg/Zötsch, in: NJW 2003, 3676 (3677); Baumann, Eigene Ermittlun-

gen des Verteidigers, S. 82; LR-Lüderssen, § 147, Rn. 1; KK-Laufhütte, § 147, Rn. 1; Schlüchter,
Das Strafverfahren, Rn. 109; Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 56; Dedy,
Ansätze einer Reform, S. 148; Schlothauer, in: StV 2001, 192. 
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einen eventuell belastenden Umstand aufmerksam macht.843 Diese notwendige 
Kenntnis erlangt der Verteidiger im Ermittlungsverfahren hauptsächlich durch 
die von der Staatsanwaltschaft geführten Akten.844 Dabei ist die schon mehrmals 
erwähnte Bedeutung des Ermittlungsverfahrens für den Ausgang der Hauptver-
handlung insbesondere bei der Akteneinsicht zu berücksichtigen. Sozialwissen-
schaftliche Studien haben gezeigt, dass die objektive Rekonstruktion eines ver-
gangenen Lebenssachverhalts voraussetzt, dass die erkennende Person möglichst 
unverzerrte und von Zufälligkeiten unabhängige Informationen erlangt, dies a-
ber gerade bei der Führung der Ermittlungsakten nicht der Fall ist, so dass die 
Kenntnis der belastenden Ermittlungsakte die Wahrscheinlichkeit der Verurtei-
lung des Angeklagten erhöht.845

Die faktische Ausgestaltung des heutigen Strafverfahrens erfordert es demnach, 
möglichst frühzeitig Einsicht in die Akten zu nehmen, um dem Mandanten wirk-
samen rechtlichen Beistand leisten zu können, so dass sich das Akteneinsichts-
recht auf Seiten des Verteidigers als eine „Akteneinsichtspflicht“ im frühest 
möglichen Zeitpunkt definiert.846 Das Recht des Verteidigers auf Akteneinsicht 
ergibt sich aus § 147 Abs. 1 StPO. Dieses Recht wird durch § 147 Abs. 2 StPO 
in sachlicher und zeitlicher Hinsicht eingeschränkt, sofern die Einsicht der Ak-
ten den Untersuchungszweck gefährden würde. Der unbestimmte Begriff der 
„Gefährdung des Untersuchungszwecks“ stellt aus Sicht der Verteidigung die 
Achillesferse dar, weil die vielfach weite Auslegung der Voraussetzungen für 
die Gefährdung und damit die Verweigerung der Akteneinsicht in der Praxis zur 
                                           
843 Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 82. 
844 Der Begriff der „Akte“ wird in der StPO nicht definiert. In der Regel werden als solche „alle vom 

ersten Zugriff der Polizei (§ 163 StPO) an gesammelten be- und entlastenden Schriftstücke“, „die 
nach Anklageerhebung entstandenen Aktenteile und die vom Gericht herangezogenen oder von der 
Staatsanwaltschaft nachgereichten Beiakten“ sowie „sämtliche verkörperten Ermittlungs- und Ver-
handlungsergebnisse (...), die im Verlauf der Ermittlungen durch die Staatsanwaltschaft oder ihre 
Hilfsbeamten sowie nach Anklageerhebung bei Gericht anfallen“, bezeichnet, vgl. Meyer-Goßner,
§ 147, Rn. 15; KK-Laufhütte, § 147, Rn. 4; Schäfer, in: NStZ 1984, 203 (204). Zur Unterscheidung 
zwischen materiellem und formellem Aktenbegriff siehe Schnarr, in: ZRP 1996, 128 (129); LR-
Lüderssen, § 147, Rn. 32, 40. 

845 Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (553): Bei einer Untersuchung mit 35 Strafrichtern entschie-
den in der 17 Richter umfassenden Kontrollgruppe, die ihre Entscheidung nur aufgrund der Haupt-
verhandlung ohne Aktenkenntnis traf, 10 Richter (56 %) auf Freispruch und 8 Richter (44 %) auf 
Verurteilung, während bei der 18 Richter umfassenden Experimentalgruppe, die zuvor die Ermitt-
lungsakten eingesehen hatte, alle 18 Richter (100 %) auf Verurteilung entschieden. 

846 Vgl. BVerfG StV 1983, 177 (178); so Peters, Strafprozeß, S. 230; Baumann, Eigene Ermittlungen 
des Verteidigers, S. 82; Taschke, in: NJ 1993, 198 (201f.); Schäfer, in: NStZ 1984, 203 (205); 
Groh, in: DRiZ 1985, 52; KK-Laufhütte, § 147, Rn. 9; Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 
(554).
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Regel geworden sind.847 Welche Anforderungen an die Beschränkung des Un-
tersuchungsrechts zu stellen sind, ist im Einzelnen umstritten. So wird zum Teil 
das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte gefordert, die objektiv geeignet erschei-
nen, den Untersuchungszweck dadurch zu gefährden, dass der Verteidiger sein 
Wissen an den Beschuldigten weitergibt und in Folge dessen den erforderlichen 
Ermittlungshandlungen entgegenwirkt.848 Eine andere Ansicht verneint das 
zwingende Erfordernis des Vorliegens einer konkreten Gefahr, lässt aber eine 
nur vage und entfernte Möglichkeit der Untersuchungsgefährdung ebenfalls 
nicht ausreichen.849

In der Praxis wird die Akteneinsicht von Seiten der Staatsanwaltschaft häufig 
ohne Begründung oder nur mit einem Verweis auf § 147 Abs. 2 StPO versagt 
bzw. durch die formularmäßige Aussage, die Akten seien „versandt“ oder „nicht 
entbehrlich“, begründet.850 Die Annahme einer Untersuchungsgefährdung kann 
mangels Begründung vom Verteidiger nicht nachvollzogen werden. Hier ent-
steht eine Grauzone, die zu einer großzügigen Bejahung der Voraussetzungen 
einer Einsichtsversagung einlädt. Hinzu kommt, dass der Verteidiger auf seinen 
Akteneinsichtsantrag bisweilen keine Antwort erhält und erst ein Erinnerungs-
schreiben verfassen muss, sodass die Position der Verteidigung in diesem Fall 
als schwach bezeichnet werden muss.851 Eine pragmatische Lösung für dieses 
Problem wird zum Teil im Gespräch mit dem Staatsanwalt gesehen, indem man 
eine Vereinbarung trifft, dass der Verteidiger zwar Akteneinsicht erhält, den In-
halt aber nicht an seinen Mandanten weitergeben darf.852 Der augenscheinliche 
Informationsvorsprung der Staatsanwaltschaft ist vom Gesetzgeber gewollt, je-
denfalls spricht die Systematik des § 147 StPO dafür, denn § 147 Abs. 3 StPO 
statuiert explizit ein uneinschränkbares Einsichtsrecht für bestimmte Nieder-
schriften und Sachverständigengutachten. Somit bleibt festzuhalten, dass die 

                                           
847 Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1115); Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 83; Tho-

mas, in: AnwBl 1986, 56 (59); Eisenberg/Zötsch, in: NJW 2003, 3676. 
848 LR-Lüderssen, § 147, Rn. 136; Bemmann, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 99; Eisenberg, in: 

NJW 1991, 1257 (1260); Schlothauer, in: StV 2001, 192 (195); Groh, in: DRiZ 1985, 52 (53). 
849 Meyer-Goßner, § 147, Rn. 25; Schlothauer, in: StV 2001, 192 (195); Weihrauch, Verteidigung im 

Ermittlungsverfahren, Rn. 62; KK-Laufhütte, § 147, Rn. 9. 
850 Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1115); Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 62; 

Meier, in: GA 2004, 441 (451). 
851 Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 84; Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungs-

verfahren, Rn. 62. 
852 Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 62, der aber selbst zugesteht, dass dieses 

Vorgehen den Verteidiger in eine „unangenehme Lage“ gegenüber seinem Mandanten bringt. 



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

187

Staatsanwaltschaft durch die ihr eingeräumte Entscheidungsbefugnis über die 
Akteneinsicht einen gravierenden Einfluss auf die Verteidigung des Beschuldig-
ten nehmen kann.853

bb. Mangelnde gerichtliche Überprüfbarkeit 

Zu den nicht fest umrissenen und durch die Praxis ausgehöhlten Voraussetzun-
gen der Gefährdung des Untersuchungszwecks kommt erschwerend hinzu, dass 
eine rechtswidrige Verweigerung der Akteneinsicht nach herrschender Ansicht 
grundsätzlich nicht gerichtlich überprüfbar ist.854 Die Entscheidung der Staats-
anwaltschaft kann nur in den begrenzten, abschließend geregelten Fällen des § 
147 Abs. 5 S. 2 StPO durch das Gericht überprüft werden. Daneben besteht eine 
gerichtliche Überprüfung nach § 23ff. EGGVG nur in den Fällen, in denen die 
Einsicht in solche Aktenteile versagt wurde, die nach § 147 Abs. 3 StPO in kei-
ner Lage des Verfahrens dem Einsichtsrecht entzogen werden dürfen und daher 
eine Verletzung des Rechts auf rechtliches Gehör gemäß Art. 103 Abs. 1 GG 
vorliegt.855

cc. Formalisierung und Einschränkung der Einsichtsverweigerung 

Das Akteneinsichtsrecht stellt einen elementaren Partizipationsanspruch der 
Verteidigung im Ermittlungsverfahren dar. Ohne die Kenntnis des Akteninhalts 
ist eine effektive Verteidigung nicht möglich. Will man im Zuge einer Refor-

                                           
853 Ebenso Groh, in: DRiZ 1985, 52 (53); vgl. zu einer Verbesserung der Akteneinsicht Dokumentati-

on: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff., § 147 Abs. 1 
StPO-neu.

854 Ob das Akteneinsichtsrecht generell nach § 23ff. EGGVG überprüfbar ist, wird kontrovers disku-
tiert. Gegen eine solche Überprüfbarkeit vgl. OLG Hamburg StV 1986, 422 (423); OLG Hamm 
NStZ 1984, 280; OLG Karlsruhe NJW 1997, 267; OLG Saarbrücken NJW 1995, 1440; OLG
Frankfurt StV 1996, 310 (311); Meyer-Goßner, § 147, Rn. 39; Katholnigg, Strafgerichtsverfas-
sungsrecht, § 23 EGGVG, Rn. 15; Schlüchter, Das Strafverfahren, S. 122f., mit der Begründung, 
dass es sich bei der Entscheidung der Staatsanwaltschaft nur um eine Prozesshandlung handele, die 
nicht von § 23ff. EGGVG umfasst sind. Danach bleibe dem Beschuldigten nur die Dienstaufsichts-
beschwerde. Für eine Überprüfbarkeit nach § 23ff. EGGVG sprechen sich LR-Lüderssen, § 147, 
Rn. 157; Mehle/Hiebl, in: StV 1995, 571 (572); AK-Stern, § 147, Rn. 64; Welp, in: Festgabe für 
Peters, S. 309 (330); Bottke, in: StV 1986, 120 (123); Groh, in: DRiZ 1985,  52 (54) aufgrund der 
überragenden Bedeutung des Ermittlungsverfahrens aus. Aus der Rechtssprechung vgl. dahinge-
hend OLG Hamm StV 1995, 571. 

855 OLG Celle StV 1983, 192; OLG Hamm StV 1987, 479; 1995, 571. 
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mierung des Ermittlungsverfahrens die Teilhabe des Beschuldigten ausweiten, 
so ist auf das Recht auf Akteneinsicht besonderes Augenmerk zu legen.856

Die Reformvorschläge und -forderungen gehen diesbezüglich in zwei Richtun-
gen. Zentraler Gegenstand aller Reformvorschläge ist die Regelung des § 147 
Abs. 2 StPO. Die ursprünglich als Ausnahme gedachte Vorschrift soll wieder 
ihre ursprüngliche Bedeutung erlangen. Die aufgrund der Weite des Gefähr-
dungsbegriffs inflationäre Versagung der Akteneinsicht könnte reduziert wer-
den, wenn der Versagungsgrund inhaltlich genauer gefasst und konkretisiert 
würde. In diesem Zusammenhang bietet sich ein Maßstab an, der mit dem des 
dringenden Tatverdachts vergleichbar ist. Danach wäre die Einsicht der Akten 
dem Verteidiger zu untersagen, wenn „bestimmte Tatsachen die Annahme be-
gründen, dass dadurch der Zweck künftiger Ermittlungsmaßnahmen gefährdet 
würde“.857 Sowohl die konkreten Tatsachen als auch die Ermittlungsmaßnahmen 
müssten bestimmt und bezeichnet werden. So dürften darunter nur Maßnahmen 
fallen, die ohne den Überraschungseffekt zwecklos wären, zum Beispiel Durch-
suchungen, Beschlagnahme und Inhaftierungsmaßnahmen.858

Der zweite Aspekt einer Reform betrifft die gerichtliche Überprüfbarkeit der 
Einsichtsverweigerung. So müssten nicht nur bestimmte Fälle der Verweigerung 
überprüfbar sein, sondern der Ermittlungsrichter müsste generell bei Ablehnung 
durch die Staatsanwaltschaft über den Antrag entscheiden.859 Ob der Ermitt-
lungsrichter hierbei die nötige Einarbeitung in den jeweiligen Einzelfall leisten 
kann, ist fraglich. Immerhin wäre aber für eine solche Entscheidung eine formel-
le Begründung der staatsanwaltlichen Ablehnung notwendig.860 Das wiederum 

                                           
856 So § 147 Abs. 1 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfah-

rens, in: StV 2004, 228ff. 
857 So Bannenberg, AE-EV, § 147 Abs. 2 AE-EV, S. 53; Bemmann, Die Verteidigung, § 11 II Akten-

einsicht, S. 97; zustimmend Dedy, Ansätze einer Reform, S. 161. 
858 Eine entsprechende Regelung könnte an § 33 Abs. 4 StPO angelehnt sein, vgl. Thomas, in: AnwBl 

1986, 56 (59); Dedy, Ansätze einer Reform, S. 161. 
859 Vgl. Diskussionsthesen des DAV, in: AnwBl 1986, 55 (56); Bannenberg, AE-EV, § 147 Abs. 2, S. 

2 AE-EV, S. 53; Bemann, Die Verteidigung, § 11 VIII Akteneinsicht, S. 97; zustimmend Meier, in: 
GA 2004, 441 (451). Es stellt sich allerdings erneut die Problematik der mangelnden Sachverhalts-
kenntnis des Ermittlungsrichters, der sich mühsam in den Inhalt der Akte und zugleich in die Ziel-
setzungen und Ermittlungsstrategien der Strafverfolgungsbehörden einarbeiten müsste. 

860 Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 
in Kassel, in: StV 1997, 386 (387); Welp, in: Festgabe für Peters, S. 309 (330); Dedy, Ansätze einer 
Reform, S. 169. 
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könnte der bisherigen formularmäßigen oder gänzlich unbegründeten Beschei-
dung durch die Staatsanwaltschaft entgegenwirken.

dd. Voraussetzung: Sachleitungsbefugnis der Staatsanwaltschaft 

Die Formalisierung und Einschränkung der Verweigerung der Akteneinsicht 
durch die Staatsanwaltschaft könnte dazu beitragen, dass der Beschuldigte frü-
her als bisher Kenntnis von den gegen ihn geführten Ermittlungen erhält und er 
daraufhin seine Verteidigung besser positionieren und dem Verfahren im Gan-
zen zu einem schnelleren Abschluss verhelfen kann. Voraussetzung dafür ist, 
dass die Akten dem Staatsanwalt bereits vorliegen, denn über die Gewährung 
der Einsicht nach § 147 Abs. 5 StPO kann nur er entscheiden. Die Polizei, die 
nach den bisherigen Untersuchung in der Regel als erste mit dem Verfahren be-
fasst ist und die Akten oftmals so lange bei sich behält, bis sie alle Ermittlungs-
ergebnisse der Staatsanwaltschaft vorlegt, kann ohne das Einverständnis des 
Staatsanwalts keine Einsicht gewähren. So kann es vorkommen, dass die Polizei 
Ermittlungen bis zur Anklagereife führt und der Beschuldigte erst zum Zeit-
punkt des Abschlusses der Ermittlungen davon Kenntnis erlangt. Dadurch hat er 
es unterlassen, frühzeitig die notwendige Akteneinsicht zu beantragen um den 
belastenden Hypothesen konkrete entlastende Umstände gegenüberzustellen.861

Dies ist aber nötig, um eine Voreingenommenheit bei der Urteilsfindung auf 
Seiten des Richters zu verhindern. An dem Entscheidungsprivileg der Staatsan-
waltschaft muss daher festgehalten werden, jedoch werden hier erneut die Miss-
stände ihrer mitunter fehlenden Verfahrensherrschaft deutlich. Die Polizei muss 
die Staatsanwaltschaft umgehend von der Einleitung eines Ermittlungsverfah-
rens und dem Kenntnisstand laut Akte informieren, und der Beschuldigte ist frü-
hestmöglich von der Verfahrenseröffnung in Kenntnis zu setzen. Nur so kann 
eine effizientere Erledigung des Verfahrens unter Einbeziehung des Beschuldig-
ten Erfolg haben, weil kein Beschuldigter bereit sein dürfte, ohne Kenntnis des 
Ermittlungsstands eine Erklärung abzugeben.862 Eine Geheimhaltung der Ermitt-
lungsfortschritte führt in vielen Fällen zu einer unnötigen Verlängerung des Ver-
fahrens.

                                           
861 Schlothauer, in: StV 2001, 192 (193); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (506). 
862 Ebenso Weihrauch, Verteidigung im Ermittlungsverfahren, Rn. 72. 
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4. Der Sachverständigenbeweis 

Der Sachverständigenbeweis erlangt im Strafverfahren zunehmend an Bedeu-
tung. Angesichts der Vielzahl der von den Gerichten zu beachtenden Aspekte 
und zu beantwortenden Fragen im Zusammenhang mit der Urteilsfindung wird 
der Einfluss von Sachverständigengutachten auf die gerichtliche Entscheidung 
immer größer.863 Heute ist kaum ein Lebensvorgang denkbar, der nicht durch 
einen Spezialisten wissenschaftlich untersucht und entsprechend aufgearbeitet 
wurde, so dass im Rahmen eines Strafverfahrens zur Eliminierung aller vernünf-
tigen Zweifel häufig nur ein spezielles Gutachten eine objektive Wahrheitsfin-
dung verspricht. Während früher hauptsächlich Ärzte zur Erstellung medizini-
scher Gutachten zu Sachverständigen berufen wurden, kommen heute Gutachter 
für besondere Sachbereiche in nahezu unüberschaubaren Untergruppen hinzu.864

In Anbetracht der steigenden Zahl von Sachverständigengutachten erlangt die 
Frage Bedeutung, welchen Einfluss der Sachverständigenbeweis auf die Urteils-
findung hat und welche Faktoren dafür bestimmend sind.865 Die grundlegende 
Funktion des Sachverständigengutachtens liegt in der Vorbereitung der Ent-
scheidungsfindung durch das erkennende Gericht. Es dient als Hilfestellung in 
jenen Bereichen, in denen das Gericht nicht über die notwendige Sachkenntnis 
verfügt und daher das Spezialwissen eines Fachmannes zu Rate ziehen muss. 
Man spricht deshalb vom „Gehilfen“866 oder „Berater des Gerichts“ oder be-
zeichnet den Gutachter als „selbständigen Helfer bei der Wahrheitsfindung“867.
Das Gericht ist verpflichtet, das Gutachten auf Stichhaltigkeit und Richtigkeit 
bezüglich der zugrunde gelegten Befund- und Zusatztatsachen zu überprüfen 
und das Ergebnis in den eigenen Urteilsfindungsprozess einzubeziehen, weil 
allein das Gericht die abschließende Entscheidung trifft und für diese voll ver-

                                           
863 Detter, in: NStZ 1998, 57; Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 68; LR-Krause, vor 

§ 72, Rn. 4; Krauß, in: ZStW 1973, 320; AK-Schreiber, vor § 72, Rn. 8; Zwiehoff, Das Recht auf 
den Sachverständigen, S. 2; Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 196; Dölp, in: ZRP 2004, 235. 

864 Vgl. die Aufzählung bei Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 10. 
865 Zum Ganzen umfassend Toepel, Grundstrukturen des Sachverständigenbeweises, S. 57ff.; Zwie-

hoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 36ff.; Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im 
Strafprozeß, S. 5ff.; Detter, in: NStZ 1998, 57ff. 

866 BGHSt 7, 238 (239); 9, 292 (293); Laufs, Arztrecht, Rn. 647; Zwiehoff, Das Recht auf den Sachver-
ständigen, S. 33; Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 22f.; kritisch dazu 
LR-Krause, vor § 72, Rn. 3. 

867 AK-Schreiber, vor § 72, Rn. 1; derselbe, in: Anstösse 1980, 124 (126); zum umfangreichen Mei-
nungsstand bezüglich der Prozessrolle des Sachverständigen und seiner Stellung im Verfahren vgl. 
nur Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 15ff. m.w.N. 
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antwortlich ist.868 Eine unreflektierte Übernahme ohne eigene Überzeugungsbil-
dung wäre ein Verstoß gegen die freie richterliche Beweiswürdigung gemäß § 
261 StPO.869

In Anbetracht der großen Zahl von Gutachten und der in der Regel nicht vor-
handenen speziellen Fachkenntnisse des Gerichts, ist eine umfassende Kontrolle 
des vorgelegten Gutachtens utopisch.870 Deshalb wird dem Richter in solchen 
Fällen zugestanden, die Prüfung darauf zu beschränken, ob der Sachverständige
erprobt und zuverlässig ist und daher die notwendige Sachkenntnis besitzt und 
das Gutachten einer Plausibilitätskontrolle im weitesten Sinne standhält.871

Durch die kaum vorhandene kritische Überprüfung eines der Entscheidung 
zugrunde liegenden Gutachtens wird der Ausgang des Verfahrens in weitem 
Maße durch den Inhalt der Begutachtung vorweggenommen.872 Die Letztent-
scheidung des Gerichts ist bisweilen in den begutachteten Punkten nur noch eine 
leere Hülle. Man spricht in diesem Zusammenhang auch von der „schrittweisen 
Entmachtung der Richter“873 und einer „beherrschenden Rolle des Sachverstän-
digen“874. Dem Gericht bleibe nichts anderes als die „Unterwerfung unter die 
Auffassung des Sachverständigen“ übrig, wodurch es häufig der Sachverständi-
ge allein sei, „der den Prozeß entscheidet“.875 Damit sei auch der „Sachverstän-
dige zum Richter geworden“.876 Auch die Rechtsprechung hat das Übergewicht 
                                           
868 BGHSt 7, 238 (239); 8, 113 (118); LR-Krause, vor § 72, Rn. 40; KK-Senge, vor § 72, Rn. 1; AK-

Schreiber, vor § 72, Rn. 2; derselbe, in: Anstösse 1980, 125 (127); Laufs, Arztrecht, Rn. 642f.; 
Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 68. 

869 LR-Krause, vor § 72, Rn. 17. 
870 Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 196, spricht von einer „historischen Reminiszenz“; AK-Schreiber,

vor § 72, Rn. 8; derselbe, in: Anstösse 1980, 125 (128); Barton, in: StV 1983, 73 (75). 
871 Vgl. BGHZ 12, 41 (47); BGHSt 7, 238 (239); Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 (128); Baumann,

Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 68; kritisch dazu Zwiehoff, Das Recht auf den Sachver-
ständigen, S. 43. 

872 Rüping, Das Strafverfahren, Rn. 196; Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 68; Toe-
pel, Grundstrukturen des Sachverständigenbeweises, S. 389; Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 
(128); LR-Krause, vor § 72, Rn. 40. 

873 Krauß, in: ZStW 1973, 320 (334); Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafver-
teidigertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (388); diesen Begriff ablehnend 
LR-Krause, vor § 72, Rn. 40, der vielmehr von „gesteigerten tatsächlichen und rechtlichen Anfor-
derungen an die richterliche Überzeugungsbildung“ ausgeht. 

874 Roxin, Strafverfahrensrecht, § 27, Rn. 8. 
875 Krauß, in: ZStW 1973, 320 (335); AK-Schreiber, vor § 72, Rn. 8; derselbe, in: Anstösse 1980, 125 

(128); Detter, in: NStZ 1998, 57; Laufs, Arztrecht, Rn. 642 spricht von der „Herrschaft des Sach-
verständigen im Prozeß“. 

876 Dölp, in: ZRP 2004, 235. 
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des Sachverständigen bei der Urteilsfindung erkannt und attestiert ihm als „Ge-
hilfe(n) mit besonderer Sachkunde wesentlichen Einfluß auf die Entschei-
dung“.877

a. Auswahl des Sachverständigen durch die Staatsanwaltschaft 

Das Gutachten an sich hat erheblichen Einfluss auf die Urteilsfindung. In Anbet-
racht der unreflektierten Übernahme einer Begutachtung in die Entscheidungs-
findung des Gerichts kann die Auswahl des Sachverständigen mit den damit zu-
sammenhängenden Einflüssen auf das Gutachtenergebnis die entscheidenden 
Weichen für den Prozessausgang stellen. „Mit der richtigen Auswahl und Lei-
tung des Gutachters steht und fällt der Sachverständigenbeweis“878.

aa. Auswahl gemäß § 73 Abs. 1 S. 1 StPO 

Nach § 73 Abs. 1 S. 1 StPO obliegt zwar dem Richter die Auswahl des Sachver-
ständigen. In der Verfahrenswirklichkeit bestimmt jedoch die Staatsanwalt-
schaft, teilweise sogar die Polizei, wer die betreffende Begutachtung durch-
führt.879 Dieses Recht wird allgemein aus der Regelung des § 161a Abs. 1 S. 2 
StPO abgeleitet, der auf die Regelungen über den Sachverständigen verweist. 
Während § 73 Abs. 1 S. 1 StPO ausschließlich auf das gerichtliche Verfahren 
anzuwenden sei, greife § 161a Abs. 1 S. 2 StPO bereits im Ermittlungsverfah-
ren.880

                                           
877 BGH JZ 1977, 548 (550). 
878 Vgl. Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 82. 
879 Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 51; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 127; Barton,

in: StV 1983, 73 (74); Meyer-Goßner, § 73, Rn. 1; LR-Krause, § 73, Rn. 2; AK-Schreiber, § 73, 
Rn. 2; KK-Senge, § 73, Rn. 1. 

880 BGHSt 44, 26 (31); LR-Krause, § 73, Rn. 2; SK-Wohlers, § 161a, Rn. 39; KK-Senge, § 73, Rn. 1; 
Meyer-Goßner, § 73, Rn. 1; Karpinski, in: NJW 1968, 1173; Toepel, Grundstrukturen des Sachver-
ständigenbeweises, S. 297; im Ergebnis ebenso Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 
60; Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 (127), der die Bestimmung für „sehr mißlich“ hält, weil die 
„Staatsanwaltschaft praktisch allein über die Auswahl des Sachverständigen entscheiden“ kann; 
kritisch Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 862; a.A. Krauß, in: ZStW 1973, 320 (322, 324); Sarstedt,
in: NJW 1968, 177; Krekeler, in: AnwBl 1986, 62 (64); Dokumentation: Ergebnisse der Arbeits-
gruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (388);
Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 82, mit dem systematischen Argu-
ment, dass § 73 StPO im allgemeinen Teil stehe und § 161a StPO nur die Ladung eines Sachver-
ständigen, nicht aber seine Auswahl selbst betreffe. Diese obliege wie der Einsatz bestimmter 
Zwangsmittel ausschließlich dem Richter. 



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

193

bb. Auswahl gemäß Nr. 70 Abs. 1 RiStBV 

Die ursprünglich bezweckte Garantie für die neutrale Auswahl des Sachverstän-
digen wird durch Nr. 70 Abs. 1 RiStBV berücksichtigt. Danach ist der Staats-
anwalt grundsätzlich gehalten, den Verteidiger vor der Auswahl des Sachver-
ständigen zu hören. Diese Verwaltungsanordnungen ohne Gesetzeskraft binden 
den Staatsanwalt jedoch nicht, so dass er von der Anhörung absehen kann, ohne 
rechtliche Folgen befürchten zu müssen. Zusätzlich enthält Nr. 70 Abs. 1 
RiStBV die Einschränkung, dass eine Anhörung unterbleiben kann, wenn eine 
Gefährdung des Untersuchungszwecks oder eine Verzögerung des Verfahrens 
zu besorgen ist.881 In der Praxis wird diese Regelung vielfach nicht beachtet.882

cc. Fehlende Korrektur in der Hauptverhandlung 

Das Gericht lehnt einen von der Staatsanwaltschaft beauftragten Sachverständi-
gen aus Effizienz- und Kostengründen nur in einem verschwindend geringen 
Anteil der Hauptverfahren ab.883 Das im Ermittlungsverfahren durch die Staats-
anwaltschaft initiierte Gutachten wirkt bis zur Urteilsfindung fort, weshalb der 
Gutachter zum Teil nicht mehr als Richtergehilfe, sondern als „Gehilfe der 
Staatsanwaltschaft“ zur Vorbereitung der Anklage angesehen wird.884 Der Be-
schuldigte und sein Verteidiger haben praktisch kein Mittel, die Auswahl des 
Sachverständigen in diesem frühen Abschnitt des Verfahrens zu beeinflussen 
und stehen dem Gutachten in der Regel von vornherein ablehnend gegenüber.885

Ein Rechtsmittel gegen die Auswahl durch die Staatsanwaltschaft existiert 
nicht.886

                                           
881 Vgl. Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 (127) der die Klausel der Gefährdung des Untersuchungs-

zwecks für „sehr weitgehend“ hält. 
882 LR-Krause, § 73, Rn. 27; Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 (127); Detter, in: NStZ 1998, 57 (58); 

vgl. zur Kritik auch Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages 
vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (388).  

883 Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 56; Dippel, Die Stellung des Sachverständigen 
im Strafprozeß, S. 84; vgl. auch Detter, in: NStZ 1998, 57 (58). 

884 Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 85; vgl. Peters, Fehlerquellen im 
Strafprozeß, Band 2, S. 168, der auf die Gefährlichkeit der Aufstellung von Hypothesen eines – 
staatsanwaltlichen – Sachverständigen hinweist, die im Ermittlungsverfahren aufgrund der Dyna-
mik der sich ändernden Umstände noch wertvoll sind, aber in der Hauptverhandlung nichts zu su-
chen haben, weil sie auf „die Überzeugungsbildung des Gerichts einen unheilvollen Einfluß aus-
üben können“. 

885 Barton, in: StV 1983, 73 (78); Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 84, 
Fn. 608, S. 85; Detter, in: NStZ 1998, 57 (58). 

886 OLG Schleswig StV 2000, 543 mit ablehnender Anmerkung Wagner, in: StV 2000, 544 (545). 
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dd. Gefährdung der Objektivität durch den Sachverständigen der Staatsanwalt-
schaft

Der Beauftragung eines Sachverständigen durch die Staatsanwaltschaft im Er-
mittlungsverfahren liegt ebenso eine fehlende eigene Sachkenntnis zugrunde wie 
bei der Beauftragung durch den Richter. Allerdings zieht der Staatsanwalt den 
Gutachter zu Rate, weil er dadurch eine Antwort auf Fragen im Zusammenhang 
mit der Anklageerhebung erwarten kann, während der Richter im Hauptverfah-
ren mit der Urteilsfindung grundsätzlich ein anderes Ziel unter anderen Prämis-
sen verfolgt.887

Die Kriterien für die Auswahl des Sachverständigen durch die Staatsanwalt-
schaft im Ermittlungsverfahren sind überwiegend pragmatischer Natur. So heißt 
es beispielsweise in Nr. 70 Abs. 3 RiStBV:  

„Es empfiehlt sich, für die wichtigsten Gebiete Verzeichnisse bewährter 
Sachverständiger zu führen, damit das Verfahren nicht durch die Auswahl 
von Sachverständigen verzögert wird“. 

Deshalb wird der Staatsanwalt in der Regel solche Gutachter wählen, die „be-
kannt und bewährt“ sind und deren gutachterliches Ergebnis er vorweg abschät-
zen kann.888 Von diesen Sachverständigen sind keine Verständigungsprobleme 
zu erwarten.889 Dadurch wird der Eindruck erweckt, die Staatsanwaltschaft su-
che sich ihren „Hausgutachter“890 nach Effizienz- und Beschleunigungskriterien 
aus, wobei vor allem das Argument einer wirtschaftlichen Abhängigkeit des 
Gutachters von der Staatsanwaltschaft bei wiederholter Beauftragung nicht von 
der Hand zu weisen ist.891

Obwohl an der Objektivität des Gutachters in aller Regel keine Zweifel beste-
hen, weil er keinen Bezug zu Täter, Opfer oder konkreter Tat hat, ist eine Beein-

                                           
887 Vgl. Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 60. 
888 Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 70; Barton, Der psychowissenschaftliche 

Sachverständige, S. 25; Detter, in: NStZ 1998, 57 (58); nach Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 
(129) versuchen die Staatsanwälte nach deren eigenen Angaben eine „Ausuferung der Exkulpation 
zu vermeiden“; kritisch dazu Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 862. 

889 Barton, in: StV 1983, 73 (74). 
890 Rückel, in: Festgabe für Peters, S. 265 (279); Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 

277, wonach auch die Gutachter selbst sich als „Haussachverständige“ der Staatsanwaltschaft ver-
stehen.

891 Ebenso Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 276. 



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

195

flussung zu Gunsten oder zu Lasten des Beschuldigten bereits durch die Beauf-
tragung durch die Staatsanwaltschaft nicht ausgeschlossen.892 Eine Parteistel-
lung zugunsten der Staatsanwaltschaft wird dabei meist an einem unzutreffen-
den Rollenverständnis festgemacht, bei dem sich der Gutachter im Ermittlungs-
verfahren als „Sachverständiger der Staatsanwaltschaft“ versteht.893 Dadurch 
gerät er unter einen Loyalitätszwang und versucht, die Erwartungshaltung des 
Auftraggebers zu erkunden um ihr im Gutachten gerecht zu werden.894 Man 
muss insoweit von einer falsch verstandenen Solidarität gegenüber der Strafver-
folgungsbehörde sprechen. 

Die Staatsanwaltschaft kann demnach durch die Auswahl des Sachverständigen 
erheblichen Einfluss auf den Ausgang des Verfahrens nehmen und das Ergebnis 
in gewissem Umfang steuern, obwohl sie auch bei seiner Auswahl das Gebot der 
Unparteilichkeit zu beachten hat.895 Dies geschieht hauptsächlich durch die Be-
auftragung eines Sachverständigen, der einer bestimmten Schule und Richtung 
angehört und dessen Ergebnis der Untersuchung bereits im Voraus bestimmt 
werden kann.896 Gerade im Bereich der psychiatrischen Begutachtung existieren 
konträre Lehren, die zu einer Bejahung oder Verneinung der Schuldfähigkeit bei 
identischem Lebenssachverhalt führen können.897 Legt man die bereits erarbeite-
te Erkenntnis zugrunde, dass der Staatsanwalt mitunter die belastenden Umstän-
de stärker berücksichtigt als die entlastenden, so ergibt sich eine Vorwegnahme 

                                           
892 LG Kiel NStZ 2007, 169); Peters, Fehlerquellen im Strafprozeß, Band 2, S. 167, weist zutreffend 

darauf hin, dass die notwendige Zurückhaltung des neutralen Sachverständigen, dem es gleichgül-
tig sein muss, ob der Angeklagte freigesprochen oder verurteilt wird, in der Praxis nicht immer 
leicht zu verwirklichen ist. Vor allem dann nicht, „wenn es sich um einen in der Öffentlichkeit 
Aufsehen erregenden Prozeß handelt, wenn die Allgemeinheit die Überführung des Beschuldigten 
erwartet und wenn der Beschuldigte eine übel beleumdete Person ist, dem eine solche Tat durchaus 
zuzutrauen ist“; Detter, in: NStZ 1998, 57 (61) muss resignierend anerkennen, dass es „ein objekti-
ves psychiatrisches Gutachten kaum geben wird“. 

893 BGHSt 18, 214 (217); LG Kiel NStZ 2007, 169; Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 
277; Detter, in: NStZ 1998, 57; Lürken; in: NJW 1968, 1161 (1163); Krauß, in: ZStW 1973, 320 
(331).

894 Barton, Der psychowissenschaftliche Sachverständige, S. 52f.; Dokumentation: Ergebnisse der 
Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 
(388); Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 277, mit einem Beispiel, wonach ein 
Sachverständiger erklärt habe, dass er in 80 % der Fälle von der Staatsanwaltschaft und nur in 20 % 
vom Gericht beauftragt werde. Im Auftrag des Beschuldigten werde er hingegen niemals tätig, weil 
sich dies nicht mit seinem Berufsbild vertrage. 

895 LG Kiel NStZ 2007, 169 (170); Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 275; Detter, in: 
NStZ 1998, 57 (59). 

896 Detter, in: NStZ 1998, 57 (59); Kühne, Strafprozessrecht, Rn. 862. 
897 AK-Schreiber, § 73, Rn. 1. 
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des Prozessausgangs durch die Bestellung eines exkulpationsfreundlichen bzw.  
-feindlichen Gutachters.898

Ferner stellt die Grundlage einer Begutachtung in der Regel die Aktenlage dar. 
Zwar sollte der Sachverständige stets vom Richter bzw. Staatsanwalt kontrolliert 
und im Rahmen des § 78 StPO angeleitet werden, indem ihm alle notwendigen 
Fakten bezüglich der Tat, des Beschuldigten und der übrigen zugehörigen Um-
stände mitgeteilt werden.899 Häufig mangelt es jedoch an dieser Anleitung des 
Sachverständigen in der Praxis, die sich oftmals darauf beschränkt, dem Gutach-
ter die Akten ohne weitere Begründung zu übersenden und ihn lediglich anzu-
weisen, ein „Gutachten zur Schuldfähigkeit“ zu erstellen.900 Die fehlende Anlei-
tung des Sachverständigen durch die Staatsanwaltschaft kann dazu führen, dass 
der Sachverständige wesentliche Teile des Ermittlungsverfahrens selbst be-
stimmt und für die weitere Untersuchung erforderliche Feststellungen eigen-
ständig trifft, ohne durch die Staatsanwaltschaft kontrolliert zu werden.901 Not-
wendig sind von Seiten des Beauftragenden deshalb eindeutige, präzise Fragen, 
durch die der Sachverständige angeleitet wird.902 Der Gutachter ist anderenfalls 
darauf angewiesen, sich die betreffenden Fakten selbst aus der Akte herauszufil-
tern. Alle relevanten Tatsachen, die nicht in der Akte vermerkt und erkennbar 
sind, können keinen entlastenden Einfluss auf das Gutachten haben.903 Unter 
diesem Gesichtspunkt erscheint es als höchst bedenklich, wenn der Akteninhalt 
weitestgehend durch Zielvorstellungen und Prämissen der Staatsanwaltschaft 
und der Polizei bestimmt wird. Die Objektivität des Gutachtens kann nur so weit 

                                           
898 Detter, in: NStZ 1998, 57 (59); Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 275, 278, wo-

nach ein Sachverständiger erklärt habe, dass die Verfolgungsstrategie in der Regel mit der Polizei 
und der Staatsanwaltschaft abgesprochen werde, um ein enges Netz zu flechten und die Anklage 
dicht zu machen. Auf intensives Nachfragen der Verteidigung sei man „natürlich präpariert“. 

899 Meyer-Goßner, § 78, Rn. 2; KK-Senge, § 78, Rn. 2; LR-Krause, § 78, Rn. 2ff.; Laufs, Arztrecht, 
Rn. 644. 

900 Krauß, in: ZStW 1973, 320 (325); Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 
108; Sarstedt, in: NJW 1968, 178 (180); Barton, in: StV 1983, 73 (74); LR-Krause, § 78, Rn. 1; 
Meyer-Goßner, § 78, Rn. 2; KK-Senge, § 78, Rn. 1. 

901 Vgl. LG Kiel NStZ 2007, 169: Hier hatte die Staatsanwaltschaft es einem Sachverständigen unter 
Verletzung von § 110 StPO erlaubt, vor Ort einen PC zu überprüfen sowie weitere Untersuchungen 
bei dem Beschuldigten investigativ vorzunehmen und damit den Gang der Ermittlungen zu 
bestimmen. Das LG Kiel spricht in diesem Zusammenhang von der „Privatisierung des Ermitt-
lungsverfahrens“.

902 Meyer-Goßner, § 78, Rn. 3; Laufs, Arztrecht, Rn. 645; LR-Krause, § 78, Rn. 2; Peters, Fehlerquel-
len im Strafprozeß, Band 2, S. 165; ob dies durch den Richter oder den Staatsanwalt geschieht, ist 
zunächst ohne Bedeutung, Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 106. 

903 Vgl. Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 309; Krauß, in: ZStW 1973, 320 (332). 
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gehen, wie die „Objektivität“ des Akteninhalts. Dass diese häufig zu Lasten des 
Beschuldigten einseitig geführt werden, wurde bereits erarbeitet und führt zu 
einer Voreingenommenheit des Sachverständigen, derer er sich nicht bewusst 
sein wird.904

b. Reformansätze 

Unter der Voraussetzung, dass an der Möglichkeit der Auswahl des Sachver-
ständigen durch die Staatsanwaltschaft grundsätzlich festgehalten wird, weil die 
Leitungsbefugnis für das Ermittlungsverfahren allein bei ihr liegt, ist zu fragen, 
welche Möglichkeiten bestehen, bereits die Auswahl des Gutachters einem ob-
jektiven Maßstab zu orientieren.905

Eine Objektivierung bei der Auswahl des Sachverständigen ließe sich erreichen, 
indem Nr. 70 Abs. 1 RiStBV als verbindliche Regelung Eingang in die StPO 
fände.906 Sofern der Staatsanwalt die Beauftragung eines Sachverständigen in 
Betracht zieht, muss er den Verteidiger über die Person des Sachverständigen 
informieren und an der Auswahl beteiligen.907 Ist der Verteidiger mit der Aus-
wahl nicht einverstanden, muss er die Ablehnung begründen, um einer unbe-
rechtigten Verfahrensverzögerung vorzubeugen und die Ablehnung nachvoll-
ziehbar überprüfen zu können. Dem Staatsanwalt muss das Initiativrecht zur 
Auswahl erhalten bleiben, weil er mit dem Gutachten die Frage der Anklageer-
hebung zu beantworten sucht und daher allein in der Lage ist, die Notwendigkeit 
der Hinzuziehung festzustellen. Sollte eine Einigung zwischen Staatsanwalt-
schaft und Verteidigung nicht möglich sein, muss der Ermittlungsrichter eine 
verbindliche Entscheidung treffen.908 Nur so kann auf dem Weg des Konsens 
                                           
904 Krauß, in: ZStW 1973, 320 (332, Fn. 30); Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 308; 

Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 
in Kassel, in: StV 1997, 386 (388); vgl. oben Kap. 2, D, III, 3. 

905 Umfassend zu Reformvorschlägen unter Ausscheidung einer staatsanwaltlichen Auswahlbefugnis 
Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 100ff. 

906 So § 73 Abs. 3 StPO-neu in Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfah-
rens, in: StV 2004, 228ff. 

907 SK-Wohlers, § 161a, Rn. 40; LR-Krause, § 73, Rn. 27; Müller, in: NJW 1976, 1063 (1067); Detter,
in: NStZ 1998, 57 (58); zustimmend Jahn, in: ZStW 2003, 815 (841); nicht weitgehend genug der 
Entwurf des § 73 Abs. 3 StPO der Bundesregierung, in: Dokumentation: Diskussionsentwurf für 
eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228 (231), der lediglich eine Stellungnahme des 
Verteidigers aber keine echte Partizipation ermöglicht. 

908 BGHSt 44, 26 (32); LR-Rieß, § 161a, Rn. 26; Lürken, in: NJW 1968, 1161 (1164); Dedy, Ansätze 
einer Reform, S. 127; Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (513); einschränkend Jahn, in: ZStW 
2003, 815 (841) und Dölp, in: ZRP 2004, 235 (237), die nicht den Ermittlungsrichter sondern die 
zuständige Strafkammer entscheiden lassen wollen; vgl. auch LR-Krause, § 73, Rn. 27, der einen 
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eine „Sachverständigenschlacht“ vermieden werden. Es sollte weiterhin zur 
Klarstellung gesetzlich festgeschrieben werden, dass der Sachverständige über 
den Akteninhalt hinaus alle notwendigen Umstände erfahren muss um ein mög-
lichst umfassendes Bild von der Person des Beschuldigten und den Hergang der 
Tat zu bekommen.909 Sofern die Ermittlungsbehörden entscheidende Fakten zu-
rückhalten, darf das Gutachten in der Hauptverhandlung nicht verwertet werden. 
Die Unverwertbarkeit soll gleichzeitig Abschreckungscharakter haben und die 
Staatsanwaltschaft dahingehend sensibilisieren, dass sie alle entscheidenden 
Fakten dem Sachverständigen mitteilt. 

Die Beauftragung eines Sachverständigen unter Zustimmung der Verteidigung 
wird voraussichtlich nicht zu einer Verfahrensverzögerung, sondern eher zu ei-
ner -beschleunigung führen, weil in der Hauptverhandlung kein weiterer Gut-
achter hinzugezogen wird und dem Ergebnis der Begutachtung auch von Seiten 
der Verteidigung eine höhere Anerkennung zukommen wird.910 Daneben käme 
ein solches Vorgehen der Verteidigung auch allgemein zugute, weil die Mög-
lichkeiten nach § 244 Abs. 4 S. 2, 2. HS StPO, einen zusätzlichen Sachverstän-
digen zu laden, nicht zuletzt aus Kostengründen erheblich erschwert sind.911 Ei-
ne Widerlegung des Gutachtens ohne Hinzuziehung eines Gegengutachters wird 
in der Regel illusorisch sein, weil der Sachverständige in der Hauptverhandlung 
an seinem zuvor verfassten Ergebnis mit allen Mitteln festhalten wird.912

                                                                                                                               
Antrag der Staatsanwaltschaft zur Bestellung gemäß § 162 StPO voraussetzt; kritisch dazu SK-
Wohlers, § 161a, Rn. 40; dagegen Dippel, Die Stellung des Sachverständigen im Strafprozeß, S. 
100; Krauß, in: ZStW 1973, 320 (322); Sarstedt, in: NJW 1968, 178f., die eine strikte Anwendung 
von § 73 StPO und damit eine alleinige Auswahlbefugnis des Ermittlungsrichters fordern. Ebenso 
Dokumentation: Ergebnisse der Arbeitsgruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 
in Kassel, in: StV 1997, 386 (389), wonach § 161a StPO in Bezug auf den Sachverständigen wie-
der rückgängig gemacht werden müsse. 

909 SK-Wohlers, § 161a, Rn. 41; LR-Rieß, § 161a, Rn. 28; Laufs, Arztrecht, Rn. 645; Müller, in: NJW 
1976, 1063 (1067), der „eine wirksame Einflußnahme auf die Auswahl des Gutachters und die Fra-
gestellung gerade im Vorverfahren“ fordert. 

910 So auch Baumann, Eigene Ermittlungen des Verteidigers, S. 71; vgl. Dippel, Die Stellung des 
Sachverständigen im Strafprozeß, S. 84, Fn. 608; LR-Krause, § 73, Rn. 27. 

911 LR-Krause, § 73, Rn. 27; Detter, in: NStZ 1998, 57 (59); Dokumentation: Ergebnisse der Arbeits-
gruppen des 21. Strafverteidigertages vom 11. bis 13.4.1997 in Kassel, in: StV 1997, 386 (389); 
Schreiber, in: Anstösse 1980, 125 (129). 

912 Zwiehoff, Das Recht auf den Sachverständigen, S. 309; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 128; dass 
dieser Versuch ohnehin nur von einer verschwindend geringen Anzahl der Verteidiger in Betracht 
gezogen wird, kritisiert Barton, in: StV 1983, 73 (77). 
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5. Untersuchungshaft 

Die Untersuchungshaft wird zum Teil als „das trübste Kapitel der deutschen 
Strafrechtspflege“ bezeichnet.913 Sie ist das einschneidenste Mittel der Sanktio-
nierung gegen einen noch nicht rechtskräftig Verurteilten. Während die Zahl der 
Beschuldigten, gegen die Untersuchungshaft angeordnet wird, bis Mitte der 
achtziger Jahre bis auf 3,7 %914 zurückging, ist seit 1990 vor allem als Reaktion 
auf eine steigende Ausländerkriminalität wieder ein Anstieg der Untersuchungs-
haftrate zu verzeichnen.915

Bezüglich der hier aufgeworfenen Frage, inwieweit die Objektivität im Ermitt-
lungsverfahren hinter dem gesetzlich geforderten Anspruch zurückfällt, muss im 
Zusammenhang mit der Verhängung von Untersuchungshaft von einer Potenzie-
rung der bereits erörterten Problematik ausgegangen werden. Bereits der Be-
schuldigte, der sich auf freiem Fuß befindet, hat nur beschränkte Möglichkeiten, 
durch eigene Ermittlungen und Anregungen an dem Verlauf des Verfahrens teil-
zunehmen und seiner eigentlichen Subjektstellung gerecht zu werden.916 Eigene 
Ermittlungstätigkeit erfordert zunächst die Kenntnis von einem eingeleiteten 
Verfahren. Wie oben bereits dargelegt wurde, ist dies nicht immer der Fall.917 Im 
schlimmsten Fall wird gegen einen Beschuldigten die Untersuchungshaft ver-
hängt, der bis dato keine Möglichkeit zum Aufbau einer entsprechenden Vertei-
digungsstrategie hatte. Dieser Umstand würde weniger schwer wiegen, wenn 
ihm aus der Haft heraus keine Nachteile in Bezug auf Verteidigerkonsultation 
und eigene Ermittlungen entstünden. Es liegt aber auf der Hand, dass der Kon-
takt zwischen Verteidiger und Mandant erheblich erschwert wird und die Ge-
samtumstände in der Untersuchungshaft für den Beschuldigten einen krisenhaf-
ten Einfluss auf nahezu alle Lebensbereiche haben, sowohl was die wirtschaftli-
chen als auch die allgemeinen sozialen Bezüge zur Umwelt angeht.918 Nicht sel-
ten kommt es unter dem Druck der Inhaftierung und dem Umfeld des Gefäng-
nisalltags zu Überlegungen aller Art, wie die Haft schnellstens zu beenden ist, 

                                           
913 Dahs, in: NJW 1959, 505; Wolter, in: ZStW 1981, 452. 
914 Bezogen auf die Gesamtzahl der nach allgemeinem Strafrecht Verurteilten. 
915 Heinz, in: ZStW 1999, 461 (497); Gebauer, in: StV 1994, 622f.; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 

85.
916 Vgl. oben Kap. 3, C, III. 
917 Vgl. oben Kap. 3, C, I. 
918 Schlothauer/Weider, Untersuchungshaft, S. 1ff. 
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was in manchen Fällen zu falschen Geständnissen oder falschen Belastungen 
Dritter führen kann.919

Insgesamt ist es für den Beschuldigten und seinen Verteidiger schwieriger, einen 
Weg zu entlastenden Umständen, die gleichzeitig auch die Haft beenden kön-
nen, aufzuzeigen. Auch die Gefahr der Voreingenommenheit durch die Staats-
anwaltschaft erhöht sich durch die Anordnung der Untersuchungshaft, weil hier-
für ein dringender Tatverdacht nötig ist, während für die Anklage, auf deren Er-
hebung oder Nichterhebung hin der Staatsanwalt ermittelt, bereits ein hinrei-
chender Tatverdacht genügt. Hat der Staatsanwalt für den Antrag auf Anord-
nung der Untersuchungshaft den dringenden Tatverdacht bejaht, ist es unter 
Zugrundelegung bereits erläuterter Perseveranzeffekte kaum vorstellbar, dass er 
diesen einmal ermittelten Tatverdacht wieder abmildert, solange sich ihm keine 
entlastenden Momente aufdrängen. Die Überzeugungen, die er im Verlauf der 
Ermittlungen gewonnen hat, wird er nur schwer revidieren können.920 Er kann 
sich auch keinen objektiven Eindruck von der Gesamtperson des Beschuldigten 
und seines sozialen Umfeldes machen, weil dieser unter dem Eindruck der In-
haftierung sein Verhalten den Umständen anpassen und oftmals zu keiner Ko-
operation bereit sein wird. 

Die Anordnung der Untersuchungshaft hat somit erkennbare Auswirkungen auf 
die Objektivität der Staatsanwaltschaft. Die Notwendigkeit dieses Zwangsmit-
tels an sich ist für eine funktionierende Strafverfolgung nicht in Abrede zu stel-
len, jedoch bedarf es im Zuge einer Reform Maßnahmen, die den Austausch 
zwischen Verteidiger und Mandant während der Inhaftierung erleichtern und der 
Anordnung der Haft deutliche Grenzen ziehen.921 Nur so wird es möglich sein, 
dass der Beschuldigte durch aktive Teilhabe am Verfahren eine eigene Verteidi-
gungsstrategie als Gegengewicht zu möglichen einseitigen Ermittlungen der 
Strafverfolgungsbehörden statuieren kann. 

IV. Zum Missbrauch potentieller Verteidigerrechte 

Der Ausweitung und Verstärkung der Teilhaberechte von Verteidiger und Be-
schuldigtem im Ermittlungsverfahren mag man entgegenhalten, dass sie durch 
Missbrauch zu einer Prozessverschleppung und Verhinderung der Wahrheitser-

                                           
919 Seebode, Untersuchungshaft, S. 66, 70. 
920 Tolksdorf, Mitwirkungsverbot, S. 90; Frisch, in: Festschrift für Bruns, S. 385 (402). 
921 Vgl. zu den Reformen zur Untersuchungshaft umfassend Dedy, Ansätze einer Reform, S. 80ff. 
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forschung führen können. Die Anzahl der Geständnisse könnte gemindert wer-
den, weil der Beschuldigte aufgrund der Anwesenheit des Verteidigers, in dem 
Glauben keine Konsequenzen befürchten zu müssen, eine Blockadehaltung ein-
nimmt. Die erlaubte Verstrickung in Widersprüche durch die Vernehmungsper-
son zur Wahrheitserforschung könnte unmöglich gemacht werden, weil der ge-
schulte Verteidiger solche Fragestellungen sofort im Keim erstickt, so dass sub-
jektive Momente wie Schuldgefühle, Unsicherheit und fehlende Konzentration 
nicht zur Wahrheitsfindung beitragen könnten.922 Effizienzüberlegungen werden 
gegen die Ausweitung der Anwesenheitsrechte des Verteidigers geltend ge-
macht, weil eventuelle Terminkollisionen vorgeschoben und dadurch die Funk-
tionstüchtigkeit der Strafrechtspflege gehemmt würde.923

Diesen Vorwürfen mag zugestanden werden, dass die erweiterte Teilhabe an den 
Ermittlungen im Einzelfall auch dazu führen kann, dass die eine oder andere In-
formation zur Kenntnis des Verteidigers oder Beschuldigten gelangt und da-
durch eine schnelle und rechtsstaatlich gebotene objektive Wahrheitserfor-
schung erschwert, vielleicht sogar unmöglich gemacht wird.924 Ebenso ist es 
denkbar, dass die Anwesenheit eines versierten Strafverteidigers den Verneh-
mungsbeamten eher einschüchtert und dieser die Vernehmung nicht mehr in der 
Form durchführt, wie er es sich unter Zugrundelegung seiner Zielvorstellungen 
wünschen würde. Die Anhänger dieser Argumente müssen sich aber die Frage 
gefallen lassen, ob nicht gerade diese Art der ergänzenden Selbst- und Fremd-
kontrolle von Hoheitsträgern ein Zeichen für ein liberales, rechtsstaatlich funkti-
onierendes Strafrechtsverfahren ist. Ferner haben wissenschaftliche Untersu-
chungen keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass missbräuchlich gestellte Be-
weisanträge der Verteidigung die Verfahren unnötig in die Länge ziehen.925 Eine 
gesteigerte Teilnahme des Beschuldigten als Subjekt des Verfahrens erfordert 
einen erhöhten Zeitaufwand im Ermittlungsverfahren, der aber durch eine effi-
zientere Hauptverhandlung ausgeglichen werden kann.926

                                           
922 Vgl. Dedy, Ansätze einer Reform, S. 118. 
923 Bittmann, in: DRiZ 2001, 112 (120); derselbe, in: ZRP 2001, 441 (443); Ernesti, JR 1982, 221 

(222).
924 Jahn, in: ZStW 2003, 815 (835); die Notwendigkeit des Ermittlungsvorsprungs der Strafverfol-

gungsbehörden und der damit zusammenhängenden Einschränkung der Verteidigerrechte betont 
Ernesti, in: JR 1982, 221 (222). 

925 Vgl. dazu die im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz erstellte Studie von Dölling/Feltes,
Die Dauer von Strafverfahren vor den Landgerichten, 2000. 

926 Ebenso Jahn, in: ZStW 2003, 815 (834) der zu Recht betont, dass die Strafprozessordnung keine 
bequeme und ungestörte Verhandlung kenne. 
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Darüber hinaus ist es falsch, von einigen wenigen Vertretern, die es mit dem E-
thos ihres Berufsstandes nicht so genau nehmen und auf diesem Wege zugestan-
dene Befugnisse missbrauchen, auf die Mehrzahl der Strafverteidiger zu schlie-
ßen.927 Der Strafverteidiger ist und bleibt ein Organ der Rechtspflege, das eben-
so den Belangen der Strafrechtspflege verpflichtet ist wie ein Staatsanwalt und 
nicht die Aufgabe hat, um jeden Preis die Interessen des Beschuldigten einseitig 
zu vertreten.928 Zwar kommt der Beistandsfunktion des Verteidigers unzweifel-
haft ein höheres Gewicht zu als seiner organschaftlichen Rechtspflegefunktion, 
dieses Übergewicht ergibt sich aber bereits aus seiner unterlegenen Stellung ge-
genüber den Ermittlungsbehörden im technischen und personellen Bereich. Wer 
über diesen Umstand hinwegsehen will, muss konsequenterweise dafür sorgen, 
dass die Verteidigung auch in diesem Bereich auf eine Stufe mit den Ermitt-
lungsbehörden gestellt wird. Nur dann wäre der Verteidiger in der Lage, entlas-
tende Umstände mit den gleichen zur Verfügung stehenden Mitteln einzubrin-
gen wie die Staatsanwaltschaft. Im Übrigen ist die Grenze der Loyalitätspflicht 
des Verteidigers gegenüber dem Beschuldigten erst dann überschritten, wenn er 
zum „Widersacher des Rechts“ und „Hindernis der Verbrechensbekämpfung“ 
wird und entsprechend einseitig handelt.929 Letztlich vermag der Verteidiger 
durch eine frühzeitige Beteiligung im Ermittlungsverfahren anhand der belas-
tenden Hypothesen auf seinen Mandanten ebenso gut dahingehend einwirken, 
dass es zu einem Geständnis oder einem Täter-Opfer-Ausgleich kommen kann, 
was im Laufe einer Hauptverhandlung immer schwieriger werden dürfte.930

D. Reduktion der Parteilichkeit durch funktionelle Parteistellung? 

Die bestehenden Ansätze zur Reform des Ermittlungsverfahrens werden teilwei-
se heftig kritisiert, weil sie zu sehr von den einseitigen Interessen der Anwalt-

                                           
927 Vgl. zum Misstrauen der Ermittlungsbehörden gegenüber eigenen Ermittlungen des Verteidigers 

Jungfer, in: StV 1981, 100; Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1116); Richter II, in: NJW 1981, 1820 
(1823); derselbe, in: Festgabe für Peters, S. 235 (245); Freyschmidt/Ignor, in: NStZ 2004, 465 
(466).

928 Beulke, in: Strafprozeß und Reform, S. 30 (42); Dahs, in: NJW 1985, 1113 (1116); Bemmann, Ar-
beitskreis Strafprozeßreform, S. 39; Dedy, Ansätze einer Reform, S. 118; in jüngster Zeit Jaeger,
in: NJW 2004, 1 (3). 

929 Rückel, in: Festgabe für Peters, S. 265 (266); vgl. auch Jaeger, in: NJW 2004, 3ff.; Spendel, in: 
Festschrift für Kohlmann, S. 683 (689). 

930 Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (509); ähnlich Freyschmidt/Ignor, in: NStZ 2004, 465 
(466).
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schaft dominiert seien.931 Der Kritik liegt zum Teil die Verkennung der Stellung 
des Verteidigers als Organ der Rechtspflege zugrunde. Es herrscht die Ansicht 
vor, der Verteidiger sei einseitiger Vertreter der Interessen seines Mandanten. 
Insbesondere der befürchtete organisatorische Aufwand, bei nahezu jeder Er-
mittlungsmaßnahme, die unmittelbar den Beschuldigten betrifft, auch dessen 
Verteidiger konsultieren zu müssen, stößt auf erhebliche Bedenken.932

Die oben skizzierten Vorschläge zu einer Reform des Ermittlungsverfahrens 
wurden nicht unter dem Aspekt der Beschleunigung des Verfahrens angesichts 
knapper öffentlicher Mittel untersucht. Eine Reformierung des Strafverfahrens 
allein zur Effektivierung der Strafverfolgung birgt die Gefahr der Vernachlässi-
gung der rechtsstaatlich gebotenen Wahrung der Rechte des Beschuldigten als 
Subjekt des Verfahrens und darf kein Orientierungspunkt für die Ausgestaltung 
des Strafverfahrens darstellen.933 Die Vorschläge zur Reform des Ermittlungs-
verfahrens wurden primär auf ihr Potential zur Verstärkung einer objektiven Be-
trachtungsweise des Verfahrensgegenstands durch die Staatsanwaltschaft hin 
untersucht. Unter diesem Gesichtspunkt liegt in einer verstärkten Beteiligung 
des Beschuldigten und seines Verteidigers an den Ermittlungen die Möglichkeit, 
die Sichtweise der Ermittler frühzeitig breit zu fächern und entlastende Umstän-
de berücksichtigen zu können. In diesem Punkt könnten die Reformvorschläge 
eine Verbesserung der objektiven Prozessführung ermöglichen und zugleich zu 
einer effektiven Strafverfolgung, die von den Gegnern der Reformansätze als 
gefährdet angesehen wird, beitragen. Deshalb verfolgt die aktuelle Reformdis-
kussion auch das Ziel, einen eventuellen Mehraufwand infolge der gesteigerten 
Beteiligungsrechte des Beschuldigten durch eine bessere Verwertbarkeit der im 
Ermittlungsverfahren gewonnenen Erkenntnisse für das Hauptverfahren zu 
kompensieren.934 Auf europäischer Ebene wird ebenfalls über eine schrittweise 
Verbesserung und Ausweitung der Rechte des Beschuldigten und seines Vertei-
digers diskutiert, um ein effektiveres Strafverfahren zu ermöglichen.935

                                           
931 Haller, in: DRiZ 2004, 184 (188); vgl. auch Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17 (18); 

dagegen Freyschmidt/Ignor, in: NStZ 2004, 465 (466); Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504ff. 
932 Landau, in: ZRP 2004, 146 (148). 
933 Radtke, in: GA 2004, 1 (11) m.w.N. 
934 Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 228ff.; 

zweifelnd Landau, in: ZRP 2004, 146 (148). 
935 Vgl. das „Eurodefensor-System“ und Art. III-174a Alternativ-Entwurf Europäische Strafverfol-

gung; Jung, in: GA 2002, 65 (66). 
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I. Reformierung der Stellung der Staatsanwaltschaft 

Die Reformierung des Strafverfahrens in Deutschland muss sich mit der Frage 
befassen, welcher grundsätzliche Verfahrenstyp der Strafverfolgung in Zukunft 
zu Grunde liegen soll, denn die Verlagerung des Schwerpunkts des Strafverfah-
rens auf das Ermittlungsverfahren zieht ein Überdenken seiner Strukturen und 
der funktionellen Stellung der Beteiligten nach sich.936

Das deutsche Strafverfahren entspricht in seiner Grundkonzeption nicht dem 
typischen „Parteiverfahren“ einschließlich des Beibringungsgrundsatzes. Die 
deutsche Staatsanwaltschaft ist keine Partei im materiellen Sinne. Um die Ver-
fahren zu verkürzen und die knappen Ressourcen entsprechend einzusetzen, 
wird das Offizialprinzip jedoch durch das Opportunitätsprinzip in Form der §§ 
153ff. StPO und durch Absprachen zwischen der Staatsanwaltschaft und der 
Verteidigung in Deutschland immer stärker aufgeweicht.937 Dadurch entstehen 
Einfallstore für parteiprozessuale Elemente.  

Ferner nimmt eine zunehmende Europäisierung der Prozessordnungen Einfluss 
auf das deutsche Strafverfahren, so dass eine Neuausrichtung der Rolle der 
Staatsanwaltschaft nicht ohne Rücksicht auf andere europäische Rechtsordnun-
gen, in denen auch konsensuale Elemente eines Parteiprozesses determiniert 
sind, geschehen kann.938 In Zukunft wird ein Konsens zwischen den unter-
schiedlichen Systemen des Strafverfahrensrechts der europäischen Mitglieds-
staaten gefunden werden müssen, so dass sich die Frage stellt, ob die objektive 
Position der Staatsanwaltschaft effektiv gestärkt werden soll oder mit der offe-
nen Anerkennung ihres Parteistatus mit der Folge eines kontradiktorischen 
Strafverfahrens den aufgezeigten Tendenzen in der Entwicklung der öffentlichen 
Ressourcen und der Kriminalität effektiver begegnet werden kann.939

                                           
936 Taschke, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 173 (185); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 

147 (166); Weigend, in: ZStW 1992, 486 (488ff.); Meier, in: GA 2004, 441; Kelker, in: ZStW 
2006, 389 (390). 

937 Zur Rechtmäßigkeit von Absprachen im Strafverfahren BGH, Beschluss v. 03.03.2005 - GSSt 1/04 
= BGHSt 50, 40; „Referentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung der Verständigung im Strafver-
fahren“ vom 18.05.2006, abrufbar unter www.bmj.de; Meyer-Goßner, in: ZRP 2004, 187ff.; dage-
gen Schulte-Kellinghaus, in: DRiZ 2007, 141ff. 

938 Jung, in: GA 2002, 65 (71); Kelker, in: ZStW 2006, 389 (390). 
939 Gegen einen Parteistatus und für eine Stärkung der objektiven Position der Staatsanwaltschaft Kel-

ker, in: ZStW 2006, 389 (424). 
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II. Synthese zwischen Offizial- und Parteiprozess 

Parteiverfahren und Inquisitionsverfahren sind nicht zwingend mit kooperativem 
bzw. kontradiktorischem Verfahren gleichzusetzen. Die beiden Prozesstypen 
werden heute weder im Zivil- noch im Strafverfahren idealtypisch verwirk-
licht.940 Die StPO selbst kennt adversatorische Elemente des anglo-
amerikanischen Strafverfahrens in § 239 StPO, dem in praxi bedeutungslosen 
„Kreuzverhör“ des Zeugen durch den Staatsanwalt und den Verteidiger ohne 
bestimmende Funktion des Gerichts, sowie in § 245 Abs. 2 StPO, wonach die 
Beweisaufnahme in der Hauptverhandlung auch auf vom Angeklagten oder der 
Staatsanwaltschaft herbeigeschaffte präsente Beweismittel erstreckt werden 
kann. Die formalen Parteien des Strafverfahrens können dadurch ohne Tätig-
werden des Gerichts bestimmte Beweismittel in die Hauptverhandlung einführen 
und das Verfahren gestalten.

Ein typischer Parteiprozess kann kontradiktorische Züge annehmen, ebenso wie 
ein Inquisitionsprozess durch die Möglichkeit der Absprache zwischen den Be-
teiligten auch kooperative Aspekte aufweisen kann. Die Frage ist, in welchen 
Bereichen des Strafverfahrens die jeweiligen Verfahrenstypen ihre grundlegende 
Bestimmung finden sollen. So wird vertreten, dass im Rahmen des Nachweises 
von Schuld und Nichtschuld zwar an einem inquisitorischen Verfahren fest-
gehalten werden müsse, in dem Bereich aber, in dem die Schuldfrage feststehe, 
die Reaktion auf die Tat in Form des „Ob“ und „Wie“ der Strafe auch im Wege 
des Parteiverfahrens geklärt werden könne.941

In Italien wurde 1989 das Offizialverfahren durch ein Parteiverfahren ersetzt.942

Trotz der Stellung der Staatsanwaltschaft in Italien als Partei bleibt sie gem. Art. 
358 der ital. StPO verpflichtet, auch die zur Entlastung des Beschuldigten die-
nenden Umstände zu ermitteln. Man spricht dort von einer „unparteiischen Par-
tei“, die dennoch als Gegenpartei des Beschuldigten angesehen wird.943

                                           
940 Weigend, in: ZStW 1992, 486 (489); Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 147 (167). 
941 Nelles, in: 16. Strafverteidigertag 1992, S. 147 (167). 
942 Jung, in: GA 2002, 65 (65) spricht von einer „ideologischen Schockwelle“, welche durch die italie-

nische Reform ausgelöst worden sei. 
943 Stile, in: ZStW 1992, 429 (433); Weigend, in: ZStW 1992, 486 (490); Taschke, in: NJ 1993, 198 

201); auch in Spanien ist die Staatsanwaltschaft formell Prozesspartei, Gómez Colomer, in: ZStW 
2000, 135 (137f.). 



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

206

Im populären Sprachgebrauch wird auch in Deutschland nicht von der „mate-
riell-staatsrechtlichen Justizgewährungspflicht“ gesprochen. Man spricht von 
den „Parteien des Strafprozesses“, ebenso wie der Ankläger im Verlauf des Ver-
fahrens häufig „zum Gegenspieler des Angeklagten“ avanciert.944 Es wurde be-
reits erwähnt, dass eine Parteistellung nicht gleichbedeutend mit „parteiisch“ zu 
sein braucht.945 Spendel vergleicht den Strafprozess mit einem „(Wett)Streit“, 
bei dem allerorten „Waffengleichheit“ gefordert werde, was jedoch nicht 
zugleich bedeute, dass die Gegner auch unbedingt gleichstark zu sein brauchten; 
dies sei auch in anderen, sportlichen Wettstreiten nicht der Fall.946 Demnach ist 
ein gewisses Ungleichgewicht bei einem „Streit“ stets gegeben. Selbstverständ-
lich muss es wegen der tiefgreifenden Konsequenzen strafrechtlicher Sanktionen 
im Strafverfahren so gering wie möglich gehalten werden. 

Der verfahrensrechtliche Parteibegriff steht somit nicht zwingend im Wider-
spruch zum Wesen der Objektivität.947 Auch eine Partei des Strafverfahrens im 
materiellen Sinne kann zur Objektivität verpflichtet sein und dieser Verpflich-
tung entsprechen. Das Gegenteil wäre nur dann zu bejahen, wenn diese Partei 
ein Interesse daran hätte, aufgrund einer einseitigen Blickrichtung einen Un-
schuldigen zu bestrafen. Eine solche Annahme geht im Hinblick auf die Stellung 
und Aufgabe der Staatsanwaltschaft als Organ der Rechtspflege fehl. Die Unter-
suchung hat gezeigt, dass der Blickwinkel der Staatsanwaltschaft durch zahlrei-
che Faktoren beeinflusst wird und sie dadurch ihrer Objektivitätspflicht in zu-
nehmendem Maße nicht mehr nachkommt. Eine Einseitigkeit liegt jedoch nicht 
in ihrem Interesse als Organ der Rechtspflege, das der Findung der materiellen 
Wahrheit verpflichtet ist. Die Beeinträchtigung der Objektivität der Staatsan-
waltschaft ist ein Faktum, auf das auch die Staatsanwaltschaft gern verzichten 
würde.

                                           
944 Beulke, Der Verteidiger im Strafverfahren, S. 35; Spendel, in: Festschrift für Kohlmann, S. 683 

(684).
945 Vgl. Kap. 2, A, II; dagegen Graf zu Dohna, Das Strafprozeßrecht, S. 5, wonach eine „unparteiliche 

Partei“ ein großer Widerspruch sei. 
946 Spendel, in: Festschrift für Kohlmann, S. 683 (685); Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (174f.) 

spricht von „Chancengleichheit“; ebenso Weigend, in: ZStW 1992, 486 (491). 
947 Ähnlich LR-Rieß, § 160, Rn. 47; dagegen wohl Kelker, in: ZStW 2006, 389 (422). 
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III. Wahrheitsfindung durch „Ent-Scheidung“948

Der Idee einer Betonung der Parteirolle der Staatsanwaltschaft liegen zwei Ziel-
vorstellungen zugrunde. Sofern der Staatsanwalt sich normativ abgesichert mit 
ganzer Aufmerksamkeit den belastenden Umständen widmen kann, wird er aller 
Wahrscheinlichkeit nach ein einseitiges Bild des Tatgeschehens zeichnen. Die-
ses Bild wird von der Wirklichkeit naturgemäß abweichen, in manchen Fällen 
mehr und in anderen weniger.949 Der Verteidiger ist sein Gegenspieler, der sich 
auf die entlastenden Umstände konzentrieren wird. Auch er wird von der Wahr-
heit abweichen. Sofern sich diesem Zerrbild zweier Extrempositionen alle Betei-
ligten des Verfahrens bewusst sind, trifft der Richter die „Ent-Scheidung“, das 
heißt, er trennt die Aussagen und Ansichten der Parteien voneinander, um zu 
einer objektiv zutreffenden Einschätzung der Tatvorwürfe zu kommen950, die in 
der Mitte der beiden vorgetragenen Extreme liegen wird.

In dieser Art des Parteiprozesses kristallisiert sich der „Grundgedanke der 
Wahrheitsermittlung durch Auseinandersetzung“ wie in einem sportlichen 
Wettkampf heraus.951 In Grundzügen spiegelt diese Situation die heutige Ver-
fahrenswirklichkeit wider, allerdings mit der Einschränkung, dass sich der Rich-
ter seiner Aufgabe in dieser Hinsicht nicht bewusst ist. Er darf sich normativ 
abgesichert durch § 160 Abs. 2 StPO darauf verlassen, dass die Staatsanwalt-
schaft die Wahrheit objektiv ermittelt hat. Es entspräche der dem Richter bereits 
heute obliegenden Aufgabe, das Urteil nicht allein aufgrund der von Staatsan-
waltschaft und Verteidigung vorgebrachten Beweise zu bilden, sondern gemäß § 
244 Abs. 2 StPO in der Hauptverhandlung selbst die nötigen Maßnahmen zur 
Erforschung der objektiven Wahrheit zu treffen. Deshalb trägt allein das Gericht 
die Verantwortung für das „richtige“ Urteil.  

Wer die Staatsanwaltschaft als passive, die Ermittlungen der Polizei überlassen-
de Karrieristenschmiede ansieht, wird ein kontradiktorisches Verfahren bevor-
zugen, in dem die Verteidigung möglichst weitgehende Rechte zu eigenen Er-
mittlungen und zur Teilnahme am Ermittlungsverfahren hat, während die Ver-
                                           
948 Die bewusst entfremdete Schreibweise stammt von Spendel, in: Festschrift für Kohlmann, S. 683 

(688).
949 Vogel, in: JZ 2004, 827 (829). 
950 Vgl. Kluge, Etymologisches Wörterbuch. 
951 Herrmann, Die Reform der deutschen Hauptverhandlung, S. 167; vgl. auch Graßberger, Psycholo-

gie des Strafverfahrens, S. 282; Vogel, in: JZ 2004, 827 (829); Kelker, in: ZStW 2006, 389 (413ff.) 
unter Zugrundelegung der Gerechtigkeitstheorie von Rawls.
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fechter einer Staatsanwaltschaft als „objektivste Behörde der Welt“, die den 
Verteidiger als „Gebührenschneider“ und „Mafiaverteidiger“ betrachten, einem 
inquisitorischen Verfahren eine Lanze brechen.952 Diese übertriebene Betrach-
tung zeigt, dass die Wirklichkeit zwischen diesen beiden Extremen liegt und es 
ein allen Belangen entsprechendes Ermittlungsverfahren, das in zunehmendem 
Masse rechtspolitischen Zwängen folgt, nicht geben wird. 

IV. Aspekte einer funktionellen Parteistellung der Staatsanwaltschaft 

Der Vorteil einer funktionellen, d.h. einer durch die Tätigkeit der Staatsanwalt-
schaft bedingten Parteistellung der Staatsanwaltschaft läge darin, dass der 
Staatsanwaltschaft die unter den gegebenen Bedingungen faktisch nicht zu ver-
wirklichende Pflicht der gleichintensiven Ermittlungen in belastender und ent-
lastender Richtung genommen würde.953 Sie wäre weiterhin der Objektivität 
verpflichtet, was sich schon daraus ergibt, dass nur eine objektive Bestrafung 
des Täters aufgrund einer objektiven Tatsachenermittlung in ihrem Interesse 
liegt.954 Diese Verpflichtung zur Objektivität könnte die Staatsanwaltschaft auch 
erfüllen, wenn sie nur die belastenden Umstände ermittelt, sich gegenüber den 
entlastenden Umständen, die der Beschuldigte und sein Verteidiger in das Er-
mittlungsverfahren einführen, jedoch nicht verschlossen zeigt. 

Die Staatsanwaltschaft könnte entsprechend dem Ankläger im anglo-
amerikanischen Recht die belastenden Indizien ermitteln, dürfte entlastende 
Momente jedoch nicht ignorieren, sofern sie von dem Beschuldigten oder Ver-
teidiger vorgetragen werden.955 Für diesen Vortrag müssten der Seite des Be-
schuldigten Möglichkeiten eröffnet werden, eigene Ermittlungen verstärkt in das 
Ermittlungsverfahren einzubringen, um der Waffengleichheit der Parteien wei-
testgehend zu entsprechen. Diese Möglichkeiten müssten noch über die gefor-
derten Teilhaberechte der bisherigen Reformansätze hinausgehen, was nicht 
zugleich bedeutet, dass der Verteidigung hoheitliche Befugnisse zugesprochen 
werden müssen. Es setzt auch nicht professionelle öffentliche Verteidigerbüros 

                                           
952 Vogel, in: JZ 2004, 827 (830). 
953 Kelker, in: ZStW 2006, 389 (411); zum Begriff „funktionelle Parteistellung“ vgl. Duden, Das 

Fremdwörterbuch, wonach „funktionell“ bedeutet: Auf die Leistung bezogen bzw. durch Leistung 
bedingt.

954 Kelker, in: ZStW 2006, 389 (413); dagegen Heghmanns, in: GA 2003, 433 (448), der die Parteilö-
sung entweder als Irrweg oder Schimäre ansieht, die mit dem Objektivitätsprinzip per se nicht ver-
einbar sei. 

955 Toepel, Grundstrukturen des Sachverständigenbeweises, S. 301. 
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wie im amerikanischen Verfahren voraus, deren Mitglieder zu Beginn eines Er-
mittlungsverfahrens dem Beschuldigten zur Seite stehen.956 Die Möglichkeiten 
zur Beantragung von Beweismitteln seitens des Beschuldigten müssten weiter 
ausgebaut werden, die Ablehnungsgründe für eine Beweiserhebung seitens der 
Staatsanwaltschaft müssten abschließend und gerichtlich überprüfbar sein.  Das 
Akteneinsichtsrecht bedürfte eindeutiger, beschränkter Verweigerungsgründe.957

Es bedarf dazu nicht der Einbeziehung des Ermittlungsrichters in der Form, dass 
der Beschuldigte seine Beweisanträge direkt an ihn und nicht an die Staatsan-
waltschaft stellt.958 Die Staatsanwaltschaft besitzt die größere Kenntnis der 
Sachlage und kann damit zugleich den möglichen Erfolg einer Beweiserhebung 
besser einschätzen als der in der Regel nicht informierte Ermittlungsrichter. Nur 
in Streitfällen muss der Ermittlungsrichter die Entscheidungsbefugnis haben. 
Darüber hinaus wird zunehmend betont, dass die Verteidiger technisch ohnehin 
oftmals besser ausgestattet und erheblich motivierter seien als der durchschnitt-
lich bezahlte und entsprechend motivierte Staatsanwalt.959 Daraus kann zutref-
fend gefolgert werden: 

„Wenn die Verteidigung mehr Rechte erhält..., dann muss sie auch mehr 
Verantwortung ... übernehmen“.960

Einen solchen Weg geht die niederländische StPO. Seit dem 01.02.2000 hat der 
Beschuldigte dort gemäß Art. 36a – 36c nl. StPO unter bestimmten Vorausset-
zungen die Möglichkeit, selbst die Eröffnung einer gerichtlichen Voruntersu-
chung zu beantragen. Der Antrag muss schriftlich gestellt werden. Die Tat sowie 
die beabsichtigten Untersuchungshandlungen müssen genau bezeichnet werden. 
Der Untersuchungsrichter nimmt die Ermittlungen auf oder gibt sie an die 
Staatsanwaltschaft weiter, wenn er den Antrag für ausreichend begründet erach-
tet. Kann der Beschuldigte die Untersuchung nicht ausreichend begründen, weist 
der Untersuchungsrichter den Antrag zurück. Dadurch kann die Missbrauchsge-
fahr für diese Regelung eingeschränkt werden.961 Die niederländische Neurege-
lung erging unter dem Aspekt, dass die beantragte Untersuchung nicht zu einer 
                                           
956 So Weigend, in: ZStW 1992, 486 (511). 
957 Diesen Weg gehen die Strafverfahrensordnungen in Schweden, Lundqvist, in: ZStW 2000, 157 

(165) und in den Niederlanden, Tak, in: ZStW 2000, 170 (195). 
958 So Weigend, in: ZStW 1992, 486 (506, Rn. 77). 
959 Vogel, in: JZ 2004, 827 (830). 
960 Bittmann, in: ZRP 2001, 441 (443); an der Möglichkeit der Herstellung einer Waffengleichheit 

zwischen Beschuldigtem und Staatsanwaltschaft zweifelnd Kelker, in: ZStW 2006, 389 (418). 
961 Tak, in: ZStW 2000, 170 (196f.). 
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verfahrensbeendenden Entscheidung führen soll, sondern es dem Beschuldigten 
ermöglichen soll, sich gegen die Vorwürfe zu wehren und zu einer effizienten 
Verfahrensführung beizutragen.962

Im Rahmen einer Neuausrichtung des Strafverfahrens muss in der Tat überdacht 
werden, ob es nicht sinnvoller ist, die knappen Ressourcen der Staatsanwalt-
schaft zu bündeln, indem man ihr die Möglichkeit gibt, sich auf die Ermittlun-
gen der belastenden Umstände zu konzentrieren. Als Gegengewicht muss die 
Verteidigung Mittel und Wege normativ zugewiesen bekommen, ihre entlasten-
de Sichtweise auch dem Blickfeld der Staatsanwaltschaft zugänglich zu machen. 
Auch im anglo-amerikanischen Verfahren hat der Staatsanwalt trotz seiner aus-
geprägten Parteistellung die Pflicht, der Verteidigung bei der Beschaffung von 
entlastenden Beweisen behilflich zu sein und tut dies regelmäßig unaufgefor-
dert.963 Im anglo-amerikanischen Recht haben sowohl der Beschuldigte als auch 
die Staatsanwaltschaft die Verfahrensherrschaft in Händen. Der Richter ent-
scheidet als eine Art neutraler Schiedsrichter auf der Grundlage des von beiden 
Parteien gesammelten Be- und Entlastungsmaterials.964 Die StPO selbst sieht in 
§ 239 Abs. 1 und § 245 StPO Instrumente der Beibringung von Tatsachen allein 
durch die Parteien in Anlehnung an das anglo-amerikanische Recht vor.  

Teilweise wird zwischen der Staatsanwaltschaft und der Verteidigung bereits 
heute eine Art Arbeitsteilung praktiziert. Sie ist aber das Ergebnis der Vernunft 
von Staatsanwaltschaft und Verteidigung als gesetzlich vorgeschriebener Regel-
fall.965 Diese konsensualen Elemente, die auch die Folge einer rational notwen-
digen, schnellen Verfahrenserledigung darstellen, gehen immer stärker einher 
mit der Vorstellung eines humanen Prozessmodells der Zukunft, in dem Koope-
ration statt Konfrontation und Konsens statt aussichtsloser Suche nach der 
Wahrheit im Vordergrund stehen. Dieses Prozessmodell wird unter anderem 
damit gerechtfertigt, die verstärkte Einbeziehung des Opfers und die damit mög-

                                           
962 Tak, in: ZStW 2000, 170 (195). 
963 Herrmann, Die Reform der deutschen Hauptverhandlung, S. 177, 184; ähnlich Toepel, Grundstruk-

turen des Sachverständigenbeweises, S. 301. 
964 Kelker, in: ZStW 2006, 389 (392). 
965 Im anglo-amerikanischen Prozess obliegt dem Ankläger eine Offenbarungspflicht, nach der er der 

Verteidigung die Existenz der Beweise gegen den Beschuldigten anzuzeigen hat und deutlich ma-
chen muss, auf welche Beweise er sich in der Hauptverhandlung beziehen wird. Dieses Entgegen-
kommen ist weder gesetzlich noch durch Gerichtsentscheidungen festgelegt, sondern hat sich durch 
die an den Grundsätzen der Fairness und der Objektivität ausgerichtete jahrelange Übung in der 
Praxis gebildet, Herrmann, Die Reform der deutschen Hauptverhandlung, S. 181. 



3. Kapitel: Förderung der Objektivität im Ermittlungsverfahren 

211

liche Reue des Täters fördere durch Konsensfindung die Wiederherstellung des 
Rechtsfriedens stärker als eine auf Konfrontation und Uneinsicht des Täters zie-
lende Verfahrensweise.966 Die Staatsanwaltschaft würde im Rahmen  einer funk-
tionalen Parteirolle nicht mehr als „objektivste Behörde der Welt“ gelten. Dies 
entspräche der faktisch vorliegenden Situation. Sie würde aber auch nicht mehr 
als Jagdhund des Staates gelten, sofern der Beschuldigte weiß, dass die von sei-
nem Verteidiger vorgeschlagenen Ermittlungen und Darlegungen des Sachver-
halts nicht auf stumme Ignoranz bei der Staatsanwaltschaft stoßen. Entsprechend 
müsste sich auch das Bild des Verteidigers an eine neue Schwerpunktverlage-
rung im Strafprozess angleichen. Der Verteidiger wäre dann nicht mehr allein 
der Parteivertreter des Angeklagten in der Hauptverhandlung, sondern müsste 
frühzeitig und bisweilen unspektakulär die Interessen seines Mandanten schon 
im Ermittlungsverfahren durch aktive Gestaltung des Beweissammlungs- und 
Auswertungsprozesses vertreten.967

                                           
966 Diese konsensualen Elemente heben in neuerer Zeit u.a. die Strafverfahrensordnungen der Länder 

Polen, Portugal, Spanien und Italien hervor, vgl. dazu Weigend, in: ZStW 1992, 486 (493ff.); Jung,
in: GA 2002, 65 (71); für Deutschland vgl. Begründung zu § 160a „Referentenentwurf eines Geset-
zes zur Regelung der Verständigung im Strafverfahren“, S. 19f., wonach die „Aufnahme kommu-
nikativer Elemente (...) dem Verfahren förderlich“ sein können, abrufbar unter www.bmj.de. 

967 Schlothauer/Weider, in: StV 2004, 504 (517). 
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Zusammenfassung und Ergebnis

Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass der Wille des Gesetzgebers, eine objek-
tive Strafverfolgungsbehörde zu schaffen, die in allen Abschnitten des Verfah-
rens die Rechte des Beschuldigten zu wahren und auch zu verteidigen sucht, 
immer stärker hinter rechtspolitischen und faktischen Gegebenheiten zurücktre-
ten muss. 

Die Schuld für diese Entwicklung ist dabei nur zum Teil bei den Staatsanwalt-
schaften selbst zu suchen. Sie sind gezwungen, aufgrund ihrer personellen und 
technisch unzureichenden Ausstattung den Großteil der Verbrechensaufklärung 
der Polizei zu überlassen, die jedoch andere, einer objektiven Wahrheitsfindung 
teilweise entgegenstehende Prämissen mit ihrer Tätigkeit verfolgt. Die Ergeb-
nisse der polizeilichen Untersuchung sind oftmals alleinige Grundlage für die 
Entscheidung des Staatsanwalts über die Erhebung der Anklage. Von einer Lei-
tung des Verfahrens kann in diesen Fällen nicht gesprochen werden. Manch ei-
ner hält diese Entwicklung für den Bereich der leichten und mittleren Kriminali-
tät für unumgänglich und sogar wünschenswert. Für die Wirtschaftskriminalität 
und die Kapitalverbrechen kann der Staatsanwaltschaft die ihr zugewiesene 
Kompetenz und Leitungsbefugnis bestätigt werden. Allerdings wird das Anse-
hen und die Qualität der Strafverfolgungsbehörde nicht durch die Bekämpfung 
der Organisierten Kriminalität, die vielen Bürgern ohnehin fremd ist, sondern 
durch die Behandlung der bekannten Massendelikte bestimmt. Es ist für den 
einzelnen Beschuldigten in einem Verfahren wegen gefährlicher Körperverlet-
zung wenig tröstlich, zu wissen, dass die Staatsanwaltschaft in Wirtschaftsstraf-
sachen die Sachleitungsbefugnis besitzt, in seinem Verfahren jedoch die Polizei 
bestimmt, was gegen ihn in welcher Art und Weise ermittelt wird.  

Gleichzeitig untersteht der einzelne Beamte der Staatsanwaltschaft den Weisun-
gen seines Vorgesetzten und des Justizministers. Sowohl Einzelweisungen als 
auch allgemeine Weisungen tragen Anteil daran, dass der bearbeitende Staats-
anwalt nicht immer seine eigene Rechtsauffassung zugrunde legt, sondern sich 
der in der Weisung geäußerten Auffassung anschließt. Eine wirksame Kontrolle 
von Weisungen ist nicht gegeben, wohl aber die Befürchtung des Staatsanwalts, 
einen erheblichen Karrierenachteil zu riskieren, wenn er sich nicht weisungskon-
form verhält. Es darf in diesem Zusammenhang nicht verwundern, dass einzelne 
Beamte der Staatsanwaltschaften ihren gesetzlich normierten Auftrag aus den 
Augen verlieren und die Verurteilung des Beschuldigten als erstrebenswerteren 
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Ausgang eines Verfahrens ansehen, wenn dieses Ergebnis den Vorstellungen des 
Vorgesetzten entspricht.  

Anthropologische Faktoren wie Voreingenommenheit, Sympathie und Antipa-
thie gegenüber Tatverdächtigen sowie Anpassungszwang und Wille zur Oppor-
tunität sind jedem Verfahren im justiziellen Bereich eigen und nicht vollständig 
eliminierbar.968 Hier kann nur die Stärkung des Selbstverständnisses der Staats-
anwälte und ihre qualifiziertere Ausbildung im kriminaltechnischen Bereich 
Abhilfe schaffen, um sich gegen Weisungen von Vorgesetzten sowie die techni-
sche Übermacht der Polizei zu behaupten. Die Rollenerwartung der Öffentlich-
keit, im Staatsanwalt den Rächer und harten Strafverfolger zu sehen und auch zu 
fordern, ist falsch und muss revidiert werden. In diesem Zusammenhang sind die 
Ansätze, welche durch die EU Kommission in Richtung auf einen unabhängigen 
Staatsanwalt zum Schutz der finanziellen Interessen der EU verfolgt werden, in 
ihrem Umfang zu begrüßen, sofern sie auch Auswirkungen auf andere Delikts-
typen haben werden.969

Dem nationalen Gesetzgeber steht es anheim, gegen die übrigen Faktoren der 
Beeinflussung der Objektivität vorzugehen. Will er sich nicht dem Verdacht 
aussetzen, die Rechte des Einzelnen zugunsten der inneren Sicherheit aufgrund 
der Bedeutung dieses Themas im Wahlkampf zu vernachlässigen, muss er bei 
der Entwicklung der großen Verfahrensreformen auch die des Ermittlungsver-
fahrens einfließen lassen. Anderenfalls wird er langfristig den gleichen Vorwür-
fen ausgesetzt werden, die auch den historischen Regierungen gemacht wurden, 
nämlich eine Staatsanwaltschaft zu unterhalten, die es der Regierung bei Bedarf 
ermöglicht, einen erheblichen Einfluss auf die Strafverfolgung zu nehmen und 
diese Abhängigkeit dadurch zu verstärken, dass der Polizeiapparat immer weiter 
aufgestockt wird, während die Staatsanwaltschaften dem qualitativen und quan-
titativen Anstieg der Delinquenz aufgrund ihrer stagnierenden Ressourcen nicht 
mehr Herr werden und damit zu einer Abhängigkeit in einem zunehmend poli-
zeilichen Ermittlungsverfahren beitragen. 

Um dies zu verhindern und dem Ziel des historischen Gesetzgebers von einem 
objektiven „Wächter des Gesetzes“ zu mehr Beachtung zu verhelfen, müssen 
folgende Punkte bei einer Reform des Ermittlungsverfahrens unter den gelten-

                                           
968 Vgl. auch Bandilla/Hassemer, in: StV 1989, 551 (554). 
969 Kritisch dazu Kempf, in: StV 2003, 128 (129); Radtke, in: GA 2004, 1 (16ff.). 
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den Prozessgrundsätzen, d.h. der Stellung der Staatsanwaltschaft ohne Parteista-
tus, Berücksichtigung finden: 

1.  Das externe Weisungsrecht muss abgeschafft werden. Jeglicher politische 
Einfluss auf die Staatsanwaltschaft würde dadurch vermieden, was dem 
Ansehen der Behörde in der Bevölkerung zum Vorteil gereicht. Die Ein-
heitlichkeit der Strafverfolgung wird bereits durch das interne Weisungs-
recht ausreichend gewährleistet. Die parlamentarische Verantwortlichkeit 
des Justizministers lässt sich durch eine Beschwerdebefugnis aufrechter-
halten.

Das interne Weisungsrecht muss reformiert werden, indem bindende 
Formalien und eine gerichtliche Überprüfbarkeit normiert werden, um die 
Grauzone zwischen bindender Weisung und vermeintlich zwanglosem 
Ratschlag mit faktischer Bindungswirkung zu begrenzen. 

2.  Der Generalstaatsanwalt ist auch in den verbleibenden vier Bundesländern 
nicht mehr als politischer Beamter zu qualifizieren. Eine jederzeitige Ab-
setzbarkeit ohne notwendige Begründung stellt jegliche Souveränität des 
Generalstaatsanwalts in Frage, wodurch gleichsam das Vertrauen in die 
ihm unterstellten und von seinen Weisungen abhängigen Beamten der 
Staatsanwaltschaft erschüttert wird. Die Beibehaltung dieser Institution 
verstärkt den Eindruck, dass die jeweilige Landesregierung ein patentes 
Druckmittel zur Durchsetzung ihrer Rechtspolitik ohne den „Umweg“ ü-
ber ein Gesetzgebungsverfahren aufrechterhalten möchte.

3. Das Verhältnis von Staatsanwaltschaft und Polizei muss normativ klar 
strukturiert werden. An der Stellung der Staatsanwaltschaft als leitungsbe-
fugte Behörde im Ermittlungsverfahren ist festzuhalten. Zu dieser Stel-
lung muss ihr auch ausstattungstechnisch wieder verholfen werden, so 
dass eine bessere kriminaltechnische Ausbildung und die personelle Auf-
stockung zu fordern sind.970 Die Zukunftsprognosen deuten darauf hin, 
dass die klassische Kriminalistik immer stärker durch Methoden der Wis-
senschaft ersetzt wird, so dass auch die Ressourcen der Staatsanwaltschaft 
diesem Trend angepasst werden müssen. Grundlegend muss dafür Sorge 
getragen werden, dass die Polizei ihre Ermittlungen nicht ohne Wissen der 
Staatsanwaltschaft durchführt. Es muss dem jeweiligen Staatsanwalt mög-

                                           
970 Ebenso Schupp, Der Suizid als Regelungsgegenstand der Staatsanwaltschaft, S. 136f. 
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lich sein, während des Verfahrens in die Ermittlungen eingreifen und de-
ren Richtung und Intensität bestimmen zu können. Der gravierendste Fak-
tor zur Beeinträchtigung der Objektivität ist die Entscheidung über die 
Anklageerhebung aufgrund der allein polizeilich geführten Ermittlungser-
gebnisse. Es ist unumgänglich, den Sachbearbeiter der Staatsanwaltschaft 
in die Ermittlungen einzubeziehen, um die entsprechenden Impulse zur 
Erhebung der anklagerelevanten Umstände geben zu können.971 Und nicht 
zuletzt kann der Staatsanwalt nur so seinem Auftrag, die Rechte des Be-
schuldigten im Ermittlungsverfahren zu sichern, gerecht werden, denn der 
Beschuldigte steht als Subjekt des Verfahrens weiterhin im Vordergrund, 
wohingegen die Strafverfolgungszwecke als Ganzes eine Aufgabe des 
Gesetzgebers mit der dafür notwendigen Legitimation des Wählers dar-
stellt.

 Für das Verhältnis zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft allgemein gilt, 
dass beide Institutionen aufeinander angewiesen sind, um ihre Aufgaben 
rechtsstaatlich zu erfüllen. Deshalb sollte die Kooperation zwischen bei-
den Organen weiter intensiviert werden, indem von Seiten der Polizei die 
Bereitschaft geschaffen wird, Staatsanwälte in ihren Tätigkeitsbereich 
Einblick nehmen zu lassen und gemeinsame Fortbildungen zu organisie-
ren. Von Seiten der Staatsanwaltschaft ist es nötig, dass sie ein verlässli-
cher Ansprechpartner der Polizei für verfahrensrelevante Rechtsfragen ist 
und die Ermittlungsbeamten nicht sich selbst überlässt. Zu fordern ist da-
her allgemein eine enge, partnerschaftliche Kooperation unter stärkerer 
Berücksichtigung der jeweiligen Aufgaben, Befugnisse und technischen 
sowie personellen Möglichkeiten. 

 Für die Einzelheiten einer solchen Reform wurden umfangreiche und dis-
kussionswürdige Vorschläge gemacht, wenngleich die meisten Regelun-

                                           
971 Vgl. dagegen Rieß, in: Festschrift für Schäfer, S. 155 (197), der den Einfluss der Staatsanwaltschaft 

auf die Leitung des Ermittlungsverfahrens auf allgemeine Weisungen und Richtlinien beschränken 
will. Danach soll die Staatsanwaltschaft nur noch als Kontrollinstanz für Eingriffsmaßnahmen auf 
Anrufung des Beschuldigten dienen. Dem ist jedoch zu widersprechen, weil der Einfluss der poli-
zeilichen Ermittlungen auf die Anklageentscheidung der Staatsanwaltschaft erheblich ist und eine 
objektive Sichtweise der anklagebegründenden Umstände erschwert. Dieses Problem sieht wohl 
auch Rieß, indem er von der „Schaffung prozessualer Regelungen, durch die die Staatsanwaltschaft 
zu einer kritischen Würdigung des polizeilichen Ermittlungsergebnisses vor ihrer Abschlußverfü-
gung veranlasst werden kann“, spricht. Welche Maßnahmen das sein können, lässt Rieß aber offen. 
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gen in ihrem Umfang noch nicht die notwendigen Zugeständnisse an eine 
erweiterte Teilhabe des Beschuldigten enthalten.972

4.  Die Teilhaberechte des Beschuldigten und seines Verteidigers zu einem 
frühen Zeitpunkt des Verfahrens sind auszubauen. Dies stellt die wirk-
samste Möglichkeit dar, schwer eliminierbare Voreingenommenheiten 
und psychologische Faktoren des Staatsanwalts zu kompensieren, weil die 
Verteidigung des Beschuldigten die Basis für eine kritischere und objekti-
vere Sichtweise der Umstände auch bei ihm bildet.973 Die Kontroll- und 
Schutzfunktion eines Verteidigers wird nicht dadurch überflüssig, dass die 
Strafverfolgungsbehörden zur Objektivität verpflichtet sind, schon gar 
nicht dann, wenn sie dieser Verpflichtung aus verschiedenen Gründen 
nicht mehr ausreichend nachkommen.974 Selbstverständlich müssen Lö-
sungen gefunden werden, die eine effektive Strafverfolgung nicht konter-
karieren. In dieser Hinsicht ist zu erwarten, dass die Effektivität aufgrund 
der frühestmöglichen Einbeziehung des Beschuldigten und der daraus re-
sultierenden umfassenderen Sachverhaltsaufklärung noch gesteigert wer-
den kann.

Die vorgeschlagenen und zum Teil bereits seit langem geforderten Novellierun-
gen reichen teilweise (noch) nicht über Randkorrekturen hinaus. Dies liegt vor 
allem daran, dass großen Reformen im Bereich der Strafverfolgung zunehmend 
faktische Grenzen besonders in Form der mangelnden Finanzierbarkeit der not-
wendigen Ressourcen entgegenstehen. Die rechtliche Position und Aufgaben-
stellung der Staatsanwaltschaft lässt sich nicht unabhängig von der Rolle und 
dem Arbeitsgebiet der Polizei betrachten. Die Anzahl der Delikte und ihre sich 
verschärfende Qualität eilen den Ansätzen zu einer normativen Neuregelung 
voraus und nehmen ihre Ergebnisse mitunter vorweg. Deshalb rückt eine radika-
le Neuorientierung strafprozessualer Grundsätze wieder in den Blickpunkt der 
Überlegungen, bei denen eine „funktionelle Parteistellung“ der Staatsanwalt-
schaft eine Alternative darstellt. Die Auswirkungen einer solchen Parteistellung 
der Staatsanwaltschaft im deutschen Strafverfahren wurden im Rahmen der Un-
                                           
972 Zuletzt Dokumentation: Diskussionsentwurf für eine Reform des Strafverfahrens, in: StV 2004, 

228ff.; Satzger, in: Beilage zu NJW 2004, Heft 27, 17ff.  
973 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (448) weißt zutreffend darauf hin, dass eine Erweiterung der Be-

schuldigtenrechte nur eine Art Kompensation für mangelnde Unvoreingenommenheit oder Selbst-
kritik der Staatsanwaltschaft, nicht aber ein völliger Ersatz für ihre Pflicht aus § 160 Abs. 2 StPO 
sein kann; ebenso Nelles, in: StV 1986, 74; Schünemann, in: ZStW 2002, 1 (43); Baumann, S. 43f.  

974 Krause, in: StV 1984, 169 (174); Bemmann, Arbeitskreis Strafprozeßreform, S. 39. 
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tersuchung lediglich hinsichtlich der Möglichkeit einer Förderung der Objektivi-
tät skizziert. Freilich bedarf es einer weitergehenden Untersuchung der Folgen 
einer Parteistellung für das gesamte Verfahren über das Ermittlungsverfahren 
hinaus. Der Aspekt einer „unparteiischen Partei“ im Gewand der Staatsanwalt-
schaft sollte im Rahmen dieser Untersuchung lediglich als Mosaikstein für eine 
radikale Neubetrachtung des Strafverfahrens dienen. 

Abschließend ist den Staatsanwältinnen und Staatsanwälten zu wünschen, dass 
ihr Selbstverständnis und ihre Rolle im Ermittlungsverfahren im Zuge einer Re-
form normativ derart gefestigt wird, dass Spekulationen über politische Beein-
flussung, Charakterisierungen als „Jagdhunde des Staates“ und ihre übermäßige 
Abhängigkeit von der Polizei jeder Grundlage entbehren und ihnen wieder das 
Vertrauen entgegengebracht werden kann, welches ihre Mitverantwortung an 
der Strafrechtspflege verdient. Dann kann es der Staatsanwaltschaft wieder mög-
lich sein, ihren Pflichten zu genügen, ohne gleichzeitig eine „Verpflichtung zur 
Schizophrenie“ eingehen zu müssen.975

                                           
975 Heghmanns, in: GA 2003, 433 (448). 
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